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Einleitung

Kaum ein Thema hat die Politik, die Öffentlichkeit und die Wissenschaften in den letzten 

Jahren so bewegt wie die facettenreichen Konzepte von bürgerschaftlichem Engagement 

und Zivilgesellschaft. Diese Konjunktur, in Deutschland wie international, hat zwar mehre-

re Ursachen, ist aber vor allem auf aktuelle Gesellschaftsentwicklungen zurückzuführen: 

zunehmende Individualisierung, soziale Desintegration, Verlust sozialer Bindungen, gerin-

ger werdendes Interesse an Politik und das Schwinden der Leistungsfähigkeit traditioneller 

Sozialsysteme. Selbst die gegenwärtige Finanz- und Wirtschaftskrise wird mit dem Engage-

ment in Verbindung gebracht. Noch ist unklar, ob die Menschen durch die Auswirkungen 

stärker zusammenrücken oder sich eher um die eigenen Dinge kümmern werden.

Der Hintergrund der gestiegenen Aufmerksamkeit besteht in einem Paradigmenwechsel. 

Lange Zeit setzte man nur einseitig auf die Kräfte von Markt oder Staat und maß dem 

Engagement der Bürgerinnen und Bürger inner- und außerhalb zivilgesellschaftlicher 

Organisationen keine oder lediglich geringe Bedeutung bei. Angesichts der heute allein 

in Deutschland bestehenden rund 600.000 eingetragenen Vereine, der über 16.000 Stif-

tungen, der zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen in anderen Rechtsformen 

und des Engagements, das in weniger formalisierten Projekten, nachbarschaftlichen 

Initiativen oder auch darüber hinausgehend erfolgt, hat sich dies grundlegend verän-

dert: Die Bereitschaft der Bürger zur Selbstorganisation und ihr finanzieller wie nicht-

materieller Beitrag (Zeit, Energie, Ideen) für gemeinschaftliche und gesellschaftliche 

Belange werden als Ausdruck einer vitalen Zivilgesellschaft und als Grundlage für das 

Funktionieren einer modernen Gesellschaft angesehen. Potenziale sieht man vor allem in 

den demokratisierenden und sozial integrativen Funktionen sowie in den Beiträgen zur 

Wohlfahrtsproduktion bzw. zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur und zur Schaf-

fung von Beschäftigungsmöglichkeiten.

Sollen gute Rahmenbedingungen, effiziente Strukturen sowie erfolgreiche Kooperatio-

nen und Vernetzungen das bürgerschaftliche Engagement nachhaltig fördern, ist solides 

Wissen über das bürgerschaftliche Engagement und das Funktionieren der Zivilgesell-

schaft unerlässlich. Detaillierte Bestandsaufnahmen und statistische Daten sind gefragt, 

denn sie bilden die Wissensbasis für weitere Entwicklungen der Zivilgesellschaft, für 

politische Debatten und daraus resultierende Entscheidungen.

Trotz aller Fortschritte in den letzten Jahren, die sich beispielsweise in den Ergebnissen 

der Enquete-Kommission des Bundestages „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engage-

ments“ aus dem Jahr 2002, in den vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend (BMFSFJ) in Auftrag gegebenen Freiwilligensurveys aus den Jahren 1999 und 

2004 oder in manchen anderen empirischen Erhebungen und wissenschaftlichen Analy-

sen zeigen, wissen wir heute noch immer viel zu wenig über diesen wichtigen Bereich der 

Gesellschaft. Die bisher vorliegenden Befunde zur Entwicklung des bürgerschaftlichen 

Engagements sind uneinheitlich: Während eine Reihe von empirischen Untersuchungen 

ein weiteres Wachstum des Engagements diagnostiziert, berichten einige zivilgesell-

schaftliche Organisationen eher von Stagnation oder zurückgehender Engagement-
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bereitschaft. Das führt auch dazu, dass die wissenschaftlichen und politischen Diskussio-

nen nicht widerspruchsfrei sind. So wird einerseits der Ausbau der Zivilgesellschaft, des 

bürgerschaftlichen Engagements und des sozialen Kapitals als wichtig zur Integration 

und zur Einbeziehung des Einzelnen und von Gruppen in die Gesellschaft angesehen. 

Andererseits wird vor einer Flut von Vereinen und anderer zivilgesellschaftlicher Organi-

sationen gewarnt, da sie auch Zeichen neuer Segmentierung sein können.

Ebenfalls nicht unumstritten sind die Wirkungen von Gesetzgebungen der letzten Jahre 

zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement. Durch 

steuerliche Maßnahmen werden hier häufig finanzielle Anreize für Spenden, Stiftungen 

oder ausgewählte Formen des Engagements in den Vordergrund gerückt. Eine damit 

einhergehende verstärkte Monetarisierung des Engagements kann nachhaltig zu einer 

Verstärkung der Ungleichheit und zu Veränderungen der Werte und Motive des Engage-

ments führen.

Eine wissenschaftliche Begleitung ist daher für die politische Gestaltung von guten Rah-

menbedingungen für bürgerschaftliches Engagement und effiziente Strukturen der 

Zivilgesellschaft unerlässlich. Sie ist deshalb besonders wichtig, weil das bürgerschaftliche 

Engagement sich durch eine starke Heterogenität und eine hohe Dynamik auszeichnet. 

Heterogen ist das bürgerschaftliche Engagement insofern, als es in allen gesellschaft

lichen Bereichen – vom Sport über den sozialen Bereich, Bildung, Religion bis zu Gesund-

heit, Umwelt oder Familie – in unterschiedlichen Facetten zu finden ist. Dynamisch ist es, 

da es sich ständig in Bewegung, Veränderung und Entwicklung befindet. Dies spiegelt sich 

u. a. in dem unterschiedlichen Zuspruch wider, den einzelne Engagementfelder erhalten: 

Während manche Bereiche wie Freizeit und Kultur eine starke Kontinuität im bürger-

schaftlichen Engagement aufweisen, haben andere Bereiche, z. B. die Umwelt, in manchen 

Zeiten Konjunkturen erfahren und sind heute nicht mehr so gefragt. Stattdessen zeichnen 

sich verstärkter Zuspruch, Aufwärtstrends und neue Wachstumsfelder des Engagements 

dort ab, wo besondere gesellschaftliche Problemlagen vorhanden und innovative Lösun-

gen erforderlich sind.

Neben den bereichsbezogenen Veränderungen vollziehen sich bestimmte Entwicklun-

gen der Engagementformen. Engagement wird einerseits häufig in seiner Verantwor-

tung, der erforderlichen Regelmäßigkeit und Qualifikation der Erwerbsarbeit immer 

ähnlicher; andererseits wird es durch die Präferenz auf zeitlich begrenzte Aktivitäten und 

Projektbezogenheit immer weniger verlässlich und beständig. Darüber hinaus ist mit 

Veränderungen von Engagementformen auch der organisationale Kontext angespro-

chen. Zu klären ist dabei, inwiefern sich informelle Tätigkeiten von jenen des Engage-

ments abgrenzen und inwieweit die Grenzen zwischen dem formellen und informellen 

Bereich verwischt werden.

Wichtige Informationen über das bürgerschaftliche Engagement in Deutschland wird 

der vom BMFSFJ in Auftrag gegebene dritte Freiwilligensurvey liefern, dessen Erhebung 

2009 durchgeführt wird. Aussagekräftige statistische Daten werden auch von dem im 

April 2008 ins Leben gerufenen Projekt „Zivilgesellschaft in Zahlen“ erwartet. Das vom 
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Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, der Fritz Thyssen Stiftung und der Bertels-

mann Stiftung gemeinsam initiierte Projekt soll ein Berichtssystem zu Eckpunkten des 

Dritten Sektors in die deutsche amtliche Statistik integrieren. Mit diesem Projekt sind 

Grundlagen zu schaffen, um verschiedene statistische Dimensionen – rechtliche Einhei-

ten, sektorale Strukturen, monetäre und nichtmonetäre Ströme – auf eine gesicherte und 

langfristige empirische Basis zu stellen. Ziel ist es, mittelfristig ein Satellitensystem zur 

volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu etablieren, das künftig verlässliche Zahlen 

zum Dritten Sektor bereitstellt.

Der Experten-„Bericht zur Lage und zu den Perspektiven des bürgerschaftlichen Engage-

ments in Deutschland“ wählt einen anderen Ausgangspunkt. Dieser Bericht, der im Rah-

men der Initiative ZivilEngagement „Miteinander – Füreinander“ erstellt wird, verfolgt 

nicht nur das Ziel, einen Überblick über den gegenwärtigen Stand des Engagements zu 

geben, sondern er möchte gleichzeitig auf vorhandene Probleme und deren Lösung 

hinweisen. Somit ist er als Vorläufer eines wissenschaftlichen Berichts zu sehen, mit des-

sen regelmäßiger Erstellung – einmal pro Legislaturperiode – der Deutsche Bundestag die 

Bundesregierung beauftragt hat (vgl. Deutscher Bundestag 2009).

Der vorliegende Bericht hat drei Ziele:

I  �Erstens soll der Ist-Zustand bilanziert und damit ein Überblick über die Entwicklung 

und gegenwärtige Situation des Engagements in Deutschland gegeben werden. Ein 

besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf der Darstellung des Engagements im Kontext 

der Familie, denn dieses Themenfeld stand bislang nicht im Blickpunkt der Engage-

mentforschung. Der Bericht geht speziell auf Fragen ein, welchen Beitrag das Engage-

ment unter den Bedingungen des demografischen Wandels leisten kann und wie die 

Rahmenbedingungen für Engagement zu verbessern sind. Es wird untersucht, ob die 

Zahl der engagierten Bürgerinnen und Bürger zu- oder abnimmt und inwiefern sich das 

Engagement über die Zeit in andere Bereiche verlagert.

I  �Zweitens sind zukünftige Aufgabenfelder, allgemeine Entwicklungstrends und -poten-

ziale des bürgerschaftlichen Engagements aufzuzeigen.

I  �Drittens will der Bericht Handlungsempfehlungen für Politik, Wirtschaft, Zivilgesell-

schaft und die künftige Forschung zum Engagement entwickeln.

Entsprechend den Zielstellungen gliedert sich der Bericht in fünf Kapitel. Im ersten Kapitel 

– „Ausgangspunkte und methodische Grundlagen“ – wird auf die gesellschaftlichen Verän-

derungen eingegangen, die dem bürgerschaftlichen Engagement eine hohe Aktua- 

lität verleihen. Gleichzeitig werden die unterschiedlichen Kontexte und Aufgabenbereiche 

erörtert, in denen an das Engagement besondere Erwartungen gestellt werden. Schließlich 

vermittelt dieses Kapitel einen Überblick zur Herangehensweise, zu den einbezogenen 

empirischen Untersuchungen und zu vorhandenen methodischen Problemen.

Das zweite Kapitel – „Struktur und Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements“ – 

betrachtet einerseits das individuelle Engagement und andererseits den Bereich der 

zivilgesellschaftlichen Organisationen als wichtigen infrastrukturellen Rahmen. Die 

differenzierten Analysen nach Engagementbereichen und -formen, sozioökonomischen 
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und demografischen Merkmalen sowie nach unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen 

Organisationen verdeutlichen die starke Heterogenität und Differenziertheit des Engage-

ments. Wichtige Aspekte sind dabei Vereinbarkeitsproblematiken von Beruf, Familie und 

Engagement, das Verhältnis von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Engagement 

sowie Fragen der künftigen Engagemententwicklung.

Das dritte Kapitel – „Engagement im Kontext von Familie und familiennahen Unterstüt-

zungsformen“ – konzentriert sich auf die Zusammenhänge zwischen Familien und Enga-

gement in den Feldern Fürsorge und Pflege. Im Mittelpunkt stehen dabei die jeweils 

vorhandenen Engagementleistungen hinsichtlich Umfang und inhaltlicher Ausrichtung. 

Ausgangspunkt ist die Ermittlung konkreter Bedarfe und Problemlagen von Familien 

und älteren Menschen. Neben Analysen zu den familienunterstützenden Angeboten, die 

an zivilgesellschaftliche Organisationen gebunden sind, wird das informelle Engage-

ment, das durch Nachbarn, Freunde und Bekannte geleistet wird, in diesem Kapitel 

besonders berücksichtigt. Zugleich wird Familie als wichtige Ressource für den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt betrachtet.

Das vierte Kapitel – „Engagementpolitik“ – untersucht den aktuellen Stand der Engage-

mentpolitik auf den föderalen Ebenen von Bund, Ländern und Kommunen und entwi-

ckelt Vorschläge und Handlungsempfehlungen für die Akteure in diesem Politikfeld: 

Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft. Die Grundlagen bilden die im zweiten Kapitel heraus-

gearbeiteten Tendenzen und die Lage des Engagements sowie die Ergebnisse des dritten 

Kapitels zum Engagement im Kontext von Familie.

Im abschließenden fünften Kapitel – „Forschung für künftige Engagementberichterstat-

tung“ – wird aufgezeigt, wie derzeit noch vorhandene Defizite an empirischen Daten zu 

beheben sind und wie eine künftige Forschungsinfrastruktur aussehen soll.

Die vorliegenden Ergebnisse machen zugleich deutlich, dass gegenwärtig noch beträcht-

liche Lücken und Defizite hinsichtlich des Wissens und der Daten zum bürgerschaftli-

chen Engagement bestehen. Sie beeinträchtigen die Zeichnung eines konturenscharfen 

und differenzierten Bildes des Engagements. Eine verbesserte und belastbare Datenbasis 

und eine regelmäßige Berichterstattung können dazu beitragen, Anstöße dafür zu 

geben, dass die Potenziale des bürgerschaftlichen Engagements und der Zivilgesellschaft 

noch erfolgreicher genutzt werden.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozial-

forschung haben vorhandene Analysen zusammengetragen, um die Vielfalt und die 

Wirkung des Engagements zu untersuchen. Dieser Bericht ist in vergleichsweise kurzer 

Zeit entstanden. Durch eine kleine Projektgruppe – zu der Mareike Alscher, Anna Lena 

Bartels, Dietmar Dathe, Eckhard Priller, Eric Scholz, Rudolf Speth und Angelika Zierer-

Kuhnle gehören – wurde das entsprechende Material seit Mai 2008 gesichtet und analy-

siert. Außerdem konnte ein Netzwerk kooperierender Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler aufgebaut werden, um entsprechende Expertisen in den Bericht einfließen zu 

lassen (vgl. Anhang 1). Es zeigte sich, dass durchaus kontroverse Auffassungen vorhanden 
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sind, die eine Erstellung allgemein akzeptierter Positionen erschweren. Für die Bereitstel-

lung des Expertenwissens, die Diskussionen in Workshops und die zahlreichen Einzelge-

spräche, die uns sehr geholfen haben, bedanken wir uns bei allen Beteiligten herzlich.1

Unser besonderer Dank gilt dem BMFSFJ, durch dessen Förderung und Unterstützung 

dieser Bericht entstehen konnte.

1  Die Expertisen werden voraussichtlich im zweiten Halbjahr 2009 allgemein zugänglich gemacht.
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I.
Ausgangspunkte und  
methodische Grundlagen

1.1   Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft:  
Neubestimmung von Verantwortungsbalancen

Wenn es um die Zukunftsfähigkeit Deutschlands geht, finden zumeist jene Bereiche beson-

dere Beachtung, die durch defizitäre Entwicklungen und spezielle Problemlagen gekenn-

zeichnet sind. Aufmerksamkeit verdienen jedoch auch jene Gebiete, deren aktuelle Situa-

tion nicht durch Krisen bestimmt ist und die sich in den letzten Jahren durchaus erfolgreich 

entwickelt haben, beispielsweise bürgerschaftliches Engagement und Zivilgesellschaft. 

Diese sind bei der Erörterung der Funktions- und Zukunftsfähigkeit Deutschlands in zwei-

facher Hinsicht bedeutsam: Zum einen geht es um die Wahrung und Sicherung des bisher 

Erreichten; zum anderen sind durch Innovationen und neue Lösungsansätze weitere 

Ressourcen und Potenziale für Wohlfahrt und gesellschaftlichen Fortschritt zu erschließen.

Im Unterschied zu anderen Gesellschaftsbereichen fallen die Einschätzungen und Analy-

sen zum bürgerschaftlichen Engagement und zur Zivilgesellschaft vorwiegend positiv 

aus (vgl. Enquete-Kommission 2002; Reimer 2006). Dass sich diese beiden Themen zurzeit 

hoher Aufmerksamkeit erfreuen, ist nicht zuletzt auf die Zunahme von zivilgesellschaft-

lichen Organisationen und ein Anwachsen des Engagements der Bürgerinnen und Bür-

ger zurückzuführen. Zu Recht lässt sich daher feststellen, dass die Entwicklung des bür-

gerschaftlichen Engagements und der Ausbau der Zivilgesellschaft in den vergangenen 

Jahren die deutsche Gesellschaft in einem hohen Maße mitgestaltet haben.

Unter bürgerschaftlichem Engagement wird in der Regel ein individuelles Handeln 

verstanden, das sich durch Freiwilligkeit, fehlende persönliche materielle Gewinnabsicht 

und eine Ausrichtung auf das Gemeinwohl auszeichnet (vgl. United Nations 1999: 2; 

Heinze/Olk 2001; Beher et al. 2000; Zimmer/Närlich 2000; Klages/Gensicke 1997). Betont 

wird darüber hinaus das Stattfinden dieser Tätigkeit im öffentlichen Raum, um vor allem 

Teilhabe, Transparenz, Verantwortung und Dialog durch Öffentlichkeit zu sichern 

(Enquete-Kommission 2002: 57). Die Gemeinwohlorientierung schließt einen individuel-

len Nutzen in Form der Aneignung von Wissen und Kompetenz, das Knüpfen und die 

Pflege sozialer Beziehungen oder andere ideelle Erträge nicht aus. Wesentliches Merk-

mal des Engagements ist, dass es durch gesellschaftliche Verantwortung mit unterschied-

licher Reichweite – vom internationalen humanitären Einsatz bis hin zu alltäglichen 

Unterstützungs- und Hilfeleistungen – geprägt wird.
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Der Begriff des bürgerschaftlichen Engagements wird in der politischen und wissen-

schaftlichen Diskussion in der Regel sehr eng mit Kontexten der politischen Partizipation, 

Demokratiewahrnehmung und -stärkung verbunden. Das Engagement wird dabei häu-

fig darauf reduziert, dass es in zivilgesellschaftliche Organisationen oder staatliche Insti-

tutionen eingebettet ist (vgl. ebd.). Inwiefern eine solche Engführung unter dem Gesichts-

punkt ausreicht, dass durch das alltägliche Engagement bestimmte wohlfahrtsrelevante 

Produkte und Leistungen erbracht werden, ist eine noch offene Frage.

Neben einem politischen, sozialen, kulturellen oder auf Geselligkeit ausgerichteten 

Engagement gibt es zahlreiche informelle Tätigkeiten, die in Formen des nichtorganisier-

ten Engagements realisiert werden. Gemeint sind hier Tätigkeiten, die im Sinne einer 

umfassenden Gemeinnützigkeit von Individuum zu Individuum anzutreffen sind. Sie 

werden außerhalb der Kernfamilie (Eltern mit Kindern) im Rahmen von Netzwerken 

geleistet, die aus Nachbarn, Freunden und Verwandten bestehen. In den meisten Unter-

suchungen sind diese Aktivitäten nicht oder undifferenziert erfasst – und werden deshalb 

in ihrem Ausmaß und ihren gesellschaftlichen Wirkungen unterschätzt. Bereits die 

Enquete-Kommission betonte die Bedeutung dieses Bereichs, ging aber nicht intensiver 

auf ihn ein (vgl. ebd.: 65).

Bürgerschaftliches Engagement muss in der Entwicklung der Zivilgesellschaft dynamisch 

und offen gegenüber Veränderungen sein. Unter den Gesichtspunkten der Sicherung von 

Qualitätsstandards und einer Ausrichtung auf Nachhaltigkeit wird beispielsweise im 

„baden-württembergischen Weg“ eine Reihe von Merkmalen hervorgehoben, die 

bestimmte Wandlungen und neue Akzentsetzungen verdeutlichen. Bürgerschaftliches 

Engagement zeichnet sich demnach dadurch aus, dass es „unterschiedliche Strukturen 

verbindet, Kooperationen sucht, Netzwerke schafft und offen für neue Zusammenhänge 

ist“ (Hoch et al. 2007: 242). Gleichzeitig wird auf für das bürgerschaftliche Engagement 

geltende Prinzipien verwiesen, die es als unentgeltlich und freiwillig kennzeichnen. Enga-

gement beinhaltet demnach weiterhin die echte Mitbestimmung bei Entscheidungen, es 

ist keine spontan abrufbare Ressource und darf nicht als selbstverständlicher Bestandteil 

professioneller Hilfesysteme angesehen werden (vgl. ebd.). Indem das Ineinandergreifen 

von unterschiedlichen Akteuren, Instrumenten und Netzwerken eine wichtige Rolle spielt, 

ist das Engagement fest in den Kontext der Zivilgesellschaft eingebunden.

Für den Begriff der Zivilgesellschaft sind verschiedene Umschreibungen und Definitio-

nen gebräuchlich. Eine verbreitete handlungslogische Definition, die eine enge Verbin-

dung zum bürgerschaftlichen Engagement herstellt, betont vier Aspekte (vgl. Kocka 

2003; Gosewinkel et al. 2004: 11): Neben Selbstorganisation und Selbstständigkeit (1) zielt 

Zivilgesellschaft auf das Handeln im öffentlichen Raum: auf den Austausch, den Diskurs, 

die Verständigung und auch auf den Konflikt (2). Zivilgesellschaft schließt zwar Konflikte 

und Proteste nicht aus, beinhaltet aber zugleich ein friedliches und gewaltfreies Handeln 

(3). Es ist schließlich ein Handeln, das über jeweils eigene spezifische und partikulare 

Interessen hinaus das allgemeine Wohl berücksichtigt (4).

In diesem Sinne werden Zivilität und ziviles Verhalten als zentrale Merkmale der Zivil

gesellschaft verstanden (vgl. Evers 2009). Toleranz, Respekt, Gewaltfreiheit, Sensibilität 
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für die Anliegen anderer und Öffentlichkeit sind in dieser Hinsicht wichtige Orientie-

rungsmarken ziviler Verhaltensweisen.

Neben dem handlungslogischen Ansatz ist auch eine bereichslogische Umschreibung für 

Zivilgesellschaft, die den Fokus auf die zivilgesellschaftlichen Organisationen richtet, von 

besonderer Bedeutung. Zivilgesellschaft wird dabei vor allem als Selbstorganisation von 

Bürgerinnen und Bürgern und als deren freiwilliges Engagement in einer Vielzahl von 

Organisationsformen, z. B. in Vereinen, Verbänden, Initiativen oder Stiftungen, definiert. 

Diese Organisationen sind durch ihre gemeinnützige Ausrichtung und gleichzeitige 

organisatorische Unabhängigkeit vom Staat gekennzeichnet. Sie werden als institutionel-

ler Kern oder Infrastruktur der Zivilgesellschaft angesehen und häufig – in Abgrenzung 

zu Staat, Markt und Familie – unter dem Begriff „Dritter Sektor“ zusammengefasst (vgl. 

Anheier et al. 2000).

Die zivilgesellschaftlichen Organisationen bilden also jenen gesellschaftlichen Bereich, 

der zwischen den Polen Markt, Staat und Familie angesiedelt ist. Sie sind durch eine for-

male Struktur, organisatorische Unabhängigkeit vom Staat, eigenständige Verwaltung, 

gemeinnützige Ausrichtung und freiwilliges Engagement gekennzeichnet. Als Vereine, 

Verbände, Stiftungen, gemeinnützige GmbHs oder Genossenschaften sind sie in ihrer 

Gesamtheit unentbehrlich für das Funktionieren der deutschen Gesellschaft geworden; 

heute wird von ihnen erwartet, dass sie wesentliche Beiträge zur Lösung aktueller gesell-

schaftlicher Probleme leisten. Bedingt durch das Subsidiaritätsprinzip sind enge Verbin-

dungen zwischen den zivilgesellschaftlichen Organisationen und dem Staat entstanden.

Die unterschiedlichen Definitionsansätze machen deutlich, dass wir es beim bürger-

schaftlichen Engagement mit einer noch fehlenden begrifflichen Eindeutigkeit zu tun 

haben. In dem vorliegenden Bericht verwenden wir den Begriff des bürgerschaftlichen 

Engagements in einem erweiterten Sinne: Neben dem politischen Verständnis von Enga-

gement werden die Wohlfahrt und Lebensqualität fördernden Dimensionen des Engage-

ments berücksichtigt. In dieser Hinsicht hat das informelle Engagement, das außerhalb 

von Organisationen stattfindet, einen besonderen Stellenwert. Auf der empirischen 

Ebene handelt es sich dabei vor allem um Netzwerke aus Nachbarn, Freunden und 

Bekannten. Gleichzeitig werden die Organisationen als Infrastruktur für das formelle 

bürgerschaftliche Engagement in die Betrachtungen miteinbezogen.

Dieses erweiterte Verständnis von bürgerschaftlichem Engagement muss letztlich auch 

zu Überlegungen hinsichtlich der Zweckmäßigkeit und Treffgenauigkeit dieses Begriffs 

führen. Durch eine Ausweitung der Engagementbereiche, der Organisations- und Enga-

gementformen wird der Begriff zunehmend unscharf. Letztlich führt dies zu Überlegun-

gen einer neuen Begrifflichkeit. International setzt sich zunehmend der Begriff „civic 

engagement“ – Zivilengagement – durch.

Bislang ist es noch nicht gelungen, das Konzept des bürgerschaftlichen Engagements 

und der Zivilgesellschaft in Deutschland zu einer Leitidee der Politik und des Regierungs-

handelns zu machen (vgl. Dettling 2009). Allerdings wird bürgerschaftliches Engage-
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ment inzwischen als ein eigenständig zu entwickelndes Politikfeld2 betrachtet, wie u. a. 

die „Initiative ZivilEngagement“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend zeigt. Dieses Programm unter der Überschrift „Miteinander – Füreinander“ 

zielt darauf ab, die Rahmenbedingungen für Eigeninitiative zu verbessern und die Wert-

schätzung bürgerschaftlichen Engagements in der Öffentlichkeit zu erhöhen.

Für die Entwicklung hin zu einem neuen Politikfeld Engagement gibt es zahlreiche positi-

ve Belege (vgl. Olk et al. 2009). Auf Bundesebene hat der Deutsche Bundestag mit der 

Einsetzung der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ in 

der 14. Legislaturperiode ein wichtiges Signal gesetzt. Der Unterausschuss „Bürgerschaft-

liches Engagement“ begleitet seit 2003 die Gesetzgebung des Parlaments zu diesem 

Politikbereich. Im Familienministerium wurde mit einer Fülle von Modellprogrammen 

und mit Unterstützung von Forschungsprogrammen der Bedeutung des Themas für den 

Gesetzgeber Rechnung getragen. Auf Länderebene wurden von allen Landesregierungen 

Koordinationsstellen eingerichtet und von einigen Landesnetzwerke etabliert. Auch die 

Kommunen haben die Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements für sich entdeckt 

und fördern Infrastruktureinrichtungen, das Engagement in Schulen und kommunalen 

Einrichtungen sowie die Teilhabe der Bürger an kommunalen politischen Entscheidun-

gen (vgl. Bogumil/Holtkamp 2006; Lübking et al. 2005).

Allerdings stellt bürgerschaftliches Engagement in Deutschland noch kein Politikfeld im 

üblichen Sinne dar, denn es ist nicht wie andere Bereiche, z. B. Forschung oder Umwelt, 

durch fest abgegrenzte institutionelle Zuständigkeiten oder eine eigenständige Instituti-

on vertreten, die klare Strukturen und Aufgabenzuordnungen schaffen. Hinzu kommt, 

dass bürgerschaftliches Engagement vorwiegend im lokalen Raum stattfindet und sich 

deshalb einer zentralen staatlichen Steuerung weitgehend entzieht. Zu seinen Besonder-

heiten gehört auch das Zusammenwirken verschiedener Akteure, nämlich Staat, Wirt-

schaft und Zivilgesellschaft. Diese Akteure müssen sich immer wieder auf gemeinsame 

Problemsichten einigen und den Umfang und das Ausmaß staatlicher oder nichtstaatli-

cher Regulierung aushandeln. Engagementpolitik zeichnet sich demzufolge dadurch 

aus, dass Individuen, Verbände, private Organisationen und Unternehmen, öffentliche 

Organisationen und staatliche Akteure gleichberechtigt oder hierarchisch in sehr ver-

schiedenen Akteurskonstellationen und Netzwerken zusammenarbeiten.

Grundlage und Antrieb sind neue Problemlagen, die durch den gesellschaftlichen Wan-

del erzeugt wurden, und Bedarfe, die mit den herkömmlichen, staatlich geprägten Poli-

tikformen nur bedingt zu lösen sind. Veränderungen in den Arbeits- und Lebensbedin-

gungen, der demografische Wandel, die Pluralisierung von Lebensstilen, die Auflösung 

bzw. das Zerbrechen traditioneller sozialer Netze von gewachsenen Nachbarschafts- und 

2  ��Mit dem Begriff Politikfeld wird ein Gegenstandsbereich bezeichnet, der durch Akteure, Institutionen, ein 
gemeinsames symbolisches Bezugssystem mit verbindenden Problemsichten sowie durch Regel- und Ord-
nungsstrukturen und verbindliche Entscheidungen, die meist von staatlichen Akteuren ausgehen, konsti
tuiert wird. Die Etablierung eines Politikfeldes ist das Ergebnis gesellschaftlicher Entwicklungen und politi-
scher Entscheidungen, mit denen anerkannt wird, dass ein bestimmter Bereich der Gesellschaft besonders 
wichtig ist und der Regulierung, der Förderung und des Schutzes bedarf. Ein Politikfeld ist durch die Gesamt-
heit von Beziehungsstrukturen gekennzeichnet, mit denen ein Interaktionszusammenhang inhaltlicher, 
symbolischer und institutioneller Art gebildet wird. Damit etabliert sich in diesem Feld ein Politiknetzwerk, 
das es erlaubt, dieses Politikfeld von anderen abzugrenzen.
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Stadtteilstrukturen, die Veränderungen in den Familienstrukturen oder der verstärkte 

Druck auf Unternehmen, die nach ihren Beziehungen zu ihrem gesellschaftlichen 

Umfeld gefragt werden, erfordern innovative Lösungen und nicht zuletzt ein neues 

Verhältnis und Zusammenwirken von Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft.

Das Verhältnis von Staat und Zivilgesellschaft zeichnet sich durch einen Trend in Rich-

tung Koproduktion von Staatlichkeit aus. Die Elemente von Staatlichkeit – Entscheidungs-

kompetenz, Organisationskompetenz und Letztverantwortung – verbleiben dabei nicht 

mehr ausschließlich beim Staat, sondern gehen teilweise an private Akteure über, zu 

denen auch die Zivilgesellschaft gehört. Privatisierung und Koproduktion sind Formen 

der Produktion von öffentlichen Gütern, für die der Staat zwar die Letztverantwortung 

übernimmt, die Herstellung aber in die Organisationskompetenz der Zivilgesellschaft 

gibt. Für das Zusammenwirken der unterschiedlichen Handlungskompetenzen sind 

entsprechende Governancestrukturen zu schaffen, in denen die erforderlichen Koordi-

nierungsleistungen erbracht werden (vgl. Schuppert 2008).

In der Beziehung zwischen Wirtschaft und Zivilgesellschaft sind die Unternehmen gefor-

dert, gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen, die ein fester Bestandteil der 

Unternehmenspolitik sein muss. Neue Impulse zur Rolle von Unternehmen in der Gesell-

schaft sind in Deutschland durchaus notwendig. So können Unternehmen gerade in ihrer 

Umgebung Sportvereine, kulturelle Projekte und soziale Einrichtungen durch Spenden, 

Patenschaften und tatkräftige Hilfe fördern. Sie leisten durch die Unterstützung des 

bürgerschaftlichen Engagements ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie durch 

die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisationen einen wichtigen Beitrag 

zur Stärkung der Zivilgesellschaft. Grundsätzlich liegt bereits bei den Unternehmen eine 

hohe Engagementbereitschaft vor (vgl. Expertise zze/Wegner).

Doch gesellschaftliche und ökonomische Veränderungen erzeugen aus sich heraus nicht 

automatisch die Einsicht für die Notwendigkeit eines neuen Politikfeldes. Die Problem

lagen müssen sich nicht nur als drängend erweisen, sondern bedürfen auch der Akteure, 

die Lösungsstrategien entwickeln und sie auf die politische Agenda bringen. Dazu ge- 

hört, dass man den Wert des bürgerschaftlichen Engagements für die Bewältigung aktu-

eller Problemlagen erkennt und es zum Teil eines neuen politischen Konzepts macht, mit 

dem auf die aktuellen gesellschaftlichen Bedürfnisse und Herausforderungen reagiert 

wird. Erst dann, wenn bürgerschaftliches Engagement hier als Quelle sozialer Innovatio-

nen3 wahrgenommen wird, steigt seine Bedeutung im öffentlichen Diskurs.

Der Staat ist nicht der einzige Garant für soziale Innovationen. Viele andere Organisatio-

nen, vor allem auch aus der Zivilgesellschaft, tragen heute dazu bei, dass soziale Proble-

me gelöst und öffentliche Güter bereitgestellt werden. So greifen Stiftungen Themen auf 

und fördern Forschungsrichtungen; Bürgerstiftungen verschaffen Stadtteilen und Regio-

3  �Soziale Innovationen sind neue Wege, um Ziele zu erreichen. Es sind, so Wolfgang Zapf (1989), vor allem neue 
Organisationsformen, neue Regulierungen und neue Lebensstile, die die Richtung des sozialen Wandels 
verändern, Probleme besser zu lösen vermögen als frühere Praktiken und die es deshalb wert sind, nach
geahmt und institutionalisiert zu werden. Soziale Innovationen stiften Nutzen im weitesten Sinne und 
erhöhen die gesellschaftliche Produktivität. Die Zivilgesellschaft und das bürgerschaftliche Engagement 
bieten mit den zahlreichen konkreten Formen vielfältige Möglichkeiten für soziale Innovationen.
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nen neuen Zusammenhalt; Senioreninitiativen mobilisieren Wissen und wertvolles 

Know-how von älteren und alten Menschen; neuartige Beteiligungsformen helfen bei der 

Sanierung von Stadtteilen; zivilgesellschaftliche Organisationen bekämpfen Korruption; 

soziale Bewegungen verschaffen vernachlässigten Themen und gesellschaftlichen 

Bedürfnissen erneut Aufmerksamkeit; lokale Bündnisse bemühen sich um ein familien-

freundliches Klima.

Auch bei der Einübung von demokratischen Werthaltungen, bei der Eröffnung von 

Mitgestaltungsmöglichkeiten und der Artikulation von Protest (z. B. bei Menschenrechts-

verletzungen, hinsichtlich der Interessen künftiger Generationen, beim Natur-, Umwelt- 

und Datenschutz) kommt solchen Organisationen eine unersetzliche Funktion zu. Denn 

sie schaffen die zusammenhaltenden Kräfte in einer vielfältiger werdenden Gesellschaft 

immer wieder neu – und sie tragen damit auch zur Integration von Migrantinnen und 

Migranten in einer Einwanderergesellschaft bei. Nicht zuletzt stellt dieser Bereich, der 

auch mit dem Adjektiv „nonprofit“ versehen oder im europäischen Kontext auch als 

„Sozialwirtschaft“ (Birkhölzer 2005: 71) verstanden wird, einen zunehmend größer wer-

denden Teil der Arbeitsplätze und des Bruttosozialprodukts.

Indes darf man sich von solchen positiven Entwicklungen nicht täuschen lassen. Es enga-

giert sich zwar eine beachtliche Zahl von Bürgerinnen und Bürgern, doch ebenso deut-

lich vernehmbar sind z. B. Klagen von Organisationen über fehlenden Nachwuchs, 

Zeitprobleme bei den Engagierten angesichts von Veränderungen in der Arbeitswelt 

oder mangelnde finanzielle Ressourcen von Vereinen, Selbsthilfegruppen und Engage-

mentbörsen. Trotz dieser Klagen werden in das bürgerschaftliche Engagement allseits 

hohe Erwartungen gesetzt: Zunächst soll es einen substanziellen Beitrag zu zahlreichen 

drängenden gesellschaftlichen Problemen liefern. Und es soll helfen, beispielsweise 

Integrationsprobleme zu bewältigen, Betreuung und Pflege sicherzustellen, das kulturel-

le Angebot zu erweitern, für ausreichende Sportgelegenheiten zu sorgen oder Familien 

bei der Bewältigung ihrer vielfältigen Aufgaben zu unterstützen. Der Eindruck der Über-

forderung des bürgerschaftlichen Engagements ist nicht von der Hand zu weisen.

Das Engagement der Bürger ist daher auf förderliche Rahmenbedingungen angewiesen. 

Mit Geld, Gesetzen und Anerkennung kann man zwar Anreize setzen und Unterstützung 

bereitstellen, nicht aber Engagement als solches schaffen. Denn der Staat kann zivilgesell-

schaftliches Engagement weder verordnen noch selbst hervorbringen, sondern lediglich 

unterstützen und erleichtern. Wenn er dies mit Geld und Gesetzen zu umfangreich tut, 

besteht die Gefahr, dass die Zivilgesellschaft zu einem Instrument des Staates wird (vgl. 

Böckenförde 1976: 60). Zivilgesellschaftliche Organisationen können dann bürokrati-

schen Strukturen unterworfen und zu sog. Vorfeldorganisationen des Staates, einzelner 

Ministerien und anderer staatlicher Einrichtungen werden. Aus diesem Grund beobach-

ten viele Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen die stärkere staatliche Inan-

spruchnahme mit Skepsis (vgl. Nährlich 2008). Einer solchen stärkeren Inanspruchnahme 

durch den Staat stellen die Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen deshalb ihre 

Auffassung von Zivilgesellschaft gegenüber, wonach dieser Bereich frei von staatlicher 

Bevormundung sein soll.
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Dementsprechend sollten zivilgesellschaftliche Akteure zwar mit der Leistungserbrin-

gung für die Daseinsvorsorge betraut, aber nicht als „nachgeordnete Behörden“ der staat-

lichen Logik unterworfen werden. Im Gegenteil: Sie benötigen vielmehr Handlungsspiel-

raum und Finanzautonomie. Im Gegenzug wiederum wird von der Zivilgesellschaft ein 

höheres Maß an Selbststeuerung erwartet. Engagementpolitik zu betreiben sollte im 

besten Sinne bedeuten, dass der Staat mittels Gesetz, Geld und Publizität lediglich Anreiz- 

und Gelegenheitsstrukturen schafft, die individuelles Engagement ermöglichen und 

zivilgesellschaftliche Organisationen stärken (vgl. Klie/Ross 2005; Evers/Olk 1996). Not-

wendig ist ein zwischen Staat, Wirtschaft und zivilgesellschaftlichen Organisationen 

synergetisches und kooperatives Verhältnis, das von aktiven Bürgerinnen und Bürgern 

getragen wird. Leitlinien hierfür sind Beteiligung, Selbstorganisation und Mitgestaltung.

1.2  �Bürgerschaftliches Engagement und Zivilgesellschaft  
in unterschiedlichen Kontexten

Dem bürgerschaftlichen Engagement und der Zivilgesellschaft wird eine ausgeprägte 

Multifunktionalität zugewiesen. Bei den zivilgesellschaftlichen Organisationen leitet sich 

diese bereits aus der starken Heterogenität ihrer Rechtsformen, den Unterschieden in der 

Größe sowie dem breiten Tätigkeits- und Wirkungsspektrum ab (vgl. Zimmer/Priller 2007: 

20ff.; Priller 2008: 301ff.). So sind internationale Hilfsorganisationen, nationale Wohl-

fahrtsverbände, lokale Kulturvereine oder Bürgerinitiativen als zivilgesellschaftliche 

Organisationen immer auch auf die Wahrnehmung unterschiedlicher Funktionen ausge-

legt; die lokale Bürgerinitiative beispielsweise bewegt sich in einem anderen Wirkungs-

kreis als eine global agierende Menschenrechtsorganisation. Entsprechend gestaltet sich 

auch das Engagement sowohl in den einzelnen Organisationen als auch in den nichtorga-

nisierten Formen sehr unterschiedlich. Hinsichtlich der Multifunktionalität werden vor 

allem die Beiträge zur Stärkung der Demokratie, bei der Sicherung und Gewährleistung 

sozialer Integration, bei der allgemeinen Werte- und Normenbildung, aber auch im 

Rahmen der Wohlfahrtsproduktion, der Realisierung sozialpolitischer Aufgaben sowie 

bei der Lösung arbeitsmarktpolitischer Fragen hervorgehoben. Einzelne wissenschaftli-

che Ansätze gewichten die verschiedenen Funktionen ungleich stark. Dies kann zu einsei-

tiger Wahrnehmung führen.

Als Fazit kann festgehalten werden, dass die Wirkungen von bürgerschaftlichem Engage-

ment und zivilgesellschaftlichen Organisationen in den einzelnen Feldern sehr differen-

ziert sind. Bestandsaufnahmen, Analysen und Bewertungen hierzu müssen deshalb nicht 

nur der Vielfalt – d. h. ihren verschiedenen Formen und Ausprägungen – Rechnung tra-

gen, sondern haben zugleich die Perspektiven der jeweiligen Einbindungen, Kontexte 

und Wirkungen zu berücksichtigen. Um dies zu verdeutlichen, wird im Folgenden auf 

einzelne Funktionen näher eingegangen.

Stärkung der Demokratie
Ein nachhaltiger Beitrag zur Stärkung der Demokratie ist vor allem als Reaktion auf viel-

fach ausgemachte Defizite erforderlich: Vertrauensverluste in die Politik, steigende 

Zahlen von Nichtwählern sowie ein rückläufiges Engagement in den politischen Parteien 
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verweisen nicht nur darauf, dass diese zunehmend an Bindekraft verlieren. Gleichzeitig 

wird ihnen vorgeworfen, dass ihre verfestigten organisatorischen Strukturen nicht mehr 

den sich weiter ausdifferenzierenden Interessenlagen der Bürgerinnen und Bürger ent-

sprechen. Demgegenüber wird zivilgesellschaftlichen Organisationen und dem Engage-

ment in ihnen und darüber hinaus – durch die Spezialisierung auf bestimmte Themenbe-

reiche und ihre häufige Ausrichtung auf räumlich begrenzte Interessenlagen – ein 

gewachsener Stellenwert bei der Interessenartikulation und der Interessenvertretung 

spezieller Gruppen eingeräumt.

Aufgrund ihrer Unabhängigkeit und geringeren Einbindung in das politische System, die 

sich unter Umständen in Protesten und Aktionen von sozialen Bewegungen äußern, 

werden diesem Engagement auch eine stärkere Kritikfähigkeit und eine bessere Problem

lösungsorientierung zugesprochen. Dabei betrachtet man Kritik heute seltener als Krisen

indikator der Demokratie, sondern vielmehr als Antriebskraft und Stimulus für Gesell-

schaftsgestaltung (vgl. Geißel 2006).

Gleichzeitig wird jedoch die Rolle des bürgerschaftlichen Engagements und der zivilgesell-

schaftlichen Organisationen bei der Interessenartikulation und -durchsetzung sehr unter-

schiedlich eingeschätzt; beispielsweise wird vom Engagement in und auch von den Sport-

vereinen selbst anderes erwartet als von Bürgerinitiativen und Organisationen, die als sog. 

Themenanwälte in Bereichen wie Umwelt oder internationaler Aktivitäten tätig sind. Doch 

gerade vom Engagement in lokalen Organisationen erhofft man sich, dass sie als Basis 

demokratischer Gesellschaften an Gewicht gewinnen, da sie intern auf die Persönlichkeits-

entwicklung und Vertrauensbildung der Bürger wirken, während sie extern zur Effektivität 

und Stabilität demokratischer Regierungen beitragen (vgl. Putnam 1993: 89).

Sicherung und Gewährleistung sozialer Integration
Neben der Funktion der Interessenvermittlung wird die bedeutende Rolle des bürger-

schaftlichen Engagements bei der individuellen Identitätsbildung bzw. der Ausbildung 

einer bürgerschaftlichen Gesinnung und eines Zugehörigkeits- und Selbstwertgefühls 

besonders hervorgehoben. Bürgerschaftliches Engagement besitzt demzufolge spezielle 

Fähigkeiten, um die im Zuge von Modernisierungsprozessen zunehmende Individualisie-

rung und die damit häufig entstehenden Bindungsverluste zu traditionellen Bereichen 

wie Familie und Arbeit auffangen und ausgleichen zu können (vgl. Beck 1996: 206). Es ist 

demnach Produzent des sozialen Kitts bzw. sozialen Zusammenhalts zum Ausgleich der 

schwächer werdenden oder verloren gehenden Bindungen (vgl. Kistler et al. 2002). Bür-

gerschaftliches Engagement und die zivilgesellschaftlichen Organisationen nehmen 

somit eine zentrale Position im gesellschaftlichen Integrationsmechanismus ein. Hervor-

zuheben ist der besondere Stellenwert im Rahmen der Migrationsthematik, beispielswei-

se bei der Migrantenselbstorganisation.

Beitrag zur Werte- und Normenbildung und zum zivilen Verhalten
Fast alle Ansätze, die nach künftigen Möglichkeiten gesellschaftlicher Steuerung suchen, 

plädieren für eine stärkere Werte- und Normenorientierung (vgl. Opaschowski 2006). Als 

werte- und normengeleitetes Konzept wird dem bürgerschaftlichen Engagement und 

den zivilgesellschaftlichen Organisationen eine besondere Vermittlungsfunktion zwi-
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schen der Gesamtgesellschaft, den sozialen Gruppen und dem einzelnen Bürger bei der 

Erreichung gesellschaftlich konsensfähiger Werte und Normen sowie eines übereinstim-

menden Verhaltens zugewiesen.

Mit der Betonung von sozialen Werten und Normen der Gewaltfreiheit, Toleranz und 

Gemeinwohlorientierung sowie der Ausrichtung auf ein entsprechendes ziviles Verhal-

ten wird verhindert, dass alle Organisationen trotz unterschiedlicher Zielsetzung einen 

gleichen gesellschaftlichen Wert erhalten (vgl. Etzioni 2005). Damit wird auch vermie-

den, dass z. B. Organisationen mit einem rechtsradikalen Hintergrund oder ähnlicher 

Gesinnung unter dem Label der Zivilgesellschaft agieren (vgl. Roth 2008).

Beitrag zur Wohlfahrtsproduktion
Bürgerschaftliches Engagement und zivilgesellschaftliche Organisationen stellen im 

Rahmen von Wohlfahrtsverbänden, Sport- und Kulturvereinen, anderen gemeinnützigen 

Rechtsformen und auch in nichtorganisierten Tätigkeitsfeldern bestimmte Leistungen 

für Interessenten und Bedürftige bereit. Häufig werden sie als soziale Dienstleister und 

als alternative Wohlfahrtsproduzenten angesehen (vgl. Evers/Olk 1996). Demnach verkör-

pern sie eine Alternative einerseits zum Markt, für den sich die Einsatzfelder „rechnen“ 

müssen, und andererseits zum Staat, der offensichtlich nicht weiter ausbaufähig ist und 

sich bei der Deckung vorhandener und neuer Bedarfe sowie bei Innovationen enorm 

schwertut. Die Leistungen, die das bürgerschaftliche Engagement und die zivilgesell-

schaftlichen Organisationen erbringen, liefern als Kollektivgüter einen bedeutenden 

Beitrag für den Erhalt und Ausbau der sozialen Infrastruktur. In den letzten Jahren wird 

dabei verstärkt auf das Zusammenwirken von staatlichen Einrichtungen, Marktunter

nehmen und Akteuren des Dritten Sektors in hybriden Organisationen hingewiesen (vgl. 

Evers 2005; Klie/Ross 2005).

Realisierung von sozialpolitischen Aufgaben
Vor allem in den Bereichen Gesundheit, Soziales, Bildung und Kultur erfüllt das bürger-

schaftliche Engagement bei der Realisierung staatlicher sozialpolitischer Aufgaben 

wichtige Funktionen. Im Rahmen seiner Sozialpolitik greift der Staat in Deutschland 

traditionell auf unterschiedliche institutionelle Arrangements bzw. auf vier Grundtypen 

von Leistungsproduzenten zurück: (1) zentrale und lokale Dienstleistungserbringer der 

öffentlichen Hand, (2) private, gewinnorientierte Unternehmen, (3) informelle Leistungs-

systeme von Familie und Nachbarschaft sowie (4) zivilgesellschaftliche Organisationen 

(vgl. Badelt 2001: 24).

In Deutschland sind zivilgesellschaftliche Organisationen und das bürgerschaftliche 

Engagement durch das Subsidiaritätsprinzip in besonderer Weise in die Realisierung 

staatlicher Sozialpolitik eingebunden (vgl. Nell-Breuning 1976; Sachße 1995). Es weist 

zivilgesellschaftlichen Organisationen einen Vorrang gegenüber der öffentlichen Hand 

bei der Erstellung sozialer Dienstleistungen zu.
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Bürgerschaftliches Engagement und Beschäftigung
In einer Gesellschaft, die ein verändertes Verständnis hinsichtlich bezahlter Arbeit entwi-

ckelt, erhält bürgerschaftliches Engagement einen neuen Stellenwert. Wenn die bezahlte 

Arbeit nicht mehr das „Maß aller Dinge“ ist, dann gewinnt das Engagement an gesell-

schaftlichem Ansehen.

Gleichzeitig verzeichnen die zivilgesellschaftlichen Organisationen eine steigende arbeits-

marktpolitische Relevanz. Bereits seit den 1960er-, vor allem aber seit den 1990er-Jahren 

können sie eine kontinuierliche Zunahme von Beschäftigungsverhältnissen verbuchen: 

Während im Jahre 1990 in der alten Bundesrepublik in diesem Bereich nur 1,3 Mio. Men-

schen auf Vollzeit- oder Teilzeitstellen oder als geringfügig Beschäftigte gezählt wurden, 

gab es 1995 im vereinigten Deutschland dort bereits 2,1 Mio. Arbeitsplätze. Gegenwärtig 

wird ihre Zahl auf etwa 3 Mio. geschätzt.

Bei den beschäftigungsintensiven zivilgesellschaftlichen Organisationen mit ihren Ein-

richtungen im Gesundheits- und Sozialbereich waren in den letzten Jahren deutliche 

Trends zur Flexibilisierung der Beschäftigung und insbesondere die Zunahme von Teil-

zeitbeschäftigung festzustellen (vgl. Dathe/Schmid 2001). Hervorzuheben ist, dass die 

spezifischen Arbeitsformen in den Organisationen und die enge Verbindung zwischen 

bürgerschaftlichem Engagement und beruflicher Tätigkeit für den Einzelnen zum einen 

als Chance zur Integration in den Arbeitsmarkt und zum anderen, vor allem in besonde-

ren Lebensphasen, als sinnvolle Brücke dorthin fungieren können. Spezielle Beschäfti-

gungschancen bieten sich demnach nicht nur für Frauen, denen aufgrund flexibler 

Arbeitszeitgestaltung die Vereinbarkeit von beruflicher Tätigkeit und familiären Aufga-

ben hier offenbar besser gelingt als in anderen Bereichen, sondern auch für ältere Men-

schen und für Männer, die in Bezug auf Vereinbarkeitsprobleme ebenso in der Verant-

wortung stehen.

1.3  �Herangehensweise und Datenlage:  
Methodische Ausgangspunkte

Anlage und Struktur dieses Berichts richten sich nach den oben genannten Zielstellungen 

und vorliegenden empirischen Grundlagen aus. Er stellt sich die Aufgabe, eine umfassen-

de Analyse des bürgerschaftlichen Engagements vorzunehmen und dabei seiner Rolle im 

Kontext der Familie besondere Aufmerksamkeit zu schenken.

Unter diesen Ausgangspunkten wird in Berücksichtigung bisher vorliegender Ergebnisse 

(vgl. z. B. Enquete-Kommission 2002) ein dualer Betrachtungsansatz gewählt, der die 

folgenden Kapitel durchzieht. Er richtet sich einerseits auf die individuelle Komponente 

des bürgerschaftlichen Engagements. Hierbei geht es zunächst um das Messen und Erfas-

sen der Aktivitäten von Einzelpersonen und auf dieser Grundlage um die Analyse, wie 

ausgeprägt das bürgerschaftliche Engagement in unterschiedlichen sozialstrukturellen 

Gruppen ist. Insofern werden die Unterschiede im Engagement nach Alter, Geschlecht, 

der Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen oder unter dem Einfluss bestimmter Merkma-

le, wie sie das Leben in Familien mit Kindern oder das Vorhandensein pflegebedürftiger 

Personen im Haushalt darstellen, untersucht.
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Andererseits ist die weitreichende institutionelle Einbindung des Engagements in zivilge-

sellschaftliche Organisationen Anlass, diese organisationsbezogene Sphäre als zweite 

Analyseebene in die Betrachtung einzubeziehen. Damit gilt es herauszufinden, wie sich 

die Zahl der zivilgesellschaftlichen Organisationen in ihren einzelnen Rechtsformen 

entwickelt hat und welche Zusammenhänge zwischen organisationsbezogenen Kontex-

ten und dem individuellen Engagement auszumachen sind.

Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass gerade das bürgerschaftliche Engagement für, 

in und von Familien häufig nicht im Kontext dieser Organisationen stattfindet, sondern 

in deren Vorfeld und/oder außerhalb dieser erfolgt. Engagement im nichtorganisierten 

und informellen Bereich wird deshalb nicht aus unseren Betrachtungen ausgeschlossen; 

vielmehr wird bewusst versucht, diese Formen, zu denen bislang wenig gesicherte Daten 

vorliegen, in die Analysen einzubeziehen und ihnen besondere Aufmerksamkeit zu 

schenken.

Zur Erstellung des vorliegenden Berichts waren innerhalb der knapp bemessenen Zeit 

eigenständige empirische Erhebungen nicht vorgesehen. Daher stützt sich der Bericht 

weitgehend auf die Ergebnisse und die Daten bereits vorhandener Untersuchungen. Dies 

ist allerdings mit einer Reihe von Nachteilen behaftet: So hat sich zwar das empirische 

Wissen über das bürgerschaftliche Engagement und die Zivilgesellschaft in den letzten 

zehn Jahren deutlich verbessert; noch nie sind so viele wissenschaftliche Veröffentlichun-

gen zu diesen Themen erschienen. Gleichzeitig bestehen aber zahlreiche Wissenslücken, 

existierende Daten sind oft nicht ausreichend belastbar oder sie liegen nicht in der erfor-

derlichen Differenziertheit vor. Erschwerend erweist sich darüber hinaus, dass bei der 

vergleichenden Betrachtung unterschiedlicher Analyseergebnisse und bei der Prüfung 

ihrer Aussagefähigkeit es zu recht differenten Befunden kommt. Diese vermitteln ein 

zum Teil recht unterschiedliches Bild des bürgerschaftlichen Engagements.

Im Zentralarchiv für Empirische Sozialforschung in Köln sind rund 40 empirische Erhe-

bungen archiviert, die seit dem Jahr 2000 durchgeführt wurden und die Angaben zur 

Thematik des bürgerschaftlichen Engagements enthalten. Bezeichnenderweise sind aber 

lediglich wenige Untersuchungen verfügbar, die sich der Engagementthematik in der 

Tiefe widmen. Zumeist beschränken sich diese Erhebungen auf Einzelaspekte oder Fra-

gen zum Engagement werden nur am Rande behandelt. Somit sind häufig ausschließlich 

Angaben zu speziellen Bereichen oder zu ausgewählten Gesichtspunkten des bürger-

schaftlichen Engagements ausgewiesen; zu anderen Gebieten wie zu neu entstehenden 

Engagementfeldern fehlen Daten gänzlich. Dies belegt, dass die nutzbare empirische 

Datenbasis in Deutschland trotz zahlreicher Untersuchungen noch immer recht schmal 

ist. Hinzu kommt, dass sich die Untersuchungsergebnisse stark unterscheiden (vgl. Abb. 

1.3-1).
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Abbildung 1.3-1: Engagementquoten in Deutschland nach unterschiedlichen Erhebungen, in %

Eurobarometer 2006 52

Zeitbudgetstudie 2001/2002 44

Freizeit-Monitor 2007 38

Freiwilligensurvey 2004 36

Engagementatlas 2008 34

SOEP 2007 30

ESS 2002/2003 25

AWA 18

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; SOEP 24; ESS 2002/2003; eigene Berechnungen. 
Quellen: Eurobarometer (European Commission 2007); Zeitbudgetstudie (BMFSFJ/Statistisches Bundesamt 
2003); Freizeit-Monitor (BAT Stiftung für Zukunftsfragen 2008); AWA – Institut für Demoskopie Allensbach 2008; 
Engagementatlas (Prognos/Generali 2009)

Der Anteil Engagierter an der Wohnbevölkerung in Deutschland (Engagementquote) 

variiert je nach Untersuchung erheblich. Neben Unterschieden in den Stichproben und in 

den Erhebungsmethoden sind die Ursachen in den diversen Konzepten und ihrer Opera-

tionalisierung zu sehen. Das heißt, bei diesen Diskrepanzen muss es sich nicht einfach um 

Fehler oder ein Anything-goes-Prinzip der empirischen Engagementforschung handeln, 

sondern vielmehr führen die unterschiedlichen Ansätze zwangsläufig zu voneinander 

abweichenden Resultaten. Dies findet bei der Präsentation und Rezeption entsprechen-

der Umfrageergebnisse bislang nicht die nötige Beachtung.

Die Konzepte selbst stehen in Wechselwirkung zu „Diskursen und Konjunkturen“ (Küne-

mund 2006a; Künemund/Schupp 2008), die um das Engagement geführt werden. Seit 

geraumer Zeit wird ein sehr weites Verständnis von Engagement propagiert und einge-

fordert. Damit werden Engagementformen einbezogen, die nicht mit der Übernahme 

eines Ehrenamtes oder einer konkreten Funktion einhergehen.

Beispielsweise fragt das Eurobarometer nach aktiver Mitgliedschaft oder ehrenamtlicher 

Tätigkeit. Wenn dies 52 % der befragten Personen in Deutschland als zutreffend angeben, 

erscheint diese Quote relativ hoch. Sie relativiert sich aber in Hinblick auf Ergebnisse des 

Freiwilligensurveys, wenn man die freiwillig Engagierten und nur gemeinschaftlich 

Aktiven4 addiert: Die Quote lag demnach im Jahre 2004 bei 66 % der Wohnbevölkerung.

Vergleicht man den Freiwilligensurvey und das Sozio-oekonomische Panel (SOEP), so 

sind – neben methodischen Gesichtspunkten wie Telefon- oder mündlichen Interviews –  

jeweils anders angelegte Fragestellungen und die dahinter stehenden Konzepte von 

Engagement für die unterschiedlichen Ergebnisse verantwortlich: Während das SOEP 

nach „ehrenamtlichen Tätigkeiten in Vereinen, Verbänden oder sozialen Diensten“ 

4  �Der Freiwilligensurvey unterscheidet zwischen nicht aktiv, aktiv und freiwillig engagiert. Aktivität bzw. aktiv 
bedeutet, dass der Befragte z. B. in einer Mannschaft in einem Sportverein mitspielt. Als Engagierter gilt er erst 
dann, wenn er dort Aufgaben bzw. Arbeiten (z. B. Gerätewart) freiwillig übernommen hat, die er unbezahlt 
oder gegen eine geringe Aufwandsentschädigung ausübt.
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fragt, geht der Freiwilligensurvey bewusst über „Ehrenämter“ und den im SOEP vorgege-

benen organisatorischen Rahmen des Engagements hinaus. Der European Social Survey 

(ESS) weist die niedrigste Quote für Deutschland aus. Er unterscheidet zwischen Mit-

gliedschaft, Teilnahme an den Aktivitäten von Organisationen, Geldspenden sowie 

ehrenamtlichen Tätigkeiten und gibt konkrete Organisationsbereiche vor.

Die beispielhaft angeführten konzeptionellen Unterschiede für den Engagementbegriff 

haben Konsequenzen für die Engagementquoten und für die Erfassung unterschiedlicher 

Bevölkerungsgruppen: Beispielsweise liegt die Engagementquote in Deutschland in der 

Altersgruppe ab 50 Jahren laut Freiwilligensurvey 2004 bei 32,9 %. Hinsichtlich der gleichen 

Altersgruppe ergab für 2006 der ESS 24,9 %, der Survey of Health, Ageing and Retirement in 

Europe (SHARE) wiederum 12,9 %. Bei letzterer Erhebung wird neben der Ausübung einer 

ehrenamtlichen Tätigkeit auch nach der Teilnahme an Aktivitäten in einem Verein, im 

kirchlichen Bereich oder in einer politischen Organisation oder Bürgerinitiative gefragt.

Eine wichtige Erkenntnis dieses Berichts besteht folglich darin, dass zum bürgerschaftli-

chen bzw. – eher traditionell ausgedrückt – zum ehrenamtlichen Engagement in Deutsch-

land bereits intensiv geforscht wird und inzwischen zahlreiche Einzelergebnisse vorlie-

gen, der gesicherte Kenntnisstand insgesamt jedoch noch immer unzureichend ist.

Das mussten wir auch für bestimmte Aspekte des Engagements im Kontext von Familie 

konstatieren, die bislang mehr oder weniger in Erhebungen ausgeblendet bleiben. Erfor-

derlich wäre hier deshalb eine komplexe Betrachtungsweise, die Familien als Empfänger, 

Geber und Lernort von bürgerschaftlichem Engagement betrachtet. Da ein Großteil 

dieses Engagements von Menschen aus Familien erbracht wird (vgl. Klocke et al. 2001), 

liegt die Vermutung nahe, dass Familien einen bevorzugten Lernort für das nachwach-

sende Engagement darstellen.

Nicht nur zu einzelnen Bereichen des bürgerschaftlichen Engagements, beispielsweise 

zum Grenzbereich zwischen organisationsgebundenem und organisationsungebunde-

nem Engagement, bestehen Defizite in Form von Wissens- und Datenlücken. Auch bei 

speziellen Themen und bei Problemen wie der zunehmenden Monetarisierung oder der 

zurückgehenden Gemeinwohlorientierung ist der aktuelle Kenntnisstand unbefriedi-

gend. Letztere wurden besonders in jüngster Zeit thematisiert. Hinzu kommt, dass in der 

Regel lediglich die positiven Seiten und Aspekte des bürgerschaftlichen Engagements 

gesehen werden. Kritische Fragen – gesellschaftlicher Nutzen des Engagements, wer 

profitiert vom Engagement, Verdrängungseffekte zwischen Beschäftigung und Engage-

ment – fallen bislang zumeist unter den Tisch.

Alle bisher wenig untersuchten Fragestellungen in ihrer vollen Breite und Tiefe in diesem 

Bericht zu klären war nicht möglich. Aufgrund der sekundäranalytischen Herangehensweise 

konnten nur jene Bereiche und Themen aufgegriffen werden, zu denen bereits Ergebnisse 

vorlagen. Die Benennung und das Sichtbarmachen von Defiziten sowie das Aufzeigen, wie sie 

zu mindern oder zu beseitigen sind, gehören zu den Grundintentionen des vorliegenden 

Berichts und werden besonders in den beiden letzten Kapiteln vorgenommen.
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Die sekundäranalytische Aufarbeitung vorhandener Untersuchungen erfolgte in zweier-

lei Hinsicht: Zum einen wurden Forschungsergebnisse direkt aus den im Rahmen dieses  

Berichts erstellten Gutachten, weiteren Studien und publizierten Beiträgen übernom-

men. Mittels der Expertisen (vgl. Anhang 1) gelang es, zusätzliche Daten und deren Inter-

pretationen zu erschließen. Sie boten auch die Möglichkeit, die Ergebnisse von speziellen 

und besonders aktuellen Forschungsprojekten in den Bericht einfließen zu lassen und 

Stellungnahmen von mit der Thematik des bürgerschaftlichen Engagements sehr ver-

trauten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern einzuholen.

Zum anderen wurden verfügbare Datensätze, z. B. aus dem Freiwilligensurvey, dem SOEP 

oder dem European Social Survey, unter den für den Bericht relevanten Fragestellungen 

erneut ausgewertet. In beiden Fällen musste eine gezielte Auswahl getroffen werden und 

eine Beschränkung erfolgen (vgl. Tab. 1.3-1).

Tabelle 1.3-1: Im Bericht verwendete empirische Erhebungen und Studien zum bürgerschaftlichen Engagement

Empirische 
Erhebung Erhebungsjahr

Verantwortliche 
Institution(en) Fallzahl/Methodik Quelle

ALLBUS Seit 1980 
(im 2-Jahres-
abstand, 
1990–1992 
jährlich)

GESIS – Leibniz-
Institut für 
Sozialwissenschaften;
Datenerhebung: 
TNS Infratest 
Sozialforschung

3.469 (2008), die zum Befragungs
zeitpunkt vor dem 1. 1. 1990 geboren 
und deutschsprachig sind.
Mündliche Befragung mit standardi-
siertem Frageprogramm (CAPI)
Zweistufige disproportional 
geschichtete Zufallsauswahl in West- 
und Ostdeutschland.

Datensatz

Engagementatlas 09 2008 AMB Generali 
Holding AG;
Datenerhebung: 
Prognos

44.012 Telefoninterviews (5-Minuten-
Dauer) mit Personen ab 16 Jahren.
Auf Landkreisebene quotierte 
Befragung, innerhalb jedes Landes 
reine Zufallsstichprobe.

Publikation

European Social 
Survey (ESS 1)

2002/2003 European Science 
Foundation;
Nationaler 
Koordinator: Jan 
W. van Deth (Uni 
Mannheim);
Datenerhebung in 
Deutschland: infas 
(Bonn)

42.359 in 22 Ländern ab 15 Jahren.
Deutschland: 2.919 Befragte.
Mündliche Befragung mit standardi-
siertem Frageprogramm (CAPI).
Zweistufige disproportional 
geschichtete Zufallsauswahl in West- 
und Ostdeutschland.

Datensatz

Freiwilligensurvey 1999/2004 BMFSFJ;
Datenerhebung: 
TNS Infratest 
Sozialforschung

14.922 (1999) und 15.000 (2004) ab 14 
Jahren (deutschsprachig). 
Computergestützte telefonische 
Interviews (CATI).
Die Stichprobenziehung erfolgte 
nach dem sog. ADM-System.

Datensatz

Freizeit-Monitor 
2007

2007 BAT Stiftung für 
Zukunftsfragen;
Datenerhebung: 
Ipsos

3.000 Telefoninterviews mit 
Personen ab 14 Jahren.
Die Zielhaushalte wurden „at ran-
dom“ ausgewählt.

Publikation

IAB-Betriebspanel Seit 1993 (jähr-
lich)

Institut für 
Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung 
(IAB);
Datenerhebung: 
TNS Infratest 
Sozialforschung

15.644 Betriebe (2007).
Mündliche Betriebsbefragung 
(Wiederholungsbefragung).
Ziehung der Zufallsstichprobe auf 
Basis einer aus der BA-Beschäftigten
statistik generierten Betriebsdatei.

IAB
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Empirische 
Erhebung Erhebungsjahr

Verantwortliche 
Institution(en) Fallzahl/Methodik Quelle

Fortsetzung

Online-Befragung 
Studierender 
(HISBUS)

2008 HIS Hochschul-
Informations-System 
GmbH

5.912 Studentinnen und Studenten.
Die Mitglieder dieses Online-Panels 
werden aus dem Teilnehmerkreis 
anderer vom HIS durchgeführter 
schriftlicher Befragungen gewonnen. 

Publikation

15. Shell 
Jugendstudie

2006 Shell Deutschland 
Holding;
Datenerhebung: 
TNS Infratest 
Sozialforschung

2.532 deutschsprachige Jugend
lichen zwischen 12 und 25 Jahren.
Mündliche Befragung mit standardi-
sierten Frageprogramm (CAPI).
Quotenstichprobe (Quota-Sample).

Publikation

Sozio-
oekonomisches 
Panel (SOEP)

Seit 1984 
(jährlich)

DIW Berlin;
Datenerhebung: 
TNS Infratest 
Sozialforschung

11.689 Haushalte mit 20.886 be- 
fragten Personen ab 17 Jahren (2007).
Mündliche Wiederholungsbefragung 
mit standardisiertem Frage
programm (CAPI); neben Deutsch 
auch in Türkisch, Italienisch, 
Griechisch, Serbisch, Spanisch.

Datensatz

Special 
Eurobarometer 273

2006 Europäische 
Kommission;
Datenerhebung in 
Deutschland: 
TNS Infratest 
Sozialforschung

26.755 Befragte ab 15 Jahren in 
den damaligen 25 EU-Ländern + 
Bulgarien und Rumänien (in jewei-
ligen Landessprachen).
Deutschland: 1.504 Befragte.
Mündliche Befragung mit standardi-
siertem Frageprogramm (CAPI).
Mehrstufige Zufallsauswahl 
(Zufallsstichprobe).

http://
ec.europa.eu/ 
public_opini-
on/archives/ 
ebs_273_eng.
pdf

Studierendensurvey Seit 1983 (alle 
2–3 Jahre)

AG
Hochschulforschung 
an der Universität 
Konstanz im Auftrag 
des BMBF

8.350 (WS 2006/07): Sample 
Studierende: Zufallsverfahren 
(jeweils jeder zehnte an den betei-
ligten Hochschulen immatriku-
lierte Studierende mit deutscher 
Staatsangehörigkeit), schriftliche 
Befragung.

Publikation

Sportentwicklungs- 
bericht 2007/2008

2005 (1. Welle),
2007 (2. Welle)

Institut für 
Sportökonomie und 
Sportmanagement 
an der Deutschen 
Sporthochschule 
Köln

13.068 Sportvereine (2007);
Grundlage der Stichprobe ist die 
von den 16 Landessportbünden zur 
Verfügung gestellten E-Mailadressen 
von Vereienen;
Online Befragung

Publikation

DJI-Kinderbe
treuungsstudie

2004/2005 Deutsches 
Jugendinstitut e. V. 
(DJI)

Telefoninterviews (deutsch) in 8.000 
Haushalten mit mindestens einem 
Kind unter 7 Jahren.
Zufallsauswahl aller Telefonhaus
halte.

Publikation

Survey of Health, 
Ageing and 
Retirement in 
Europe (SHARE)

2004/2007 Europäische 
Kommission/US 
National Institute on 
Aging;  
Nationale 
Koordination: 
Mannheimer 
Forschungsinstitut 
Ökonomie und 
Demografischer 
Wandel (MEA);
Datenerhebung in 
Deutschland: infas

Personen im Alter von 50 Jahren und 
älter.
1. Welle: 12 Länder (31.115 Befragte), 
2. Welle: 13 Länder (33.281 Befragte),
Deutschland: 3.008 (1. Welle) und 
2.568 (2. Welle) Befragte.
Mündliche Wiederholungsbefragung.

Datensatz

Wirkungsforschung 
im Aktionspro
gramm Mehrgenera
tionenhäuser 

2007 Ramboll 
Management GmbH

Wirkungsforschung diverser 
Mehrgenerationenhäuser.

Publikation

Fachwissenschaft
liche Begleitung 
Lokale Bündnisse für 
Familie

2004 Deutsches 
Jugendinstitut e. V. 
(DJI)

Telefoninterviews mit  
70 Vertreterinnen und Vertreter 
 Lokaler Bündnisse.

Ergebnis
bericht (unver
öffentlicht)
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Empirische 
Erhebung Erhebungsjahr

Verantwortliche 
Institution(en) Fallzahl/Methodik Quelle

Fortsetzung

Datenerhebung im 
Rahmen des vom 
BMFSFJ geförderten 
Projekts „Den Fami- 
lienbezug von Selbst
hilfegruppen ver-
deutlichen und die 
Familienorientierung 
der Selbsthilfeunter
stützung stärken“

2004 Nationale Kontakt-  
und Informations
stelle zur Anregung  
und Unterstützung 
von Selbsthilfe
gruppen (NAKOS)

Befragung von 360 Selbsthilfe
organisationen mit Familienbezug.

Publikation

Untersuchung zu  
kommunalen An- 
sätzen im Bereich  
familienunterstüt-
zender Dienstleis
tungen

2007 Institut für Sozial- 
arbeit und Sozialpä
dagogik e. V. (ISS)

Literaturstudie, 
Fragebogenerhebung

Publikation

Formen und 
Arrangements der 
Betreuung von Vor
schulkindern

2005 TNS Infratest 
Sozialforschung

Sonderauswertung auf Grundlage 
des Freiwilligensurveys 2004.
Erstellung eines Kinderdatensatzes 
für 2.343 Vorschulkinder.

Publikation

Gemeinschaftliche 
Wohnmodelle als 
Ausweg aus dem 
Unterstützungs- und 
Pflegedilemma

2006–2008 Netzwerk „Soziales 
neu gestalten“

490 Interviews in vier 
Wohnmodellen.  
Methodik in Anlehnung an die 
Social-Return-on-Investment-
Analysen und Welfare-Mix-Analyse 
von sechs Fallstudien.

Expertise 
Publikation 
(i. E.)

Möglichkeiten und  
Grenzen selbst-
ständiger Lebens
führung in privaten 
Haushalten (MUG III)

2002/2003 TNS Infratest 
Sozialforschung, 
Deutsches Zentrum 
für Altersforschung

Querschnittsbefragung von 57.617 Per- 
sonen mittels repräsentativer  
Haushaltsstichprobe plus Zusatz
untersuchungen.

Publikation

Möglichkeiten und 
Grenzen selbst
ständiger Lebens
führung in statio-
nären Einrichtungen 
(MUG IV)

2005 TNS Infratest 
Sozialforschung, 
Universität 
Heidelberg, Abt. 
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Im vorliegenden Bericht wird ein pragmatisches Vorgehen bei der Nutzung unterschied-

licher Datensätze bzw. Erhebungen gewählt, indem deren jeweilige spezifische Vorteile 

gezielt genutzt werden. Hinsichtlich des SOEP ist es vor allem die Möglichkeit zur Unter-

suchung langfristiger Entwicklungen und von Längsschnittanalysen. Der Freiwilligen-

survey wiederum bietet die Möglichkeit zur Analyse von Charakteristika der Engagierten 

und Merkmalen ihres Engagements (z. B. Engagementbereiche oder Zielgruppen des 

Engagements). European Social Survey, Eurobarometer und SHARE bieten besonders 

wichtige Informationsquellen für internationale Vergleiche.

Für die Zukunft bleiben aber wichtige methodische Herausforderungen bei der Erfas-

sung von Engagement. Eine fundierte empirische Engagementforschung ist daher erst 

noch zu schaffen.

Insgesamt fehlen noch immer gesicherte Daten, die tiefer gehende Differenzierungen 

nach Engagementthemen, regionalen Kriterien oder verschiedenen sozialstrukturellen 

Gruppierungsmerkmalen ermöglichen. Auch die sich im bürgerschaftlichen Engage-

ment vollziehende Dynamik der letzten Jahre wird gegenwärtig nur begrenzt abgebildet. 

Dies steht im krassen Gegensatz zur derzeit stattfindenden weiteren Ausprägung der 

Zivilgesellschaft, die mit einer zunehmenden Stärkung der Eigenverantwortung der 

Bürgerinnen und Bürger einhergeht. Selbst mit dem Freiwilligensurvey oder dem SOEP 

als Großstudien der empirischen Sozialforschung sind bei Weitem nicht alle aufgeworfe-

nen Fragen zu beantworten.

Für die Zukunft muss deshalb die Datenlage in diesem Bereich verbessert werden. Eine 

Lösung des Datenmangels, bei dem Aufwand und Kosten in vertretbaren Umfang blei-

ben, ist nur durch eine umfassende und auf Dauer gestellte Basiserhebung möglich. Diese 

könnte als Zusatzerhebung an den Mikrozensus anschließen und vom Statistischen Bun-

desamt verantwortet werden; in Österreich beispielsweise wurde eine solche Vorgehens-

weise bereits erfolgreich realisiert. Gleichzeitig kann auf diesem Wege auch die Forde-

rung nach einer fundierten Langzeitbetrachtung erfüllt werden.

Allerdings haben solche auf das Individuum bezogene Befragungen keine Auswirkungen 

auf die Verbesserung der Datenlage hinsichtlich der zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen. Die Durchführung organisationsbezogener Erhebungen erweist sich deshalb in 

einem gleichen Maße als erforderlich.

Der vorliegende Bericht muss aufgrund des Fehlens einer entsprechenden Datenbasis auf 

eine Analyse der Vereinsregister zurückgreifen, bei den Stiftungen Angaben aus speziel-

len Datenbanken nutzen sowie Statistiken von verschiedenen Organisationen einbezie-

hen. Alles in allem stellt sich die Situation hier insgesamt komplizierter als auf der indivi-

duellen Ebene dar, denn sämtliche Datenquellen verfügen über eine äußerst beschränkte 

Aussagekraft: In der Regel ist sie auf die Anzahl der Organisationen, der in ihnen beschäf-

tigten hauptamtlichen Mitarbeiter sowie auf einige Leistungsdaten begrenzt.

Ferner fehlt es an weitergehenden aktuellen und repräsentativen Organisationserhebun-

gen, die einen tieferen Einblick in die Struktur und Arbeitsweise der Organisationen 
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sowie die Einbindung des Engagements vermitteln könnten, wie sie beispielsweise in den 

1990er-Jahren im Rahmen der deutschen Teilstudie des Johns Hopkins Projekts (vgl. Zim-

mer/Priller 2006) durchgeführt wurden. Das von einem Verbund von Stiftungen initiierte 

Projekt „Zivilgesellschaft in Zahlen“ wird frühestens ab 2010 erste Daten zur Verfügung 

stellen; es ist jedoch abzusehen, dass es nicht in der Lage sein wird, das gesamte hier 

vorhandene Defizit zu beseitigen.

Erforderlich sind deshalb die folgenden Schritte: Die zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen sollten Angaben über aufzubauende Zentralregister liefern, und zwar bezogen auf 

die jeweiligen Rechtsformen. Das heißt, die Vereinsregister, die bei den Amtsgerichten 

geführt werden, sind zu einem Register zusammenzuführen, um bestimmte Grunddaten 

zeitnah und ohne spürbaren Aufwand zu erhalten. Ferner sollten auch Stiftungen und 

jene Teile von Genossenschaften, gGmbHs und anderen Rechtsformen, die zu den zivilge-

sellschaftlichen Organisationen gerechnet werden, entsprechende Daten zur Verfügung 

stellen.
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II. 
Struktur und Entwicklung des 
bürgerschaft lichen Engagements

2.1   Einleitung

Das folgende Kapitel stellt die Struktur und Entwicklung des Engagements auf der indivi-

duellen Ebene und auf der Ebene der zivilgesellschaftlichen Organisationen dar. Die 

parallele Betrachtung erfolgt aufgrund deren wechselseitigen Verhältnisses. Organisa-

tionen sind Ergebnis von Engagement. Gleichzeitig ist das Engagement zu einem großen 

Teil an Organisationen gebunden. Die in den Organisationen stattfindenden Verände-

rungen wirken sich wiederum auf das Engagementverhalten aus. Nur eine nachhaltige 

organisatorische Infrastruktur ermöglicht das individuelle Engagement und damit ver-

bundene Innovationen. Die Organisationen sorgen für die Motivation, Bereitschaft und 

Einbindung der Engagierten. Gleichwohl ist Engagement nicht auf den organisatori-

schen Kontext beschränkt.

Die im vorherigen Kapitel benannten empirischen und methodischen Probleme betref-

fen das vorliegende Kapitel in besonderer Weise. Durch die Auswertung zahlreicher 

Datensätze und Untersuchungen soll dennoch ein möglichst präzises Bild des bürger-

schaftlichen Engagements gegeben werden. Hierfür wurde ein sekundäranalytisches 

Vorgehen gewählt.

Zu Beginn werden in Abschnitt 2.2.1 die Engagementbereiche behandelt. Anschließend 

geht es um die Frage, wo und wie sich die Bürgerinnen und Bürger engagieren (2.2.2). Dem 

folgt die Darstellung der Engagemententwicklung (2.2.3). Schließlich werden regionale, 

demografische und sozioökonomische Einflussmerkmale des Engagements und der 

Bereitschaft zur Aufnahme einer Engagementtätigkeit behandelt (2.2.4). Ein wichtiger 

Punkt ist die Analyse des Engagements unter dem Blickwinkel der Vereinbarkeit von Beruf, 

Familie und Engagement (2.2.5). Mit Mitgliedschaft (2.2.6) und Spenden (2.2.7) werden 

zwei wichtige Engagementformen behandelt. Danach werden die zukünftigen Entwick-

lungen und die Engagementpotenziale untersucht (2.2.8). Den Abschluss bildet eine kurze 

Darstellung der Situation Deutschlands in der europäischen Perspektive (2.2.9).

Abschnitt 2.3 hat die Struktur und Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements auf 

der Ebene der zivilgesellschaftlichen Organisationen zum Gegenstand. Einer allgemei-

nen Darstellung zivilgesellschaftlicher Organisationen bzw. des Dritten Sektors (2.3.1) 

folgt die Analyse spezieller Organisationen (2.3.2). Neben Vereinen und Verbänden 

(Abschnitt 2.3.3) werden Stiftungen und Bürgerstiftungen (Abschnitt 2.3.4), Freiwilligen-

dienste (Abschnitt 2.3.5), Wohlfahrtsverbände (2.3.6), Kirchen (2.3.7) und das Internet 

(2.3.8) als wichtige Engagementräume in den Blick genommen.
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Das Kapitel ist nicht auf alle Aspekte des Engagements, insbesondere was seine Demokra-

tie- und Partizipationsfunktion betrifft, umfassend eingegangen. Dasselbe gilt auch für 

die Engagementformen. Zu vielen Fragen erlaubt die gegenwärtige Datenlage keine 

bzw. keine differenzierten Analysen.

2.2  �Struktur und Entwicklung des Engagements  
auf individueller Ebene

2.2.1  Engagementbereiche

Bürgerschaftliches Engagement ist in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 

anzutreffen. Wir finden es in der politischen Interessenvertretung, aber auch in der 

Freizeit und in der Pflege. Entsprechend der Klassifikation des Freiwilligensurveys5 ergibt 

sich die in Tabelle 2.2-1 dargestellte Engagementstruktur.

Tabelle 2.2-1: Verteilung der Engagementbereiche, 1999 und 2004, in %

Engagementbereiche 1999 2004

Sport und Bewegung 21,9 19,8

Schule/Kindergarten 11,4 13,0

Kirche/Religion 10,7 10,4

Sozialer Bereich 8,2 10,0

Kultur und Musik 9,8 9,8

Freizeit/Geselligkeit 10,8 8,9

Politische Interessenvertretung 5,4 5,0

Unfall-, Rettungsdienste/Feuerwehr 4,5 5,0

Umwelt-, Naturschutz/Tierschutz 3,1 4,5

Jugendarbeit 1/Erwachsenenbildung 3,1 4,0

Berufliche Interessenvertretung 2 4,7 3,9

Gesundheitsbereich 2,1 1,6

Justiz/Kriminalitätsprobleme 1,6 0,8

Sonstiges 2,7 3,3

Gesamt 100 100

1  Außerschulische Jugendarbeit. – 2 Außerhalb des Betriebes. 
Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Den größten Engagementbereich stellt im Jahre 2004 Sport und Bewegung dar, wenn 

auch gegenüber 1999 mit sinkender Tendenz. Der Sportentwicklungsbericht 2007/2008 

(vgl. Breuer 2009), der das bürgerschaftliche Engagement in Sportvereinen speziell auf 

der Vorstands- und Ausführungsebene untersucht, gelangt zu einer drastischen Einschät-

zung der Situation: Die Bindung bzw. Gewinnung ehrenamtlicher Mitarbeiter stellt mitt-

lerweile für eine Reihe von Sportvereinen ein existenzielles Problem dar. Hochgerechnet 

auf alle Sportvereine engagieren sich 2.081 Mio. Mitglieder in ehrenamtlichen Positionen. 

5  �Der Freiwilligensurvey wurde 1999 und 2004 im Auftrag des BMFSFJ durchgeführt. Im Rahmen einer reprä-
sentativen Erhebung wurden jeweils knapp 15.000 Männer und Frauen ab 14 Jahren in Deutschland telefo-
nisch zu ihrem Freiwilligenengagement befragt. Dabei wurde einerseits zwischen der aktiven Mitwirkung in 
Vereinen, Initiativen, Projekten u. Ä. (Aktivität) und andererseits der freiwilligen Übernahme von Aufgaben 
und Arbeiten (freiwilliges Engagement) unterschieden.
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Gegenüber dem Sportentwicklungsbericht 2005/2006 ist dies ein beträchtlicher Rück-

gang um 21,1 %. Dieser Rückgang betrifft Frauen und Männer gleichermaßen und insbe-

sondere die Ausführungsebene (wie Trainer, Übungsleiter, Schieds- und Kampfrichter). 

Bei diesen Angaben sind nicht diejenigen 6,6 Mio. miterfasst, die sich bei Vereinsfesten, 

Sportveranstaltungen, Putzaktionen u. ä. engagieren. Der zweitgrößte Bereich ist Schule 

und Kindergarten (z. B. Eltern- oder Schülervertretung), der im Vergleich zu 1999 zuge-

nommen hat. Der Anteil von Kirche und Religion als Engagementbereich hat sich nicht 

verändert. Dagegen findet jetzt mehr Engagement im sozialen Bereich (in einem Wohl-

fahrtsverband oder in einer anderen Hilfsorganisation) statt. Der Anteil von Kultur und 

Musik als Engagementbereich blieb ebenfalls unverändert; das Engagement im Bereich 

Freizeit und Geselligkeit (z. B. in einer Jugendgruppe oder einem Seniorenklub) ist im 

Vergleich zu 1999 zurückgegangen. Die sechs größten Engagementbereiche Sport und 

Bewegung, Schule und Kindergarten, Kirche und Religion, Sozialer Bereich, Kultur und 

Musik sowie Freizeit und Geselligkeit umfassen über 70 % aller Engagementtätigkeiten.

2.2.2  Organisationsformen des Engagements

Engagement findet in unterschiedlichen Organisationsformen statt. Man unterscheidet 

zwischen organisationsgebundenen und -ungebundenen Formen. Engagement in Orga-

nisationen erfolgt u. a. in Vereinen, Verbänden, kirchlichen Gruppen oder Stiftungen, 

außerhalb von Organisationen z. B. in Initiativen und Nachbarschaften.

Der Freiwilligensurvey zeigt die Dominanz von Vereinen bzw. eines vereinsgestützten 

Engagements (vgl. Tab. 2.2-2). Weiterhin bilden die Kirchen, religiöse Vereinigungen und 

selbstorganisierte Gruppen (Selbsthilfegruppen, Projekte, Initiativen) einen wichtigen 

Ort für das Engagement.

Tabelle 2.2-2: Organisatorischer Rahmen des freiwilligen Engagements, 1999 und 2004, in %

Organisatorischer Rahmen 1999 2004

Verein 43,2 43,4

Kirche/religiöse Vereinigung 14,1 14,9

Verband 7,5 7,0

Private Einrichtung/Stiftung 2,1 3,2

Partei 3,8 2,8

Gewerkschaft 2,1 1,8

Selbsthilfegruppe/Initiative/Projekt 1 16,4 14,9

Staatliche/kommunale Einrichtung 10,8 12,0

Gesamt 100,0 100,0

1  Einschließlich Sonstiges. 
Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Der Stellenwert der einzelnen Organisationsformen ist je nach Engagementbereich sehr 

unterschiedlich (vgl. Abb. 2.2-1).
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Abbildung 2.2-1: Anteile der Organisationsformen nach Engagementbereichen, 2004, in % 1
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1  �Organisationen: Vereine, Verbände, Gewerkschaften, Parteien, Kirchen, Stiftungen; Initiative u. a.: Initiativen, 
Projekte, Selbsthilfegruppen, sonstige Organisationsformen. 
Quelle: Darstellung nach BMFSFJ (2005); eigene Berechnungen.

Das vereins- und verbandsgestützte Engagement dominiert in den Bereichen Sport und 

Bewegung, Kultur und Musik, Freizeit und Geselligkeit sowie im Umwelt,- Natur- und 

Tierschutz. Bei der beruflichen Interessenvertretung bilden die Gewerkschaften den 

wichtigsten organisatorischen Rahmen. Das Engagement im Bereich Kirche und religiöse 

Vereinigung nutzt die dort bestehenden organisatorischen Formen.

Für das Engagement in den Bereichen Schule und Kindergarten, politische Inter

essenvertretung (Stadtbezirksversammlungen, Gemeindevertretungen u. Ä.), Unfall-, 

Rettungsdienste und Freiwillige Feuerwehr sowie Justiz/Kriminalität (z. B. Schöffen oder 

Bewährungshelfer) bilden staatliche und kommunale Einrichtungen als Orte des Engage-

ments wichtige Rahmenbedingungen.

Selbstorganisierte Gruppen sind in den Bereichen Schule und Kindergarten sowie Gesund-

heit – fast ein Drittel der entsprechenden Engagementtätigkeiten findet in selbstorgani-

sierten Gruppen statt – und Soziales (23 % aller Tätigkeiten) stark vertreten.

Trotz der Bedeutung, die Vereine, Verbände und andere zivilgesellschaftliche Organisa

tionen für das Engagement besitzen, würde eine Fokussierung auf sie der Wirklichkeit 

nicht gerecht. Darauf verweist schon die große Rolle, die selbstorganisierte Gruppen 

innehaben. Immer stärker setzt sich ein Verständnis von Engagement durch, das nach-

barschaftliche und soziale Netzwerke miteinbezieht (vgl. Hoch et al. 2007; Sauer 2009).
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Die eher noch unklaren Begrifflichkeiten verweisen einerseits auf die bislang unzurei-

chende Beschäftigung mit dieser Thematik, andererseits auf Überschneidungen und 

fließende Übergänge zwischen den Engagementorten, z. B. den Selbsthilfegruppen. 

Neben dem organisationsgebundenen Engagement finden wir – so etwa mit Blick auf 

Selbsthilfegruppen, Initiativen und Projekte – Umschreibungen wie „weniger fest 

geknüpfte Strukturen“ (BMFSFJ 2005a: 128), selbstorganisierte Gruppen (eine Kategorie 

im Freiwilligensurvey) und weniger streng formalisierte Organisationsformen. Darüber 

hinaus existieren Begrifflichkeiten wie „nichtorganisierte Engagementformen“ bzw. 

„organisationsungebundenes Engagement“. Für die Unterscheidung von organisations-

gebundenem und -ungebundenem Engagement wird zunehmend das Begriffspaar 

formelles und informelles Engagement verwendet.

Das informelle Engagement (vgl. dazu ausführlich Kapitel III) wird in Deutschland nicht 

systematisch und regelmäßig erfasst, im Unterschied etwa zur amtlichen Statistik in 

Österreich und der Schweiz. In Deutschland ist informelles Engagement, mit Blick auf 

Armutsforschung, soziale Netzwerke, Migrantenmilieus, Stadt- und Stadtteilforschung, 

bisher vor allem in Einzelstudien thematisiert.

Daten aus dem ALLBUS zeigen, dass dies seiner Bedeutung bei Weitem nicht gerecht 

wird. Im Jahre 2008 gaben 48,7 % der Befragten häufige oder sehr häufige nachbarschaft-

liche Kontakte an gegenüber 15,4 %, die keinen/seltenen Kontakt haben (36 % hatten gele-

gentlich Kontakt). Unter den Befragten waren 23 % Mitglied einer informellen Gruppe.6 

Laut Freizeit-Monitor 2007 gaben 58 % der Befragten in Deutschland an, handwerklich im 

Freundeskreis tätig zu sein, darunter 19 % täglich bis einmal pro Monat. Nach der gleichen 

Quelle leisten 81 % Nachbarschaftshilfe, darunter 34 % von täglich bis einmal pro Monat 

(vgl. BAT Stiftung für Zukunftsfragen 2008). Opaschowski (2008) zufolge helfen von den 

Deutschen insgesamt 41 % Freunden und 30 % Nachbarn.

Gegenwärtig wird die Frage kontrovers diskutiert, ob das informelle Engagement ebenso 

wie das formelle Engagement durch einen Mittelschichtbias geprägt ist. Eine Untersu-

chung von Schneekloth (2008) kommt zu dem Ergebnis, dass dies auch für das informelle 

Engagement zutrifft. Dagegen gelangen entsprechende Untersuchungen in Migranten-

milieus (vgl. Kabis-Staubach/Staubach 2008) bzw. in der Stadt- und Stadtteilforschung 

(vgl. Neef/Keim 2007) zu dem gegenteiligen Schluss.

Es besteht weiterhin die Frage, ob sich formelles und informelles Engagement zueinan-

der ergänzen. Die Existenz eines Mittelschichtbias auch im informellen Engagement 

würde eher für die Komplementärthese sprechen. Die Untersuchungen von Dekker 

(2008) und Hank/Stuck (2008) bestätigen diese Komplementärthese, ebenso der Freiwilli-

gensurvey.

In Tabelle 2.2-3 wird die nicht aktive, aktive und freiwillig engagierte Bevölkerung (ab  

14 Jahren) als Empfänger informellen Engagements (Hilfe erhalten von Nachbarn, Bekann-

6  �„Gehören Sie einer Gruppe an, die sich regelmäßig trifft oder regelmäßigen Kontakt hat und nicht als Verein 
organisiert ist?“ Im weiteren Fragetext konkretisiert als privat organisierte Gruppen wie Stammtisch, Wan-
dergruppen, Diskussions- oder Lesegruppen.
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ten und Freunden) den informell selbst Engagierten (Hilfe erbringen für Nachbarn, Bekann-

te und Freunde) gegenübergestellt.7 Von allen Befragten haben im Jahre 2004 88,4 % angege-

ben, auf Hilfe von Personen außerhalb ihres eigenen Haushaltes zurückgreifen zu können.

Der Anteil der freiwillig Engagierten, die Zugang zu informellen Hilfeleistungen haben, 

liegt mit 92,1 % noch höher. Insbesondere Freunde und Bekannte sowie Nachbarn erhal-

ten als unterstützende Personen einen wachsenden Stellenwert. Für die Nichtaktiven 

erbringen Nachbarn mit einem Anteil von 30,4 % Hilfeleistungen, wohingegen die freiwil-

lig Engagierten von ihnen zu 42,6 % Hilfe erhalten.

Tabelle 2.2-3: �Hilfeleistung durch informelle und verwandtschaftliche Netzwerke, 1999 und 2004,  
in % (Mehrfachnennungen möglich)

1999 2004

Frauen Männer Gesamt Frauen Männer Gesamt

Insgesamt Hilfe erhalten 89,9 88,8 89,4 88,7 88,2 88,4

Insgesamt Hilfe erbracht 72,3 72,8 72,5 67,2 68,0 67,6

Nicht aktiv

Hilfe von Personen außerhalb des HH 
möglich 86,3 83,6 85,1 85,2 82,3 83,9

Verwandte 56,9 52,3 54,8 58,8 51,4 55,5

Nachbarn 30,7 29,5 30,1 31,7 28,8 30,4

Bekannte/Freunde 41,1 39,9 40,6 42,8 44,0 43,3

Sonstige Personen 4,4 3,0 3,7 3,6 2,5 3,1

Hilfe erbringen für Nicht-HH-Mitglieder 64,9 66,3 65,6 55,6 60,2 57,5

Verwandte 40,5 39,1 39,9 33,0 36,1 34,4

Nachbarn 23,5 27,6 25,4 20,0 23,6 21,6

Bekannte/Freunde 32,2 37,1 34,4 29,5 34,0 31,5

Aktiv

Hilfe von Personen außerhalb des HH 
möglich 91,6 90,5 91,1 90,4 90,6 90,5

Verwandte 58,8 55,3 57,1 58,2 58,7 58,4

Nachbarn 35,8 37,3 36,5 38,3 38,4 38,3

Bekannte/Freunde 55,1 53,6 54,4 57,9 55,5 56,7

Sonstige Personen 3,7 2,4 3,1 4,5 2,7 3,6

Hilfe erbringen für Nicht-HH-Mitglieder 77,7 77,5 77,6 73,0 71,1 72,1

Verwandte 48,1 46,1 47,1 43,6 43,1 43,4

Nachbarn 31,0 33,6 32,3 28,8 31,1 29,9

Bekannte/Freunde 46,1 49,3 47,7 44,5 46,3 45,4

Darunter: freiwillig engagiert

Hilfe von Personen außerhalb des HH 
möglich 93,5 91,1 92,2 91,4 92,8 92,1

Verwandte 59,1 56,0 57,4 59,0 60,8 59,9

Nachbarn 37,0 38,7 37,9 41,9 43,2 42,6

Bekannte/Freunde 59,7 55,4 57,4 62,0 58,9 60,4

Sonstige Personen 4,3 2,7 3,4 4,6 2,8 3,7

Hilfe erbringen für Nicht-HH-Mitglieder 82,1 80,4 81,1 78,9 77,3 78,1

Verwandte 49,6 47,5 48,5 46,2 46,9 46,6

Nachbarn 35,0 35,3 35,1 33,2 35,5 34,4

Bekannte/Freunde 52,4 51,1 51,7 50,0 52,2 51,2

Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

7  �Dass insgesamt mehr Personen Hilfe erhalten als Hilfe erbracht haben, liegt an der Fragestellung. „Hilfe 
erhalten haben“ wird in der Möglichkeitsform thematisiert, „Hilfe erbracht haben“ dagegen als Faktum.
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Diejenigen, die Hilfe leisten, unterscheiden sich ebenfalls in Hinblick auf ihr Engage-

ment. Nichtaktive erbringen zu 57,5 % und freiwillig Engagierte zu 78,1 % Hilfe für Nicht-

haushaltsmitglieder. In unterschiedlichem Maße leisten aber alle Gruppen 2004 weniger 

Hilfe als zum ersten Befragungszeitpunkt.

Somit kann festgehalten werden, dass Nichtaktive am geringsten informelle Unterstützungs-

leistungen empfangen und geben. Bei Aktiven und vor allem bei Engagierten fällt dies am 

höchsten aus.

2.2.3  Engagemententwicklung

Nach den Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)8, das eine langfristige Analyse 

des Engagements ermöglicht, ist der Anteil der Engagierten von 22,6 % im Jahre 1985 auf 

30,4 % im Jahre 2007 gestiegen (vgl. Abb. 2.2-2). Dabei weist das regelmäßige Engagement, 

das mindestens einmal im Monat ausgeübt wird, eine beachtliche Stabilität und eine 

Zunahme auf. Es ist seit 1998 ununterbrochen gestiegen und traf 2007 für 17,2 % der Bevöl-

kerung ab 16 Jahren zu. Der Anteil der wöchentlich Engagierten liegt 2007 bei immerhin 

9,1 %. Gerade die regelmäßig Engagierten erreichen mit ihrem zeitlichen und kontinuier-

lichen Einsatz eine hohe Wirksamkeit des Engagements. Das Engagement, das seltener, 

d. h. in größeren Zeitabständen erbracht wird, unterliegt stärkeren Schwankungen.

Abbildung 2.2-2: Entwicklung der Engagementquote in Deutschland, 1985–2007 1, in %
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1   1985–1988 nur alte Bundesländer. 
Datenbasis: SOEP 24; eigene Berechnungen.

Eine konkrete Begründung dafür, worauf diese Schwankungen zurückzuführen sind, 

liegt bislang nicht vor. Die mit dem SOEP möglichen Längsschnittanalysen9 ergeben 

einen überraschenden Befund zur Dynamik des Engagements: Ein beachtlicher Teil des 

Engagements ist durch relativ kurzfristige Ein- und Austritte gekennzeichnet.

8  �Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung privater Haushalte in 
Deutschland, die im jährlichen Rhythmus seit 1984 bei denselben Personen und Familien durchgeführt wird. 
Seit Juni 1990 wurde die Studie auf das Gebiet der ehemaligen DDR ausgeweitet. 1994/1995 wurde die „Zuwan-
derer-Stichprobe“ eingeführt. Weitere zusätzliche Stichproben wurden in den Jahren 1998, 2000, 2002 und 
zuletzt 2006 in die laufende Erhebung integriert.

9  �Längsschnitt- bzw. Panelanalysen sind Analysen, in denen für dieselben Personen dieselben Variablen (mit 
derselben Operationalisierung) zu verschiedenen Zeitpunkten erhoben werden.
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In einer zurückliegenden Untersuchung (vgl. Dathe/Kistler 2002) konnte gezeigt werden, 

dass nur rund jeder zehnte Engagierte in den alten Bundesländern mit deutscher Staats-

angehörigkeit im Zeitraum 1985–1998 durchgehend engagiert war. In den neuen Bun-

desländern traf dies im Zeitraum 1990–1998 auf jeden sechsten Engagierten zu. Für die 

anderen Engagierten lagen durch zeitliche Unterbrechungen gekennzeichnete Engage-

mentverläufe vor. Bei 55 % der Engagierten gab es in den genannten Zeiträumen sogar 

drei und mehr Engagementepisoden, in den neuen Bundesländern war dies bei 46 % der 

Engagierten der Fall. Da die Frage zum Engagement nicht jährlich erhoben wurde, ist die 

Anzahl der Aus- und Wiedereintritte noch höher anzusetzen.

Das deutet darauf hin, dass ehrenamtliche Tätigkeiten durch hohe Zu- und Abgangsquo-

ten geprägt sind. Betrachtet man nur die Zugangsquoten, ergibt sich folgendes Bild:

Tabelle 2.2-4: �Zugangsquoten in das Engagement in den alten und neuen Bundesländern im Vergleich der 
Zeiträume 1994/1998 und 2003/2007, in % 1

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

1994/1998 2003/2007 1994/1998 2003/2007

Gesamt 30,3 35,5 25,1 30,5

Frauen 29,2 35,0 22,5 29,9

Männer 31,6 35,9 28,7 31,3

1  Bezugspunkt: Nichtaktive 1994 bzw. 2003. 
Quelle: Expertise Ehrhardt.

Von den in den alten Bundesländern im Jahre 1994 Nichtaktiven nahmen 30,3 % bis 1998 

eine ehrenamtliche Tätigkeit auf; im Vergleichszeitraum waren es von den im Jahre 2003 

Nichtaktiven 35,5 %, die bis 2007 eine ehrenamtliche Tätigkeit begannen. Ein entspre-

chender Anstieg der Zugangsquoten ist auch in den neuen Bundesländern zu verzeich-

nen. Bei relativ konstanten Querschnittswerten10 bedeutet dies aber gleichzeitig, dass es 

auch hohe Abgangsquoten geben muss. Hinter den (Querschnitts-)Engagementquoten 

verbirgt sich also eine hohe Ein- und Austrittsdynamik. Dieser Befund weist auf einen 

hohen personellen Wechsel bei den Engagierten hin. Das heißt auch, dass der Anteil von 

zeitlich befristetem Engagement sehr hoch ist. Man kann deshalb von Engagementepiso-

den sprechen.

Eine durchgeführte multivariate Analyse11 (vgl. Expertise Ehrhardt) zu den Faktoren, die 

eine hohe Eintrittswahrscheinlichkeit bedingen, belegt, dass der Bildungsabschluss bei 

westdeutschen Männern keine Rolle spielt; das heißt, die Engagementaufnahme ist in 

dieser Hinsicht egalitär. Der Mittelschichtbias bei Männern, wie er sich bei den Quer-

schnittsdaten zeigt, ist demnach eine Folge davon, dass Männer mit niedrigeren Bil-

dungsabschlüssen eine kürzere Verweildauer im Engagement aufweisen als Männer mit 

höheren Bildungsabschlüssen. Bei Frauen ist der Bildungsabschluss von Relevanz, sein 

Einfluss verringert sich jedoch im Zeitverlauf. Dies deutet darauf hin, dass Bildungs

niveauunterschiede für das Engagement von Frauen an Bedeutung verloren haben oder 

sich auch sog. bildungsferne Frauen stärker engagieren. Bildungsabschlüsse spielen für 

10  ��Querschnittsdaten liegen vor, wenn zu einem Zeitpunkt bei verschiedenen Untersuchungsobjekten (wie 
Personen) die jeweiligen Ausprägungen einer oder mehrerer Variablen gemessen werden. 

11  � �Bei multivariaten Analysen betrachtet man nicht eine Variable isoliert (univariat), sondern das Zusammen-
wirken mehrerer Variablen zugleich.
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die Engagementaufnahme in den neuen Bundesländern eine deutlich größere Rolle als 

in den alten Bundesländern. Sowohl bei den Männern als auch bei den Frauen (und bei 

Letzteren in steigendem Maße) wird der Zugang durch das Bildungsniveau beeinflusst.

Von der Kirchenbindung und vom Grad des politischen Interesses gehen, unabhängig 

vom Geschlecht, deutliche Effekte aus: je häufiger der Besuch von religiösen Veranstal-

tungen bzw. je höher der Grad des politischen Interesses, desto höher die Zugangsquote. 

Die Kirchenbindung ist sowohl in den alten als auch neuen Bundesländern von großer 

Bedeutung. Der Einfluss des politischen Interesses auf einen Engagementeintritt ist dage-

gen in den neuen Bundesländern geringer.

Das Leben in Mehrpersonenhaushalten und damit auch das Zusammenleben mit Kindern 

sind von zentraler Bedeutung für die Engagementaufnahme. Sind andere Haushaltsmit-

glieder engagiert, steigt die Eintrittswahrscheinlichkeit sowohl für Frauen als auch für 

Männer signifikant. Vom Engagement anderer Haushaltsmitglieder geht in den neuen 

Bundesländern eine stärkere Wirkung aus als in den alten Bundesländern.

Über Gründe für die Austritte wissen wir zurzeit noch recht wenig. Verschiedene Untersu-

chungen konnten ermitteln, dass in Deutschland Arbeitsplatzverlust und die Dauer der 

Arbeitslosigkeit die Wahrscheinlichkeit der Engagementaufgabe stark erhöhen (vgl. 

Erlinghagen 2000; Sing 2001; Strauß 2008). Veränderungen von Lebens- bzw. Einkom-

menslagen beeinflussen die Engagementbereitschaft. Weitere Gründe sind, wie noch 

gezeigt wird, die engen Bindungen des Engagements an bestimmte lebensbiografische 

Phasen (z. B. das Zusammenleben mit Kindern und daraus resultierende Engagementge-

legenheiten) oder der Charakter des Engagements selbst (z. B. die zeitliche Begrenzung 

einer Wahlperiode). Austritte können weiterhin durch erwerbsbedingte Zwänge (gerin-

ge zeitliche Flexibilität) hervorgerufen werden.

Insgesamt sind diese Ein- und Austritte nicht außergewöhnlich. In Engagementberei-

chen, die personelle Kontinuität, Verlässlichkeit und Qualifikation erfordern, beispiels-

weise Pflege und Betreuung, können sich aus dem häufigen Wechsel der Engagierten 

durchaus Probleme ergeben.

2.2.4  �Regionale, demografische, sozioökonomische und kulturelle 
Merkmale der Engagierten

Im Folgenden werden Strukturmerkmale der Engagierten bezüglich regionaler Vertei-

lung, Geschlecht, Alter, Migrationshintergrund, Bildungsniveau, Erwerbsstatus, berufli-

chen Tätigkeitsanforderungen und Höhe des Haushaltsnettoeinkommens analysiert.

Es sind solche Merkmale, die die Sozialstruktur einer Gesellschaft insgesamt prägen. 

Deshalb ist es wichtig zu wissen, inwieweit sich Engagierte von Nichtengagierten unter-

scheiden: Was begünstigt und was behindert das Engagement?
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Regionale Unterschiede
Ein wesentlicher regionaler Unterschied ist immer noch das West-Ost-Gefälle bei der 

Engagementquote. Nach aktuellen Zahlen beträgt dieser Unterschied 2008 fast 10 Pro-

zentpunkte: Laut Engagementatlas sind in den ostdeutschen Bundesländern mit 26,5 % 

weit weniger Menschen engagiert als in Westdeutschland mit 36,3 %. Das West-Ost-Gefäl-

le reicht über einen rein regionalen Unterschied hinaus (vgl. Prognos/Generali 2009). 

Neben den Nachwirkungen der DDR-Vergangenheit sind es besonders die Folgen des 

kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Umbruchs, die sich bis heute in manifesten 

sozioökonomischen Unterschieden niederschlagen und die Engagementbereitschaft 

beeinflussen (vgl. Priller/Winkler 2002; Roth 2001).

Weitere Unterschiede treten in Bezug auf Gemeindegrößenklassen bzw. den Urbanisie-

rungsgrad auf: Bürgerschaftliches Engagement ist in ländlichen und kleinstädtischen 

Regionen häufiger zu finden als in den Mittel- und Großstädten (vgl. Abb. 2.2-3).

Abbildung 2.2-3: Engagementquoten nach Gemeindegrößenklassen, 2004, in % 
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Dörfliche Bevölkerung: Gemeinden mit weniger als 2.000 Einwohnern; Bevölkerung in Landstädten: 2.000 bis 
unter 5.000 Einwohner; Bevölkerung in Kleinstädten: 5.000 bis unter 20.000 Einwohner; Bevölkerung in 
Mittelstädten: 20.000 bis unter 100.000 Einwohner; Bevölkerung in Großstädten: 100.000 und mehr Einwohner. 
Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

Die Ursachen für diese Differenzierung sind zum einen im engeren Zusammenhalt und in 

der größeren sozialen Kontrolle in ländlichen Gebieten zu suchen. Zum anderen wird 

davon ausgegangen, dass bestehende Freizeitangebote sich auf die Engagementbereit-

schaft auswirken. Während das Freizeitangebot in Städten umfangreicher ist, sind die 

Menschen auf dem Land stärker auf sich selbst gestellt.

Geschlecht
Nach den aktuellen Zahlen von 2008 liegt die Engagementquote von Frauen bei 31,6 % 

und die von Männern bei 37,9 % (vgl. Prognos/Generali 2009).

Frauen sind insbesondere in jenen Bereichen engagiert, die eine Nähe zum Sozialen bzw. 

zur Familie aufweisen. Damit reproduzieren sich die traditionellen Rollenmuster im 

Engagement (horizontale Segregierung) (vgl. Tab. 2.2-5).
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Tabelle 2.2-5: Engagementbereiche und Geschlecht, 1999 und 2004, in %

1999 2004

Frauen Männer Frauen Männer

Sport und Bewegung 33,5 66,5 37,9 62,1

Schule/Kindergarten 64,6 35,4 61,8 38,2

Kirche/Religion 65,3 34,7 64,6 35,4

Sozialer Bereich 67,0 33,0 63,0 37,0

Kultur und Musik 37,0 63,0 39,4 60,6

Freizeit und Geselligkeit 43,0 57,0 38,6 61,4

Politische Interessenvertretung 27,3 72,7 23,4 76,6

Unfall-, Rettungsdienste/Feuerwehr 15,9 84,1 18,7 81,3

Umwelt-/Natur-/Tierschutz 47,1 52,9 35,5 64,5

Jugendarbeit 1/Erwachsenenbildung 37,7 62,3 50,0 50,0

Berufliche Interessenvertretung 2 30,5 69,5 26,2 73,8

Gesundheitsbereich 65,7 34,3 73,8 26,2

Justiz/Kriminalitätsprobleme 25,8 74,2 45,1 54,9

Sonstiges 35,6 64,4 39,1 60,9

Insgesamt 44,5 55,5 45,4 54,6

1  Außerschulische Jugendarbeit. – 2 Außerhalb des Betriebes. 
Quelle: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Den Angaben aus dem Freiwilligensurvey zufolge machen Frauen im Jahre 2004 fast zwei 

Drittel der Engagierten in den Bereichen Schule und Kindergarten, Kirche und Religion 

sowie Soziales12 aus, im Gesundheitsbereich sind es sogar 73,8 %.

Daten des Engagementatlas für 2008 bestätigen dieses Bild:13 Das Engagement von Frauen 

ist in den Bereichen Kinder und Jugend (61,7 %), Soziales, Gesundheit, Pflege (63 %) sowie 

Kirche und Religion (65,3 %) wesentlich höher als bei den Männern (vgl. Prognos/Generali 

2009). Darüber hinaus ist bei den ehrenamtlichen Führungskräften eine deutliche verti-

kale Segregierung hinsichtlich der Vertretung von Frauen auf der Führungsebene festzu-

stellen (vgl. Tab. 2.2-6).

Tabelle 2.2-6: �Anteil der Engagierten mit Leitungs- oder Vorstandsfunktion nach Geschlecht und  
ausgewählten Engagementbereichen, 2004, in %

Männer Frauen

Insgesamt 42,1 25,7

Kirche/Religion 35,7 24,3

Sozialer Bereich 43,4 19,1

Gesundheitsbereich 40,5 19,6

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

12  In diesen drei Bereichen ist aber der Anteil der Männer zwischen 1999 und 2004 gestiegen.
13  ��Zu beachten ist hierbei, dass die Engagementbereiche im Vergleich zum Freiwilligensurvey nicht vollständig 

deckungsgleich sind.
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Insgesamt haben 25,7 % der weiblichen Engagierten eine Leitungs- oder Vorstandsfunk

tion, gegenüber 42,1 % der Männer. Besonders drastisch fällt die Diskrepanz in jenen 

Engagementbereichen aus, in denen der Frauenanteil an den Engagierten insgesamt 

zwischen zwei Drittel und drei Viertel liegt.

Engagement in der Jugend
Immer wieder wird kritisch festgestellt, dass das Interesse von Jugendlichen an etablier-

ter Politik, anderen gesellschaftlichen Themen und am bürgerschaftlichen Engagement 

stark zurückgegangen ist. So sank nach der Allensbacher Markt- und Werbeträgeranalyse 

(AWA) der Anteil der politischen Interessierten bei den unter 30-Jährigen zwischen 1997 

und 2008 von 55 % auf 48 % (Gesamtbevölkerung: konstanter Anteil von 69 %). Der Anteil 

der an Wirtschaftsfragen Interessierten verringerte sich bei den Jugendlichen und jun-

gen Erwachsenen im gleichen Zeitraum von 44 % auf 36 % (Gesamtbevölkerung: konstan-

ter Anteil von 52 %) (vgl. Köcher 2008).

Die Angaben zum Engagement widersprechen hingegen den Befunden hinsichtlich 

einer Abkehr der Jugendlichen von gesellschaftlichen Themen. So ermittelte der Freiwil-

ligensurvey 2004 eine Engagementquote bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen  

von 35 % (zwischen 14 und 29 Jahren), die dem Gesamtniveau (36 %) fast entsprach und 

gegenüber 1999 unverändert blieb (vgl. Abb. 2.2-4).14

Abbildung 2.2-4: Engagementquoten nach Altersgruppen, 1999 und 2004, in %
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Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Die Shell Jugendstudie 2006 (vgl. Schneekloth 2006) bestätigt diese Ergebnisse. Sie zeigt, 

dass trotz der nach wie vor bestehenden Distanz von Jugendlichen zur Politik ein viel-

schichtiges Bild ihrer gesellschaftlichen Aktivitäten bzw. ihres Engagements vorliegt. Die 

SOEP-Daten belegen aber auch, dass seit Mitte der 1990er-Jahre der Anteil der selten 

Engagierten in dieser Altersgruppe zugenommen hat.

14  �Im Jahre 2004 liegt die Engagementquote in der Altersgruppe zwischen 14 und 19 Jahren bei 37 % und in der 
Altersgruppe zwischen 20 und 29 Jahren bei 33 %.
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Das Engagement lässt sich zum einen unter dem Aspekt des Personenkreises, auf den das 

Engagement gerichtet ist15, und zum anderen unter dem Aspekt der Engagementberei-

che16 analysieren. Das Engagement der Jugendlichen bezieht sich hauptsächlich auf den 

Kreis Gleichaltriger: 58,1 % geben an, dass ihr Engagement Kindern und Jugendlichen 

zugutekommt, Senioren bilden nur für 1,2 % die Zielgruppe ihres Engagements. Hinsicht-

lich der Engagementbereiche ist festzuhalten, dass der größte Engagementbereich bei 

Jugendlichen Sport und Bewegung ist17, den zweitgrößten Bereich bildet die Schule. 

Hingegen spielt das Engagement von Jugendlichen im sozialen Bereich, bis auf die Ret-

tungsdienste, kaum eine Rolle. Die Verdichtung der Schul- und Studienzeiten bringt 

jedoch die Gefahr mit sich, dass zukünftig nicht mehr ausreichend Zeit für Engagement 

bleibt.

Der Bildungsstatus der Jugendlichen spielt für die Engagementbereitschaft eine ganz 

entscheidende Rolle (vgl. BMFSFJ 2005a). Das bedeutet umgekehrt, dass sich sozial 

benachteiligte Jugendliche deutlich weniger engagieren.

Informellem Engagement bzw. dem Engagement in selbstorganisierten Gruppen kommt 

bei Jugendlichen ein besonderer und wachsender Stellenwert zu. Nach der Shell Jugend-

studie 2006 gab mehr als ein Drittel an, gesellschaftliche und soziale Aktivitäten, unab-

hängig von Organisationen, in ihrem sozialen Umfeld zu erbringen (vgl. Schneekloth 

2006). Selbstorganisierte Organisationsformen im schulischen Bereich sind ebenfalls von 

besonderer Bedeutung: Dem Freiwilligensurvey zufolge waren 1999 18 % der im schuli-

schen Kontext engagierten Jugendlichen in Projekten, Initiativen und anderen selbst-

organisierten Gruppen tätig, 2004 war ihr Anteil mit 32 % fast doppelt so hoch.

Engagement im Alter
Im Vergleich der Jahre 1999 und 2004 sind die Engagementquoten älterer Menschen 

überdurchschnittlich gestiegen. Anhand der SOEP-Daten ist diese Entwicklung insbeson-

dere seit Mitte der 1990er-Jahre nachzuweisen (vgl. Abb. 2.2-5).

�����������������������������������������������������������������������������������������������������������  �Die entsprechende Frage lautet im Freiwilligensurvey 2004: „Geht es bei dieser Tätigkeit um einen der 
folgenden Personenkreise: Kinder und Jugendliche, Familien, Behinderte, Ältere Menschen, Zuwanderer/
Ausländer/Flüchtlinge, Frauen, anderer Personenkreis, kein spezieller Personenkreis?“

16  �Sport und Bewegung, Schule/Kindergarten, Kirche/Religion, Sozialer Bereich, Kultur und Musik, Freizeit und 
Geselligkeit, Politische Interessenvertretung, Unfall-, Rettungsdienste/Feuerwehr, Umwelt-/Natur-/Tier-
schutz, Jugendarbeit/Erwachsenenbildung, Berufliche Interessenvertretung, Gesundheitsbereich, Justiz/
Kriminalitätsprobleme.

17  �Studierende unterscheiden sich nicht von anderen Jugendlichen ihrer Altersgruppe: Von allen sozialen und 
kulturellen Angeboten der Hochschulen findet Studentensport mit einem Anteil von 43 % das größte Interes-
se – ein Wert, der seit 1983 nahezu konstant geblieben ist (vgl. Bargel 2008).
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Abbildung 2.2-5: �Entwicklung der Engagementquote in den Altersgruppen 60 Jahre und älter  
in Deutschland, 1985–2007 1, in %
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Datenbasis: SOEP 24; eigene Berechnungen.

Der Trend eines zunehmenden Engagements der Älteren ist nicht auf die sog. 68er-Gene-

ration beschränkt. Diese Generation18 wies zwar 1999 die höchste Engagementquote auf 

und 2004 noch die zweithöchste, wird hier aber schon von der Baby-Boomer-Generation 

übertroffen (vgl. Tab. 2.2-7).

Tabelle 2.2-7: Engagementquoten nach Geburtsjahrgängen, 1999 und 2004, in %

Jahrgänge 1999 2004

Zwischenkriegsgeneration (1914–1929) 21,1 18,6

2. Weltkrieg (1930–1938) 30,5 30,9

68er-Generation (1939–1950) 38,1 38,5

Baby-Boomer (1951–1969) 37,5 41,1

Post-Boomer (1970–1982) 35,0 32,2

Geboren 1983 und später 35,1 37,8

Insgesamt 33,9 35,7

Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Insgesamt vermitteln die Engagementquoten eine deutliche Altersabhängigkeit, wie sie 

schon in Abbildung 2.2-4 zum Ausdruck kam: Die jeweils mittlere Generation weist die 

höchsten Engagementquoten auf.

Mit Blick auf die Engagementfelder ist festzuhalten, dass Ältere sich besonders in den 

Bereichen Sport und Bewegung, Freizeit und Geselligkeit sowie Kultur und Musik engagie-

ren; alle diese Bereiche liegen noch vor Kirche und Religion und dem sozialen Bereich. 

Betrachtet man das Engagement Älterer nach Personen- bzw. Zielgruppen, so ist deren 

Engagement hauptsächlich auf ältere Menschen gerichtet. Der zeitliche Umfang des Enga-

gements bleibt bis zum Austritt auch bei den Älteren sehr hoch (vgl. Künemund 2009).

18  �Begriffe und die entsprechenden Geburtsjahrgänge wurden von TNS Infratest übernommen bzw. zur Verfü-
gung gestellt.
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Was sind die Voraussetzungen für die Fortsetzung bzw. die Aufnahme eines Engage-

ments im Alter? Nach einer Studie von Erlinghagen (2009) erhöht die Tatsache, bereits 

über eigene Erfahrungen mit Engagement zu verfügen, deutlich die Wahrscheinlichkeit, 

im Alter aktiv zu werden bzw. zu bleiben. Weitere positive Faktoren sind der Gesundheits-

zustand und das Bildungsniveau – wer im Alter gesund ist oder/und über einen hohen 

Bildungsabschluss verfügt, engagiert sich in einem höheren Maße. Ein Mehr an Freizeit 

infolge des Ruhestandes hat demgegenüber keinen nachweisbaren Einfluss.

Für den Austritt aus dem Engagement im Alter spielt (nach den Ergebnissen des Alters-

surveys 2002; vgl. Kohli/Künemund 2005) der Gesundheitszustand eine entscheidende 

Rolle. Gleichzeitig können auch Faktoren, die mit der Belastbarkeit im hohen Alter oder 

bestimmten Altersgrenzen in den Organisationen zusammenhängen, für eine Beendi-

gung des Engagements Einfluss haben.

Migrationshintergrund
Die vorliegenden Untersuchungen zum Engagement von Menschen mit Migrationshin-

tergrund weisen erhebliche Defizite auf. Umfragen erreichen aufgrund deutschsprachi-

ger Fragebögen nur bestimmte Migrantengruppen; Telefoninterviews setzen in der Regel 

gute deutsche Sprachkenntnisse voraus. Das trifft auch für den Freiwilligensurvey zu: Die 

Angaben für 2004 zeigen, dass Menschen mit Migrationshintergrund19 eine Engagement-

quote von nur 23 % aufweisen und diese damit rund 13 Prozentpunkte unter dem Gesamt-

durchschnitt liegt. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass Personen mit Migrationshinter-

grund keine homogene Gruppe darstellen. So beträgt der Engagiertenanteil bei jenen, 

die die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, hier geboren sind, aber ein Elternteil im 

Ausland geboren wurde, 35,4 %. Ihre Engagementquote liegt damit nur geringfügig unter 

dem deutschen Gesamtdurchschnitt.

Es ist nicht der Migrationshintergrund an sich, der über das Engagement entscheidet, 

sondern anderen Merkmalen, z. B. Bildung, Erwerbsstatus, Qualifikation und Einkom-

men, kommt ein stärkerer Einfluss zu (vgl. hierzu auch Beck 2008).

Bildungsniveau
Insgesamt lässt sich festhalten, dass sich Bildungsabschlüsse in den jeweiligen Engage-

mentquoten widerspiegeln (vgl. Abb. 2.2-6): Je höher der erworbene Bildungsabschluss, 

umso größer ist die Wahrscheinlichkeit eines bürgerschaftlichen Engagements.

Nach dem Freiwilligensurvey 2004 sind 42,7 % aller Personen mit Abitur/Hochschulreife 

bzw. einem abgeschlossenen Hochschulstudium freiwillig engagiert, dagegen nur jeder 

Vierte mit einfachem Bildungsniveau. Auf die Frage an Nichtengagierte, ob sie zukünftig 

ein Engagement übernehmen wollen, erklärten sich 27,8 % mit hohem Bildungsniveau 

dazu bereit; bei jenen mit einem einfachen Bildungsabschluss waren es lediglich 9,9 %. 

Laut Engagementatlas bestehen diese Unterschiede im Jahre 2008 fort: Danach beträgt 

die Engagementquote bei Personen mit einem abgeschlossenen Hochschulstudium 

45,5 % und bei Personen ohne Schulabschluss (keine Schülerinnen und Schüler) 11,8 %.

19  Im Ausland geborene Migranten mit und ohne deutsche Staatsbürgerschaft.
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Abbildung 2.2.-6: Engagementquoten nach Bildungsniveau, 2004, in % 1

0 10 20 30 40 505 15 25 35 45

Hohes Niveau 42,7

Mittleres Niveau 37,0

Einfaches Niveau 25,6

Gesamt 35,7

1  �Ohne Schülerinnen und Schüler/Fachschülerinnen und Fachschüler. 
Einfaches Niveau: kein bzw. Volks- oder Hauptschulabschluss, Abschluss 8. Klasse; mittleres Niveau: mittlere 
und Fachhochschulreife, Abschluss 10. Klasse; hohes Niveau: Abitur/Hochschulreife bzw. abgeschlossenes 
Hochschulstudium.

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

 
Erwerbsstatus

Ein weiteres wichtiges sozioökonomisches Strukturmerkmal, das Einfluss auf die Aus-

übung des bürgerschaftlichen Engagements hat, ist der Erwerbsstatus.

Nach den Ergebnissen des Freiwilligensurveys sind es drei Gruppen, die überdurch-

schnittliche Engagementquoten aufweisen: (1) Erwerbstätige, (2) Schülerinnen und Schü-

ler/Studentinnen und Studenten sowie (3) Hausfrauen und -männer. Bei Hausfrauen (und 

erwerbstätigen Frauen) sind, wie später noch ausführlich gezeigt wird, die hohen Enga-

gementquoten in einem besonderen Maße mit ihren Kindern verknüpft (vgl. Abb. 2.2-7).

Erwerbstätigkeit begünstigt generell die Aufnahme des freiwilligen Engagements, unab-

hängig davon, ob eine Haupt- oder Nebenerwerbstätigkeit vorliegt. Laut Freiwilligensur-

vey 2004 betrug bei „Nicht“-Erwerbstätigen mit einer Nebenerwerbstätigkeit die Engage-

mentquote 41,9 % (bei regelmäßiger Ausübung) bzw. 37,1 % (bei unregelmäßiger Ausübung). 

Wurde die Frage nach Ausübung einer Nebentätigkeit verneint, sank die Engagementquo-

te auf 29,3 %. Die geringe Engagementquote von Arbeitslosen ist ein zusätzlicher Beleg für 

den Zusammenhang von Erwerbstätigkeit und Engagement.

Abbildung 2.2-7: Engagementquoten nach Erwerbsstatus, 2004, in %

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45

Erwerbstätige 39,9

Arbeitslose 26,9

Nichterwerbstätige 35,8

Schüler/Studenten 38,2

Hausfrauen/-männer 37,2

Rentner/Pensionäre 27,8

Gesamt 36,7

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.
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Berufliche Tätigkeitsanforderungen
Der besondere Stellenwert von Bildung und Qualifikation spiegelt sich ebenfalls bei den 

Tätigkeitsanforderungen abhängig Beschäftigter wider.

Abbildung 2.2-8: Engagementquoten nach Tätigkeitsanforderungen, 2004, in % 1

0 10 20 30 40 50 60

Hohes Niveau 49,3

Mittleres Niveau 38,1

Einfaches Niveau 30,4

Gesamt 35,7

1  �Derzeit abhängig Beschäftigte in einer Haupt- oder Nebentätigkeit. 
Einfaches Niveau: un-/angelernte Arbeiter, angelernte/einfache Fachkraft; mittleres Niveau: Facharbeiter/
Vorarbeiter/Polier/Meister, Fachkraft in mittlerer Position, Beamter des einfachen/mittleren Dienstes; hohes 
Niveau: Fachkraft mit Führungsaufgaben, Beamter des gehobenen/höheren Dienstes. 
Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

Bei Beschäftigten mit hohen Tätigkeitsanforderungen beläuft sich der Anteil der bürger-

schaftlich Engagierten auf 49,3 %. Deutlich niedriger liegt dagegen dieser Anteil bei 

Beschäftigten mit mittleren (38,1 %) und einfachen (30,4 %) Tätigkeitsanforderungen (vgl. 

Abb. 2.2-8). Die Tätigkeitsanforderungen gehen mit einem entsprechenden Bildungsni-

veau einher. Zusammen mit beruflicher Stellung und Qualifikation stellen sie engage-

mentfördernde Bedingungen dar. Ein überdurchschnittliches Engagementniveau weisen 

Selbstständige auf: Bei ihnen beträgt die Engagementquote 47,0 %.

Haushaltsnettoeinkommen20

Mit sinkendem Einkommen nimmt auch der Anteil der Engagierten drastisch ab: von 47,4 % 

bei Personen, die ein Haushaltsnettoeinkommen von über 4.000 € haben, bis zu 24,0 % bei 

Personen, denen weniger als 750 € monatlich zur Verfügung stehen (vgl. Abb. 2.2-9).

Abbildung 2.2-9: Engagementquoten nach Haushaltsnettoeinkommen, 2004, in %

0 10 20 30 40 505 15 25 35 45 55

Über 3.999 € 47,4

2.500–3.999 € 43,5

1.500–2.499 € 36,5

750–1.499 € 26,4

Unter 750 € 24,0

Gesamt 35,7

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

20  ��Das Haushaltsnettoeinkommen umfasst alle einem Haushalt monatlich zur Verfügung stehenden Einkom-
men und Einkünfte abzüglich der Steuern und Abgaben.
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Bildung, Erwerbsstatus und Qualifikation schlagen sich schließlich in der unterschied

lichen Ausstattung mit ökonomischen bzw. materiellen Ressourcen nieder – und dies wie-

derum in der Engagementausübung.

Kulturelle Merkmale und soziale Einbindung
Bisher wurden vor allem soziostrukturelle und demografische Faktoren hinsichtlich ihrer 

Relevanz für das Engagement untersucht. Dabei blieb offen, welche Rolle weiche Fakto-

ren (z. B. soziale Einbindung) für die Engagementaufnahme spielen.

Engagierte sind mehrheitlich stark an politischen Fragen und generell am öffentlichen 

Leben interessiert. Drei Viertel von ihnen gehören einer Konfession an, was deutlich über 

dem Anteil von 62 % in der Gesamtbevölkerung liegt. Die Zugehörigkeit zu einer Kirche 

bzw. Religion geht aber nur für einen kleineren Teil der engagierten Gläubigen mit einer 

starken Bindung an diese Kirche bzw. Religion einher. Es überwiegt eine mittlere Bin-

dungsstärke, gefolgt von einer geringen Bindung.21 (vgl. Tab. 2.2-8).

Tabelle 2.2-8: �Interesse an Politik/öffentlichem Leben, Konfessionszugehörigkeit und Bindung an  
Kirche/Religion der Engagierten, 1999 und 2004, in %

1999 2004

An Politik/öffentlichem Leben interessiert

Stark 52,5 55,9

Mittel 40,8 37,8

Wenig 6,5 6,2

Konfessionszugehörigkeit

Ja 74,5 73,4

Nein 25,4 26,6

Wenn ja, Bindung an Kirche/Religion

Stark 27,1 24,2

Mittel 41,1 42,5

Wenig 31,2 32,9

Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Die soziale Einbindung, ausgedrückt in der Größe22 des Freundes- und Bekanntenkreises, 

unterscheidet sich deutlich danach, ob die Gruppe der Nichtaktiven, der Aktiven oder der 

Engagierten betrachtet wird. Während Engagierte 2004 zu 36 % angaben, einen sehr 

großen Freundes- und Bekanntenkreis zu haben, sagen dies nur 29,4 % der Aktiven und 

14,1 % der Nichtaktiven.

Dieser Unterschied tritt so auch 1999 auf. Dabei ist der Anteil mit einem großen Freundes- 

und Bekanntenkreis in allen Bevölkerungsgruppen 2004 gesunken.

Weiterhin fällt auf, dass bei der aktiven und engagierten Bevölkerung Frauen in geringe-

rem Maße einen großen Freundes- und Bekanntenkreises haben als Männer (vgl. Tab. 2.2-9).

21  � �Inwiefern sich die Ergebnisse für die engagierten von Nichtengagierten unterscheiden, bleibt an dieser 
Stelle offen. 	   

22 � �Die Einteilung in sehr groß, mittel und sehr klein ist wenig präzise. Die Größe des Freundeskreises hängt von 
subjektiven Einschätzungen ab.
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Tabelle 2.2-9: Freundes- und Bekanntenkreis und Engagement, 1999 und 2004, in %

1999 2004

Freundes- und Bekanntenkreis: Frauen Männer Gesamt Frauen Männer Gesamt

Nicht aktiv

Sehr groß 21,1 19,8 20,5 13,6 14,7 14,1

Mittel 40,1 41,6 40,8 42,1 41,7 42,0

Eher klein 38,8 38,4 38,6 44,2 43,6 43,9

Aktiv

Sehr groß 30,6 35,7 33,1 26,9 31,8 29,4

Mittel 46,9 43,9 45,4 48,5 45,1 46,8

Eher klein 22,5 20,4 21,4 24,6 23,0 23,8

Darunter: freiwillig engagiert

Sehr groß 35,2 40,2 38,0 34,0 37,8 36,0

Mittel 46,6 42,2 44,2 47,9 42,5 45,1

Eher klein 18,1 17,3 17,7 18,2 19,6 18,9

Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnungen.

Anhand des Freiwilligensurveys 1999 zeigt sich, dass unter den soziostrukturellen Merk-

malen die Einkommenshöhe die größte Rolle spielt. Bezieht man weitere Faktoren in die 

multivariate Analyse mit ein, so besitzt die soziale Einbindung die größte Erklärungskraft 

für eine Engagementaufnahme (vgl. Dathe/Kistler 2002).

Die Größe des Freundes- und Bekanntenkreises ist auch 2004, neben der Bindung an 

Kirche und Religion, das Merkmal, das eine Engagementaufnahme bzw. -ausübung am 

stärksten beeinflusst (vgl. BMFSFJ 2005a).

Dass die soziale Einbindung nicht zuletzt durch die Ausübung des Engagements selbst 

erfolgt und deshalb ein wichtiges Engagementmotiv darstellt, belegt Braun (2003) in 

Bezug auf das Engagement in Sportvereinen.

2.2.5  Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Engagement

Die Frage der Vereinbarkeit von verschiedenen Lebensbereichen ist mittlerweile zu einer 

wichtigen gesellschaftspolitischen Aufgabe geworden. Bei der Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf geht es darum, geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen, die es Männern 

und insbesondere Frauen ermöglichen, Erwerbsarbeit und Familienleben nach individu-

ellen Vorstellungen miteinander zu verbinden (vgl. Eichhorst et al. 2007: 9). Die Fokussie-

rung auf zwei Lebensbereiche – Beruf und Familie – schließt jedoch andere Tätigkeiten, 

die für Männer und Frauen in ihrer Lebenskonzeption genauso von Bedeutung sein kön-

nen, aus. Neben persönlichen Auszeiten (z. B. Sabbatjahr) und Phasen der Qualifizierung 

zählt hierzu auch das bürgerschaftliche Engagement. Um sich zu engagieren, braucht 

man ebenso Zeit wie für die Kindererziehung, die Pflege eines Angehörigen oder die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit.

Angesichts einer wachsenden öffentlichen Aufmerksamkeit für das Engagement von 

Menschen gilt es, diesen Bereich in die Diskussion um die Vereinbarkeit von Lebensberei-
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chen mitaufzunehmen. Die Frage der Vereinbarkeit von Arbeit und Leben wird deshalb 

mittlerweile ganzheitlich thematisiert. Stärker für gesellschaftliche Entwicklungen 

sensibilisiert ist in dieser Hinsicht der Entwurf der Work-Life-Balance. Er bezieht 

Geschlechtergerechtigkeit mit ein, setzt eine familienfreundliche Organisation der 

Arbeitswelt voraus und umfasst Zeit für andere sinnstiftende Tätigkeiten wie z. B. ein 

bürgerschaftliches Engagement (vgl. Jurczyk 2005; Klenner/Pfahl 2005). Mit dem Begriff 

der „Balance“ wird ein anzustrebendes Gleichgewicht im Allgemeinen, d. h. in Bezug auf 

verschiedene Tätigkeiten in unterschiedlichen Lebensformen, angesprochen (vgl. Stur-

ges/Guest 2004: 18).

Hinsichtlich des Dreiklangs von Beruf – Familie – Engagement bedeutet dies, die jeweili-

gen zeitlichen und inhaltlichen Anforderungen aus den einzelnen Bereichen aufeinan-

der zu beziehen bzw. abzustimmen. Die Forschung zur Ermittlung der Balance von Fami-

lie, Beruf und Engagement hat sich bislang aber noch nicht ausreichend etabliert.

Aufgrund ihrer unterschiedlichen zeitlichen Einbindung in das Erwerbs-, Engagement- 

und Familienleben sind Frauen und Männer von Work-Life-Balance-Problemen verschie-

den betroffen. Wie Untersuchungen zeigen, leisten Frauen mit 31 Stunden in der Woche 

deutlich mehr unbezahlte Arbeiten im Haushalt als Männer mit 19,5 Stunden (vgl. Statis

tisches Bundesamt 2003b). Aktuelle Analysen des SOEP weisen diesen Trend bei vollzeit

erwerbstätigen Paaren ebenfalls nach (vgl. Anger/Kottwitz 2009). Eine seit mehreren 

Jahren wachsende Frauenerwerbstätigenquote, die zwischen 1996 und 2007 von 55,4 % 

auf 64 % gestiegen ist, verstärkt den Konflikt für Frauen, die einzelnen Lebensbereiche 

miteinander in Einklang zu bringen (vgl. Bundeszentrale für politische Bildung 2008). Da 

bei 56 % der nicht berufstätigen Mütter von Kindern unter 18 Jahren ein großes Interesse 

besteht, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, ist davon auszugehen, dass sich die Situati-

on für Frauen ohne einen weiteren Ausbau an Unterstützung nicht entspannen wird (vgl. 

Allensbacher Familienmonitor 2008b).

Vor diesem Hintergrund belegen einzelne Untersuchungen, dass Frauen durch das 

Zusammenspiel von Beruf, Familie und Engagement stärker belastet sind als Männer. 

Dies findet allgemein bereits in den unterschiedlichen Engagementquoten von Frauen 

und Männern seinen Ausdruck (vgl. Abschnitt 2.2.4): Unabhängig vom Familienstand 

steigt die Beteiligung an ehrenamtlichen Aktivitäten von Frauen, je kürzer ihre Arbeits-

zeiten sind. Nach Klenner/Pfahl (2001: 180) beläuft sich unter allen abhängigen Beschäf-

tigten mit Ehrenamt der Anteil von Frauen mit einer Wochenarbeitszeit unter 20 Stunden 

auf 20,4 %, während er bei der entsprechenden Gruppe der Männer bei 14,3 % liegt. Bei 

einer Wochenarbeitszeit mit über 40 Stunden gehen hingegen 25,6 % der abhängig 

beschäftigten Männer und 15,2 % der Frauen einem Engagement nach.

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Betrachtung von Frauen und Männern in Paarhaus-

halten mit Kind(ern): Je größer der Anteil der wöchentlichen Arbeitsstunden bei Frauen, 

desto geringer ist ihr zeitlicher Einsatz für ehrenamtliche Aktivitäten. Bei Männern ver-

hält es sich genau umgekehrt, ihr Engagement wächst bei steigender Arbeitszeit (vgl. 

Abb. 2.2-10).



Seite 48 Kapitel II.

Von den Frauen in Paarhaushalten mit Kind(ern) und einer wöchentlichen Arbeitszeit 

von 20 bis 25 Stunden sind 87,5 % engagiert, aber nur 28,4 % der Frauen mit einer wöchent-

lichen Arbeitszeit von 40 bis 45 Stunden. Während sich von den Männern in Paarhaushal-

ten mit Kind und einer wöchentlichen Arbeitszeit von 20 bis 25 Stunden lediglich 12,1 % 

engagieren, sind es 71,6 % der Männer in Paarhaushalten mit Kind und einer wöchentli-

chen Arbeitszeit zwischen 40 und 45 Stunden. Die Unterschiede belegen, dass bei Teilzeit-

beschäftigung von Frauen ihr Engagement steigt. Bei Männern wirkt sich eine Vollzeitbe-

schäftigung positiv auf das Engagement aus.

Abbildung 2.2-10: �Anteil des Engagements nach Arbeitszeit und Geschlecht in Paarhaushalten mit Kind(ern), 
2007, in % 1
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1  Engagierte je Zeitintervall = 100. 
Datenbasis: SOEP 24; eigene Berechnungen.

Im Freiwilligensurvey wird das insgesamt geringere Engagement der Frauen auf ihre 

Hauptverantwortung in Bezug auf die Kinderbetreuung zurückgeführt (vgl. BMFSFJ 

2005a). Allerdings haben das Engagement und die Engagementbereitschaft von Frauen 

mit Kindern zwischen 1999 und 2004 stark zugenommen (von 33 % auf 37 %). Das trifft vor 

allem auf Mütter mit Kindern unter vier Jahren zu.

Tabelle 2.2-10: �Engagementquoten nach ausgewählten Familien- bzw. Lebensformen und Geschlecht 
2004, in %

Lebensform Engagementquote

Paare mit Kind(ern) insgesamt 43,0

Frauen 41,7

Männer 44,6

Paare mit Vorschulkind(ern) 35,9

Frauen 32,3

Männer 39,1

Paare mit Vorschul-/Schulkind(ern) bis 14 Jahre 49,1

Frauen 49,0

Männer 49,3

Paare mit Kind(ern) ab 14 Jahren 40,3

Frauen 38,0

Männer 43,6

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.
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Die Daten belegen dennoch weiterhin, dass die Engagementquote von Frauen mit Kin-

dern niedriger ist als die von Männern mit Kindern. Wie aus Tabelle 2.2-10 ersichtlich, 

sind Frauen in Paarbeziehungen mit Kindern insgesamt weniger engagiert als Männer in 

Paarbeziehungen mit Kindern. Besonders groß sind die Diskrepanzen zwischen Frauen 

(32,3 %) und Männern (39,1 %) mit Vorschulkindern sowie zwischen Frauen (38 %) und 

Männern (43,6 %) mit Kindern ab 14 Jahren.

Die Verfügbarkeit verschiedener Zeitbudgets für freiwillige Tätigkeiten zwischen den 

Geschlechtern kann auch am Beispiel ehrenamtlicher Führungskräfte in gemeinnützi-

gen Organisationen belegt werden (vgl. Expertise Wolf/Zimmer). Die Ergebnisse einer 

Befragung von 1.495 ehrenamtlichen Führungskräften im Rahmen des Projekts „Bürger-

schaftliches Engagement und Management“ zeigen, dass Frauen zeitlich stärker gefor-

dert sind als Männer. Insbesondere verheiratete Frauen und jene mit Kindern können 

wöchentlich deutlich weniger Zeit in ihre ehrenamtliche Führungstätigkeit investieren 

als verheiratete Männer und Männer mit Kindern (vgl. Tab. 2.2-11).

Tabelle 2.2-11: �Zeitlicher Umfang des Engagements bei ehrenamtlichen Führungskräften nach Geschlecht 
und Lebensformen, in %

Umfang des ehrenamtlichen 
Engagements pro Woche

Verheiratete 
Frauen

Frauen mit 
Kindern

Verheiratete 
Männer

Männer mit 
Kindern

1–5 Stunden 66,7 65,3 50,7 51,1

6–10 Stunden 16,1 16,8 25,4 25,7

11–20 Stunden 13,3 14,4 16,7 16,8

21 Stunden und mehr 3,9 3,5 7,2 5,9

Quelle: Expertise Wolf/Zimmer.

So engagieren sich z. B. 82,1 % der Frauen mit Kindern in ehrenamtlichen Führungsposi

tionen bis zu zehn Stunden wöchentlich. Demgegenüber sind 17,9 % der Frauen und  

22,7 % der Männer mit Kindern über elf Stunden in der Woche ehrenamtlich beschäftigt. 

Die Ergebnisse zeigen weiterhin, dass ehrenamtlich tätige und berufstätige Frauen eher 

kinderlos und geschieden sind als ehrenamtlich tätige und berufstätige Männer. Es kann 

also auch hier festgehalten werden, dass Familie sich bei Frauen zulasten und bei Män-

nern zugunsten des Umfangs ihres Engagements auswirkt.

Obgleich sich familiäre Bindungen insgesamt positiv auf den zeitlichen Umfang des Enga-

gements auswirken, besteht bei den Führungskräften mit Familie (verheiratet/Kinder) 

eine größere Unzufriedenheit mit ihrem Engagement als bei Führungskräften ohne Fami-

lie. Dies kann darauf zurückgeführt werden, dass zugunsten des Ehrenamtes am ehesten 

Abstriche hinsichtlich der Zeit für Familienleben und Partnerschaft gemacht werden. Da 

Männer, wie weiter oben gezeigt wurde, die meiste Zeit in ihre ehrenamtliche Aktivität 

investieren, äußern diese die größte Unzufriedenheit bei der Bewältigung der Herausfor-

derung, Beruf, Familie und Engagement in Einklang miteinander zu bringen. So sind 

beispielsweise 42,6 % der ehrenamtlichen männlichen gegenüber 33,5 % der ehrenamt

lichen weiblichen Führungskräfte unzufrieden. Inwiefern hier von Selbstüberforderung 

gesprochen werden kann, ist näher zu untersuchen.
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Eine repräsentative Befragung von 1.036 ehrenamtlichen Stadt- und Gemeinderätinnen, 

die im Rahmen der Kampagne „FRAUEN MACHT KOMMUNE“ des BMFSFJ durchgeführt 

wurde, bestätigt die bisher aufgeführten Erkenntnisse insofern, als dass zu den wichtigs-

ten Hinderungsgründen von Frauen, einem kommunalpolitischen Engagement nachzu-

gehen, fehlende Zeit und mangelnde Unterstützung des Arbeitgebers genannt werden 

(vgl. Lukoschat et al. 2008). Gut ein Drittel der Befragten nennt „Zeitmangel“ als Hemm-

nis vor allem unter dem Aspekt der Vereinbarkeit mit Beruf und Familie. So ist es nicht 

verwunderlich, dass die Familiensituation mit dem kommunalpolitischen Ehrenamt 

kompatibel sein muss. Hierbei spielt die Unterstützung des Partners eine entscheidende 

Rolle, die in passiver – das Engagement der Partnerin akzeptieren – und aktiver Form – 

Beteiligung an Familien- und Hausarbeit in einem überdurchschnittlichen Maße – bei 

den engagierten Frauen erfolgt. Insgesamt beurteilten 50 % der Frauen die Unterstützung 

als außerordentlich stark.

Es bestehen allerdings nicht nur Unterschiede zwischen Frauen und Männern bezüglich 

der Ausformung des Arrangements von Beruf, Familie und Engagement, vielmehr zeigen 

sowohl die Untersuchung zu ehrenamtlichen Führungskräften als auch die Studie zum 

kommunalpolitischen Engagement von Frauen, dass die beschriebenen Unterschiede 

sich auf Frauen beziehen, die aufgrund bestehender Berufstätigkeit und hohen Bildungs

niveaus der Mittelschicht zuzuordnen sind. Mehr als die Hälfte der befragten Kommunal-

politikerinnen verfügt über ein (Fach-)Abitur, und fast jede zweite Kommunalpolitikerin 

ist Akademikerin. Frauen mit niedrigen Bildungsabschlüssen sind erheblich unterreprä-

sentiert; nur 12 % der Kommunalpolitikerinnen haben einen Haupt- oder Volksschulab-

schluss. Unter den ehrenamtlichen Führungskräften stufte sich wiederum gut ein Drittel 

in die obere Mittelschicht ein.

Die soziodemografischen Merkmale zeigen, dass die Frage nach der Vereinbarkeit verschie-

dener Lebensbereiche vor allem für besser gebildete und in den Arbeitsmarkt gut integrier-

te Frauen ein Problem darstellt. Weniger gebildete, geringer oder gar nicht in den Arbeits-

markt integrierte Frauen sind demgegenüber nicht in gleichem Maße engagiert. Sie sehen 

sich deshalb zwar nicht mit dem Problem der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Engage-

ment konfrontiert, profitieren gleichzeitig aber auch nicht vom Engagement (z. B. Ausbau 

von Netzwerkbeziehungen). Dieser Umstand macht somit verstärkt deutlich, dass ein 

umfassender Bedarf zur Verbesserung von Work-Life-Balance vorliegt.

2.2.6  Mitgliederentwicklung

Zu den wohl einfachsten Formen zivilgesellschaftlichen Engagements gehören die Mit-

gliedschaften in Vereinen, Verbänden und anderen Organisationen. Obwohl sie oft nur 

formalen Charakter haben und wenig über die Stärke der Einbindung aussagen, sind sie 

dennoch als freiwillige Aktivitäten der Bürgerinnen und Bürger Ausdruck von Partizipa

tion und sozialer Integration (vgl. Gabriel et al. 2002: 39). Im Unterschied zu informellen 

und kurzfristigen Beziehungen bestehen durch Mitgliedschaften Kontakte über einen 

längeren Zeitraum, häufig sogar dauerhaft. Zumeist ist die Mitgliedschaft eine wesentli-

che Voraussetzung für weitere Formen zivilgesellschaftlichen Engagements. So sind viele 

Bürgerinnen und Bürger bereits durch die Mitgliedschaft in die Tätigkeit ihrer Organisa-
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tion eingebunden, sie werden angeregt, sich an deren Aktivitäten zu beteiligen, und 

unterstützen diese durch Zeit- oder Geldspenden. Insofern bedarf die einfache formale 

Mitgliedschaft im Rahmen des zivilgesellschaftlichen Engagements einer hohen Wert-

schätzung.

Die entsprechende Datenlage ist für Deutschland außerordentlich unbefriedigend. Aktu-

elle Umfrageergebnisse sind eher selten und Zeitvergleiche infolge veränderter Frage-

stellungen kaum möglich. Die Mitgliederstatistiken vieler Organisationen sind nach 

eigenen Aussagen oft nicht aktuell und vollständig. Ein Zeitvergleich zur Mitgliederent-

wicklung, wobei Verbände nur mit zwei Beispielen vertreten sind, ist mit Daten des Statis-

tischen Bundesamtes möglich (vgl. Abb. 2.2-11). Die großen Interessenorganisationen – 

Gewerkschaften und Parteien – haben deutlich an Mitgliedern verloren. Ihnen gelingt es 

zumeist nicht, die altersbedingten Abgänge durch den Gewinn neuer Mitglieder bei 

Jugendlichen, jungen Erwachsenen und Frauen auszugleichen.

Im Vergleich dazu ist der Mitgliederrückgang bei den Kirchen als moderat einzuschät-

zen. Dasselbe trifft auf die Organisationen zu, die im Deutschen Sängerbund vereint sind. 

Der einzige Verband, der einen Mitgliederzuwachs in diesem Zeitraum verzeichnen 

kann, ist der Deutsche Sportbund (seit 2006 Deutscher Olympischer Sportbund).

Abbildung 2.2-11: �Entwicklung der Mitgliederzahlen ausgewählter Interessenorganisationen und Verbände, 
1991–2007 (1991 = 100), Angaben in %
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Quelle: Jahrbücher des Statistischen Bundesamt 1992ff.; eigene Darstellung.

Unterschiedliche Befragungen bestätigen insgesamt die Tendenz einer Mitgliederstagna-

tion bzw. eines -rückgangs in Deutschland (vgl. Tab. 2.2-12).23 Die Werte für 1980 bis 1986, 

als rund drei Fünftel der Bevölkerung in den alten Bundesländern Mitglied in einer Orga-

nisation, Partei oder Gewerkschaft waren, sind heute nicht mehr aktuell. Aber immer 

noch ist nach den Ergebnissen des ALLBUS in Deutschland gegenwärtig mehr als die 

Hälfte der Bevölkerung in Deutschland Mitglied in einer Organisation.

�����������������������������������������������������������������������������������������������������������  �ESS 2002/2006: Hier werden nur die in beiden Wellen vergleichbaren Organisationen berücksichtigt. Der 
Sprung bei ALLBUS im Jahre 1990/1991 ist auf den Vereinigungseffekt zurückzuführen.
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Tabelle 2.2-12: Mitglied in mindestens einem Verein/einer Organisation (Anteil an der Bevölkerung), in %

SOEP ESS ALLBUS 1

2003 2007 2002 2006 1980 1982 1986 1988 1990 1991 1992 1998 2008

43,9 44,3 59,8 56,0 56,9 57,5 60,1 56,6 56,6 51,8 57,6 51,9 52,5

1  �Im ALLBUS 2008 wird sowohl nach aktiver als auch nach passiver Mitgliedschaft gefragt: Danach bekannten  
sich 75,1 % zu einer aktiven und 24,9 % zu einer passiven Mitgliedschaft. 
Datenbasis: ALLBUS, ESS, SOEP; eigene Berechnungen.

Die Mitgliederentwicklung stellt sich in einzelnen Organisationen sehr unterschiedlich 

dar: Während einige Organisationen, beispielsweise der Bund Umwelt und Naturschutz 

Deutschland (BUND), Tierschutzvereine und der Bund Deutscher Karneval, steigende 

Mitgliederzahlen aufweisen, haben andere Organisationen, wie die Jugendfeuerwehr, 

der Deutsche Bundesjugendring (DBJR), der Deutsche LandFrauenverband und der 

Humanistische Verband Deutschland, sinkende Mitgliederzahlen.

2.2.7  Engagement durch Spenden

Bürgerschaftliches Engagement kann sowohl in Form von Zeit- als auch Geldspenden 

erfolgen. Spenden sind gegenwärtig in Deutschland eine bedeutende Ressource zur 

Gewährleistung einer schnellen und direkten Hilfe im Katastrophenfall sowie bei der 

Milderung und Beseitigung bestimmter Notsituationen. Zugleich haben Spenden einen 

nicht zu unterschätzenden Stellenwert bei der gezielten Gestaltung verschiedener gesell-

schaftlicher Bereiche, für die Mittel aus anderen Quellen fehlen. Sie erfüllen eine bedeu-

tende Rolle bei der Realisierung oder Unterstützung von Aufgaben im sozialen Bereich, 

in der Kultur, bei der Bildung, der internationalen Hilfe und zur Unterstützung oder 

Verbesserung der Freizeitgestaltung.

Zumeist werden die Spenden von zivilgesellschaftlichen Organisationen gesammelt. Wie 

hoch die jährliche Spendensumme ist, wer spendet und wie viel, für welche Bereiche beson-

ders gespendet wird und welche Motive besonders zum Spenden bewegen – dazu liegen 

nur partiell Daten vor.24 Das Fehlen einer speziellen Spendenstatistik mit allgemein zugäng-

lichen, regelmäßig verfügbaren Angaben, die Antworten auf diese und weitere Fragen zur 

Spendenthematik liefern, wird bereits seit längerer Zeit in Deutschland kritisiert (vgl. Pril-

ler/Sommerfeld 2009: 8). Einzelne Studien präsentieren zwar Angaben zum Spendenverhal-

ten und zur Höhe der Spenden von einzelnen Personen, es fehlen aber bislang noch immer 

gesicherte statistische Angaben, die ein einheitliches Bild zur Spendenthematik vermitteln. 

So wird die Gesamtsumme der Spenden in Deutschland recht unterschiedlich geschätzt 

und ein Wert zwischen 3 und 6 Milliarden Euro pro Jahr angenommen.

Den Deutschen kann durchaus eine „Kultur des Gebens“ bescheinigt werden. Nach Anga-

ben aus dem „Emnid-Spendenmonitor“ – eine Erhebung, die seit 1995 jährlich mit einer 

repräsentativen Stichprobe in persönlichen Interviews das Spendenverhalten der Bevöl-

kerung ab 14 Jahren erfasst – spenden 40 % der Bevölkerung (vgl. Abb. 2.2-12).

24  �Das Deutsche Zentralinstitut für soziale Fragen (DZI) untersucht gegenwärtig im Auftrag des Bundesministe-
riums der Finanzen im Rahmen der Studie „Evaluierung von Auswirkungen des Gesetzes zur weiteren 
Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements“ detailliert die aktuelle Entwicklung des Spendenaufkom-
mens. Eine Veröffentlichung der Ergebnisse ist vorgesehen. 	
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Abbildung 2.2-12: Entwicklung der Spenderquote und der Spendenhöhe in Deutschland, 1995–2008
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Datenbasis: Emnid-Spendenmonitor 1995–2008.

Die Spenderquoten sind relativ stabil, lediglich im Zusammenhang mit besonderen 

Katastrophenfällen wie der Elbe-Flut oder der Tsunami-Katastrophe sind sie spürbar 

gestiegen. Die durchschnittliche jährliche Summe je Spender ist von 78 Euro im Jahre 

1995 auf 102 Euro im Jahre 2008 und damit auf 131 % angewachsen.

Die Angaben aus den Freiwilligensurveys von 1999 und 2004, nach denen sogar jeweils 

eine Spenderquote von 63 % erreicht wurde, zeigen, dass alle Schichten der Bevölkerung 

spenden. Dennoch lassen sich in den verschiedenen soziodemografischen Gruppen 

Unterschiede im Spendenverhalten ausmachen (vgl. Tab. 2.2-13).

Die Spendenbeteiligung bei den Frauen liegt etwas höher als bei den Männern und steigt 

mit dem Alter. Als Ursachen für die unterschiedliche Spendenbeteiligung sind mehrere  

Faktoren auszumachen. So trägt die in der Regel mit dem Alter einhergehende gesicherte 

wirtschaftliche Situation offenbar zur Zunahme der Spendenbereitschaft bei, was bei den 

Rentnern zur höchsten Spendenbeteiligungsquote führt. Nach der beruflichen Stellung 

betrachtet, nehmen Beamte und Selbstständige Spitzenpositionen ein.

Tabelle 2.2-13: Spender nach soziodemografischer Struktur in Deutschland, 1999 und 2004, in %

1999 2004

Bevölkerung gesamt 63 63

Geschlecht

Männer 61 61

Frauen 65 66

Alter

14–29 Jahre 42 38

30–59 Jahre 66 66

60 Jahre und älter 75 77
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1999 2004

Fortsetzung

Erwerbsstatus

Erwerbstätig 65 66

Arbeitslos 46 43

Schüler/in Ausbildung 40 36

Hausfrau 70 69

Rentner 73 77

Sonstiges 47 51

Berufliche Stellung

Arbeiter 51 49

Angestellter 68 69

Beamter 81 85

Selbstständiger 72 75

Sonstige 51 44

Haushaltseinkommen

Unter 750 € 41 35

750 bis unter 1.500 € 57 55

1.500 bis unter 2.500 € 66 65

2.500 bis unter 4.000 € 74 75

4.000 € und mehr 82 81

Datenbasis: Freiwilligensurvey 1999 und 2004; eigene Berechnung.

Es ist nicht zu übersehen, dass trotz der deutlich höheren Spendenbeteiligung der wirt-

schaftlich gut dastehenden Gruppen auch Personen aus den anderen sozioökonomischen 

Gruppen in einem beachtlichen Maße spenden. Es tragen also nicht nur die wirtschaftli-

che Lage, sondern auch ideelle, moralische und solidarische Werte zur Spendenentschei-

dung bei. Allein die Zugehörigkeit zu einer Konfession befördert die Wahrscheinlichkeit 

des Spendens (vgl. Tab. 2.2-14).

Tabelle 2.2-14: Spendenbeteiligung nach Konfession und Stärke kirchlicher Bindung, 2004, in %

2004

Konfessionszugehörigkeit

Mit Konfession 66

Ohne Konfession 34

Konfessionsgruppe

Evangelisch 67

Katholisch 66

Sonstige 61

Bindung an Kirche

Stark 81

Mittel 69

Schwach 56

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

Während zwei von drei Mitgliedern einer Kirche oder Religionsgemeinschaft spenden, 

trifft dies nur für jeden dritten Konfessionslosen zu. Hingegen bleiben die Unterschiede 
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zwischen den beiden großen Kirchen gering: 67 % der Mitglieder der evangelischen und 

66 % der katholischen Kirche geben entsprechende Aktivitäten an. Die Stärke der kirchli-

chen Bindung hat hingegen hohen Einfluss auf das Spendenverhalten. Bei einer starken 

kirchlichen Bindung spenden sogar mehr als acht von zehn Personen. Bei geringer Bin-

dung liegt das Niveau hingegen nur noch leicht über dem der Konfessionslosen.

Die verschiedenen Studien machen beträchtliche regionale Unterschiede aus, da sowohl 

ein West-Ost- als auch Süd-Nord-Gefälle vorhanden ist. In den alten Bundesländern spen-

deten nach dem Freiwilligensurvey 2004 rund 64 % der Bürgerinnen und Bürger gegen-

über 51 % in den neuen Bundesländern. Dabei ist die Spendenbeteiligung in Bayern mit 

73 % am höchsten und in Bremen mit 57 % am geringsten. In den neuen Bundesländern 

liegen die Spendenbeteiligungsquoten dicht beieinander.

Am häufigsten wird dem Deutschen Spendenmonitor zufolge für Hilfen in Bürgerkriegs- 

und Katastrophengebieten, die Behinderten- und Krankenhilfe, die Kinder- und Jugend-

hilfe, den sozialen Bereich sowie für Kirchen und Glaubensgemeinschaften gespendet.

Das Engagement in Form von Spenden findet unterschiedliche Bewertungen. Als „Post

giro-Aktivismus“ oder „Checkbook Participation“ wird es oft kritisch und als Freikauf von 

Verantwortung und Schuldbewusstsein dargestellt (vgl. Dekker 1999: 178). Untersuchun-

gen weisen hingegen auf einen engen Zusammenhang zwischen Spendenaktivitäten 

und anderen Engagementformen hin (vgl. Priller/Sommerfeld 2009: 189). Das Spenden 

ersetzt demnach nicht das persönliche Engagement, vielmehr geht zeitliches Engage-

ment mit einer hohen Spendenaktivität einher.

Perspektivisch können gemeinnützige Einrichtungen, Vereine und Verbände in Deutsch-

land auch in Zukunft mit Spenden rechnen. Die Frage, ob das Gesamtvolumen der über 

Spenden bereitgestellten Mittel künftig beträchtlich steigen wird, kann allerdings nicht 

eindeutig beantwortet werden.

2.2.8  Zukünftige Engagementpotenziale

Zur mittel- und langfristigen Entwicklung des Engagements, der Engagementbereit-

schaft und -potenziale gibt es widersprüchliche Thesen (vgl. Hirschman 1984; Priller 

2004). Häufig wird ein Rückgang des Engagements erwartet. Nach der Individualisie-

rungsthese führt ein Wertewandel zu einem wachsenden Desinteresse an gemeinschaft-

lichen Beziehungsformen. Untersuchungen wie der Freiwilligensurvey zeigen dagegen, 

dass Gemeinschaftsorientierung und Selbstverwirklichungsmotive bei Engagierten 

keinen Gegensatz bilden. Persönliche Sinngebung ist auch in gemeinschaftlichen Bezie-

hungsformen möglich (vgl. Braun 2003). Der These vom Strukturwandel des Engage-

ments zufolge (Beher et al. 2000) kommt es zu einer Verlagerung der Engagementpoten-

ziale hin zu kleineren Organisationsformen sowie zu informellen Engagementformen.

Nach Hirschman sind Schwankungen im Engagement auf bestimmte Phasen gemein-

schaftlicher Aktivitäten zurückzuführen. Die Zyklen unterscheiden sich nach solchen 

Phasen, in denen eine intensive Auseinandersetzung mit öffentlichen Angelegenheiten 
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erfolgt. In der darauffolgenden Phase stehen individuelle Belange und die private Wohl-

fahrt im Vordergrund. Aufschwungphasen des Engagements sind, so Hirschman, das 

Ergebnis eines anhaltenden individuellen wirtschaftlichen Aufschwungs.

Diese Beobachtungen werfen die Frage nach den möglichen Konsequenzen der jetzigen 

Finanz- und Wirtschaftskrise für das bürgerschaftliche Engagement auf. Es wurde schon 

darauf verwiesen, dass Arbeitslosigkeit die Engagementbereitschaft negativ beeinflusst. 

Eine Umfrage im Auftrag des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen im Januar 2009 

kam zu dem Ergebnis, dass 55 % der befragten Bürgerinnen und Bürger eine Abnahme 

des Engagements als Resultat der Wirtschaftskrise befürchten. Von den Befragten erwar-

ten 37 % eher eine Zunahme und 4 % eine Stagnation des Engagements. Vor allem in den 

engagementstarken Altersgruppen zwischen 30 und 49 Jahren sind diejenigen, die einen 

Rückgang befürchten, mit 60 % überdurchschnittlich stark vertreten (vgl. Bundesverband 

Deutscher Stiftungen 2009).

Damit eng verbunden ist die Gefahr, dass die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise die 

Erosion des Mittelstands bzw. die Einkommenspolarisierung weiter forciert. Dieser Trend 

einer schrumpfenden Mittelschicht hält schon seit geraumer Zeit an (vgl. Grabka/Frick 

2008).

Auf Konsequenzen für das Engagement macht Abbildung 2.2-13 aufmerksam:25 Sie zeigt, 

dass 1985 63,2 % der Engagierten der Mittelschicht zuzurechnen waren (70–150 % des 

Median), 19,2 % den einkommensstarken Schichten (150 % und mehr des Median) und 

17,6 % den armutsgefährdeten bzw. Armutsschichten (kleiner als 70 % des Median).26

Der Anteil der Engagierten aus der Mittelschicht liegt 2007 bei 55,3 %, jener der Einkom-

mensstarken hat deutlich auf 26,5 % zugenommen, jener der armutsgefährdeten Schich-

ten blieb mit 18,2 % fast unverändert. Das Schrumpfen der Mittelschicht ging mit dem 

Rückgang ihres Anteils bei den Engagierten einher. Die Zunahme der Einkommensstar-

ken in der Bevölkerung ist mit einem steigenden Anteil von Engagierten verbunden. 

Letzteres ist jedoch nicht bei einer Zunahme der armutsgefährdeten Schichten der Fall. 

Führt die Finanz- und Wirtschaftskrise zu einer beschleunigten Abwärtsmobilität, wird 

das Gesamtniveau des Engagements sinken.

25  �Zur besseren Vergleichbarkeit der Einkommenssituation von Personen in Haushalten unterschiedlicher 
Größe und Zusammensetzung werden sog. Äquivalenzeinkommen berechnet. In Abbildung 2.2-13 wird die 
modifizierte OECD-Äquivalenzskala angewendet. Hierbei erhält die erste Person ein Gewicht von 1, alle 
weiteren erwachsenen Haushaltsmitglieder werden mit 0,5 und alle Kinder bis 14 Jahre mit 0,3 gewichtet.

26  �Die Einkommensintervalle in Relation zum Median bzw. dem mittleren Einkommen und deren Interpreta
tion wurden von Grabka/Frick (2008) übernommen. Der Ausreißer im Jahre 1990 resultiert aus dem Über-
gang vom west- zum gesamtdeutschen Medianeinkommen.
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Abbildung 2.2-13: Struktur der Engagierten nach ihrer relativen Einkommensposition 1, 1985–2007 2, in %
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Datenbasis: SOEP 24; eigene Berechnungen.

Unabhängig von der Finanz- und Wirtschaftskrise tangiert der demografische Wandel 

das Engagement unmittelbar. Angesichts des gesellschaftlichen Alterungsprozesses 

gewinnen Engagement und Engagementbereitschaft von älteren Menschen an Bedeu-

tung. Der bessere Gesundheitszustand wird dieser Gruppe künftig längere Aktivitätspha-

sen, auch hinsichtlich des Engagements, ermöglichen.

Bevölkerungsdiagnosen gehen davon aus, dass die Alterung der Bevölkerung das Engage-

mentpotenzial in den einzelnen Bereichen unterschiedlich stark beeinflussen wird (vgl. 

Abb. 2.2-14). Nach der Prognose von Mai/Swiaczny (2008) kann nur der soziale Bereich 

einen Zuwachs erwarten, alle anderen Tätigkeitsfelder bzw. Engagementbereiche werden 

Verluste erfahren. Besonders groß sind sie in den Bereichen Schule und Kindergarten, 

Unfall- und Rettungsdienste sowie bei der Freiwilligen Feuerwehr.

Der Bedeutungszuwachs des sozialen und des Gesundheitsbereichs geht mit einem 

grundlegenden Wandel der dort zu bewältigenden Erfordernisse einher: Es werden in 

Zukunft vermehrt Einsatzfelder nachgefragt, die sich auf eine Kurzzeitpflege, das kom-

munikative und soziale Miteinander, die hauswirtschaftliche Unterstützung, die Gewähr-

leistung und Sicherung von Mobilität sowie auf die Beratung von pflegenden Angehöri-

gen beziehen. Damit sind Potenziale und Bedarfe in der ambulanten Pflege und auch in 

Bezug auf die Begleitung von Personen mit Demenz angesprochen. Der Hospizbereich 

stellt künftig ebenfalls ein wichtiges Engagementfeld dar.
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Abbildung 2.2-14: �Veränderung des bürgerschaftlichen Engagements in einzelnen Tätigkeitsfeldern  
bis 2050 (2006 = 100), in %
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Der demografische Wandel wird die Regionen und somit auch den regionalen Kontext 

unterschiedlich beeinflussen: Besonders starke Bevölkerungsrückgänge werden Ost-

deutschland und generell ländliche Regionen erfahren. Dies hat entsprechende Auswir-

kungen auf das Engagement, was man schon heute in den ländlichen Regionen Ost-

deutschlands beobachten kann (vgl. Neu 2009).

Das Potenzial älterer Menschen ist bei Weitem noch nicht ausgeschöpft (vgl. Kocka 2008).  

Es sind jene Faktoren zu stärken, die die Teilhabe älterer Menschen am gesellschaftlichen 

Leben befördern: altersgerechtes Wohnen, altersgerechte Infrastruktur, öffentliches Ver-

kehrsnetz (vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen 2009). Die Ausschöpfung dieses Poten-

zials wird des Weiteren von der Höhe künftiger Altersbezüge beeinflusst (vgl. Künemund 

2009). Ein steigendes Engagement im Alter wird aber den demografisch bedingten Rück-

gang nicht kompensieren können. Das Problem verschärft sich noch, wenn die zurzeit das 

Engagement tragende Baby-Boomer-Generation in die Hochbetagtenphase eintritt.

2.2.9  Deutschland in europäischer Perspektive

Im europäischen Vergleich des bürgerschaftlichen Engagements stehen die Untersu-

chungen vor denselben methodischen Problemen wie auf nationaler Ebene: Erhebungen 

kommen infolge unterschiedlicher methodischer Ansätze zu differierenden Ergebnissen. 

Internationale Vergleiche eignen sich zum Ranking. Zugleich lässt sich der Einfluss natio-

nal unterschiedlicher Rahmenbedingungen auf die Engagementbereitschaft analysie-

ren. Das kann in diesem Bericht nur ansatzweise realisiert werden.
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International vergleichende Studien, die bürgerschaftliches Engagement systematisch und 

regelmäßig erheben, fehlen bislang. Dennoch wird die Thematik von einzelnen Untersu-

chungen aufgegriffen. Der European Social Survey27 von 2002/2003 fragt ein breites und 

abgestuftes Spektrum der Möglichkeiten sozialer Teilhabe ab (vgl. Priller 2006):

I  �die formale Mitgliedschaft in Organisationen,

I  �die einfache Beteiligung am Organisationsgeschehen,

I  �die finanziellen Spenden für die Organisationen,

I  �ehrenamtliches Engagement und sonstige freiwillige unbezahlte Aktivitäten und Tätig-

keiten in den Organisationen, die in Form von Zeitspenden über einfache Beteiligung 

hinausreichen.

Bezogen auf diese vier Faktoren zeigen die Ergebnisse für 19 Länder recht unterschiedli-

che Ausprägungen (vgl. Abb. 2.2-15).

In den untersuchten europäischen Ländern sind die Bürgerinnen und Bürger in unter-

schiedlichem Umfang Mitglied in zivilgesellschaftlichen Organisationen. Im Durch-

schnitt ist mehr als jede Zweite bzw. jeder Zweite (54 %) in Europa zumindest in einer 

Organisation Mitglied (Mitgliedschaftsquote). Dabei zeigen sich starke Niveaugefälle im 

Nord-Süd- und West-Ost-Vergleich.

27  �Der European Social Survey (ESS) ist eine auf Anregung der European Science Foundation (ESF) entstandene 
repräsentative Bevölkerungsumfrage, an deren erster Welle (2002/2003) 22 Länder teilgenommen haben 
(Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Griechenland, Irland, Israel, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowenien, 
Spanien, Tschechische Republik und Ungarn). Außer für die Schweiz und die Tschechische Republik liegen 
Daten zum zivilgesellschaftlichen Engagement für die übrigen 20 Länder vor. Das Projekt wird von der 
EU-Kommission, der EFS sowie nationalen Forschungsförderorganisationen finanziert. Langfristiges Ziel des 
ESS ist es, die Interaktion zwischen den sich wandelnden politischen und ökonomischen Institutionen und 
den Einstellungen, Überzeugungen und Verhaltensmustern der Bevölkerung der jeweiligen Länder zu 
untersuchen. Die repräsentativen Bevölkerungsbefragungen in den beteiligten Ländern basieren auf einem 
einheitlichen Fragebogen zu verschiedenen Aspekten des politischen und gesellschaftlichen Zusammenle-
bens, der durch länderspezifische Fragen und wechselnde Schwerpunktthemen ergänzt wird. In der ersten 
Welle gehörte zu den Schwerpunkten „Citizenship, Involvement, Democracy“.
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Abbildung 2.2-15: �Formen zivilgesellschaftlichen Engagements im Ländervergleich  
(Anteil an der Bevölkerung), in %
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Datenbasis: ESS 2002/2003; eigene Berechnungen.

Dänemark28 mit einer Mitgliedschaftsquote von 93 %, Schweden mit 91 %, Luxemburg mit 

86 % sowie Norwegen und die Niederlande mit jeweils 84 % gehören zur Spitzengruppe. In 

Portugal mit 29 %, Ungarn mit 27 %, Griechenland mit 25 % und Polen mit 21 % sind weit 

weniger Bürgerinnen und Bürger Mitglied in einer Organisation. Deutschland liegt mit 

71 % im Mittelfeld.

28  �Die hohen Mitgliedschaftsquoten in den skandinavischen Ländern lassen sich zum Teil durch die obligatori-
schen Mitgliedschaften in den Gewerkschaften erklären.
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Geht man anderen Engagementformen nach, so wird deutlich, dass Länder mit breiter 

Mitgliederbasis zumeist auch eine hohe Beteiligung in anderen Engagementformen 

aufweisen. Das betont den besonderen Stellenwert einer Mitgliedschaft für die weiteren 

Engagementformen.

Zwischen aktiver Beteiligung am Organisationsgeschehen und der bloßen Mitgliedschaft 

besteht ein enger Zusammenhang im Ländervergleich. Für Deutschland (wie auch für 

Belgien, Großbritannien, Frankreich) liegen Mitgliedschaft und Beteiligung besonders 

eng beieinander; das heißt, der Anteil der aktiven Mitglieder ist sehr hoch.

Eine völlig andere Form des Engagements stellen die Spenden für zivilgesellschaftliche 

Organisationen dar (vgl. Abschnitt 2.2.7). Im Durchschnitt der untersuchten Länder spen-

dete jeder Vierte. Die höchste Spendenbeteiligung gab es in Schweden, den Niederlan-

den, Norwegen, Großbritannien und Österreich. Süd- und osteuropäische Länder wiesen 

dagegen niedrige Spendenquoten auf. Die Spendenbeteiligung der Deutschen entsprach 

dem europäischen Durchschnitt.

Neben den bislang betrachteten Engagementformen lassen sich auch Unterschiede bei 

den Aktivitäten in Form von Ehrenämtern und sonstigen unbezahlten Tätigkeiten erken-

nen. Norwegen und Schweden weisen mit Aktivitätsquoten von 37 % bzw. 35 % sehr hohe 

Werte aus. Deutschland liegt hier mit 26 % – wie bei den anderen Engagementformen – im 

Mittelfeld der untersuchten Länder.

Die sich durchziehenden Nord-Süd- und West-Ost-Gefälle belegen, dass ein ausgebautes 

Angebot staatlich finanzierter Sozialleistungen durchaus mit einem hohen Engagement-

niveau der Bürger einhergeht (vgl. Anheier/Toepler 2003).

Einen weiteren internationalen Vergleich erlaubt das Special Eurobarometer von 2006 

(vgl. Abb. 2.2-16). Diese Befragung bestätigt einerseits die schon beschriebenen Nord-Süd- 

und West-Ost-Gefälle. Andererseits führt eine weit undifferenziertere Fragestellung29 

nach den Engagementformen zu deutlich anderen Werten. Dadurch ergeben sich für 

Deutschland eher günstige Werte, und es erreicht einen Spitzenplatz in Europa.

29  �„Sind Sie derzeit aktives Mitglied oder ehrenamtlich für eine oder mehrere der folgenden Organisationen 
tätig?“
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Abbildung 2.2-16: �Aktive Mitgliedschaft oder ehrenamtliche Tätigkeiten im Ländervergleich  
(Anteil an Bevölkerung), 2006, in %
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Quelle: Darstellung nach Special Eurobarometer 273/Wave 66.3 (2007).

Eine andere aktuelle international vergleichende Untersuchung steht mit der jetzt 

zugänglichen zweiten Welle (2006) von SHARE zur Verfügung. Die Erhebung beschränkt 

sich auf Personen im Alter ab 50 Jahren. In dem Erhebungsprogramm sind die ehrenamt-

liche Tätigkeit und die unbezahlte Hilfe (Netzwerkhilfe) für Familienmitglieder, Freunde 

oder Nachbarn enthalten.30

In den hier untersuchten Ländern üben 2006 durchschnittlich 10,8 % der befragten Perso-

nenkreise ein Ehrenamt aus. Es bestätigt sich auch hier das Nord-Süd- und das West-Ost-

Gefälle (vgl. Abb. 2.2-17).

30  �Netzwerkhilfe für Familienmitglieder, die hier nicht getrennt ausgewiesen werden kann, wird in diesem 
Bericht ausdrücklich nicht mit informellem Engagement gleichgesetzt.
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Abbildung 2.2-17: �Ehrenamtliche und im Bereich Netzwerkhilfe Tätige im Ländervergleich  
(Anteil an Bevölkerung 50 Jahre und älter), 2006, in %
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Netzwerkhilfe leisteten im Jahre 2006 13,7 % der Befragten. Die Länderunterschiede fol-

gen weitgehend denen des Ehrenamtes. Die Quoten für Deutschland liegen bei Ehrenamt 

und Netzwerkhilfe erneut im mittleren Bereich.

Sowohl auf der Länder- als auch auf der Individualebene existieren deutliche Belege für 

eine komplementäre Beziehung von Ehrenamt und Netzwerkhilfe – übrigens auch 

bezüglich der Pflege von Angehörigen.

Zu den individuellen Determinanten für die Ausübung eines Ehrenamtes in dieser Alters-

gruppe (Daten von 2004): In den meisten Ländern liegt der Anteil ehrenamtlich aktiver 

Männer nur leicht über dem der Frauen, was auch für Deutschland zutrifft. Hinsichtlich 

des Alters gibt es zwischen den Altersgruppen (50–64 und 65–74 Jahre) kaum Unterschie-

de. Ab dem 75. Lebensjahr geht das Engagement deutlich zurück.

Zwischen dem Bildungsniveau Älterer und der Ausübung eines Ehrenamtes zeigt sich in 

allen Ländern ein starker Zusammenhang, ebenso zwischen der individuellen Gesund-

heitseinschätzung und dem Engagement.
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Die individuellen Determinanten der Netzwerkhilfe sind die gleichen wie die des Ehren-

amtes. Eine Ausnahme bildet das Vorhandensein einer Partnerschaft. Während diese 

keinen Einfluss bezüglich einer ehrenamtlichen Tätigkeit hat, üben Alleinlebende deut-

lich weniger Netzwerkhilfe aus.

Auf der Länderebene zeigt sich: Je größer der Anteil der Sozialausgaben am Bruttoinlands-

produkt ist, desto stärker üben ältere Bürgerinnen und Bürger gemeinwohlorientierte 

Tätigkeiten aus. Damit wird deutlich, dass hohe öffentliche Investitionen das Engagement 

nicht negativ beeinflussen müssen.

2.3  �Struktur und Entwicklung auf der Ebene  
zivilgesellschaftlicher Organisationen

2.3.1  Allgemeine Struktur und Entwicklung

Für einen wesentlichen Anteil der Engagierten bilden die zivilgesellschaftlichen Organi-

sationen die infrastrukturelle Basis. Nach Angaben aus dem Freiwilligensurvey 2004 

geben 85 % der Engagierten an, sich in ihnen zu betätigen. Die Organisationen sind 

zugleich auf das Engagement angewiesen. Den zivilgesellschaftlichen Organisationen 

kommen deshalb wichtige Aufgaben in Bezug auf die Initiierung, Aufrechterhaltung und 

Qualifizierung des Engagements zu.

Schätzungen des Berliner Maecenata Instituts (2006: 5) gehen von rund 1 Million Organisa-

tionen unterschiedlicher Größe, Zusammensetzung und Rechtsform aus, die die deutsche 

Zivilgesellschaft prägen. Allerdings lässt sich die Gesamtanzahl solcher Organisationen in 

Deutschland nicht exakt bestimmen. Unstrittig sind hingegen die vielfältigen Verbindun-

gen zwischen den zivilgesellschaftlichen Organisationen und dem Engagement.

Das Engagement ist in den Organisationen u. a. in den Formen des traditionellen Ehren-

amtes zu finden. Um in Deutschland z. B. einen Verein zu gründen, bedarf es laut Vereins-

gesetz zuerst des Willens, der Bereitschaft und der Aktivität von sieben Personen. Die 

vielen klassischen Leitungsfunktionen in den Organisationen, die durch Wahlen besetzt 

werden, sind ein nicht zu unterschätzender Anteil des Engagements. Da eine zivilgesell-

schaftliche Organisation in ihren Leitungs- und Arbeitsgremien eine bestimmte Anzahl 

von Engagierten braucht, gehören deren Gewinnung und die Unterstützung ihrer Tätig-

keit zu den Grundaufgaben jeder Organisation.

Die Besetzung von Vorstandsfunktionen reicht aber in der Regel nicht aus, um den Verein 

später „am Leben zu halten“ und ihn arbeitsfähig zu gestalten. Daher wird zumeist ein 

nach innen wie nach außen gerichtetes größeres Netzwerk von Mitgliedern und Enga-

gierten aufgebaut.

Vergleichbare Formen des Engagements sind auch in den anderen Rechtsformen zivilge-

sellschaftlicher Organisationen zu finden. Ob in Stiftungen, in den gGmbHs oder in 

Genossenschaften – sie können über ehrenamtliche Vorstände, andere Leitungsgremien 

und Kontrollorgane geführt werden.
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Bekanntlich wird den freiwilligen Organisationen bereits seit Tocqueville eine wichtige 

Rolle für das Engagement im Allgemeinen und für die solidarische Erbringung von Leis-

tungen im Besonderen sowie die tolerante Erziehung ihrer Mitglieder zugeschrieben. 

Betont wird auch ihre spezielle Rolle für die öffentliche Interessenartikulation. In der 

Verbindung von interner Sozialisation und Verwobenheit mit externen gesellschaftli-

chen Strukturen leisten die Organisationen letztlich einen unverzichtbaren Beitrag zum 

sozialen Zusammenhalt und zum Funktionieren einer Demokratie.

Diese Kombination von interner Sozialisation und externer Verflechtung trifft jedoch 

nicht generell für alle Organisationen zu, sondern ist eher als Idealfall anzusehen (vgl. 

Dekker 2001: 356). Wenn die Mitgliedschaft in der Vergangenheit dadurch charakteri-

siert wurde, dass die Mitglieder direkte Beziehungen unterhielten und sich zumindest bei 

Mitgliederversammlungen trafen, so hat sich dies zunehmend verringert. Als Ursache 

hierfür werden Verlust an sozialem Kapital, Engagement und Vertrauen ins Feld geführt 

(vgl. Putnam 1993).

Die Kritik an diesen Entwicklungen ist auf heftigen Widerspruch gestoßen, weil beispiels-

weise informelle Formen kollektiver Aktionen unberücksichtigt bleiben und mit unter-

schiedlichen Wertschätzungen für einzelne Organisationsformen einhergehen: Wenn 

man einerseits fehlende Aktions- und Interaktionsaktivitäten der Mitglieder kritisiert, 

muss andererseits gesehen werden, dass auch traditionell die Mehrzahl der Mitglieder 

passiv ist. Die Identifizierung der Engagierten mit ihrer Organisation ist deshalb nicht 

zwangsläufig geringer.

Neben diesen stark nach innen gerichteten Funktionen, die durchaus Außenwirkungen 

hervorbringen, sind die produktiven Ergebnisse der Leistungserbringung des Engagements 

nicht zu vernachlässigen oder gar zu unterschätzen. Ob bei der Freiwilligen Feuerwehr, den 

Rettungsdiensten, bei der Organisation kultureller oder sportlicher Veranstaltungen, den 

Hilfe- und Unterstützungsleistungen für kranke oder bedürftige Personen – durch das Enga-

gement werden Leistungen oder Produkte angeboten, die sonst fehlen. Die zivilgesellschaft-

lichen Organisationen übernehmen dabei weitreichende Aufgaben der Koordinierung und 

Steuerung.

Die Betonung dieser produktiven Leistungen führte in den letzten 15 Jahren zu einer 

verstärkten wirtschaftlichen Ausrichtung zivilgesellschaftlicher Organisationen. Die 

Folgen sind Organisationsentwicklungsprozesse, die das Verhältnis zum bürgerschaftli-

chen Engagement wesentlich beeinflussen. In einer Verbändeuntersuchung von 2005 

(vgl. Witt et al. 2006) sahen sich 95 % der Verbände als Wirtschaftsorganisation, selbst bei 

den karitativen und soziokulturellen Organisationen waren es jeweils 80 %. Eine stärkere 

wirtschaftliche Ausrichtung und Einbindung in staatliche sozialpolitische Aufgabenreali-

sierung zieht häufig Spannungen und die Infragestellung der Passfähigkeit des Engage-

ments nach sich; Dienstleistungsangebote sind dann oft nur noch in begrenztem Umfang 

durch Engagierte zu realisieren. Zwar ist laut der Verbändeuntersuchung die Zahl der 

Engagierten bei den meisten Verbänden nicht zurückgegangen, 73 % gaben aber an, 

Schwierigkeiten bei der Gewinnung ehrenamtlicher Mitarbeiter zu haben (vgl. ebd.). 

Inwiefern die zivilgesellschaftlichen Organisationen die Wirkungsbedingungen für das 
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Engagement förderlich gestalten, dass Angebote für bereits aktive oder potenzielle Enga-

gierte entstehen, die deren Zeitarrangements ausreichend berücksichtigen, wurde bis-

her kaum untersucht.

2.3.2  Hauptamtliche in zivilgesellschaftlichen Organisationen

Trotz der Einbindung und Einpassung bürgerschaftlichen Engagements in den Gesamt-

zusammenhang zivilgesellschaftlicher Organisationen bedarf es des Einsatzes von haupt-

amtlichen Beschäftigten. Zwischen hauptamtlicher Beschäftigung und der Tätigkeit von 

Engagierten bestehen enge Wechselwirkungen. In diesem Zusammenhang wird häufig 

auf das Vorhandensein bestimmter Spannungsverhältnisse und Konkurrenzen hingewie-

sen (vgl. Beher et al. 2008). Gleichwohl erscheint es notwendig, die Beschäftigungsent-

wicklung zivilgesellschaftlicher Organisationen näher zu betrachten: Die Interpretation 

der Beschäftigungsentwicklung muss dabei durchaus zweideutig bleiben. Zum einen 

können mehr Hauptamtliche Ausdruck für die Ersetzung oder die Verdrängung von 

Ehrenamtlichen sein. Zum anderen erfordert die steigende Zahl Engagierter – die ver-

stärkt qualifizierte Tätigkeiten übernehmen – mehr Hauptamtliche für deren Anleitung 

und Betreuung.

Die Zahl der Beschäftigten in zivilgesellschaftlichen Organisationen wird durch weitere 

Faktoren beeinflusst. Da beispielsweise das Selbstverständnis der Wohlfahrtsverbände in 

den vergangenen Jahren verstärkt in Richtung Sozialwirtschaft geht, sind bestimmte 

Marktelemente in ihren Beschäftigungsstrategien zu erkennen. Auch als eine Folge der 

Einbindung in die staatliche sozialpolitische Aufgabenrealisierung ist über die letzten 

Jahrzehnte die arbeitsmarktpolitische Relevanz der zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen gestiegen (vgl. Zimmer/Priller 2007).

Die Untersuchungen des „Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project“31 haben 

für die 1990er-Jahre die Zunahme des arbeitsmarktpolitischen Stellenwerts der zivilge-

sellschaftlichen Organisationen auf der volkswirtschaftlichen Ebene aufgezeigt. Der 

Dritte Sektor in Deutschland kann demnach auf eine äußerst positive Beschäftigungsent-

wicklung zurückblicken: Während 1990 rund 1.018.000 Beschäftigte in Vollzeitäquivalen-

ten gezählt wurden, waren es im Jahre 1995 bereits rund 1.441.000; insgesamt waren rund 

2,1 Mio. Personen sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Für die zweite Hälfte der 

1990er-Jahre wurde in verschiedenen Untersuchungen ein unvermindert hohes Wachs-

tum des Dritten Sektors ermittelt und bis zum Jahr 2007 mit fast 3 Mio. Beschäftigten in 

den gemeinnützigen Organisationen gerechnet (vgl. Priller 2008; Dathe/Priller 2009; 

Expertise Hohendanner 2009). Da eine Wiederholung der Untersuchungen des Johns 

Hopkins Project bislang nicht erfolgt und seine Anlage als Dauerbeobachtung in Deutsch-

land nicht gelungen ist, liegen nur partiell vergleichbare Daten vor, die eine Gesamtein-

schätzung für den jüngsten Zeitraum erschweren.

31  �Dieses international vergleichende Projekt wurde von der Johns Hopkins University in Baltimore (USA) 
initiiert und seit 1990 koordiniert. Es erfasst den Dritten Sektor in ausgewählten Ländern quantitativ in seiner 
ökonomischen Struktur (Beschäftigte, Ehrenamtliche, Tätigkeitsspektrum, Leistungsumfang, Finanzvolu-
men, Quellen und Verwendung finanzieller Mittel) und qualitativ in seinen historischen, gesellschaftlichen 
und politischen Dimensionen. Die deutsche Teilstudie wurde in der zweiten Projektphase von Annette 
Zimmer (Universität Münster) und Eckhard Priller (WZB) geleitet.
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Als Datenquellen für die aktuelle Entwicklung werden deshalb Angaben aus der Gesamt

statistik der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW 2002) 

sowie Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) auf der 

Grundlage des IAB-Betriebspanels herangezogen. Allerdings reflektieren beide Quellen 

lediglich einen Ausschnitt der zivilgesellschaftlichen Organisationen: Die Daten der 

BAGFW beschränken sich auf den Bereich, in dem die Wohlfahrtsverbände agieren, das 

IAB-Betriebspanel erbringt keine klare Abgrenzung zum öffentlichen Sektor.32

Im Rückblick auf die vergangenen 15 Jahre lässt sich konstatieren, dass der Dritte Sektor 

nicht durchgängig auf gleichem Niveau neue Arbeitsplätze geschaffen hat. Es zeichnen 

sich durchaus markante Einschnitte in der Entwicklung ab. Dies ist nicht zuletzt auf die 

Auswirkungen unterschiedlicher arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischer Maßnah-

men zurückzuführen. Angaben der Freien Wohlfahrtspflege zur Beschäftigungsentwick-

lung unterstreichen dies (vgl. Abb. 2.3-1).

Abbildung 2.3-1: Beschäftigte in der Freien Wohlfahrtspflege, 1970–2004
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Kennzeichen jüngerer Entwicklungen ist die bemerkenswerte Zunahme atypischer 

Beschäftigungsverhältnisse. Während die Zahl der Teilzeitarbeitsplätze und der befriste-

ten Arbeitsplätze beträchtlich steigt, geht die der Vollzeitarbeitsplätze weiter zurück. 

Außerdem sind Tendenzen einer zunehmenden Kombination von regulärer (bezahlter) 

und freiwilliger (unbezahlter) Arbeit auszumachen, die wiederum zu einer verstärkten 

Entgrenzung der ehemals klar voneinander getrennten Bereiche führt (vgl. Hildebrandt/

Priller 2008). Eine weitere Veränderung ist in den Tätigkeitsfeldern zu konstatieren: 

Während 1996 erst 26 % der Organisationen des Dritten Sektors, in denen Beschäftigungs-

verhältnisse vorlagen, im Bereich Gesundheit und Soziales agierten, waren es im Jahre 

2007 bereits 42 % (vgl. Expertise Hohendanner 2009).

32  �Das IAB-Betriebspanel ist eine mündliche Betriebsbefragung von mittlerweile 16.000 Betrieben, die seit 1993 
jährlich in West- und seit 1996 in Gesamtdeutschland durchgeführt wird. Grundgesamtheit ist die Betriebs
datei der Bundesagentur für Arbeit (vgl. Fischer et al. 2008).
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Für die Freie Wohlfahrtspflege, die den Kern des Dritten Sektors in Deutschland bildet, 

liegen differenzierte Daten nur bis 2004 vor. Sie weisen ein beachtliches Wachstum aus. So 

ist von 2000 bis 2004 die Anzahl der Beschäftigten sogar um 22 % gestiegen. Der Beschäfti-

gungszuwachs resultiert hauptsächlich aus einer Zunahme bei den Teilzeitkräften und den 

geringfügig Beschäftigten um 39 %; innerhalb von vier Jahren nahm die Anzahl der Teilzeit-

kräfte und der geringfügig Beschäftigten um 186.034 zu. Die Gesamtzahl dieser Beschäftig-

ten erreicht mit 663.637 rund 46 % und damit fast die Hälfte der Beschäftigungsverhältnisse 

in den Wohlfahrtsverbänden. Für die Gesamtzahl der ehrenamtlich sozial Engagierten 

weist die Statistik der Freien Wohlfahrtspflege seit den letzten Berichtszeiträumen unver-

ändert 2,5 bis 3 Mio. Personen aus. Inwiefern sich durch die Beschäftigungsentwicklung die 

Bedingungen für das Engagement verbessert oder verschlechtert und inwieweit sich die 

Beschäftigungsbedingungen in den Organisationen verändert haben, kann an dieser Stelle 

nicht geklärt werden und bedarf weiterer Untersuchungen.

Den besonderen Stellenwert atypischer Beschäftigungsverhältnisse im Dritten Sektor 

reflektieren auch die Angaben des IAB (vgl. Tab. 2.3-1).

Tabelle 2.3-1: Atypische Beschäftigungsverhältnisse im Dritten Sektor, 2007, in %

Dritter Sektor Durchschnitt aller Sektoren

Teilzeit 42 24

Befristung 16 7

Geringfügig 12 12

Quellen: IAB-Betriebspanel 2007; Expertise Hohendanner.

Nach Analysen mit dem IAB-Betriebspanel sind 2007 etwa 4 % aller Betriebe in Deutsch-

land dem Dritten Sektor zuzurechnen. Mit 42 % waren hier fast doppelt so viele Teilzeit-

kräfte wie im Durchschnitt aller Beschäftigten in Deutschland (24 %) tätig. In Bezug auf 

die befristeten Arbeitsverhältnisse waren es mit 16 % sogar mehr als doppelt so viele 

Beschäftigte wie im Gesamtdurchschnitt (7 %). Bei den geringfügig Beschäftigten hinge-

gen bestehen keine Unterschiede zwischen Drittem Sektor und dem Durchschnitt aller 

Sektoren.

Im Vergleich zu den Angaben aus Untersuchungen der 1990er-Jahre zeigen sich hier 

beträchtliche Veränderungen. Ergebnissen der deutschen Teilstudie des Johns Hopkins 

Project zufolge waren 1990 lediglich 27 % und 1995 nur 34 % der Mitarbeiter im gesamten 

Dritten Sektor teilzeitbeschäftigt. Der Anteil der geringfügig Beschäftigten lag laut einer 

Organisationsbefragung aus dem Jahr 1997 noch bei 6 % (vgl. Zimmer/Priller 2007). Teilzeit-

arbeit und geringfügige Beschäftigung sind also im Dritten Sektor stark angewachsen –  

und sie dominieren inzwischen die Arbeitsverhältnisse in diesem Bereich.

Wurden diese Tendenzen lange Zeit als besonderer Vorteil und als Kennzeichen für flexi-

ble Beschäftigungsverhältnisse im Dritten Sektor angesehen, ergeben sich aufgrund der 

beschriebenen Entwicklungen heute Fragen nach den Grenzen der atypischen Beschäfti-

gungsverhältnisse. Dies trifft auch für IAB-Angaben zum Frauenanteil zu, der ebenfalls 

stark zugenommen hat, sodass im Jahre 2007 von vier Arbeitsplätzen bereits drei von 

Frauen besetzt waren (Frauenanteil: 68 %).



Seite 69 Kapitel II.

Andere Analysen weisen ferner auf die geringe Entlohnung hin. Seitens der Organisatio-

nen des Dritten Sektors werden deshalb erste Forderungen nach einem Mindestarbeits-

lohn gestellt.

2.3.3  Verbände und Vereine

Die Vereinslandschaft stellt sich als eine dynamische Wachstumsbranche dar. Eine amtli-

che Organisations- und Mitgliederstatistik, wie sie in anderen Ländern geführt wird, 

existiert in Deutschland bislang nicht. Deshalb sind nur wenige Informationen verfüg-

bar; lediglich für einige Bereiche, wie für den Sport oder den sozialen Bereich, liegen 

Angaben über die Verbände vor, die als Dachorganisationen fungieren.

Angaben über Neueintragungen und Löschungen von Vereinen sind in der Regel nur 

über die Vereinsregister bei den deutschen Amtsgerichten zu erhalten. Unberücksichtigt 

bleiben dabei all jene Vereine, die keine Eintragung in den Vereinsregistern anstreben, 

beispielsweise weil sie diese nicht für notwendig halten. Zu diesen Organisationen, deren 

Zahl in Deutschland auf mehrere Hunderttausend geschätzt wird, liegen keine genauen 

Angaben vor (vgl. Maecenata 2006: 5).

In den letzten 50 Jahren, für die entsprechende Angaben zur Verfügung stehen, ist die 

Zahl der in Deutschland eingetragenen Vereine beträchtlich gestiegen (vgl. Abb. 2.3-2): 

Sie hat sich von rund 86.000 im Jahre 1960 (alte Bundesländer) auf 554.000 im Jahre 2008 

(alte und neue Bundesländer) mehr als versechsfacht. Die steil ansteigende Kurve der 

eingetragenen Vereine veranschaulicht ein beeindruckendes dynamisches Wachstum, 

wie es nur in wenigen gesellschaftlichen Bereichen zu beobachten ist. Gleichzeitig wird 

deutlich, dass ein großer Teil der Vereine noch recht jung ist und deshalb nicht von einem 

langen Erfahrungshorizont bei der Praxis des bürgerschaftlichen Engagements gespro-

chen werden kann.

Ob der leichte Rückgang der Vereinszahlen aus dem Jahr 2008 bereits eine Trendwende 

bedeutet oder eher auf die Bereinigung oder Veränderungen bei der Führung der Ver-

einsregister zurückzuführen ist, kann zurzeit nicht beurteilt werden.

Abbildung 2.3-2: Entwicklung der Anzahl der Vereine, 1960–2008
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Quellen: Johns Hopkins Project; Vereinsstatistik V & M Service GmbH, Konstanz.
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Im Zeitraum 2005–2008 wird in der Vereinsstatistik eine besondere Zunahme der Kultur-, 

Interessen- und Freizeitvereine sowie ein Rückgang bei den Umweltvereinen festgestellt 

(vgl. Vereinsstatistik 2008: 22). In welchem Maße die Zunahme der Vereine in den 

genannten Bereichen aus der Gründung von Fördervereinen resultiert, bleibt unklar. 

Differenzierte Untersuchungen zu den Vereinen, die Schlussfolgerungen für die Engage-

mentpolitik ermöglichen, fehlen bislang.

Doch nicht nur die Zahl der eingetragenen Vereine ist – über einen längeren Zeitraum 

betrachtet – absolut angestiegen, auch ihre Dichte – bezogen auf je 100.000 Einwohner – 

hat stark zugenommen: Sie stieg von 1960 bis 2008 von 160 auf 674 und hat sich damit 

mehr als vervierfacht (vgl. Abb. 2.3-3).

Abbildung 2.3-3: �Anzahl der Vereine insgesamt sowie der Sport- und Gesangsvereine je 100.000 Einwohner, 
1960–20071
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Die Berücksichtigung traditioneller Vereine – hier liegen konkrete Angaben des Deut-

schen Olympischen Sportbundes (DOSB) und des Deutschen Sängerbundes zugrunde – 

belegt langfristige Wachstumsraten: So stieg die Anzahl der Vereine im DOSB von rund 

31.000 im Jahre 1960 auf rund 91.000 im Jahre 2007. Die Anzahl der Gesangsvereine ist von 

rund 16.000 auf 21.000 gestiegen. Die Vereinsquoten je 100.000 Einwohner hingegen 

veränderten sich hier nur geringfügig.

Die Unterschiede hinsichtlich der Anzahl der Vereine – bezogen auf die Bevölkerung –  

fallen zwischen den Bundesländern relativ hoch aus (vgl. Abb. 2.3-4).
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Abbildung 2.3-4: �Anzahl der Vereine je 1 Million Einwohner und Gesamtzahl der Vereine nach  
Bundesländern, 2008
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Während das Saarland, Thüringen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg die größte 

Vereinsdichte ausweisen, liegt sie in Hamburg, Schleswig-Holstein, Brandenburg und 

Bremen am niedrigsten. Tendenziell ist davon auszugehen, dass in den Bundesländern 

mit einer hohen Vereinsdichte auch eine hohe Engagementquote vorzufinden ist.

2.3.4  Stiftungen und Bürgerstiftungen

Das Stiftungswesen hat in den vergangenen Jahren in Deutschland eine Renaissance 

erlebt. Stiftungen sind die ältesten zivilgesellschaftlichen Organisationsformen und weit 

älter als die Idee und Realität der Bürgergesellschaft. Mit Stiftungen wird privates Vermö-

gen für Zwecke des Gemeinwohls zur Verfügung gestellt. Heute sind sie ein wesentlicher 

Teil der Bürgergesellschaft und erfüllen wichtige Funktionen für die Gesellschaft. „Kom-

plementarität und Innovation“ (Anheier 2004: 14) sind zwei grundlegende Funktionen 

des Handelns von Stiftungen. Stiftungen ergänzen staatliches und privatwirtschaftliches 

Handeln, da sie als zivilgesellschaftliche Organisationen Mittel vergeben und wichtige 

Aufgaben in der Forschungs- und Kulturförderung übernehmen. Darüber hinaus sind 

Stiftungen aber auch innovativ tätig, indem sie Themen setzen und auch in der Förde-

rung von Projekten Risiken übernehmen, mit denen die Defizite von Staat und Markt 

kompensiert werden können. Neben diesen Grundfunktionen erfüllen Stiftungen noch 

weitere Aufgaben: Sie übernehmen die Umverteilung gesellschaftlicher Ressourcen und 

bewahren Traditionen und Kultur (vgl. Expertise Maecenata Institut).
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Die Bedeutung der Stiftungen für das bürgerschaftliche Engagement wird kontrovers 

beurteilt, weil Stiftungen eher zum „strukturkonservativen Teil der Zivilgesellschaft zu 

rechnen“ (ebd.) sind. Sie werden immer wieder wegen ihrer mangelnden Transparenz 

und ihrer unzureichenden Partizipationsmöglichkeiten kritisiert.

Nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen bestanden zu Beginn des 

Jahres 2009 16.406 rechtsfähige Stiftungen bürgerlichen Rechts, 6 % mehr als im Vorjahr. 

Der Bestand an Stiftungen in den alten und den neuen Bundesländern ist nach wie vor 

sehr ungleichgewichtig. Im Jahre 2008 gab es in den neuen Bundesländern 1.042 und in 

den alten Bundesländern (einschließlich Berlin) 15.364 Stiftungen (Bundesverband Deut-

scher Stiftungen 2009: 25). Neu gegründet wurden 2008 mehr als 1.000 Stiftungen, 2007 

waren es 1.134 (vgl. Abb. 2.3-5).

Der Aufschwung bei der Neugründung von Stiftungen im letzten Jahrzehnt hat mit der 

gesteigerten Aufmerksamkeit der Politik für diesen besonderen Zweig des bürgerschaft

lichen Engagements zu tun. In drei gesetzgeberischen Etappen hat der Staat die Errich-

tung und die Tätigkeit einer Stiftung erleichtert: Im Jahre 2000 wurde das Stiftungssteu-

errecht verbessert. Mit den Ergebnissen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Stiftungsrecht 

wurde 2002 das Stiftungsrecht modernisiert. 2007 hat das Bundesfinanzministerium mit 

dem Gesetz „Hilfen für Helfer“ im Rahmen der Reform des Gemeinnützigkeitsrechts die 

Möglichkeit geschaffen, dass Stifter nun 1 Million Euro steuerbegünstigt in den Grund-

stock einer Stiftung einbringen können. Spender können ihre Zuwendung in den Vermö-

gensstock einer Stiftung bis zu 1 Million Euro steuermindernd geltend machen.

Abbildung 2.3-5: Stiftungsgründungen in Deutschland, 1990–2008
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Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen (2009).

Nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen verfügen die Stiftungen über 

ein Vermögen von mehr als 100 Mrd. Euro, das allerdings durch die gegenwärtige Finanz-

krise geschrumpft ist. Kritisch ist zu vermerken, dass es nur wenige große Stiftungen gibt, 

die über entsprechende hohe Vermögenserträge verfügen. Der überwiegende Teil der 
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Stiftungen hat einen geringen Vermögensstock. Im Jahre 2006 hatten 18 % der Stiftungen 

ein Vermögen bis 50.000 Euro, bei 28 % lag es zwischen 50.000 und 250.000 Euro, bei 14 % 

zwischen 250.000 Euro und 500.000 Euro, bei 23 % zwischen 0,5 Mio. und 2,5 Mio. Euro, und 

lediglich 17 % der Stiftungen hatten ein Vermögen, das größer als 2,5 Mio. Euro war. In den 

letzten Jahren haben besonders die Stiftungen im mittleren Segment (25.000–500.000 Euro) 

zugenommen (vgl. Sprengel/Ebermann 2007).

Bei den Ausgaben zeigt sich eine ähnliche Verteilung: 75 % der Stiftungen liegen unter-

halb von 250.000 Euro jährlich, 25 % darüber (17 % der Stiftungen verfügen über weniger 

als 5.000 Euro jährlich). Nur einige große (vgl. Tab. 2.3-2) verfügen über ein sehr hohes 

Budget (10 % der Stiftungen stehen mehr als 2,5 Mio. Euro im Jahr zur Verfügung) (vgl. 

Expertise Maecenata Institut).

Tabelle 2.3-2: Die zehn größten Stiftungen privaten Rechts nach Gesamtausgaben

Name Gesamtausgaben in Euro

VolkswagenStiftung 115.562.000

Landesstiftung Baden-Württemberg gGmbH 85.939.000

Robert Bosch Stiftung GmbH 78.703.000

Deutsche Bundesstiftung Umwelt 74.032.000

Alexander von Humboldt-Stiftung 64.043.000

Bertelsmann Stiftung 61.797.000

Studienstiftung des deutschen Volkes e. V. 42.145.000

Dietmar-Hopp-Stiftung gGmbH 42.000.000

Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung 40.500.000

Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen (2009): Finanzdaten von 2007.

Die breite gesellschaftliche Wirkung von Stiftungen wird deutlich, wenn ihre Stiftungs-

zwecke betrachtet werden. Stiftungen müssen bei ihrer Gründung einen oder mehrere 

Stiftungszwecke in ihrer Satzung festlegen. Nach Angaben des Bundesverbandes Deut-

scher Stiftungen (Bundesverband Deutscher Stiftungen 2009: 21) verfolgen Stiftungen 

mit 32 % soziale Zwecke, gefolgt von Bildung und Erziehung (15 %), Kunst und Kultur (15 %), 

Wissenschaft und Forschung (13 %), Umweltschutz (4 %) und andere gemeinnützige  

Zwecke (17 %) (vgl. Abb. 2.3-6).33

Soziale Zwecke werden von Stiftungen in Ost und West gleich häufig als Stiftungszwecke 

genannt. Stiftungen in den alten Bundesländern verfolgen hingegen häufiger Wissen-

schaft und Forschung (13,1 % zu 9,1 %) sowie Bildung und Erziehung (15,2 % zu 12,6 %) als 

Stiftungszweck als Stiftungen in den neuen Bundesländern. Dort haben Kunst und Kultur 

als Stiftungszwecke hingegen höhere Werte (19,2 % zu 14,5 %).

33  �Bei der Verteilung der Stiftungszwecke ist zu beachten, dass die einzelnen Zwecke zunächst in die Haupt-
gruppen der Abgabenordung zusammengefasst und danach gewichtet wurden.
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Abbildung 2.3-6: Verteilung der Stiftungszweck-Hauptgruppen im Stiftungsbestand, in %
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Noch immer konzentriert sich die Zahl der Stiftungen in den alten Bundesländern und 

dort vor allem in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Nieder-

sachsen. Die geringe Zahl von Stiftungen in den neuen Bundesländern ist u. a. der schwie-

rigen wirtschaftlichen Situation, dem Fehlen einer ausgeprägten Mittel- und Ober-

schicht, geringer Bevölkerungsdichte und der anhaltenden Abwanderungsproblematik 

geschuldet. Stiftungen sind eher in den städtischen Ballungsräumen zu finden: Hier gibt 

es noch Bestände des Bürgertums, und hier wird auch das meiste Kapital erwirtschaftet, 

das als Stiftungsvermögen dienen kann.

Bis jetzt wurde die Rolle von Stiftungen in der modernen postindustriellen Gesellschaft  

noch nicht tief greifend diskutiert (vgl. Anheier 2004: 8). Verantwortlich hierfür ist ihr 

ambivalentes Bild in der Öffentlichkeit (vgl. Expertise Maecenata Institut). Die Kritikpunk-

te betreffen vor allem mangelhafte Transparenz und Rechenschaftslegung sowie das 

Verhältnis der Stiftungen zur Bürgergesellschaft. Daher hat der Bundesverband Deut-

scher Stiftungen die „Grundsätze Guter Stiftungspraxis“ verabschiedet, die von allen 

Mitgliedern des Verbandes als verbindlich anerkannt werden sollen. Diese Prinzipien 

dienen der Stärkung der Transparenz und als Mittel der Vertrauensbildung gegenüber 

der Gesellschaft. Es fehlt aber noch immer ein zentrales Stiftungsregister, durch das sich 

die Öffentlichkeit über die Tätigkeiten der Stiftungen informieren könnte. Auf der Ebene 

der Bundesländer gibt es bereits ein über das Internet zugängliches Stiftungsverzeichnis.

Die zahlreichen Stiftungsgründungen haben nicht nur eine neue Generation von Stiftern, 

sondern auch neue Stiftungskonzepte wie „Venture Philanthropy“ (vgl. Expertise Maece-

nata Institut; Alberg-Seberich 2009) hervorgebracht. Bei diesem Konzept geht es darum, 

dass Stiftungen – neben ihren finanziellen Zuwendungen – die Empfängerorganisation 

mit Wissen und durch den Zugang zu Netzwerken unterstützen. Venture Philanthropy ist 

der Versuch eines Brückenschlages zwischen Wirtschaft/Finanzwelt und gemeinnützi-
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gen Organisationen. So wird beispielsweise die Förderung von Organisationen als Investi-

tion begriffen. Prinzipien der Unternehmensführung und die Methodiken des Venture-

Kapitalmarktes34 werden dabei auf das Handeln von Stiftungen übertragen.

Die große Zahl der Stiftungsgründungen ist sicher positiv zu vermerken, doch befinden 

sich unter diesen Neugründungen zahlreiche kleine Stiftungen, die kaum handlungs-

fähig sind. Zu wünschen ist deshalb, dass mehr Stiftungen mit einem größeren Stiftungs-

kapital gegründet werden, damit sichergestellt ist, dass diese Stiftungen ihre Ziele auch 

verwirklichen können. Allerdings können Stiftungen durch die Möglichkeit des Zustif-

tens weiteres Vermögen aufbauen. Es geht daher nicht vorrangig um die Zahl der Neu-

gründungen, wenn die wachsende Bedeutung der Stiftungen für die Zivilgesellschaft als 

Financier und als Innovationsmotor in den Blick genommen werden soll.

Bürgerstiftungen
Mit den Bürgerstiftungen ist seit 1996 ein neuer Typus von Stiftung, angelehnt an das 

amerikanische Vorbild der Community Foundation, entstanden. Bürgerstiftungen sind 

Stiftungen von Bürgern für Bürger, die in einem begrenzten lokalen Raum mit ihrer 

Arbeit einen breiten Förderzweck verfolgen. Im Unterschied zu Stiftungen haben Bürger-

stiftungen eine Vielzahl von Förderzwecken und zahlreiche Stifter. Bürgerstiftungen 

haben das Ziel, bürgerschaftliches Engagement vor Ort zu mobilisieren und langfristig zu 

fördern.

Inzwischen gibt es 237 Bürgerstiftungen (nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher 

Stiftungen sind es im Jahre 2009 nur 220), von denen 166 das Gütesiegel des Bundesver-

bandes Deutscher Stiftungen tragen und damit den zehn Merkmalen einer Bürgerstif-

tung entsprechen.35 An der Spitze der Förderschwerpunkte und Stiftungszwecke standen 

2007 die Themen Jugend (27 %), Bildung und Erziehung (25 %), Soziales (13 %) und Kunst 

und Kultur (11 %).36

Der Gründungsboom von Bürgerstiftungen hat anscheinend seinen Höhepunkt über-

schritten. Während im Jahre 2006 nach Angaben der Aktiven Bürgerschaft beinahe jede 

Woche eine Bürgerstiftung errichtet wurde, waren es im vergangenen Jahr lediglich 

zwölf Bürgerstiftungen. Dennoch haben inzwischen über 33,5 Mio. Menschen in  

Deutschland potenziell Zugang zu einer Bürgerstiftung, das heißt, in ihrer Region ist  

eine Bürgerstiftung aktiv (Aktive Bürgerschaft: Länderspiegel Bürgerstiftungen 2008: 14; 

vgl. Abb. 2.3-7).

34  �„Venture Capital“ ist ein aus der Privatwirtschaft stammender Begriff, der im Zusammenhang der Beteili-
gungsfinanzierung an Unternehmen durch sog. Wagniskapital verwendet wird. Wagniskapital bzw. Wag-
niskapitalmarkt meint hier die Beteiligung von Unternehmensbeteiligungsgesellschaften oder Einzelperso-
nen an jungen Unternehmen, die sich nicht selbst finanzieren können und von den Banken keine Kredite 
erhalten.

35  �Vgl. www.die-deutschen-buergerstiftungen.de/index.php?strg=2_4&baseID=4& (letzter Zugriff am  
8. März 2009).

36  �Umfrage der Initiative Bürgerstiftungen im Bundesverband Deutscher Stiftungen (www.die-deutschen-
buergerstiftungen.de/files/original/galerie_vom_04.07.2007_13.24.45/Microsoft%20Word% 20%20 
Foerderschwerpunkte.pdf; letzter Zugriff am 17. März 2009).
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Abbildung 2.3-7: Neugründungen und Gründungskapital von Bürgerstiftungen, 1996–2008

2000199919981997

Anzahl der Neugründungen

Durchschn. Gründungskapital der Neugründungen im jeweiligen Jahr (in Tsd. €)

1996
0

100

150

200

250

300

350

€

2001 2002 2003 2004 2005 20072006 2008

50

0

20

30

40

50

60

36

12

52

40
33

18

811

311
107

19

Quelle: Aktive Bürgerschaft (2008).

Als junge zivilgesellschaftliche Organisationsform haben die 237 Bürgerstiftungen bis-

lang ein Gesamtvermögen von mehr als 110 Mio. Euro aufbauen können (vgl. ebd.: 8).37 

Das Stiftungskapital hat sich im Zeitraum 2005–2007 fast verdoppelt. Das aktuelle Vermö-

gen der Bürgerstiftungen ist zu 31 % Treuhandkapital und zu 69 % Stiftungskapital. Ende 

2007 verfügten bereits 23 Bürgerstiftungen über mehr als 1 Mio. Euro an Stiftungskapital, 

2006 waren es noch 16 Bürgerstiftungen. Aus dem Stiftungskapital flossen 4 Mio. Euro an 

Erträgen, 3,5 Mio. Euro nahmen die Bürgerstiftungen über Spenden ein. Im Durchschnitt 

lag das Stiftungsvermögen bei 480.000 Euro. Inzwischen gibt es 13.000 Bürgerstifterin-

nen und Bürgerstifter.

Einen wesentlichen Teil macht die Projektarbeit bei Bürgerstiftungen aus. In diese Projek-

te flossen im letzten Jahr rund 260.000 Stunden an ehrenamtlicher Arbeit.

Bürgerstiftungen sind vor allem in den Ballungsgebieten der bevölkerungsreichen Bun-

desländer zu finden. Drei Viertel der Bürgerstiftungen sind in den vier bürgerstiftungs-

reichsten Ländern aktiv: Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und Nieder-

sachsen. In den ostdeutschen Ländern (einschließlich Berlin) ist die Zahl von 21 Stiftungen 

recht gering geblieben. Ihre Finanzkraft ist deutlich niedriger als im Westen. Ostdeutsche 

Bürgerstiftungen haben durchschnittlich nur knapp die Hälfte des aktuellen Vermögens 

der westdeutschen Bürgerstiftungen, was allgemein auf die Wirtschaftskraft des jeweili-

gen Umfeldes verweist. Nur 6 % des Gesamtvermögens liegen laut Angaben der Untersu-

chung der Aktiven Bürgerschaft (nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher Stiftun-

gen: 10 %) bei ostdeutschen Bürgerstiftungen.

2.3.5  Freiwilligendienste

Freiwilligendienste genießen seit mehr als zehn Jahren hohe Aufmerksamkeit und 

Attraktivität. Im Bereich der Jugendfreiwilligendienste überschreitet seit Jahren die 

Nachfrage das Angebot an Plätzen. Mit den Freiwilligendiensten verknüpfen sich vielfäl-

37  �Die Initiative Bürgerstiftungen des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen zählt 220 Stiftungen mit einem 
Vermögen von 100 Mio. Euro (www.die-deutschen-buergerstiftungen.de/index.php?strg=2_ 155_221& 
baseID=313&; letzter Zugriff am 10. Juni 2009).
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tige Hoffnungen und Erwartungen, und sie gelten als Instrument zur Bewältigung 

jugendpolitischer, gesellschaftlicher und wohlfahrtsstaatlicher Probleme.

Freiwilligendienste werden als wichtiges Element einer „neuen Kultur des Sozialen“ 

(Liebig 2008: 12) betrachtet. Sie sind Sozialisations- und Bildungsprojekte und werden als 

Beitrag wahrgenommen, um den demografischen Wandel zu gestalten. Die Ausweitung 

und der Wandel der Freiwilligendienste betreffen nicht nur die Älteren, die einbezogen 

werden sollen. Die alten und neuen Freiwilligendienste richten sich auch an bildungsfer-

ne Schichten und an Menschen mit Migrationshintergrund. Ziel ist daher, mehr Migran-

tenorganisationen zu finden, die sich als Träger für Freiwilligendienste qualifizieren und 

Einsatzstellen bereitstellen.

Freiwilligendienste können definiert werden als „Dienstverhältnisse, die von gemeinnüt-

zigen Organisationen im Zwischenbereich zwischen Ehrenamt und Bildungsmaßnahme 

angeboten [werden], mit obligatorischen oder fakultativen Bildungselementen, und [die] 

in Form von freiwilliger Selbstverpflichtung von zumeist jungen, aber auch älteren Men-

schen in Anspruch genommen werden“ (Expertise zze/Stemmer). Freiwilligendienste 

werden daher oft gegenüber dem bürgerschaftlichen Engagement und der Erwerbs-

arbeit abgegrenzt.

In der gegenwärtigen Diskussion werden Freiwilligendienste – insbesondere die Freiwilli-

gendienste aller Generationen – hinsichtlich ihrer Brückenfunktion in biografischen 

Umbruchsituationen, unabhängig vom Alter, thematisiert.

Freiwilligendienste sind heute nicht mehr auf Jugendfreiwilligendienste beschränkt. Es 

hat sich eine Vielfalt von Formen entwickelt, die allerdings auch dazu geführt hat, dass 

der Begriff der Freiwilligendienste unschärfer geworden ist. Die einzelnen Dienste sind 

nicht mehr unbedingt miteinander zu vergleichen.

Seit dem 1. Juni 2008 gilt das neue Jugendfreiwilligendienstegesetz (JFDG). Es war not-

wendig geworden, weil die Finanzbehörden in der Überlassung von Freiwilligen an 

Einsatzstellen, die nicht gleichzeitig auch Betriebsteile des Trägers waren, eine steuer-

pflichtige Personalgestellung erkannten (vgl. Brombach 2008). Den Jugendfreiwilligen-

diensten drohte die Zahlung von Umsatzsteuer. Dieses Problem sollte beseitigt werden.

Im Rahmen der gesetzlichen Neuregelung des JFDG wurden u. a. auch die Bildungs- und 

Beschäftigungsfähigkeit der Jugendlichen in den Freiwilligendiensten verbessert und die 

Dienste als Lernorte für bürgerschaftliches Engagement etabliert. Daneben wurden die 

Zeitstrukturen flexibilisiert, die Einsatzbereiche um Sport und Denkmalpflege erweitert 

sowie die Gestaltungsspielräume für Jugendliche und die Träger vergrößert.

Es wurde von einem Teil der Trägerorganisationen kritisch diskutiert, dass bei einer starken 

Betonung des Bildungs- und Ausbildungscharakters die Gefahr bestehe, dass Erfolg und 

Wert der Dienste nur noch an schulischen oder beruflichen Anforderungen bemessen 

würden (vgl. Expertise zze/Stemmer). Um die Bildungseffekte und den Kompetenzzuwachs 

besser beurteilen zu können, werden verstärkt Kompetenzbilanzverfahren eingesetzt.
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Das JFDG gilt für das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ), das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) 

und den dazugehörigen Auslandsdiensten sowie für das Modellprogramm „Freiwilligen-

dienste machen kompetent“.

Die etablierten Jugendfreiwilligendienste FSJ und FÖJ sind im Inland die mit Abstand 

größten Dienste. Sie wiesen für den Jahrgang 2006/2007 eine Teilnehmerzahl von  

32.500 (FSJ) bzw. 2.211 (FÖJ) auf. Daneben existieren kleinere Programme, die aber eben-

falls durch das JFDG geregelt werden (vgl. Tab. 2.3-3).

Seit 1993 können FSJ und FÖJ auch im Ausland geleistet werden, zunächst nur im europäi-

schen, seit 2002 auch im außereuropäischen Ausland. Bereits seit 1986 können anerkann-

te Kriegsdienstverweigerer durch einen „Anderen Dienst im Ausland“ (ADiD) ihre Zivil-

dienstpflicht erfüllen (§ 14 b ZDG); sie werden dann nicht zum Zivildienst herangezogen. 

Dieser mindestens elf Monate dauernde Dienst steht anerkannten Kriegsdienstverweige-

rern offen, ist rechtlich jedoch kein „Zivildienst im Ausland“, sondern ein Freiwilligen-

dienst. Im Jahre 1996 wurde der „Europäische Freiwilligendienst für junge Menschen“ 

von der Europäischen Kommission eingeführt, der bislang der einzige durch die EU insti-

tutionell geförderte Freiwilligendienst ist. „kulturweit“ ist wiederum der Freiwilligen-

dienst des Auswärtigen Amtes, der in Kooperation mit der Deutschen UNESCO-Kommissi-

on angeboten wird. Dieser Dienst beginnt im September 2009 und dient dem kulturellen 

Austausch mit Entwicklungsländern und mit Staaten Mittel- und Osteuropas.

Den größten Teilnehmerkreis im Ausland vereinen aber die privatrechtlich geregelten 

Auslandsfreiwilligendienste auf sich. Hierunter sind alle internationalen Friedens- und 

entwicklungspolitischen Freiwilligendienste zu fassen, die nicht durch ein Bundesgesetz 

oder eine EU-Verordnung geregelt werden. Solche Freiwilligendienste werden beispiels-

weise von der Aktion Sühnezeichen und der Missionszentrale der Franziskaner angebo-

ten (www.internationale-freiwilligendienste.org/home.html). Sie basieren auf einem 

privatrechtlichen Vertrag zwischen den Freiwilligen und den vermittelnden Organisatio-

nen und werden in der Regel nicht aus öffentlichen Mitteln bezuschusst.

Im Jahre 2007 kündigte das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(BMZ) die Einführung des entwicklungspolitischen Freiwilligendienstes „weltwärts“ an. 

„weltwärts“-Projekte können als „Anderer Dienst im Ausland“ (§ 14 b ZDG) vom BMFSFJ 

anerkannt werden; anerkannte Kriegsdienstverweigerer können auf diesen Plätzen ihre 

Zivildienstpflicht erfüllen. Bis Ende 2008 haben nach Angaben des BMZ 2.257 Personen 

diesen Freiwilligendienst angetreten. „weltwärts“ ist auf 10.000 Plätze für Freiwillige 

angelegt, die nicht nur entwicklungspolitische Arbeit vor Ort, in den Projekten, sondern 

vor allem entwicklungspolitische Inlandsarbeit, nach dem Aufenthalt in den jeweiligen 

Ländern, leisten sollen.

Aktuelle Modellprogramme
„Freiwilligendienste aller Generationen“ 

Dieses vom BMFSFJ durchgeführte Programm startete mit dreijähriger Laufzeit am 

1. Januar 2009. Die Freiwilligendienste aller Generationen schließen an das Bundesmo-

dellprogramm „Generationsübergreifende Freiwilligendienste“ (GüF) an, das von Sep-
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tember 2005 bis Ende 2008 lief. Dieser Freiwilligendiensttypus setzt sich hinsichtlich 

seiner Strukturmerkmale (zeitliche Flexibilisierung, umfangreiche Qualifizierungsmaß-

nahmen, schriftliche Vereinbarung zwischen Freiwilligen, Trägern und Einsatzstellen) 

deutlich von den bisher diskutierten (Jugend-)Freiwilligendiensten ab. Bausteine der 

Umsetzung der Freiwilligendienste aller Generationen sind 46 Leuchtturmprojekte und 

mobile Kompetenzteams, die Kommunen und Trägern Beratung und Unterstützung bei 

der Einführung und Weiterentwicklung dieses Freiwilligendienstes bieten.

Das Modellprogramm  Freiwilligendienste aller Generationen ist mit verschiedenen 

Besonderheiten verbunden. Zum ersten Mal wird mit ihm ein Freiwilligendienst im Sozial

gesetzbuch verankert. Die Legaldefinition des Freiwilligendienstes findet sich in § 2 Nr. 17 

(1 a) SGB VII. Die gesetzliche Vorgabe lautet, dass dieser Dienst mindestens acht Stunden 

pro Woche und sechs Monate lang geleistet werden muss. Gesetzlich geregelt ist auch der 

Versicherungsschutz: Freiwillige der Freiwilligendienste aller Generationen genießen 

automatisch Unfall- und Haftpflichtversicherungsschutz. Darüber hinaus steht es den 

Trägern dieses Dienstes frei, den Freiwilligen pauschale Aufwandsentschädigungen zu 

zahlen. Für diese Aufwandspauschale gelten die gesetzlichen Bestimmungen der sog. 

Übungsleiterpauschale. Diese Einnahme ist kein Arbeitsentgelt, sondern eine steuerfreie 

Einnahme im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG (vgl. dazu Alt/Klie 2009).

Hierbei sind Fragen der Monetarisierungseffekte durch Freiwilligendienste angespro-

chen. Nicht zuletzt wird die Gefahr gesehen, dass von Diensten wie den Freiwilligendiens-

ten aller Generationen ein starker Monetarisierungsimpuls in das breite Feld des bürger-

schaftlichen Engagements ausgeht (vgl. Ausschussdrucksache 16 (11) 1119).38 Damit können 

bestimmte Formen des Freiwilligendienstes strukturell in die Nähe geringfügiger Beschäf-

tigung geraten. Schriftliche Vereinbarungen zwischen Teilnehmerinnen/Teilnehmern 

und Trägern beim GüF und bei den Freiwilligendiensten aller Generationen tragen weiter 

dazu bei, die Dienste in die Nähe eines Arbeitsverhältnisses zu rücken (vgl. dazu Perabo 

2009).

Durch die Entwicklung der Dienste entstehen Abgrenzungsprobleme gegenüber dem 

bürgerschaftlichen Engagement einerseits und der Erwerbsarbeit andererseits. Diese 

und andere Beispiele sind für einige Akteure Indizien für ein immer stärkeres staatliches 

Eingreifen in die unmittelbare Steuerung der Freiwilligendienste.

„Freiwilligendienste machen kompetent“

Dieses vom BMFSFJ geförderte Programm hat zum Ziel, im Zeitraum 2007–2010 rund  

500 Jugendlichen mit niedrigem Schulabschluss und ohne Ausbildungsplatz oder mit 

besonderem Förderbedarf einen Zugang zu einem FSJ bzw. FÖJ zu ermöglichen. Vor allem 

bei jungen Menschen mit Migrationshintergrund sollen dadurch die Ausbildungs- und 

Berufschancen verbessert werden. Jugendfreiwilligendienste erhalten dabei den Charak-

ter eines Bildungsangebots für bildungs- und engagementferne Jugendliche. Denn gera-

de solche sozialen Schichten sind bisher in den Freiwilligendiensten deutlich unterreprä-

sentiert (vgl. Tab. 2.3-4).

38  �http://b-b-e.de/uploads/media/nl24_stellungnahme_bbe.pdf  	
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Um bessere und übersichtlichere Informationen über die vielen verschiedenen Freiwilli-

gendienste zur Verfügung zu stellen, werden seit Kurzem Websites genutzt und Internet-

plattformen aufgebaut. Der „Wegweiser Freiwilligendienste“ (www.freiwilli gendienste.de/ 

index.php?ctent=ubuns) bietet sowohl potenziellen Freiwilligen als auch Organisationen 

und der Fachöffentlichkeit Informationen über die zahlreichen Dienstformen und Ein-

satzmöglichkeiten. Mit der Internetplattform www.engagierte-kommunen.de eröffnet 

der Bund 2.000 Kommunen die Möglichkeit, Angebot und Nachfrage von Freiwilligen-

plätzen zusammenzuführen (vgl. Alt 2009).

Tabelle 2.3-4: Soziodemografische Merkmale, in %

Dienst Jahrgang

Geschlechter-
verteilung Schulabschlüsse*

Migrations-
hintergrundw m Ohne Niedrig Mittel Hoch

Freiwilliges 
Soziales Jahr (FSJ) 2003/2004 76 24 1 16 43 40 7

Freiwilliges 
Ökologisches Jahr 
(FÖJ) 2003/2004 68 32 1 10 31 59 6

Auslandsdienste

FSJ im Ausland

2003/2004 80 20 3 97 k. A.

FÖJ im Ausland 
k. A.

Anderer Dienst im 
Ausland (ADiA) 2007 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 87 k. A.

Europäischer 
Freiwilligendienst 
(EFD) 2007 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 86 k. A.

Modellprojekte

Generationsüber
greifende 
Freiwilligen
dienste  
(2005–2008) 2005–2008 68 32 1 13 27 51 11

weltwärts k. A.

* Niedrig: Volks-/Hauptschulabschluss; Mittel: Realschulabschluss; Hoch: Fachhochschulabschluss, Abitur. 
Quelle: Nach Expertise zze/Stemmer.

 
2.3.6  Wohlfahrtsverbände

Die Wohlfahrtsverbände sind nach wie vor wichtige Organisationen für das bürgerschaft-

liche Engagement und vorherrschend im Bereich des sozialen Engagements. Sie bieten in 

ihren Einrichtungen und Diensten Gelegenheiten für Engagement und binden Engagier-

te in unterschiedlicher Weise in ihre Strukturen ein. Bürgerschaftliche Engagierte sind 

für das Selbstverständnis der Wohlfahrtsverbände als gemeinnützige Organisationen, für 

ihre Leistungsfähigkeit und für ihr Ansehen in der Öffentlichkeit von besonderer Bedeu-

tung.
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Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft zusammengeschlossenen Spitzenverbände der 

Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW)39 verfügten Ende 2004 über insgesamt 98.837 Einrich-

tungen und Dienste (vgl. Tab. 2.3-5), in denen 1.414.937 Voll- und Teilzeitbeschäftigte 

arbeiteten (knapp 4 % aller Erwerbstätigen in Deutschland).

Tabelle 2.3-5: Einrichtungen und Dienste der Freien Wohlfahrtspflege, 2004

Einrichtungen
Vollzeit-
beschäftigte

Teilzeit-
beschäftigte

Gesundheitshilfe 7.882 231.792 136.575

Jugendhilfe 36.406 146.037 129.023

Familienhilfe 7.646 20.040 47.017

Altenhilfe 15.796 166.474 200.829

Behindertenhilfe 14.285 133.157 109.673

Hilfe für Personen in besonderen sozialen 
Situationen 7.233 15.157 10.882

Weitere Hilfen 8.047 30.375 21.834

Aus-, Fort- und Weiterbildungsstätten für 
soziale und pflegerische Berufe 1.542 8.218 7.854

Gesamt 98.837 751.250 663.687

Selbsthilfegruppen und Gruppen des bürger-
schaftlichen Engagements 34.923 2.363 4.419

Gesamt mit Selbsthilfe 133.760 753.613 688.106

Quelle: Gesamtstatistik der BAGFW 2004.

Die Arbeitsbereiche der Freien Wohlfahrtspflege umfassen Gesundheitshilfe, Jugendhil-

fe, Familienhilfe, Altenhilfe, Behindertenhilfe, Hilfe für Personen in besonderen sozialen 

Situationen, weitere Hilfen sowie den Bereich der Aus-, Fort- und Weiterbildung für 

soziale und pflegerische Berufe.

Die Einrichtungen und Dienste der Freien Wohlfahrtspflege sind ein wichtiger Ort für das 

Engagement. Die BAGFW schätzt, dass sich 2,5 bis 3 Mio. Bürgerinnen und Bürger in der 

Freien Wohlfahrtspflege, den Hilfswerken und Initiativen sowie in den ihnen angeschlos-

senen Selbsthilfegruppen sozial engagieren (ebd.: 11). Die Gesamtstatistik der BAGFW von 

2004 verzeichnet 34.923 „Selbsthilfegruppen und Gruppen des bürgerschaftlichen Enga-

gements“ im Bereich der Freien Wohlfahrtspflege. In dieser Zahl sind auch 149 Freiwilli-

genzentren und -agenturen sowie 2.904 Seniorenvereine und -gruppen enthalten.

Eine detailliertere Analyse zum Engagement im Bereich der Wohlfahrtsverbände liefert 

die Sonderauswertung für die BAGFW auf Basis des Freiwilligensurveys 2004.40 Deutlich 

39  �In der BAGFW zusammengeschlossen sind folgende Spitzenverbände: Arbeiterwohlfahrt (AWO), Deutscher 
Caritasverband (DCV), Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband (Der Paritätische), Deutsches Rotes Kreuz 
(DRK), Diakonisches Werk der EKD (DW der EKD), Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland (ZWST).

40  �Die Autoren der Sonderauswertung weisen darauf hin, dass die analysierten Tätigkeiten nicht das gesamte 
Spektrum des im Rahmen der Freien Wohlfahrtspflege geleisteten freiwilligen Engagements umfasst (Son- 
derauswertung 2005: 6).
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wird, dass das Engagement in den sozialen Einrichtungen überwiegend von Frauen (69 %) 

und vor allem von Rentnerinnen und Rentnern (39 %) sowie Nichterwerbstätigen (29 %) 

ausgeübt wird (Sonderauswertung 2005: 22ff.). Charakteristisch ist dabei der hohe Anteil 

der über 60-Jährigen (39 %).

Kennzeichnend für das Engagement in sozialen Einrichtungen ist, dass es überwiegend 

aus sozialen Hilfeleistungen besteht (54 %). Hierbei kommt es mehr als in anderen Berei-

chen darauf an, gut mit Menschen umgehen zu können. Entsprechend hoch ist auch die 

damit verbundene Erwartung, anderen Menschen helfen zu können. Geringere Bedeu-

tung für das Engagement in diesem Bereich haben das Organisieren von Veranstaltungen 

und die Öffentlichkeitsarbeit.

Das Engagement in sozialen Einrichtungen und Diensten ist davon geprägt, dass es häu-

fig von hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern flankiert wird. Die Sonder-

auswertung des Freiwilligensurveys stellt hier ein Spannungsverhältnis fest. So sehen u. a. 

15 % der Engagierten keine ausreichenden Möglichkeiten zur Mitentscheidung und Mit-

bestimmung. Sie klagen zudem über mangelnde Anerkennung ihrer Tätigkeit durch 

Hauptamtliche.

In den vergangenen Jahren hat sich ein Paradigmenwechsel vollzogen, in dessen Verlauf 

die Wohlfahrtsverbände ihre historisch gewachsenen privilegierten Positionen eingebüßt 

haben. Teil des Umbruches war eine Ökonomisierung des sozialen Dienstleistungssektors 

und eine damit einhergehende Pluralisierung der Trägerlandschaft (vgl. Buestrich/Wohl-

fahrt 2008). Die Zunahmen von Wettbewerb, Marktmechanismen und Konkurrenz haben 

auch die Wohlfahrtsverbände gezwungen, ihre Strukturen zu verändern. Um in der Kon-

kurrenz untereinander und mit den gewerblichen Trägern besser bestehen zu können, 

haben die Wohlfahrtsverbände neue Methoden im verbandlichen Management einge-

führt. Zu diesen zählen, dass ehrenamtliche Vorstände und Geschäftsführer zum Teil durch 

hauptamtliche ersetzt, ein Qualitätsmanagement mit Kennzahlensystemen eingeführt, die 

Methoden der Rechnungslegung verändert, gGmbHs gegründet wurden und sich die 

Organisationen in normale Unternehmen für soziale Dienstleistungen verwandelten.

Diese Veränderungs- und Verbandsentwicklungsprozesse, die alle Wohlfahrtsverbände 

in den letzten Jahren durchlaufen haben, beeinflussten und veränderten auch das Enga-

gement in den Einrichtungen und Diensten. In den sich professionalisierenden Struktu-

ren musste für das Engagement ein neuer Platz gefunden werden. In diesem Prozess kam 

es zunächst zu einer Verdrängung des Engagements. Im weiteren Verlauf der Ver-

bandsentwicklungsprozesse kam es dann zu einer Aufwertung und Bedeutungssteige-

rung. Engagement ist in das verbandliche Qualitätsmanagement integriert worden. 

Allerdings werden soziale Dienstleistungen heute nach wie vor überwiegend von haupt-

beruflichen Fachkräften erbracht (vgl. Jakob 2002).

In jüngster Zeit ist zu beobachten, wie gemeinnützige Träger versuchen, Engagement 

noch stärker in die Organisationen einzubauen. Durch neue Formen des Freiwilligenma-

nagements, Leitbildentwicklung, Qualifizierungs- und Fortbildungsangebote für Enga-

gierte sowie eine verbandspolitische Profilierung sollen die Wohlfahrtsverbände attrakti-
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ver für Engagierte werden. So wurden z. B. das Engagement in der Pflege und der Hospiz- 

arbeit gesetzlich neu geregelt sowie die Arbeit der Selbsthilfegruppen gestärkt (Förderung 

ehrenamtlicher Strukturen durch das Pflege-Weiterentwicklungsgesetz seit 1. Juli 2008). 

Wohlfahrtsverbände versuchen auch vor dem Hintergrund der Debatte um eine EU-kon-

forme Ausgestaltung der Gemeinnützigkeit die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 

und mit Freiwilligen zu verstärken.

Als Teil der Zivilgesellschaft haben die Wohlfahrtsverbände neben der Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements wichtige gesellschaftliche Funktionen. Sie treten mit 

ihren Diensten und Einrichtungen als Dienstleister auf und haben in diesem Bereich ihre 

Strukturen ökonomisiert und professionalisiert. Sie haben aber auch die Aufgabe der 

gesellschaftlichen Integration und erheben sozialanwaltschaftlich ihre Stimme bei neu-

en sozialen Problemlagen und für benachteiligte gesellschaftliche Gruppen. Nicht ver-

gessen werden sollte, dass die Wohlfahrtsverbände für sich auch den Anspruch haben, 

zur Wertebildung beizutragen. Dies hängt mit ihrer Entstehungsgeschichte aus sozialen 

Bewegungen und ihrer – allerdings schwächer werdenden – Bindung an die soziomora

lischen Milieus zusammen.

2.3.7  Kirchen

Kirche und Religion sind nach Angaben des Freiwilligensurveys 2004 mit 6 % der dritt-

größte Engagementbereich in Deutschland. Charakteristisch für diesen Bereich ist, dass 

sich dort nach wie vor mehr Frauen als Männer engagieren: 7 % aller Frauen gegenüber 

5 % aller Männer (Freiwilligensurvey 2004: 50). Eine Befragung der Ehrenamtlichen in der 

Caritas 2006 erbrachte ein noch ungünstigeres Verhältnis von 79 % zu 21 % (Baldas/Bangert 

2006: 20; vgl. weiterhin Grosse 2009; Süßlin 2009). Nach Schätzungen engagieren sich  

1,1 Mio. Menschen in den 15.844 evangelischen Kirchengemeinden. In den 12.265 katho

lischen Pfarreien sind Ehrenamtliche in den Kirchengemeinderäten und im Leben der 

Gemeinde aktiv. Die gleiche Zahl an Engagierten ist noch einmal im Umfeld der Evangeli-

schen Kirche (Diakonie, Verbände) festzustellen. Gleiches gilt für die Katholische Kirche, 

sodass insgesamt von mehr als 4 Mio. Engagierten im Umfeld der beiden großen Kirchen 

ausgegangen werden kann (vgl. Coenen-Marx 2009: 1). Im gesamten Bereich dominiert 

die Altersgruppe der 46- bis 65-Jährigen. Insgesamt wäre es also verfehlt, von einer Krise 

des Ehrenamtes im Bereich der Kirchen zu sprechen – ganz im Gegenteil: Trotz des Rück-

gangs der Kirchenbindung kann von einer Zunahme des freiwilligen Engagements aus-

gegangen werden (Olk 2009).

Das Thema Kirche und Religion ist noch in einer weiteren Hinsicht für die Entwicklung des 

Engagements von Bedeutung: Die Ehrenamtlichen in den Kirchen weisen eine sehr starke 

Kirchenbindung auf. Laut der Sonderauswertung des Freiwilligensurveys 2004 für die 

Evangelische Kirche bezeichneten 70 % der im Bereich Kirche/Religion engagierten Protes-

tanten ihre Kirchenbindung als „stark“ und 23 % als „mittel“ (Gensicke/Geiss 2005: 15). Das 

Thema Bindung an Kirche und Religionsgemeinschaft spielt bei der Erklärung des Enga-

gements nach wie vor eine zentrale Rolle. Den Berechnungen des Freiwilligensurveys 

2004 zufolge haben die beiden Merkmale „Größe des Freundes- und Bekanntenkreises“ 

und „Kirchenbindung“ die höchste Vorhersagekraft dafür, ob sich Personen in Deutsch-
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land engagieren oder nicht (ebd.). Die Vorhersagekraft des zweiten Merkmals hat zwar 

gegenüber anderen Merkmalen (Bildungsstatus, Kreativitäts- und Engagementwerte) 

abgenommen, besitzt aber noch eine große Erklärungskraft. Bei Frauen hat die Stärke der 

Kirchenbindung einen hohen Einfluss für ihr Engagement (ebd.: 256).

Die dominanten Organisationsformen des Engagements im kirchlichen Bereich sind 

Kirche oder religiöse Einrichtungen (90 %). Die Formen Verein, Verband und Initiativen 

spielen kaum eine Rolle. Zu den Organisationsformen zählen vor allem die beiden großen 

Wohlfahrtsverbände – Deutscher Caritasverband und Diakonisches Werk der EKD –, die 

mit ihren Zehntausenden von Einrichtungen und Diensten (Kindertagesstätten, Alten- 

und Pflegeheime, Krankenhäuser, Beratungseinrichtungen) einen wesentlichen Teil des 

subsidiär gestalteten Wohlfahrtsstaates ausmachen. So zählte die Diakonie Anfang 2006 

rund 27.500 Einrichtungen mit 400.000 Ehrenamtlichen und Engagierten. In den knapp 

25.000 Einrichtungen (2006) der Caritas engagieren sich rund 520.000 Freiwillige und 

Ehrenamtliche. Die beiden Wohlfahrtsverbände haben mit „Misereor“ (Caritas) und „Brot 

für die Welt“ auch die größten humanitären Hilfswerke mit einem sehr großen Spenden-

aufkommen und vielfältiger entwicklungspolitischer Zusammenarbeit. Entsprechend 

der gut mit Hauptamtlichen ausgestatteten Organisation haben Ehrenamtliche in diesen 

Organisationen zahlreiche Ansprechpartner.

Engagement ist keineswegs nur im Bereich des Sozialstaates sowie in den Ortsgemeinden 

und Pfarreien anzutreffen, sondern auch im kulturellen Bereich vorhanden (vgl. Enquete-

Kommission „Kultur in Deutschland“ 2007). In diesen Bereich fallen beispielsweise die 

rund 3.600 öffentlichen Büchereien, die fast ausschließlich ehrenamtlich betrieben wer-

den, und die mehr als 52.000 kirchenmusikalischen Gruppen (ebd.: 146). Zahlreiche 

Museen und Archive werden zum Teil ehrenamtlich betrieben bzw. bieten Engagement-

gelegenheiten für Ehrenamtliche.

Ein weiteres wichtiges Feld ist die kirchliche Verbandsarbeit. In zahlreichen Verbänden 

(BDKJ, KAB, BKU, Kolping, CVJM)41, in den Einrichtungen der Jugendbildung und in den 

Laienorganisationen (Zentralkomitee deutscher Katholiken, Kirche von unten) entfaltet 

sich Engagement als wesentliche Stütze der Kirchen.

2.3.8  Engagement und Internet

Das Internet gewinnt für das bürgerschaftliche Engagement immer größere Bedeutung. 

Es wird zum einen als Instrument genutzt, zum anderen entwickelt es sich selbst zum Ort 

für Engagement. Im Folgenden werden diese beiden Dimensionen genauer in den Blick 

genommen sowie Defizite und neue Nutzungsmöglichkeiten aufgezeigt.

Eines der prägenden Kennzeichen von bürgerschaftlichem Engagement ist sein öffent

licher Charakter, denn es findet im öffentlichen Raum statt. Wesentlich ist daher der 

Aspekt der Kommunikation, die in modernen Gesellschaften hauptsächlich über Medien 

organisiert wird. Obwohl beim bürgerschaftlichen Engagement Menschen von Angesicht 

41  �BDKJ: Bund der katholischen Jugend; KAB: Katholische-Arbeitnehmer-Bewegung; BKU: Bund katholischer 
Unternehmer; Kolping: Kolpingwerk Deutschland; CVJM: Christlicher Verein junger Menschen.
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zu Angesicht („face to face“) in Kontakt kommen und zusammen handeln, haben in einer 

Mediengesellschaft die Medien – vor allem moderne Massenmedien – eine kommunika

tionsprägende Funktion. Darüber hinaus ist das für die Zivilgesellschaft konstitutive 

Element der Öffentlichkeit unter diesen Bedingungen nicht mehr eine Versammlungs-, 

sondern eine Medienöffentlichkeit. Dies gilt neben den Printmedien, Hörfunk und Fern-

sehen besonders für das noch junge Medium Internet.

Das Internet bietet mit seinen neuartigen Kommunikationsmöglichkeiten gemeinnützi-

gen Organisationen, Initiativen und den einzelnen Engagierten vielfältige Nutzungs-

möglichkeiten. Es kann zum einen den Zugang zum Engagement erleichtern. Dies ist für 

die Organisationen insofern bedeutsam, als sie so mehr Engagierte gewinnen können. 

Die Engagierten können sich wiederum ausführlich über Engagementmöglichkeiten 

informieren. Zum anderen ist das Internet heute unerlässlich für die interne und externe 

Kommunikation. Drittens eröffnet es virtuelle Engagementformen, die von einfacher 

Unterstützung bei Mentoring bis hin zu Online-Campaigning reichen. Internet wird hier 

zu einem sozialen Handlungsort.

Die Bedeutung, die das Internet in diesen drei Dimensionen für das bürgerschaftliche 

Engagement hat und weiter gewinnen kann, hängt auch von der Entwicklung seines 

generellen Nutzungsverhaltens in der Bevölkerung ab. Neuere Untersuchungen zeigen, 

dass sich die „digitale Spaltung“ verringert hat. Inzwischen nutzen 63 % der Bevölkerung 

in Deutschland das Internet regelmäßig (vgl. Schenk et al. 2008).

Allerdings gibt es nach wie vor Barrieren, die auch für die Nutzung des Internets mit Blick 

auf bürgerschaftliches Engagement von Relevanz sind. Während bei den Jüngeren (bis  

29 Jahre) der Nutzungsgrad 89 % beträgt, liegt er bei den über 50-Jährigen bei gerade 35 %. 

Unterschiede bestehen auch hinsichtlich der Nutzung durch die Geschlechter (Frauen 

54 %, Männer 70 %). Deutlich unterdurchschnittlich nutzen Menschen mit Haupt- und 

Volksschulabschluss das Internet (43 %). Das heißt im Umkehrschluss, dass das Internet 

immer noch das Medium der höher Gebildeten darstellt. Dieses Bild ist auch, mit leichten 

Abweichungen, bei Befragungen zum bürgerschaftlichen Engagement festzustellen (vgl. 

Freiwilligensurvey 2004: 133).

Bedeutsam für die Engagementpolitik ist des Weiteren das inhaltliche Nutzungsprofil. Die 

meisten gehen ins Internet, um zielgerichtet nach Informationen zu suchen, sich zu unter-

halten sowie E-Mails zu empfangen und zu versenden. Die wenigsten nutzen das Internet 

aktiv im Sinne des Mitmachnetzes Web 2.0. Hier sind Videoportale die hauptsächlichen 

Nutzungsarten dieser Form des Internets. Allerdings liegen die aktiven Nutzungsraten 

dieser Web-2.0-Formen lediglich bei 3 %. Nur bei den privaten Netzwerken und Communi-

tys werden 21 % erreicht (vgl. ARD/ZDF-Onlinestudie 2008: 361).

Viele Organisationen und politische Institutionen sind bestrebt, den Zugang zum bürger-

schaftlichen Engagement zu erleichtern und Noch-nicht-Engagierte zu gewinnen. Die 

Befürworter einer solchen Internetstrategie hoffen, Engagementbereite über das Inter-

net zu erreichen und sie an die passende Organisation bzw. Engagementgelegenheit zu 

vermitteln.
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Bislang gibt es kaum Daten zur Frage des Zugangs zum Engagement über das Internet. 

Die wenigen vorliegenden Daten bestätigen die schon länger bestehende allgemeine 

Einschätzung: Bürgerschaftliches Engagement kommt in vier von fünf Fällen über das 

persönliche Umfeld zustande. Man wird gezielt von Kollegen, Freunden, Nachbarn oder 

auch von Vereinen und Organisationen gefragt, ob man mitmachen und eine Aufgabe 

übernehmen möchte. Das Internet spielt keine Rolle (die Werte liegen bei 1 %); auch die 

anderen Medien sind von geringer Bedeutung. Dennoch wird das Internet für die Ver-

mittlung von Engagementmöglichkeiten immer bedeutsamer. Vorbild sind hier die USA, 

wo Online-Dienste wie www.networkforgood.com und www.volunteermatch.org jedes 

Jahr Hunderttausende von Freiwilligen und Spendern mit zivilgesellschaftlichen Organi-

sationen zusammenbringen. Wenn sich die dort gemachten Erfahrungen auf Deutsch-

land übertragen lassen, dann können Online-Börsen für bürgerschaftliches Engagement 

in den nächsten Jahren eine größere Rolle spielen.

Große Bedeutung hat das Internet inzwischen für die Kommunikation und die Informa

tion im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements gewonnen. Bei 43 % der freiwilligen 

Tätigkeiten wird das Internet genutzt, hauptsächlich um Informationen zu beschaffen, 

Meinungen und Informationen zu verbreiten und um die eigene Tätigkeit besser zu 

organisieren sowie die Kommunikation zu intensivieren. Dies ist in erster Linie noch eine 

„traditionelle“, d. h. passive Nutzung des Internets.

Bedeutsam ist außerdem, dass das Internet in den verschiedenen Bereichen des Engage-

ments unterschiedlich stark eingesetzt wird. Hohe Nutzungsraten sind in den Bereichen 

Jugend und Bildungsarbeit, berufliche Interessenvermittlung, Politik und Interessenver-

tretung festzustellen, geringe Nutzungsraten kennzeichnen die Bereiche Soziales, Kirche 

und Religion. Gerade in diesen Bereichen messen die Befragten jedoch dem Internet 

hohe Bedeutung bei. Dies erklärt sich aus der bislang geringen Nutzung (vgl. BMFSFJ 

2005a).

Geringe aktive Nutzung des Internet: Web 2.0
Eine aktive Nutzung von Web-2.0-Möglichkeiten ist beim bürgerschaftlichen Engage-

ment nur in geringem Maße festzustellen (vgl. Sippel 2009). Die Generierung und Ver-

breitung von Nachrichten sowie die Bildung von Communitys mit den Web-2.0-Techni-

ken, mit Blogs, Podcasting, RSS-Feeds, Social-Networks (StudiVZ, Xing, MySpace), Chats, 

Foren, Wikis, Newsgroups, virtuellen Welten und Social Bookmarking hat für das Enga-

gement noch einen geringen Stellenwert. Für die Gesamtheit der Internet-User wurde 

ermittelt, dass zwei Drittel der Onliner an User-generierten Inhalten nicht interessiert 

sind; lediglich 13 % zeigen Interesse am aktiven Mitwirken (ARD/ZDF-Onlinestudie 2008: 

356). Web-2.0-Anwendungen sind vor allem für jüngere Internetnutzer von Bedeutung 

und für Bereiche wie Umweltschutz und Jugendbildung, in denen sich überproportional 

viele junge Engagierte finden.

Zunehmend wichtiger wird das Internet als Ort des Engagements – und nicht mehr nur 

als Instrument. Online-Volunteering (Menschen können im Netz anderen Menschen 

helfen und sie bei bestimmten Aufgaben unterstützen) und Online-Campaining sind die 

Begriffe, um diese neuen Aktivitäten zu kennzeichnen, die sich überwiegend oder aus-
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schließlich im Netz ereignen. Für politische Partizipation und Interessenvertretung wer-

den Online-Kampagnen immer bedeutender. Ausgehend von MoveOn in den USA haben 

sich weltweit Online-Netzwerke gegründet. In Deutschland erreicht Campact mit seinem 

Newsletter rund 50.000 Abonnenten, und wiederum andere internationale Online-Netz-

werke können mehrere Millionen Menschen mobilisieren. Online-Bürgernetze gründen 

sich zu ganz unterschiedlichen Themen: globale Themen, gegen Konzerne gerichtete 

Netzwerke, lokale Themen und Protestereignisse zu unterschiedlichsten Themen.

Daneben gibt es den sich rasant entwickelnden Bereich von eSport und der Computer-

spiele. Entgegen der landläufigen Meinung sitzen hier Jugendliche nicht nur alleine vor 

dem Computer zu Hause, sondern es bilden sich Communitys heraus. eSport verbindet 

die Qualität von gemeinschaftlichen Aktivitäten mit der Möglichkeit, soziale Erfahrun-

gen zu machen. Netzwerkpartys der LAN-Gaming-Szene können bundesweit mehr als 

100.000 Jugendliche mobilisieren. Zudem sind diese Partys in der Regel selbst organisiert, 

und die Spiele erfolgen in festen Teams (Clans). Quantitativ noch bedeutsamer sind ver-

schiedene eSport-Ligen wie die Electronic Sport League (ESL) mit 2 Mio. registrierten 

Nutzern.42

Das Internet gewinnt zunehmend Relevanz für gemeinnützige Organisationen, auch 

wenn es bislang hauptsächlich zur Profilschärfung und weniger mit seinen interaktiven 

Funktionen genutzt wird. Seine Bedeutung für Fundraising wächst, wie Bettina Hohn 

gezeigt hat. Ihre Untersuchung des Webauftritts der 20 größten Spendenorganisationen 

belegt, dass diese das Internet immer besser für das professionelle Online-Marketing 

einsetzen. Die Benutzerfreundlichkeit steigt, Zielgruppen werden spezifisch angespro-

chen und den Nutzern werden Inhalte multimedial vermittelt (vgl. Hohn 2009).

Das Internet wird auch im kommunalen Bereich als Instrument der Partizipation genutzt. 

Virtuelle Rathäuser und virtuelle Ehrenamtsbörsen sind erste Schritte in diese Richtung. 

Mit dem Modellprojekt „Engagierte Kommunen“ des BMFSFJ als ein Baustein des Modell-

programms „Freiwilligendienste aller Generationen“ werden 2.000 Kommunen beim 

Aufbau kommunaler Online-Marktplätze unterstützt. Diese ermöglichen es Kommunen, 

ihre Engagementangebote in ihr E-Government-Angebot zu integrieren (vgl. Vortkamp/

Deppe 2009).

Allerdings besteht nach wie vor das Problem, dass es im gemeinnützigen Bereich eine 

inselhafte Präsenz im Web gibt. Nahezu alle zivilgesellschaftlichen Organisationen 

haben ihre eigene Website, doch es fehlen gemeinsame Auftritte und Plattformen. Mit 

www.engagiert-in-deutschland.de soll ein „Web-Markt“ und eine zentrale Adresse im 

Netz für Engagementförderung aufgebaut werden. Viele Organisationen wollen über das 

Web lediglich informieren, haben dagegen vor seinen interaktiven Elementen noch eine 

Scheu. Der Dialog mit den Stakeholdern über das Internet wird noch nicht gesucht.

Zu wenig genutzt werden die Möglichkeiten des Netzes auch, um Transparenz und 

Rechenschaftslegung (Accountability) im Dritten Sektor zu verbessern. Transparenz und 

42  �Vgl. dazu: www.bpb.de/themen/HL4H0N,0,0,Politik%3A_F%FCnf_Fragen_an__.html; zu ESL:  
www.turtle-entertainment.de/?home&company_profile
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Zugänglichkeit zu Organisationen des Dritten Sektors gehören zusammen. Ebenfalls 

bislang noch wenig genutzt wird der Zugang zum bürgerschaftlichen Engagement über 

das Medium Internet. Gerade hier gibt es Defizite bei den Älteren und den traditionellen 

zivilgesellschaftlichen Organisationen.

2.3.9  Zusammenfassung

Ergebnis dieses Kapitels ist ein vielschichtiges Bild des bürgerschaftlichen Engagements 

und der Zivilgesellschaft. Es kann eine durchaus positive Bilanz zur Entwicklung gezogen 

werden. Zugleich sind beachtliche Veränderungen und Tendenzen zu erkennen, die das 

Verständnis bürgerschaftlichen Engagements erweitern. Die Ergebnisse lassen sich mit 

folgenden Punkten zusammenfassen:

I  �Das bürgerschaftliche Engagement weist in Deutschland ein hohes und langfristig 

steigendes Niveau auf. Im europäischen Vergleich belegt es einen Mittelplatz. Ein 

bedeutender Teil der Bürgerinnen und Bürger engagiert sich in der Bundesrepublik 

Deutschland in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Wir finden das Engage-

ment in der politischen Interessenvertretung, aber auch in der Freizeit und in der Pfle-

ge. In den letzten Jahren hat das Engagement im sozialen Bereich sowie im Bereich 

Kindergarten und Schule an Bedeutung gewonnen. In anderen Bereichen wie Sport und 

Bewegung sowie Freizeit und Geselligkeit ist das Engagement gesunken.

I  �Der Anteil derjenigen nimmt zu, die sich nur kurzfristig oder unregelmäßig engagieren. 

Oft wird das Engagement beendet und zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufgenom-

men. Diese Ein- und Austritte sind nichts Außergewöhnliches. Für bestimmte Engage-

mentbereiche (z. B. Pflege und Betreuung), die Kontinuität, Verlässlichkeit und Qualifi-

kation erfordern, können sich aus dem häufigen Wechsel der Engagierten durchaus 

Probleme ergeben.

I  �Das bürgerschaftliche Engagement findet zu einem überwiegenden Teil im Rahmen 

von zivilgesellschaftlichen Organisationen statt. Die rund 600.000 eingetragenen 

Vereine sind die am häufigsten anzutreffende Organisationsform. Die Zahl der einge-

tragenen Vereine ist in den letzten Jahrzehnten beeindruckend gewachsen, auch wenn 

sie aktuell leicht zurückgeht. Neben den Vereinen sind es vor allem kirchliche und 

religiöse Organisationsformen, Verbände und sonstige Vereinigungen, in denen Enga-

gement stattfindet. Bei den Stiftungen ist ein Boom von Stiftungsgründungen zu ver-

zeichnen. Die Hälfte der mehr als 16.000 Stiftungen wurde in den letzten zehn Jahren 

gegründet. Die Wohlfahrtsverbände bieten mit ihren zahlreichen Einrichtungen und 

Diensten vielfältige organisatorische Gelegenheiten für das Engagement. Die zivilge-

sellschaftlichen Organisationen haben sich in den letzten Jahren durch Organisations-

entwicklungsprozesse verändert. Sie haben sich teilweise professionalisiert und ihre 

Strukturen an ökonomischen Notwendigkeiten ausgerichtet.

I  �Ein wichtiger Teil des Engagements findet außerhalb von Organisationen statt. Das 

organisationsgebundene Engagement wird hierdurch erweitert und ergänzt. In 

Abgrenzung zum formalen Engagement sind informelle Tätigkeiten im Rahmen von 

sozialen Netzwerken zwischen Nachbarn, Freunden und Bekannten, in selbst

organisierten Gruppen und im Internet zu finden. Im Vergleich verschiedener Organi-

sationsformen sind selbstorganisierte Gruppen vor allem im Bereich Gesundheit (33 % 

aller Engagierten) und Schule (31 %) stark vertreten. Das Engagement in sozialen Netzen 
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aus Freunden, Nachbarn und Bekannten ist bisher wenig erfasst. Erste Untersuchungen 

zeigen, dass 41 % Hilfe bei Freunden und 30 % Hilfe bei Nachbarn leisten. Das Internet 

bietet auf virtueller Ebene vielfältige Nutzungsmöglichkeiten für Engagierte und zivil-

gesellschaftliche Organisationen. Bis jetzt nutzen durchschnittlich 43 % der Engagierten 

das Internet hauptsächlich, um Informationen zu beschaffen. Die aktive Nutzung durch 

Web-2.0-Formen (z. B. Mentoring und Online-Campaigning) ist hingegen noch wenig 

entwickelt.

I  �Die Mitgliedschaft in Organisationen und das Spenden für gemeinnützige Zwecke sind 

weitere Formen des Engagements. Nach Umfragen ist die Mitgliederentwicklung zwar 

uneinheitlich, es ist dennoch davon auszugehen, dass rund jeder Zweite in Deutschland 

Mitglied in einem Verein oder einer anderen Organisation ist. Auf der Ebene der Orga-

nisationen sind deutliche Gewinner und Verlierer auszumachen. Während Parteien, 

Gewerkschaften und weitere Interessenvertretungsorganisationen Verluste beklagen, 

verzeichnen Vereine im Sport- und Freizeitbereich weiterhin eine hohe und zum Teil 

steigende Mitgliedschaft. Auch die Spendenbereitschaft ist stabil. Innerhalb eines Jah-

res spendet rund jeder Zweite. Neben der individuellen wirtschaftlichen Lage haben 

Werte, wie sie sich in der Konfessionszugehörigkeit und der Stärke kirchlicher Bindung 

äußern, Einfluss auf die Spendenbereitschaft.

I  �Das Engagement unterscheidet sich nach sozialen Gruppen und Regionen. In den neu-

en Bundesländern engagieren sich weniger Menschen als in den alten. In den länd

lichen Räumen ist die Engagementkultur stärker verankert als in den Städten. Frauen 

engagieren sich weniger und in anderen Bereichen als Männer. Gruppen, denen eine 

soziale Einbindung fehlt, sind in geringerem Maße engagiert. 

Das Engagement der Jugendlichen bietet ein vielschichtiges Bild. Die Befunde von einer 

Abkehr der Jugendlichen von gesellschaftlichen Themen bestätigten sich nicht. Ihr 

Engagement hat aber einen starken Freizeit- und Geselligkeitsbezug. 

Das Engagement älterer Menschen hat zugenommen. Zu den größeren Engagementbe-

reichen im Alter zählen Sport und Bewegung, Freizeit und Geselligkeit sowie Kultur und 

Musik. Wenn sich ältere Menschen um eine bestimmte Zielgruppe kümmern, dann 

bevorzugt um die eigene Altersgruppe.

I  �Die Diskussion über die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist um das Konzept der 

Work-Life-Balance erweitert worden. Andere Lebensbereiche wie sinnstiftende Tätig-

keiten in Form eines Engagements finden hier noch nicht die notwendige Aufmerksam-

keit. Die Bewältigung des Dreiklangs von Beruf-Familie-Engagement stellt vor allem für 

Frauen eine Herausforderung dar. Ihr Engagement sinkt bei steigender Arbeitszeit. 

Gleichzeitig sind Frauen mit Kindern in einem geringeren Maße engagiert als Männer 

mit Kindern. Zeitmangel gilt insbesondere für Frauen als Hemmnis, in gleicher Weise 

wie Männer engagiert, erwerbstätig und Eltern zu sein. Es fehlt an Rahmenbedingun-

gen, die es erleichtern, die zeitlichen und inhaltlichen Anforderungen der einzelnen 

Bereiche besser in Einklang zu bringen.

I  �Die Potenziale des bürgerschaftlichen Engagements werden durch die demografische 

und wirtschaftliche Entwicklung sowie durch den Wertewandel beeinflusst. Die demo-

grafische Entwicklung hat unterschiedliche Auswirkungen: Der geringere Anteil von 

Kindern und Jugendlichen kann zu einem Rückgang des Engagements im Bereich 

Kindergarten und Schule führen. Des Weiteren wird die demografische Entwicklung 

ein steigendes Engagement von Älteren erbringen und eine stärkere Nachfrage nach 
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Engagement für Ältere, z. B. in der Pflege und Sicherung von Mobilität, bedeuten. Die 

Konsequenzen der gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise sind nicht vollkommen 

absehbar. Eine erste Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise aber ist bereits erkennbar: 

Das Vermögen der Stiftungen und damit ihr Budget wird kleiner. Von einer höheren 

Arbeitslosigkeit wird befürchtet, dass sie das Engagement negativ beeinflusst.
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III.
Engagement im Kontext von  
Familie und familiennahen  
Unterstützungsformen

3.1  Einleitung

Familien haben verschiedene Funktionen, die im Laufe der Zeit zwar einen Bedeutungs-

wandel, aber keine Entwertung erfahren haben (vgl. Textor 1990). Neben der Reproduk-

tions-, Sozialisations- und Haushaltsfunktion gehört beispielsweise die familiale Solidari-

tät dazu. Zur Befriedigung der mit diesen Funktionen verbundenen Bedürfnisse sind 

Familien auf bestimmte Ressourcen angewiesen.

Im Siebten Familienbericht wird im Kontext von Familienentwicklung von familialen 

Ressourcen gesprochen, die sowohl psychischer und sozialer als auch materieller Natur 

sind (vgl. BMFSFJ 2006b: 162f.). Hierzu gehören u. a. die wechselseitige Unterstützung, zu 

der das Element der Fürsorge43 und Pflege zählt, die Ressourcen Zeit und Gesundheit 

sowie die Einbindung in soziale Beziehungen, z. B. die Nachbarschaft. Diese Ressourcen 

sind nicht nur an monetäre Voraussetzungen und den jeweiligen Bildungsstand gebun-

den, sondern auch stark von der familialen Lebensform abhängig (vgl. ebd.; Bien et al. 

2006).

Familien verändern sich im Zuge von gesellschaftlichen Wandlungsprozessen. Dies sind 

im Einzelnen:

I  der ökonomische W andel (veränderte Arbeitsstrukturen und -beziehungen; gestiegene 

Anforderungen an die Flexibilität Berufstätiger),

I  der demografische W andel (Zunahme der Anzahl zu versorgender älterer Menschen; 

Geburtenrückgang),

I  der W andel der Lebensverläufe aufgrund längerer Ausbildungszeiten und höherer 

Bildungsabschlüsse, längere aktive Lebensphasen,

I  der W andel der Geschlechterverhältnisse (z. B. steigende Frauenerwerbstätigkeit),

I  der W ertewandel (z. B. Rückgang der Pflicht- und Akzeptanzwerte),

I  der W andel von Familienstrukturen (von der Mehrgenerationenfamilie zum Single-

haushalt),

I  der W andel von Staatlichkeit (Funktionswandel hin zum Gewährleistungsstaat und zur 

Koproduktion von Staatlichkeit).

43    Der Begriff der Fürsorge ist mit einer eher paternalistischen und latent bevormundenden Tradition einer 
erzieherisch geprägten staatlichen Hilfe belastet. Er charakterisierte das Sozialstaatsverständnis der Weima-
rer Republik und beeinflusste bis in die Frühzeit der Bundesrepublik hinein das Verständnis von sozialer 
Arbeit. Er wird im Folgenden in erster Linie aufgrund seiner ehemals altruistischen Konnotation verwandt. 
Fürsorge schloss in seiner ursprünglichen Form die persönliche Hilfsbereitschaft bzw. den persönlichen 
Hilfswillen mit ein, das heißt, sie erfolgte spontan und freiwillig, z. B. aus nachbarschaftlicher Verbundenheit 
(vgl. Scherpner 1974: 164ff.). Anstelle von Fürsorge werden von anderen Autoren die Begriffe „Care“ (vgl. 
Expertise zze/Klie; Possinger 2008) oder „Sorgearbeit“ (vgl. BMFSFJ 2006b) verwendet.
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Familien sind also sozial eingebunden und haben unterschiedliche Voraussetzungen, um 

ihre Funktionen zu erfüllen. Hierdurch können verschiedene Spannungslinien und Prob-

lemlagen entstehen. So führt die Erwerbstätigkeit von Frauen in der Regel zu Veränderun-

gen in der Aufgabenverteilung im Haushalt – oder sie macht externe Hilfe und Unterstüt-

zung erforderlich. Zwar erfüllen die meisten Familien ihre Funktionen, dennoch werfen 

einzelne in jüngster Zeit bekannt gewordene Fälle von Verwahrlosung von Kindern in 

Deutschland auch die Frage auf, inwiefern Familien ihrer Sozialisations- und Haushaltsfunk-

tion noch ausreichend nachkommen können. Allgemein liegen in Familien dann Problem-

lagen vor, wenn sie nicht mehr allein in der Lage sind, ihren Verantwortlichkeiten gerecht zu 

werden. Um ihre Funktionen dennoch erfüllen zu können, sind sie häufig auf Unterstützung 

durch Dritte angewiesen. Passende Angebote werden sowohl durch öffentliche Institutio-

nen als auch privatwirtschaftliche Organisationen angeboten. Parallel dazu wird eine 

Debatte in Politik und Wissenschaft um familienunterstützende Dienstleistungen geführt.

In der Familienpolitik haben familienunterstützende Dienstleistungen in den letzten 

Jahren eine erhöhte Aufmerksamkeit erfahren und dementsprechend in der Praxis einen 

Aufschwung erlebt; sie werden hier unter makropolitischer Zielsetzung zusammen mit 

arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Schwerpunkten diskutiert. Kennzeichnend für fami-

lienunterstützende Dienstleistungen sind ihr Familienbezug und die Erbringung der Leis-

tungen durch Externe, die nicht in der Familie leben (vgl. Kaltenborn et al. 2005: 12ff.). 

Familienunterstützende Dienstleistungen werden als haushalts- und betreuungsbezoge-

ne Leistungen gefasst. Im Einzelnen eröffnet sich ein breites Spektrum an Handlungsfel-

dern, die von Einkaufshilfen über Kultur- und Freizeitangebote bis hin zur Unterstützung 

bei der Hausaufgabenbetreuung reichen (vgl. Tab. 3.1-1).

Tabelle 3.1-1: Übersicht familienunterstützender Dienstleistungen

Haushaltsbezogene Leistungen Betreuungsbezogene Leistungen

Einkäufe Betreuung in den Ferien/an den Wochenenden

Haushalt: Putzen, Bügeln, Kochen etc. Fahrdienste von der und zur Schule, Sport etc.

Hilfe im und am Haus Kinderbetreuung

Leistungen für besondere Anlässe  
(z. B. Kindergeburtstag) Nachhilfe, Hausaufgabenbetreuung

Spielen, Sport, Ausflüge, Kreativität

Unterstützung älterer Familienmitglieder

Quelle: eigene Zusammenstellung nach FamilienForschung Baden-Württemberg (2008a).

Die Angebote unterscheiden sich in Bezug auf ihre Ausrichtung: Zum einen sind dies 

lebensphasenbezogene und lebenslagenspezifische Angebote, zum anderen solche, die 

sich auf alltägliche Aufgaben beziehen (vgl. Schreier/Stallmann 2007).

Familienunterstützende Dienstleistungen werden zwar schon länger aus den insgesamt 

fünf Bereichen familiärer Fürsorge, d. h. in Form von familialer, informeller, bürgerschaft-

licher, privatwirtschaftlicher und öffentlicher Unterstützung, erbracht. Durch Gewich-

tungsverschiebungen erhalten einzelne Bereiche aber einen neuen Stellenwert, und es 

machen sich zunehmend Entgrenzungstendenzen zwischen ihnen bemerkbar. Aller-

dings ist dabei das bürgerschaftliche Engagement als familienunterstützende Ressource, 
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das mittlerweile in unterschiedlichen Bereichen zu finden ist, noch nicht eingehender 

abgebildet und untersucht worden (vgl. Abb. 3.1-1).

Abbildung 3.1-1: Bereiche familiärer Fürsorge

Quelle: eigene Darstellung.

Familien gehören einerseits zu den Hauptakteuren des bürgerschaftlichen Engagements 

und profitieren andererseits in einem hohen Maße von bürgerschaftlichen Aktivitäten. 

Hinzu kommen informelle Leistungen von Nachbarn, Freunden und Bekannten, die bis 

heute nicht umfassend quantifiziert wurden.

Für ein Engagement, das Familien zugutekommt, werden im Folgenden auch die Begriffe 

familienunterstützendes und familienbezogenes Engagement verwendet. Das Engage-

ment für Familien umfasst im vorliegenden Bericht freiwillige Aktivitäten in Organisatio-

nen und in informellen sozialen Netzwerken (Nachbarn, Freunde, Bekannte), die Famili-

en unterstützen.

Um das Verständnis für die Veränderung der Bedarfslage von Familien zu schärfen, wird 

in einem ersten Schritt der Wandel von Familienformen aufgezeigt. Im Anschluss wird 

das Engagement von und für Familien allgemein beschrieben, um dann auf die konkre-

ten Problemlagen von Familien sowie älteren Menschen (z. B. Armut von Familien, 

Betreuungsdefizite, demografischer Wandel) einzugehen. Dabei wird davon ausgegan-

gen, dass die Bedarfe nicht nur bei Eltern-Kind-Konstellationen vorliegen, sondern bei-

spielsweise auch junge Paare betreffen, die in Zukunft eine Familie gründen wollen, oder 

ältere Menschen, die kinderlos sind. Abschließend werden Formen des Engagements 

aufgezeigt, die die Bedarfe in den Feldern Fürsorge und Pflege befriedigen helfen und die 

sich in den jeweiligen Organisationsformen stark voneinander unterscheiden.

Im Rahmen des vorliegenden Kapitels soll die Beschreibung verwandtschaftlicher Unter-

stützungsleistungen zum einen deutlich machen, dass Familien nicht allein als Empfän-

ger von und als Einsatzfeld für Engagement zu betrachten sind. Denn Familien stellen ein 

hohes Potenzial dar, wenn es darum geht, sich gegenseitig zu helfen. In Form verwandt-

schaftlicher Unterstützungsleistungen erfüllen sie über ihre Erziehungsarbeit hinaus 
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einen großen Teil der unbezahlten, gesellschaftlich relevanten Arbeit. Zum anderen zielt 

die Darstellung familialer Hilfeleistungen darauf ab aufzuzeigen, dass diese, trotz ihres 

hohen Stellenwertes, im Wandel begriffen und teilweise auch rückläufig sind. Diese 

Veränderungen machen eine Unterstützung durch Dritte erforderlich.

Im Anschluss an die verwandtschaftlichen Unterstützungsleistungen wird einerseits das 

informelle Engagement für Familien und andererseits jenes im Kontext zivilgesellschaft-

licher Organisationen abgebildet.

Die informellen Unterstützungsleistungen, die durch Nachbarn, Freunde und Bekannte 

erbracht werden, stehen in keinem organisatorischen Zusammenhang. Sie sind eine aus 

wissenschaftlicher Perspektive bislang vernachlässigte, allerdings gerade für Familien 

besondere und unterstützende Ressource.

Empirische Arbeiten zur Erfassung informeller Tätigkeiten unterscheiden häufig unzu-

reichend zwischen einer Unterstützung von Familienmitgliedern, Nachbarn und Freun-

den und Bekannten und/oder weisen derartige Tätigkeiten nicht differenziert aus.44 Eine 

solche Trennung wäre jedoch zur Schärfung der Begrifflichkeit und des Verständnisses 

von informellem Engagement erforderlich.45

Da familienunterstützende Leistungen in einem hohen Maße auch im Rahmen von zivil-

gesellschaftlichen Organisationen erbracht werden, wird diesem nachstehend entspre-

chend Aufmerksamkeit geschenkt.

Am Ende des Kapitels wird der Frage nachgegangen, inwiefern die Förderung eines 

Engagements für Familien die Geschlechterdimension stärker berücksichtigen muss, 

weil sowohl verwandtschaftliche als auch engagementbasierte Aufgaben für Familien zu 

einem überwiegenden Anteil von Frauen übernommen werden.

Neben den behandelten Fragestellungen konnte auf eine Reihe von Aspekten in Bezug 

auf das Engagement von und für Familien nicht näher eingegangen werden. So fehlen 

gesicherte Erkenntnisse darüber, welcher Bedarf an Engagement bei Familien vorhanden 

ist. Offen bleibt auch, wie das für sie geleistete Engagement hinsichtlich Umfang und 

Qualität bewertet wird. Längerfristig ist die Frage zu beantworten, welche Wirkungen 

ein familienbezogenes Engagement für Familien erzielt und wie familiale Eigenkräfte 

unter diesem Blickwinkel gestärkt werden können.

Auch hat die in dem vorliegenden Kapitel getroffene Zuordnung von Tätigkeiten, die als 

Engagement gelten (informell, bürgerschaftlich-organisationsbezogen), vorläufigen 

Charakter. Um genauer zu bestimmen, inwiefern informelle Leistungen für Familien in 

44  � Im Freiwilligensurvey werden informelle Hilfen pauschal und nicht nach der Art der Leistung abgefragt.
45  �Aktuelle Ergebnisse des ALLBUS 2008 geben beispielsweise Auskunft über den Umfang informell geleisteter 

sozialer Hilfe (vgl. GESIS 2008: 327). So unterstützt ein Drittel (33,9 %) der deutschen Bevölkerung Personen 
außerhalb des Haushaltes, z. B. bei Besorgungen, kleineren Arbeiten oder bei der Betreuung von Kindern 
und Kranken, ohne dass dies von einer Institution organisiert wird. Obwohl der Anteil bedeutend ist, wird im 
Einzelnen nicht ausgewiesen, wer die Personen außerhalb des Haushaltes sind. Zudem werden die jeweili-
gen Tätigkeiten nicht differenziert. Es ist folglich unklar, ob es sich um ein familiales Engagement oder ein 
informelles Engagement durch Freunde, Bekannte und Nachbarn handelt.
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den Engagementkontext aufgenommen werden können, sind weitergehende Untersu-

chungen erforderlich.

Da die Bedeutung des Engagements von Familien bisher nicht ausreichend untersucht 

wurde und keine entsprechenden Daten vorliegen, können damit verbundene Fragestel-

lungen (z. B. Familie als Lernort für Engagement) im vorliegenden Bericht nicht umfas-

send geklärt werden.

Insgesamt ist davon auszugehen, dass nur eine vernetzte und sozialpolitisch verankerte 

Hilfsstruktur mit den Elementen professionelle Dienste, familiale Leistungen, Förderung 

von Selbsthilfe und bürgerschaftliches Engagement Familien und ältere Menschen 

umfassend unterstützen kann. Umrisse einer dahingehenden Familienpolitik, die auf 

einen Wohlfahrtsmix abzielt, wurden u. a. im Siebten Familienbericht vorgestellt.

3.2  Wandel von Familienformen und -typen

Traditionell umfasst Familie ein Ehepaar mit leiblichen Kindern, die gemeinsam in einem 

Haushalt wohnen. Dieses eingeschränkte Verständnis von Familie ist heute nicht mehr 

aufrechtzuerhalten (vgl. Expertise Klocke).46

Ein moderner Familienbegriff formuliert demgegenüber ganz allgemein: „Familie ist 

eine exklusive Solidargemeinschaft, die auf relative Dauer angelegt ist“ (Schneider et al. 

1998: 13). Bei diesem Familienverständnis wird das Hauptaugenmerk auf die Solidarbezie-

hung im Familienverband gelegt. Danach gilt als Familie, was von den befragten Men-

schen selbst als solche (als Solidargemeinschaft) wahrgenommen und bezeichnet wird. 

Dies können letztlich auch „nichtfamiliale“ Solidargemeinschaften sein, z. B. langjährige 

Freundschaften, die im Alter eine tiefere Bedeutung erlangen, oder die Einbeziehung von 

Nichtfamilienmitgliedern (z. B. eine langjährige Haushaltshilfe). Etwas enger gefasst wird 

Familie im Siebten Familienbericht des BMFSFJ als eine Gemeinschaft mit starken Bindun-

gen definiert, in der mehrere Generationen füreinander sorgen.

Eine Erweiterung des Familienverständnisses, das über die „Kernfamilie“ (Eltern mit 

Kindern) hinausgeht, ist z. B. bei der Betrachtung von Pflegeleistungen wichtig, da ältere 

Menschen häufig alleinstehend sind. Sie spielt aber auch in Bezug auf die Betreuung von 

Kindern durch Großeltern eine Rolle. Die familienpolitische Betrachtungsweise wird 

hierbei um eine notwendige sozialpolitische Dimension erweitert.

Heute wird allgemein eine Pluralität der Lebens- und Familienformen konstatiert (vgl. 

Peuckert 2008). Diese Pluralisierung der Familienformen zeichnet sich durch instabilere 

Beziehungen, spätes Heiratsalter, niedrige Fertilität, einen wachsenden Anteil allein-

46  ��Historisch hat der Familienbegriff in den letzten Jahrzehnten drei Verständnisformen durchlaufen: (1) Bis in 
die 1980er-Jahre galt auch ein Ehepaar ohne Kinder, nicht aber ein nicht verheiratetes Paar mit einem Kind 
oder eine alleinerziehende Person mit Kind als Familie. (2) In den 1980/90er-Jahren setzte sich das Bild der 
kindzentrierten Familie durch: Familie ist dort, wo Kinder sind, lautete die Definition. (3) Aktuell wird der 
Begriff der Familie unter der Perspektive der Solidarbeziehung zwischen Menschen diskutiert. – Der Wandel 
der Familienbegrifflichkeit lässt sich auch in der amtlichen Statistik (Mikrozensus) ablesen, in der „traditio-
nelle“ und „alternative“ Familienformen betrachtet werden.
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lebender Personen sowie durch neue Formen des Zusammenlebens ohne Ehestatus aus.

Das Statistische Bundesamt (2008b: 33) zählt in Deutschland gegenwärtig (2006) rd. 9 Mio. 

Familien; hierunter werden ganz allgemein Mehrpersonenhaushalte mit minderjährigen 

Kindern verstanden. Werden zusätzlich erwachsene Kinder im Haushalt berücksichtigt, 

erhöht sich die Zahl der Familien auf etwa 12 Mio.47 Insgesamt ist die Zahl der Familien in 

Deutschland im letzten Jahrzehnt um knapp 1 Mio. zurückgegangen (vgl. Tab. 3.2-1).

Tabelle 3.2-1: Verteilung der Familienformen, 1996–2007, in Mio.

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Alle Familien 13,1 13,1 12,9 12,8 12,7 12,6 12,6 12,5 12,5 12,5 12,3 12,2

Ehepaare 10,4 10,2 10,1 9,9 9,8 9,6 9,5 9,3 9,2 9,2 8,9 8,8

Alleinerziehende 2,2 2,2 2,2 2,3 2,3 2,3 2,4 2,4 2,5 2,5 2,6 2,6

Lebensgemein
schaften 0,51 0,53 0,56 0,59 0,62 0,66 0,71 0,75 0,77 0,77 0,75 0,77

Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus. Haushalts- und Familienstatistik (www.gbe-bund.de, 4.12.2008).

Gleichzeitig erhöhten sich die Anteile alternativer Familienformen, beispielsweise von 

Alleinerziehenden (Ein-Eltern-Familie), Lebensgemeinschaften oder anderer Lebensfor-

men (z. B. Alleinstehende). Zudem wächst der Anteil älterer und hochaltriger Menschen 

(vgl. Adolph/Heinemann 2002).

Menschen wechseln im Laufe ihres Lebens die Lebensform zum Teil mehrmals. Dieser 

Befund wurde bisher durchaus unterschiedlich bewertet: Galt er einigen als Beleg für 

eine Erosion der klassischen Familie (z. B. Beck 1986), so betonten andere zwar einen 

Bedeutungsverlust der Institution Ehe, sprachen zugleich aber lediglich von einem For-

menwandel – und eben nicht von einem Bedeutungsverlust der Familie selbst (vgl. Nave-

Herz 2007).

Für die Diskussion über ein familienunterstützendes Engagement ergeben sich aus dem 

Wandel von Familienformen zunächst drei Schlussfolgerungen (vgl. Expertise Klocke):

1.	� Innerhalb der unterschiedlichen Lebens- und Familienkonstellationen liegen jeweils 

eigene und spezifische Unterstützungsbedarfe bzw. Potenziale bürgerschaftlichen 

Engagements vor.

2.	� Bei einer einseitigen Fokussierung auf Familienformen, die zumindest eine Eltern-

Kind-Konstellation (die „Zeugungsfamilie“) oder eine Erwachsenen-Eltern-Konstella

tion („Herkunftsfamilie“) umfassen, werden viele Menschen nicht berücksichtigt, 

obwohl sie einen gleichwertigen Unterstützungsbedarf wie Familienmitglieder haben 

können. Hierzu zählen beispielswseise junge Paare, die in Zukunft eine Familie grün-

den wollen, oder ältere Menschen, die kinderlos sind.

3.	� Neue Lebens- oder Familienformen haben häufig einen ungewollten Ursprung, wie 

dies z. B. bei Alleinerziehenden, Stieffamilien nach einer Trennung oder bei verwitwe-

ten Menschen nach dem Tod des Lebenspartners der Fall ist. Für Fragen des Unterstüt-

47  �Bezogen auf die Gesamtbevölkerung lebte im Jahre 2007 gut die Hälfte (51,5 %) der Menschen (Eltern und 
Kinder) in der Lebensform „Familie“ (vgl. Statistisches Bundesamt 2008, https://www. genesis.destatis.de/; 
Stand: 15.12.2008).
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zungsbedarfs ist die Unterscheidung von Lebens- und Familienformen zu berücksichti-

gen. Gerade für einen erzwungenen Wechsel der Lebens- oder Familienform kann ein 

Unterstützungsbedarf notwendig sein und damit auch Formen bürgerschaftlichen 

Engagements erfordern.

3.3  Engagement von und für Familien im Überblick

Engagement von und für Familien ist bisher nur selten Gegenstand der Engagementfor-

schung gewesen, obwohl Familien in erheblichem Umfang vom freiwilligen Engagement 

profitieren. Gleichzeitig sind sie aber auch selbst ein Hauptakteur bürgerschaftlichen 

Engagements (vgl. Expertise Klocke).

Mit Hilfe des Freiwilligensurveys lässt sich das Engagement für Familien über zwei Indika-

toren erfassen: zum einen durch die Auswahl des Tätigkeitsfeldes, das einen Familienbe-

zug impliziert, und zum anderen durch die angegebene Zielgruppe der Engagement-

tätigkeiten.

Etwa 49 % des gesamten freiwilligen Engagements kommen Familien und älteren Men-

schen zugute. Diesem Wert liegt ein umfassendes Verständnis über familienbezogenes 

Engagement zugrunde, da er sämtliche Tätigkeitsfelder und alle familiennahen Zielgrup-

pen des Engagements, d. h. Familien, Kinder/Jugendliche und Senioren, einbezieht.

Eine differenziertere Betrachtung nach Zielgruppen zeigt, dass sich rund 40 % des Engage-

ments ausschließlich an Familien und Kinder/Jugendliche richten.48 (vgl. Abbildung 3.3-1)

Die Engagementbereiche Schule/Kindergarten und Jugendarbeit/Erwachsenenbildung 

weisen einen sehr hohen Familienbezug auf. Bezogen auf die beiden Zielgruppen (Kin-

der/Jugendliche plus Familie) beträgt der Anteil bei Schule/Kindergarten 95,3 % und bei 

Jugendarbeit/Erwachsenenbildung 69,4 %.

Der quantitativ bedeutsamste Engagementbereich ist Sport und Bewegung, in dem 

knapp ein Fünftel der Engagierten tätig ist. Davon gab fast jede Zweite bzw. jeder Zweite 

an, dass ihr bzw. sein Engagement speziell Kindern/Jugendlichen und Familien dient.

Weitere Tätigkeitsfelder, in denen der Familienbezug als Engagementmotiv eine große 

Rolle spielt, sind Kirche/Religion mit 33,4 % (z. B. kirchliche Kinder- und Jugendarbeit), 

Freizeit/Geselligkeit mit 29,0 % (z. B. Betreuung von Jugendreisen), Kultur/Musik mit 20,8 % 

(z. B. Anleitung von Laienspielgruppen) oder auch Unfall-/Rettungsdienste und Freiwilli-

ge Feuerwehr mit 17,3 %.49

48  �Eine aktuelle Studie der Initiative „für mich, für uns, für alle“ des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes 
durch Forsa gibt an, dass jede bzw. jeder Dritte (bzw. 31 %) von 1.000 Befragten sich für Kinder und Jugendli-
che engagiert (vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen 2009: 67).

49  ��Tätigkeitsfelder, die weniger als 4 % aller freiwilligen Aktivitäten ausmachen, wurden nicht mehr in die 
Analyse aufgenommen.
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Abbildung 3.3-1: Freiwilliges Engagement für Familien in einzelnen Tätigkeitsfeldern, in %
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Quelle: Freiwilligensurvey 2004; Berechnungen: Expertise Klocke.

Im Freiwilligensurvey wird auch gesondert nach „Senioren“ als Zielgruppe gefragt. Nahe-

zu jede bzw. jeder zehnte (9,3 %) bürgerschaftlich Aktive benennt ältere Menschen als 

Zielgruppe ihres/seines Engagements. Doch längst nicht jede dieser Tätigkeiten besteht 

in der Pflege/Betreuung älterer Menschen: Diese lässt sich vor allem dann vermuten, 

wenn das Engagement im sozialen und im Gesundheitsbereich erfolgt. In diesen Berei-

chen liegt der Anteil der Engagementaktivitäten, der Seniorinnen und Senioren zugute-

kommt, weit über dem Durchschnitt: Im sozialen Bereich sind 38,4 % und im Gesundheits-

bereich 20,1 % des Engagements auf ältere Menschen gerichtet. Wird mittels dieser 

beiden Bereiche der Pflegeanteil geschätzt, der den Charakter eines freiwilligen Engage-

ments aufweist, so gelten (laut Expertise Klocke) 4,2 % aller bürgerschaftlichen Aktivitäten 

der Pflege älterer Menschen. Bemerkenswert ist zudem, dass der mittlere zeitliche Auf-

wand für diese Tätigkeiten mit 6,1 Wochenstunden signifikant höher liegt als bei allen 

anderen Engagementformen (5,2 Wochenstunden).

Fügt man dieses Bild nun in die bisher dargelegten Befunde ein, so lässt sich bilanzieren: 

Werden unter Engagement für Familien nicht nur Aktivitäten gefasst, die direkt Familien 

zugutekommen oder sich an Kinder und Jugendliche richten, sondern zählt man auch 

das freiwillige Engagement für ältere Menschen (hier nur im sozialen und Gesundheits-

bereich) hinzu, so profitieren die Familien zu 42 % von bürgerschaftlichen Aktivitäten in 

direkter oder indirekter Weise.

Familien bzw. Kinder und Senioren sind jedoch nicht nur Adressaten freiwilligen Engage-

ments, sondern selbst Träger von Engagement (vgl. Abb. 3.3-2 und 3.3-3). Damit sind Fami-

lien Lernorte des Engagements, und ihre Rolle als Nehmer wird durch die Geberfunktion 
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wesentlich erweitert. Inwieweit eine Anleitung für bürgerschaftliches Engagement im 

Familienkreis erfolgt, wurde jedoch bisher kaum untersucht. Deshalb gilt es, das Engage-

ment von Familien in seiner sozialisatorischen Funktion für die Zivilgesellschaft und das 

Engagement eingehender zu betrachten. Die wenigen Erkenntnisse (vgl. Corsten/Kaup-

pert 2007), die über die Weitergabe bürgerschaftlichen Engagements von der älteren an 

die jüngere Generation im Familienverband vorliegen, gehen davon aus, dass Kinder sich 

in ihrem Verhalten, also auch in ihren Engagementformen, an dem orientieren, was 

ihnen von den Eltern vorgelebt wird. Dies mag in religiös geprägten Elternhäusern ein 

jugendliches Engagement in Kirche und Gemeinde hervorbringen, das ebenso wie Enga-

gementformen bei den Pfadfindern, den Naturfreunden, einer Gewerkschaft, einer 

politischen Partei oder im Sportverein familial „vererbt“ werden kann.

Hinsichtlich des Engagements von Familien wird zum einen ersichtlich, dass die Engage-

mentquoten bei Lebensformen mit Kind(ern) weit über dem Durchschnitt liegen;50 zum 

anderen ist dieses Engagement stark auf Kinder/Jugendliche bzw. Familien als Zielgrup-

pen gerichtet.

Abbildung 3.3-2 veranschaulicht das freiwillige Engagement von Familien und anderen 

Lebensformen und jenes mit Familienbezug.

Abbildung 3.3-2: Engagement in verschiedenen Lebensformen, in %
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22,2
11,2

0 10 20 30 40 50 60 70

Engagementquote Anteil Familienbezug

Angaben zu Engagementquote und Alter immer bezogen auf die Befragungsperson. Generell bei Lebensformen 
mit Kindern: Alter der Befragungsperson zwischen 18 und 50 Jahren. Mehrgenerationenhaushalt: Befragungs-
person gibt an, mit Kind(ern), Partner und Eltern(teil) zusammenzuleben. 
Quelle: Freiwilligensurvey 2004; Berechnungen: Expertise Klocke.

50  Eine Ausnahme bilden Alleinerziehende, was dem Vereinbarkeitsproblem geschuldet sein dürfte.
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Im Freiwilligensurvey wird auch die Frage gestellt, ob es bei dem Engagement für Kinder 

und Jugendliche „unmittelbar auch um Ihre eigenen Kinder“ geht (vgl. Tab. 3.3-1).

Das Engagement für Kinder und Jugendliche ist sehr stark – aber nicht ausschließlich – 

mit den eigenen Kindern verbunden. Über drei Viertel aller Frauen geben an, dass ihr 

Engagement für Kinder und Jugendliche unmittelbar auch etwas mit ihren eigenen 

Kindern zu tun habe. Demnach ist das Engagement von Frauen sehr eng an bestimmte 

Lebensphasen ihrer eigenen Kinder gekoppelt.

Ein Engagement für Senioren im sozialen und Gesundheitsbereich wird vom Alter der 

Engagierten beeinflusst: Ältere engagieren sich für Ältere (vgl. Abb. 3.3-3). Ein Engage-

ment für Senioren im sozialen und Gesundheitsbereich liegt bei jenen Engagierten 

besonders häufig vor, die älter als 50 Jahre sind.

Tabelle 3.3-1: Bedeutung eigener Kinder beim Engagement 1, in %

Familienform Ja Nein

Paare mit Kind(ern) insgesamt 69,4 30,5

Frauen 75,9 23,9

Männer 60,2 39,8

Paare mit Vorschulkind(ern) 62,3 37,7

Frauen 77,9 (22,1)

Männer 44,9 55,1

Paare mit Schulkind(ern) bis 14 Jahre 75,7 23,9

Frauen 78,5 20,9

Männer 71,3 28,7

Paare mit Vorschul-/Schulkind(ern) 
bis 14 Jahre 85,8 (14,2)

Frauen 90,9 (9,1)

Männer 77,3 (22,7)

Paare mit Kind(ern) ab 15 Jahren 48,0 52,0

Frauen 51,1 48,9

Männer 44,2 55,8

1 �  �Wenn Engagement für Kinder und Jugendliche: „Geht es dabei unmittelbar auch um Ihre eigenen Kinder?“ 
Differenz zu 100: keine Angabe. – Ziffern in Klammern: geringe Fallzahlen.

Datenbasis: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.
 

Abbildung 3.3-3: �Engagement für Senioren im sozialen und im Gesundheitsbereich nach Altersgruppen, 
2004, in %
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Quelle: Berechnung Expertise Klocke.
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3.4  Fürsorge für Kinder

3.4.1 Familiale Problemlagen: Die Fürsorgefrage

Fürsorge ist die Sorge um einen Menschen, der ihrer sowohl in Bezug auf die Förderung 

seiner Selbstständigkeit als auch hinsichtlich seiner gesellschaftlichen Integration bedarf 

(vgl. Scherpner 1974). In erster Linie sind es Kinder, ältere Menschen und kranke Personen, 

die Fürsorge, d. h. bestimmte Hilfeleistungen, brauchen.

Fürsorge wird häufig dem familialen Kontext zugeordnet und als naturgegebene Res-

source von Gesellschaften gesehen (vgl. Hochschild 2006). Eine moderne Familienpolitik 

reduziert die fürsorgenden Zuständigkeiten allerdings nicht mehr allein auf die Familie, 

sondern betont die gesellschaftliche Verantwortung.

Im folgenden Kapitel wird die Fürsorge durch Engagement für Kinder thematisiert. Sie 

umfasst dabei Betreuungsaufgaben und bezieht bildungsfördernde oder freizeitgestal-

tende Aktivitäten mit ein.

Der nun folgende Abschnitt konzentriert sich auf Einflussfaktoren, die neue Anforderun-

gen an die Fürsorge für Kinder stellen, und beschreibt Defizite und Bedarfe der öffentli-

chen Kinderbetreuung sowie Potenziale unterschiedlicher Engagementformen in diesem 

Bereich.

Geburtenrückgang und Vereinbarkeitsproblematik
Die Entwicklung der Geburtenzahlen ist in Deutschland seit Jahren rückläufig (vgl. BMFS-

FJ 2009: 10; Statistisches Bundesamt 2007a). Mitttlerweile bekommt jede Frau im Durch-

schnitt nur noch 1,1 Kinder (Destatis, Pressemitteilung Nr. 137 vom 7.4.2009). Um den 

Bevölkerungsstand aufrechtzuerhalten, müsste jede Frau mehr als 2,08 Kinder zur Welt 

bringen (vgl. Peuckert 2008).

Familie ist dennoch gewünscht. Die Shell Jugendstudie von 2006 belegt, dass 71 % der 

Befragten der Auffassung sind, dass man eine Familie braucht, um glücklich zu leben (vgl. 

Hurrelmann et al. 2006).51 Ein Kinderwunsch kann aber offensichtlich nicht immer reali-

siert werden. Die Ursachen und Gründe hierfür sind vielfältig. Die Möglichkeiten zur 

Kinderbetreuung spielen dabei eine nicht unwesentliche Rolle, auf die im Weiteren noch 

näher eingegangen wird (vgl. Abschnitt 3.4.2).

Familienökonomische Theorien erklären den Geburtenrückgang mit den mit Kindern 

verbundenen Kosten (vgl. Reich 2008). Im Allensbacher Familienmonitor (2008b) werden 

diese Annahmen bestätigt: Finanzielle Hinderungsgründe werden von 39 % der Eltern 

und von 44 % der kinderlosen Paare am häufigsten genannt, wenn es um die Entschei-

dung für oder gegen ein Kind geht.

51  Siehe auch die Ergebnisse des ALLBUS (2006).
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Berufliche und interessengeleitete Vereinbarkeitsprobleme stehen an zweiter Stelle.52 

Dementsprechend wünschen sich auch 63 % der Bevölkerung, dass die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf vor allem durch mehr Kinderbetreuungsmöglichkeiten erleichtert 

wird. Frauen sind von Vereinbarkeitsproblemen oder – zeitgemäßer – von der Frage nach 

einer Balance von Arbeit und Leben stärker betroffen als Männer.53 Sie empfinden es 

häufig als belastend, nicht allen Anforderungen in Haushalt, Familie und Beruf gleicher-

maßen gerecht werden zu können (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2006: 50).

Familienarmut und Bildungsdefizite
Familiale Problemlagen beruhen häufig auf Armut oder damit einhergehenden Bil-

dungsdefiziten. Wie der Zwölfte Kinder- und Jugendbericht deutlich macht, ist vor allem 

in diesen Bereichen nicht nur die private, also familiale Verantwortung einzufordern, 

sondern auch die öffentliche Verpflichtung (seitens des Staates, der Unternehmen, der 

Zivilgesellschaft).

Insgesamt lebten im Jahre 2006 13,9 % der Bevölkerung in Armut. Aktuelle Zahlen zur 

Armut in Deutschland weisen überproportional hohe Armutsquoten bei Kindern und 

Jugendlichen aus: 16,3 % der unter 10-Jährigen und 18,7 % der 10- bis 20-Jährigen gelten als 

arm (vgl. Statistisches Bundesamt 2008b: 167). Nach Familienformen betrachtet, sticht 

insbesondere die Zahl der Ein-Eltern-Familien, die in Armut leben, hervor, nämlich 35,4 % 

(vgl. ebd.: 169).54 Die wirtschaftliche Lage der Familie beeinflusst auch den Spielraum, inwie-

weit Dienstleistungen von außerhalb genutzt werden. Im Kontext kommerziell erbrachter 

familienunterstützender Dienstleistungen stellt das Institut für Demoskopie Allensbach 

(2008a) heraus, dass für 39 % der Befragten die Inanspruchnahme von personen- und haus-

haltsbezogenen Dienstleistungen aus monetären Gründen nicht infrage kommt.

Vorliegende Untersuchungen haben auch auf den Zusammenhang von Armut mit Bil-

dungsdefiziten aufmerksam gemacht: Je ärmer Familien sind, desto geringer ist der 

Schulerfolg ihrer Kinder (vgl. Baumert et al. 2006). So besuchen z. B. nur 7 % der Kinder aus 

der Arbeiterschicht ein Gymnasium (vgl. Statistisches Bundesamt 2008b: 75). Diese Anga-

ben weisen auf eine Reproduktion von „Bildungsarmut“ hin, die Familien, so Allmendin-

ger/Leibfried (2003), nicht aus eigener Kraft überwinden können.

3.4.2 �Defizite und Bedarfe in Kinderbetreuungseinrichtungen  
öffentlicher und freier Trägerschaft

Wesentliche Fürsorgeunterstützungen erhalten Eltern durch Kindertagesbetreuungsan-

gebote in öffentlicher oder freier Trägerschaft. Die Tageseinrichtungen haben dabei den 

gesetzlich festgelegten Bildungsauftrag entsprechend § 22 Abs. 2 und 3 KJHG zu erfüllen 

sowie den Anspruch der Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu unterstützen.

In Hinblick auf das bundesdeutsche Betreuungsangebot für Kinder weist die Kinderbe-

treuungsstudie des DJI (vgl. Bien et al. 2006) darauf hin, dass trotz einer in den letzten  

52  ��Vgl. auch Familiensurvey 2000. Kinderlosigkeit wird hier ebenfalls mit der Furcht vor ökonomischen Einbu-
ßen (Freizeit, Erholung) sowie mit der Angst vor der Unvereinbarkeit mit einem modernen Leben begründet.

53  Vgl. hierzu ausführlich Kapitel 2.
54  Vgl. auch Familienreport 2009 zum Thema der Familienarmut in Deutschland.
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15 Jahren stattfindenden positiven Entwicklung der Kinderbetreuungsmöglichkeiten  

weiterhin Defizite bestehen, die Bedarfe in diesem Bereich deutlich machen.55 Diese 

beziehen sich auf die Verfügbarkeit von Betreuungsplätzen, deren zeitliche Flexibilität 

und auf die sozialstrukturellen Unterschiede im Nutzerprofil der Plätze. Die Defizite 

stellen gesellschaftliche Problemlagen dar, die sich auf die Entscheidung zur Familien-

gründung und das Familienleben auswirken können.

Zwischen 1994 und 2008 ist ein Rückgang der Einrichtungen in öffentlicher Trägerschaft 

(Krippen, Kindergärten, Horte und Kombi-Einrichtungen) von 22.108 auf 17.165 Einrich-

tungen zu verzeichnen. Dieser Abbau um 13 % ist im selben Maße für die hier zur Verfü-

gung stehenden Betreuungsplätze festzustellen (Kolvenbach et al. 2004; Statistisches 

Bundesamt 2007b; vgl. Abb. 3.4-1a und 3.4-1b).

Abbildung 3.4-1a: Anzahl der Tageseinrichtungen zur Kinderbetreuung, 1994–2008, absolut und in %

	 Öffentliche Träger    	 Freie Träger (ohne Elterninitiativen)    	 Elterninitiativen

Abbildung 3.4-1b:  Anzahl der angebotenen Plätze in den Einrichtungen zur Kinderbetreuung, 1994–2008, 
absolut und in %

	 Öffentliche Träger    	 Freie Träger (ohne Elterninitiativen)    	 Elterninitiativen

Quellen: Kolvenbach et al. (2004); Statistisches Bundesamt (2007, 2008a).

55    Die Betrachtungen der Bedarfslage in Bezug auf Betreuungsmöglichkeiten sind nicht einheitlich (vgl. 
BMFSFJ 2006a). Ein politisch definierter Bedarf unterscheidet sich von dem, der sich nach der Nachfrage der 
Eltern richtet. Verallgemeinernde Aussagen sind daher nur begrenzt möglich und von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen abhängig.
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Gleichzeitig verzeichnen die Kinderbetreuungseinrichtungen in freier Trägerschaft als 

auch die Elterninitativen einen Zuwachs an Einrichtungen und Plätzen. Aus einer Enga-

gementperspektive betrachtet ist diese Entwicklung zweischneidig: Einerseits werden 

z. B. über Elterninitiativen Lücken in der Kinderbetreuung geschlossen. Das Engagement 

erfüllt die hier oft kritisierte Lückenbüßerfunktion, wenn es keine entsprechenden staat-

lichen Angebote gibt. Andererseits sind die Einrichtungen in freier Trägerschaft und die 

Elterninitiativen eng mit dem Engagement verbunden. Hier ist eine stärkere Engage-

mentkultur vorhanden, da die Organisationsstrukturen der freien Träger bereits an sich 

Engagement miteinschließen und die Elterninitiativen unmittelbar auf Aktivitäten der 

Eltern aufbauen.56

Betreuungsplätze
Betreuungsplätze stehen vor allem für Kinder unter drei Jahren nur in einem eingeschränk-

ten Maße zur Verfügung. Ingesamt lag die Betreuungsquote 2008 für die 0- bis 3-Jährigen 

bei 17,8 %57, für die 3- bis 8-Jährigen bei 85,5 % und für Schulkinder bis 14 Jahre bei 7,2 %58 (vgl. 

Statistisches Bundesamt 2008d; eigene Berechnungen).59 Noch schlechter bestellt ist es um 

das Betreuungsangebot in ländlichen Regionen in Westdeutschland. Betroffen sind haupt-

sächlich die bis zu dreijährigen Kinder: In ländlichen Gebieten besucht fast ein Drittel von 

ihnen (32 %) keine Kindertageseinrichtung, in verdichteten Kreisen oder Städten sind es 

hingegen 20 % (vgl. Bien et al. 2006).

Betreuungszeiten
Während Betreuungsplätze nur in einem beschränkten Umfang durch Engagement zur 

Verfügung gestellt werden können (vgl. Abschnitt 3.4.3.2), sind hinsichtlich der Betreu-

ungszeiten höhere Effekte zu erreichen. Das bundesdeutsche Betreuungsangebot weist 

Defizite in Bezug auf die Verfügbarkeit flexibler und bedarfsorientierter Betreuungszei-

ten auf. So sind 36 % der Eltern gezwungen, ihre Arbeitszeiten, z. B. in den Schulferien, zu 

reduzieren, weil keine flexiblen Betreuungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen (vgl. 

Statistisches Bundesamt 2006b: 21). Auch der Wunsch nach „mehr betreuten Freizeit-

angeboten für Kinder am Nachmittag“, der von 38 % (Mehrfachnennung möglich) der 

Befragten in einer Bevölkerungsumfrage zum Thema Familienarbeit geäußert wurde, 

macht deutlich, dass das Betreuungsangebot nicht ausreicht (vgl. Institut für Demoskopie 

Allensbach 2008c). Weiterhin fehlen Ganztagsbetreuungsplätze. So zeigen eigene 

Berechnungen, dass in den Kindertageseinrichtungen in öffentlicher und in freier Träger-

schaft nur 27,8 % der Plätze für Kinder zwischen 0 und 14 Jahren einen zeitlichen Umfang 

56  ��Da die freien Träger überwiegend eine gemeinnützige Ausrichtung haben, sind hier besondere Bezüge zum 
Engagement vorhanden. Inwiefern die Arbeit der freien Träger zivilgesellschaftlichen Charakter hat, kann 
hier nicht näher bestimmt werden.

57  ��Die Bundesregierung begegnete den Defiziten im Betreuungsbereich vor allem mit dem Ausbau von Betreu-
ungsangeboten für Kinder unter drei Jahren. Bund, Länder und Kommunen haben sich auf das gemeinsame 
Ziel verständigt, bundesweit bis 2013 für im Durchschnitt 35 % der Kinder unter drei Jahren einen Betreu-
ungsplatz in einer Kindertageseinrichtung oder der Kindertagespflege zu schaffen. Im Jahre 2013 wird jedes 
Kind mit Vollendung des ersten Lebensjahres einen Rechtsanspruch auf Förderung in einer Kindertagesein-
richtung oder der Kindertagespflege haben. Angaben zum Angebotsausbau belegen, dass in Westdeutsch-
land zwischen 2002 und 2006 im Bereich der Krippenplätze eine positive Entwicklung stattgefunden hat 
(vgl. DJI 2008: 25f.). Demgegenüber gab es im selben Zeitraum für Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren 
keinen Ausbau des Betreuungsangebotes (ebd.: 66).

58  ��Nicht eingerechnet werden konnten Kinder in Ganztagsschulen oder in Einrichtungen, die der Schule selbst 
angegliedert sind, z. B. Schulhäuser. Diese spielen allerdings in Westdeutschland eine bedeutsame Rolle, 
auch wenn ihre Betreuung häufig nur stundenweise angeboten wird.

59  Zu den Betreuungszeiten liegen keine aktuelleren Daten vor.
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von mehr als sieben Stunden haben (vgl. Statistisches Bundesamt 2008d). Zudem wird nur 

auf 49 % aller Plätze ein Mittagessen angeboten. Bei den einzelnen Altersgruppen stellt 

sich die Situation ähnlich dar.

Während im Westen lediglich 2,27 % aller Kinder im Alter 0 bis 3 Jahren mit mehr als 

sieben Stunden betreut werden, sind es im Osten 23,08 %60 (vgl. Tab. 3.4-1).

Tabelle 3.4-1: �Kinder im Alter von unter drei Jahren in Tageseinrichtungen nach täglichen Betreuungszeiten 
am 15.3.2006

Deutschland Alte Bundesländer* Neue Bundesländer*

Betreute 
Kinder auf 
verfügbaren 
Plätzen 
(absolut) 
und Anteile 
in %

Anteile 
betreuter 
Kinder an 
Kindern 
insgesamt 
(in %)

Betreute 
Kinder auf 
verfügbaren 
Plätzen 
(absolut) 
und Anteile 
in %

Anteile 
betreuter 
Kinder an 
Kindern 
insgesamt 
(in %)

Betreute 
Kinder auf 
verfügbaren 
Plätzen 
(absolut) 
und Anteile 
in %

Anteile 
betreuter 
Kinder an 
Kindern 
insgesamt 
(in %)

1–5 Stunden 61.785 
24,3 2,94

37.359 
32,0 2,17

20.251 
18,8 6,89

5–7 Stunden 60.589 
23,9 2,88

32.331 
27,7 1,87

19.607 
18,2 6,67

> 7 Stunden 123.536 
48,6 5,87

39.096 
33,5 2,27

67.829 
63,0 23,08

Vor-/Nachmittag 
ohne Mittags
betreuung

7.984 
3,1 0,38

7.912 
6,8 0,46

72 
0,1 0,02

* Jeweils ohne Berlin. 
Quellen: DJI (2008); eigene Berechnungen.

In Westdeutschland fehlt es auch an Ganztagsbetreuungsplätzen für Kinder vom dritten 

Lebensjahr bis zum Schuleintritt: Nur 10,7 % von ihnen werden mehr als sieben Stunden 

täglich betreut, gegenüber 46,8 % in Ostdeutschland (vgl. Tab. 3.4-2).

Tabelle 3.4-2: �Platzangebote für Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt nach täglicher Betreuungszeit 
sowie prozentualer Anteil der hier betreuten Kinder an der Gesamtkinderzahl am 15.3.2006

Gebiet
Betreuungszeit: 
5–7 Stunden

Betreuungszeit: 
> 7 Stunden

Alte Bundesländer ohne Berlin 589.757 
18,5 %

341.111 
10,7 %

Neue Bundesländer ohne Berlin 74.833 
46,8 %

206.509 
16,9 %

Quelle: Statistisches Bundesamt (2007b).

Eine Untersuchung des Instituts für Demoskopie Allensbach (2008c) bestätigt, dass es an 

variableren Betreuungsmöglichkeiten für Kinder unter zehn Jahren fehlt. Dementspre-

chend nannten im Jahre 2005 insgesamt 48 % der erwerbswilligen Mütter und Väter 

mangelnde Kinderbetreuungsmöglichkeiten als Grund für die Nichtaufnahme einer 

Erwerbstätigkeit (vgl. Statistisches Bundesamt 2006b: 19); sie seien entweder „nicht ver-

fügbar“, „zu teuer“ oder „zeitlich begrenzt“.

60  Vgl. zum individuellen Nutzen von frühkindlichen Betreuungsangeboten Spieß (2009).
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Benachteiligte Gruppen
Parallel zu den infrastrukturell und regional gelagerten Defiziten können bei der Nutzung 

öffentlicher Unterstützungsleistungen auch sozialstrukturelle Unterschiede festgestellt 

werden, die auf sozioökonomische Faktoren bei der Herausbildung von Bedarfsunter-

schieden schließen lassen. Trotz gesetzlicher Regelungen zur Förderung benachteiligter 

Gruppen ergeben repräsentative Untersuchungen Differenzen im Nutzerprofil der betreu-

ten Kinder; die Untersuchungen weisen auf eine noch nicht ausreichende Wirkung dieser 

Regelungen hin (vgl. Spieß et al. 2008). Jüngere Kinder mit erwerbslosen Müttern, die ein 

niedriges Bildungsniveau haben, besuchen tendenziell seltener eine Kindertageseinrich-

tung. Das Nutzungsverhalten älterer Kinder hängt u. a. von der Anzahl der Geschwister, 

der Art der Erwerbstätigkeit und dem Haushaltseinkommen ab. Von Betreuungsdefiziten 

Betroffene können demzufolge jene sein, die aufgrund ihrer Lebensbedingungen speziel-

len Risiken ausgesetzt sind.

Demgegenüber profitieren beispielsweise Alleinerziehende vom bestehenden Kinderbe-

treuungsangebot in öffentlicher und freier Trägerschaft (vgl. Bien et al. 2006: 49f., 188ff.; 

Spieß et al. 2008). Von den Alleinerziehenden haben 64 % einen besonderen Betreuungs-

bedarf, da sie die alleinige Erziehungsverantwortung tragen. Die Erwerbstätigkeit der 

Alleinerziehenden fördert bzw. erzwingt dabei die Chance auf einen Betreuungsplatz. 

Die DJI-Kinderbetreuungsstudie belegt, dass die bis zu dreijährigen Kinder von Allein-

erziehenden häufiger (17,6 %) in Kindertageseinrichtungen betreut werden als Kinder der 

gleichen Altersstufe, die mit beiden Elternteilen zusammenleben (10,5 %). Mit zunehmen-

dem Alter der Kinder nimmt der Unterschied ab. Gleichermaßen haben fast doppelt so 

viele Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt von Alleinerziehenden (47,1 %) 

einen Ganztagsbetreuungsplatz gegenüber Kindern aus Paarhaushalten (26,8 %). Kompli-

kationen ergeben sich allerdings, wenn das vorhandene Betreuungsarrangement ausfällt 

(vgl. FamilienForschung Baden-Württemberg 2008b): Jede bzw. jeder fünfte Alleinerzie-

hende hat keinen Notfallplan. Offen ist, ob dem erhöhten Bedarf an unterschiedlichen 

Betreuungsmöglichkeiten und flexibleren Betreuungszeiten von Alleinerziehenden 

insgesamt ausreichend Rechnung getragen wird.

3.4.3  Potenziale des Engagements

3.4.3.1 Familiales und informelles Engagement
Die durch familiale und informelle (Nachbarn, Freunde, Bekannte) Netzwerke erbrachten 

Hilfen werden als familienunterstützende Ressource oftmals unterschätzt. Die Netzwerke 

werden häufig einseitig als Privatangelegenheit eingestuft. Soziale Beziehungen leisten 

gegenseitige Hilfe, indem sie sich unterstützen, die Aufgaben und Anforderungen im 

Alltag zu bewältigen. Sie sind folglich als familienunterstützend einzustufen.

Verschiedene Studien zeigen, dass Kinder in einem weitaus höheren Maße durch Ver-

wandte und informelle Netzwerke versorgt werden, als die sozialpolitische Diskussion 

dies erwarten ließe. Die Zeitbudgeterhebung 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes 

weist darauf hin, dass deutschlandweit von den Haushalten mit Kindern unter 18 Jahren 

34 % informelle Betreuungsangebote nutzen (vgl. Fendrich/Schilling 2004: 134). Davon 

nehmen 58 % diese Unterstützungsform zusätzlich, d. h. in Kombination mit formellen 
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Kinderbetreuungsmöglichkeiten in Anspruch. Der Umfang der Inanspruchnahme hängt 

hier von einer Erwerbstätigkeit ab. Gegenüber 74 % der Doppelverdienerhaushalte grei-

fen Haushalte mit einem oder keinem Verdienst nur zu 60 % auf ihr familiales und soziales 

Netz zurück. Diese Aussage deckt sich mit Angaben aus dem SOEP (vgl. Fuchs et al. 2005: 

174ff.): Demnach sind es auch hier die Familienhaushalte mit zwei vollzeiterwerbstätigen 

Partnern, die in besonderem Maße Verwandte, Freunde und Nachbarn in ihr Organisati-

onsnetz informeller Arbeit einbeziehen.

Nach Alt et al. (2004: 30) und den Daten des Kinderpanels 2003 gehören Verwandte und 

Nachbarn sowie Freunde zu den wesentlichen Personengruppen, die bei der Betreuung 

von Kindern unterstützend eingreifen. Vollzeiterwerbstätigen Müttern wird beispiels-

weise zu 36 % von den Großeltern, zu 25 % von anderen Verwandten und zu 18 % von Freun-

den und Nachbarn bei der Kinderbetreuung geholfen.

Die Angaben des Mikrozensus 2005 belegen, dass 13 % der befragten berufstätigen Mütter 

und Väter Verwandte, Nachbarn und Freunde für die Betreuung ihrer Kinder unentgelt-

lich in Anspruch nehmen (vgl. Statistisches Bundesamt 2006b: 20). Obgleich Alleinerzie-

hende einen speziellen Unterstützungsbedarf aufweisen, haben jene aus den unteren 

sozialen Schichten oftmals kleinere Netzwerke und weniger sozialen Rückhalt (vgl. Fami-

lienForschung Baden-Württemberg 2008b: 15). Soziale Netze sind für Alleinerziehende 

aber sehr wichtig; ihr Vorhandensein wird als besonders unterstützend eingestuft. So 

werden Kinder von Alleinerziehenden im Durchschnitt von mehr Personen betreut als 

Kinder, die mit beiden Elternteilen zusammenleben.

Trotz der insgesamt positiven Angaben zu informellen und familialen Betreuungsleistun-

gen ist zu berücksichtigen, dass die Betreuung von bis zu 14-jährigen Kindern durch 

Verwandte im Zeitverlauf (1997–2007) leicht abgenommen hat (von 26,1 % auf 23,7 %; vgl. 

Abb. 3.4-2). Es stellt sich an dieser Stelle die Frage, ob die entstehenden Lücken und Defizi-

te durch bestimmte Formen des Engagements zu schließen sind.

Es sind aber nicht nur Betreuungsleistungen, die durch familiales und informelles Engage-

ment erbracht werden. Eine Sonderauswertung des Freiwilligensurveys 2004 macht viel-

mehr deutlich, dass familiale und informelle Netzwerke Familien umfassender unterstüt-

zen61 (Mehrfachnennung möglich; vgl. TNS 2005). Verwandte stellen hier eine besonders 

wichtige Gruppe dar: Zu 78 % können Haushalte mit Kindern zwischen 0 und 7 Jahren auf 

deren Hilfe zurückgreifen, zu 52 % auf die von Freunden und zu 34 % auf die Hilfe von Nach-

barn. Mit dem Älterwerden des Kindes verändert sich das Verhältnis vor allem in Bezug auf 

die Unterstützung durch Nachbarn: Deren Unterstützung erhalten 42 % der Haushalte mit 

Schulkindern bis 14 Jahre.

61  �Die Untersuchung spricht ausschließlich von Unterstützung (diese ist nach verschiedenen Haushaltstypen, 
zu denen auch jene mit Kindern zählen, zu unterscheiden). Es wird aber weder näher differenziert, an wen 
sich die Unterstützung richtet, noch wird näher dargelegt, was unter Unterstützung gefasst wird. Diese 
Unschärfe ist auf das Fragenprogramm des Freiwilligensurveys zurückzuführen.
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Abbildung 3.4-2: Betreuung durch Personen außerhalb des Haushaltes
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Datenbasis: SOEP 24; eigene Berechnungen.

Auch guter Rat zum Thema Kindererziehung und die Hausaufgabenbetreuung erfolgen 

durch familiale und informelle Netzwerke (vgl. Eltern 2008; Fendrich/Schilling 2004). Der 

Familiensurvey zeigt, dass Rat und Unterstützung in schwierigen Problemsituationen die 

meisten Menschen (66,4 %) bei Freunden und Bekannten oder bei Familienmitgliedern 

(59,7 %) suchen (vgl. Schmitt 2005: 449). Nachbarn spielen hingegen eher bei kleinen 

alltäglichen Problemen eine Rolle.

Ängste um Leistungen in der Schule und Ausbildung stehen bei Eltern von Kindern unter 

18 Jahren an erster Stelle (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2006: 55). Neben kom-

merziellen Nachhilfeangeboten wird in diesem Zusammenhang auf einen empirisch 

schwer zu erfassenden „Markt“ hingewiesen, auf dem Schülerinnen und Schüler, Eltern 

und Einzelpersonen sich zum Zweck der Nachhilfe treffen (vgl. BMFSFJ 2006a: 283ff.). 

Nachbarschaftshilfe, als eine Form des informellen Engagements, wird hierbei explizit 

erwähnt, jedoch nicht näher bestimmt.

Die Daten belegen insgesamt, dass sich ein wesentlicher Teil des konkreten Lebens von 

Kindern in familialen und informellen Netzwerken abspielt.

Fürsorge durch familiale Generationenbeziehungen
Generationenbeziehungen bestehen zwischen Eltern und Kindern sowie zwischen Großel-

tern und Enkelkindern. Familiale Generationenbeziehungen werden als menschliche Lebens-

bedingung gefasst, in der beide Generationen von der Fürsorge der jeweils anderen abhängig 

sind und in der es zu Austauschbeziehungen kommt. Diese sind geprägt durch persönliche 

Wertschätzung und der Verpflichtung, sich gegenseitig zu helfen (vgl. u. a. Bengtson/Roberts 

1991; Szydlik 2000). Wie bereits im vorigen Abschnitt gezeigt wurde, nehmen verschiedene 

Verwandte bei den Betreuungsleistungen einen zentralen Stellenwert ein. Nicht nur für 

Deutschland, sondern auch allgemein für die westeuropäischen Wohlfahrtsstaaten lassen 

sich darüber hinaus finanzielle und instrumentelle Unterstützungsmuster zwischen den 

Generationen nachweisen (vgl. Blome et al. 2008). Das Maß, in dem Familienmitglieder Ver-

antwortung füreinander übernehmen, variiert zwischen den einzelnen Staaten in Abhängig-

keit zur dort vorherrschenden Familienorientierung. Südeuropäische Länder weisen eine 

hohe und nordeuropäische Länder eine schwache Familienorientierung aus.
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Generell werden finanzielle Unterstützungsleistungen von der älteren an die jüngere 

Generation weitergegeben. Häufigkeit und Höhe sind zwar aufgrund unterschiedlicher 

Messverfahren schwer zu bestimmen, sie liegen speziellen Berechnungen zufolge zwi-

schen 15 % und 50 %.62

Instrumentelle Hilfen beziehen sich auf die Betreuung von pflegebedürftigen Menschen 

und Kindern. Hilfestellungen für Kinder sind jedoch abhängig vom Alter der Betreuen-

den und der räumlichen Nähe. Beispielsweise kann die besonders stark zunehmende 

Gruppe der Hochbetagten, also der über 80-jährigen Menschen, häufig selbst nicht mehr 

eigene Betreuungsleistungen erbringen. In verschiedenen Studien wird die Bedeutung 

großelterlicher Betreuung63 im internationalen Kontext deutlich und auf Determinanten 

und Differenzen hingewiesen, die sich auf die Kinderbetreuung im Rahmen familialer 

Generationenbeziehungen beziehen. Eine Untersuchung in europäischen Ländern 

ergab, dass sich 40 % der Großmütter innerhalb der vorangegangenen zwölf Monate um 

ihre Enkelkinder gekümmert hatten (vgl. Attias-Donfut et al. 2005).64 Differenzierte Ana-

lysen auf Basis von SHARE, die den Unterstützungsgrad aus Sicht der Enkelkinder auswei-

sen, zeigen für Deutschland, dass 74,8 % der Enkelkinder innerhalb der letzten zwölf 

Monate nicht von ihren Großmüttern betreut wurden (vgl. Blome et al. 2008: 295f.).

Gleichzeitig belegen die Befunde für den Anteil der betreuten Kinder Unterschiede in 

Hinblick auf die Betreuungsintensität, die sich mit der räumlichen Distanz erklären las-

sen. Räumliche Nähe gilt als eine Voraussetzung für Unterstützungsleistungen. Für 

Deutschland wurden geringere Entfernungen zwischen den Generationen festgestellt. 

Hier erfahren die meisten Kinder deshalb eine wöchentliche großmütterliche Betreuung.

Auch aktuelle Analysen des SOEP 2006 zeigen, dass mindestens zwei Drittel der älteren 

Menschen (über 60 Jahre) im gleichen Ort wie ihre Kinder wohnen (vgl. Statistisches 

Bundesamt 2008b: 46). Den multilokalen Mehrgenerationenfamilien, die ganz überwie-

gend in einem geografischen Umkreis von etwa einer Stunde Fahrzeit entfernt voneinan-

der wohnen, ist deshalb ein schneller und regelmäßiger Austausch möglich (vgl. Lauter-

bach 2004: 230; Kohli/Künemund 2005).65 Etwas schwieriger gestaltet sich dies für 

Menschen mit hohen Bildungsabschlüssen, die in der Regel eine größere berufliche Mobi-

lität aufweisen und entsprechend weit von den eigenen Elternhäusern entfernt wohnen. 

Insgesamt weisen die heutigen Generationenbeziehungen jedoch ein gutes Klima auf, 

was wiederum mit der eigenständigen Wohnform der Generationen erklärt wird: „Nähe 

durch Distanz“ (Lauterbach 2004; vgl. Kohli/ Kühnemund 2005; Peuckert 2008).

3.4.3.2 Fürsorge durch organisationsbezogenes Engagement
Neben dem informellen Engagement ist auch jenes des familienorientierten bürger-

schaftlichen Engagements in den Blick zu nehmen, das einen Organisationsbezug auf-

62	� Im Ländervergleich ist das Ausmaß dieser finanziellen Unterstützung in Deutschland am weitesten verbrei-
tet. Im Vergleich zu Frankreich (4,3 %) erhalten hier vor allen die Enkel (17,8 %) finanzielle Unterstützung 
durch ihre Großeltern, wobei der durchschnittliche Betrag für Kinder oder Enkel mit 600 Euro am gerings-
ten ausfällt (vgl. Blome et al.: 258ff.).

63  ��Verschiedenen Studien zufolge sind es überwiegend die Großmütter, die in das Betreuungssetting einge-
spannt sind.

64  Die großelterliche Betreuung der Kinder wird auch im Allensbacher Familienmonitor 2008 belegt.
65  Zur Bedeutung multilokaler Mehrgenerationenfamilien vgl. auch Familienreport (2009: 30).
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weist. Es hat nach wie vor einen hohen Stellenwert. Der Organisationsgrad ist hierbei sehr 

unterschiedlich. So können Mehrgenerationenhäuser ausschließlich zur Ermöglichung 

des Engagements beitragen, wohingegen das Engagement in Elterninitativen fest an die 

jeweilige Organisation gebunden ist.

Eine Expertise zu den kommunalen Ansätzen familienunterstützender Dienstleistungen 

(vgl. Schreier/Stallmann 2007) zeigt, dass diese sich mit unterschiedlicher Schwerpunkt-

setzung realisieren, nämlich

I  �in Modell- und Aktionsprogrammen des Bundes (z. B. Mehrgenerationenhäuser, Lokale 

Bündnisse),

I  �in Modell- und Aktionsprogrammen der Länder (z. B. Familienzentren und -tische),

I  �als Projekte und Initiativen von Vereinen (z. B. Selbsthilfe, Elterninitativen),

I  �in Form von organisierter Nachbarschaftshilfe,

I  �als kommunale Projekte und

I  �im Rahmen von privat-gewerblichen Anbietern (nachgeordnete Bedeutung in Kom-

munen).

Die meisten familienorientierten Dienstleistungen werden hier im Bereich der Kinder-

betreuung (32 %) und haushaltsnahen Dienstleistungen (35 %) erbracht. Die „ergänzende 

Pflege“ ist weniger stark vertreten (12 %). Die Beschäftigungsstruktur zeichnet sich durch 

einen Mix von sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und bürgerschaftlichem 

Engagement aus.66 Es wird vermutet, dass die große Bedeutung des Engagements mone-

tär begründet ist und weil es den zeitlichen Umfang familienunterstützender Leistungen 

erweitert. Das Engagement gilt als eine wesentliche Rahmenbedingung, die zur kommu-

nalen Implementierung der familienunterstützenden Leistungen notwendig ist.

Da das Engagement in erheblichem Maße zur Realisierung familienunterstützender 

Leistungen beiträgt, ist seine Förderung und Anerkennung sehr wichtig. Ein gesicherter 

Finanzierungsrahmen, der über eine Modell- und Projektförderung hinausreicht, sowie 

der politische Wille, familiale Bedarfe ernst zu nehmen, sind aus kommunaler Sicht Vor-

aussetzung dafür, familienunterstützende Leistungen und das damit einhergehende 

Engagement längerfristig zu erhalten.

Neben den aufgezeigten Organisationsformen, in denen sich ein Engagement für Famili-

en und hier vor allem für Familien mit Kindern vollzieht, spielen die Wohlfahrtsverbände 

und ihre Einrichtungen und Dienste sowie allgemein die Kindertageseinrichtungen als 

Engagementgelegenheiten eine besondere Rolle.

Wohlfahrtsverbände
Ein Engagement für Familien und Kinder findet im Rahmen der großen Wohlfahrtsver-

bände (AWO, DRK, Caritas, Diakonie, Paritätischer, ZWST) in unterschiedlichen Organisa-

tionsformen statt.67 Neben den Einrichtungen der Familien- und Jugendhilfe, den Mehr-

66  ��Aufgrund der außerordentlichen Bedeutung des Engagements an den familienunterstützenden „Dienstleis-
tungen“ wird im Folgenden auf den Zusatz „Dienst“ verzichtet und stattdessen von „Leistungen“ gespro-
chen.

67  �Auf das Engagement in sozialen Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege wurde allgemein in Abschnitt 
2.3.6 eingegangen.
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generationenhäusern sowie den Freiwilligendiensten, die oftmals in frei-gemeinnütziger 

Trägerschaft eines Wohlfahrtsverbandes liegen, gehören auch die Selbsthilfegruppen in 

Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege dazu, die im Familien- und Jugendbereich tätig 

sind. In der Jugendhilfe (z. B. Jugendherbergen, Heime, Tageseinrichtungen, Beratungs-

stellen, ambulante Dienste) sind die frei-gemeinnützigen Träger führend: Im Jahre 2003 

stellten sie hier rund 48 % der gesamten Einrichtungen (vgl. BAGFW 2004). Die Jugendhil-

fe ist mit 36.404 Einrichtungen (2004) der größte Arbeitsbereich und in den letzten Jahren 

kontinuierlich gewachsen. Auf das Engagement in einzelnen Einrichtungsformen wird in 

den folgenden Abschnitten näher eingegangen.

Zum Engagement in den Einrichtungen der Familienhilfe liegen keine differenzierten 

Angaben vor; sie zählt mit 7.646 Einrichtungen und Diensten zu den kleineren Arbeitsbe-

reichen der Freien Wohlfahrtspflege. Bei der Familienhilfe (z. B. Erholung, Bildungs- und 

Freizeitangebote, Beratung, ambulante Dienste) ist im Zeitraum 2000–2004 die Zahl der 

Einrichtungen und Dienste rückläufig: –22 % im stationären Bereich und –19 % bei den 

Beratungsstellen und ambulanten Diensten (BAGFW 2004: 12). Nach Expertenmeinung 

stellt die individuelle Familienhilfe (z. B. Hilfen im Haushalt) kein attraktives Feld für 

Engagierte dar. So bestehen bei der konkreten Arbeit in Familien kaum Möglichkeiten 

der Vernetzung mit anderen Engagierten oder Betroffenen, was die Gefahr einer Verein-

zelung der Engagierten nach sich ziehen kann. Verschiedenen Untersuchungen zufolge 

hat das Motiv „andere Menschen kennenlernen“ oder mit anderen Menschen zusammen-

zukommen einen hohen Stellenwert bei den Engagierten. Die Schaffung von Möglichkei-

ten zur Vernetzung der Engagierten untereinander im Bereich der individuellen Famili-

enhilfe kann folglich als eine der wesentlichen Voraussetzungen gesehen werden, um die 

Engagementbereitschaft hier zu verstärken.

Mehrgenerationenhäuser
Dem demografischen Wandel begegnet die Bundesregierung mit dem Aktionspro-

gramm Mehrgenerationenhäuser. Bedingt durch den Rückgang der Geburtenzahlen, die 

wachsende Lebenserwartung bzw. steigende Anzahl älterer Menschen, das Verschwin-

den der Großfamilie sowie die Auflösung traditioneller sozialer Netze in der Gemeinde 

oder der Nachbarschaft ist etwas früher Selbstverständliches verloren gegangen: die 

gegenseitige Hilfe und die Weitergabe von Erfahrungen von Alt zu Jung. Dem will die 

Bundesregierung mit der bundesweiten Einrichtung von 500 Mehrgenerationenhäusern 

entgegenwirken. Diese sollen eine flächendeckende Infrastruktur für alle Lebensalter 

bilden und verbinden dafür bürgerschaftliches Engagement, Selbsthilfe und professio-

nelle Unterstützung (vgl. BMFSFJ 2006b, 2008).

Im Einzelnen sind die Mehrgenerationenhäuser darauf ausgerichtet,

I  �Möglichkeiten des Voneinanderlernens und der gegenseitigen Unterstützung zu schaffen,

I  �Nachbarschaftsstrukturen zu fördern,

I  �bestehende Angebote und Strukturen einzubinden und

I  �gesellschaftliche und wirtschaftliche Kompetenzen zu unterstützen.
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Sie bieten einen Rahmen für Fürsorge und Beziehungen zu anderen, indem ein Miteinan-

der der Generationen ermöglicht wird. Mehrgenerationenhäuser sind Einrichtungen mit 

verschiedenen Ursprüngen und Angeboten: Manche von ihnen sind aus Familienzentren 

entstanden, andere aus Kirchengemeinden und Bürgertreffs; wieder andere sind neu 

geschaffen worden.

Entsprechend den unterschiedlichen Profilen ist die Angebotsstruktur der Mehrgenerati-

onenhäuser breit gefächert. So erbringt jedes Haus durchschnittlich 23 Angebote; mit 

knapp einem Drittel (27 %) sind Angebote aus dem Bereich Lernen, Bildung und Förde-

rung sowie offene Begegnungsangebote mit knapp einem Viertel (24 %) mit Abstand am 

häufigsten vertreten. Viele Mehrgenerationenhäuser sind zudem im Sport-, Kultur- und 

Freizeitbereich aktiv. Jedes fünfte Angebot ist im Bereich haushaltsnaher Dienstleistun-

gen angesiedelt, die Familien den Alltag erleichtern sollen. Die Schwerpunkte in diesem 

Bereich liegen auf Betreuungsangeboten für Kinder und für ältere, meist pflegebedürfti-

ge Menschen (50 %) sowie auf Essensangeboten (20 %).

Über 40 % der Mehrgenerationenhäuser sehen ihre Hauptaufgabe darin, Familien zu 

unterstützen. Um ihre Arbeit wirkungsvoll auszuführen, sind sie lokal angebunden und 

vernetzt mit Kindergärten, Kirchen und Unternehmen vor Ort. Ihre Leistungen werden 

als ergänzende Dienste zu öffentlichen und anderen Unterstützungsformen gewertet.

Mit dem Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser stärkt die Bundesregierung das 

bürgerschaftliche Engagement in besonderem Maße. Dieses bis 2012 angelegte Pro-

gramm hat erstmals gezielt die Einbeziehung von freiwillig Engagierten auf Augenhöhe 

zu einem Förderkriterium bei der Ausschreibung gemacht. Mehrgenerationenhäuser 

sollen so zu Vorbildern für die Einbindung von freiwillig Engagierten werden.

Die Wirkungsforschung zum Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser des BMFSFJ 

belegt, dass sie in hohem Maße bürgerschaftliches Engagement erschließen. Die größte 

Personalgruppe in diesen Häusern sind Freiwillige (61 %), die ein Viertel der erbrachten 

Arbeitsstunden leisten. Ihre enge Bindung an die Mehrgenerationenhäuser wird durch 

ihr regelmäßiges Engagement deutlich: Etwa zwei Drittel von ihnen engagieren sich min-

destens einmal pro Woche.

Das Engagement unterscheidet sich in Abhängigkeit zum Typ des jeweiligen Mehrgene-

rationenhauses. Vor allem in aktivitätsorientierten Häusern (z. B. in den Bereichen Sport 

und Kultur) arbeiten Freiwillige. Diese Häuser haben oft eine lange Tradition und verfü-

gen über umfangreiche Erfahrungen, was die Einbindung von Freiwilligen erleichtert.

Demgegenüber werden begegnungsorientierte und serviceorientierte Häuser stärker 

durch die Arbeit von Selbstständigen und Festangestellten geprägt. Die Mitwirkung von 

Freiwilligen ist hier zwar ebenfalls zentral, spielt aber in den serviceorientierten Häusern, 

deren Schwerpunktsetzung im Angebot haushaltsnaher Dienstleistungen und Kinderbe-

treuung liegt, eine untergeordnete Rolle. Engagierte sind hier neben den Festangestell-

ten und Selbstständigen mit einem Anteil von 48 % weniger als in anderen Häusern tätig. 

Dies ist vor allem darin begründet, dass Betreuungsangebote und haushaltsnahe Dienst-
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leistungen traditionell meist von Fachkräften erbracht werden, um deren Qualität und 

Regelmäßigkeit sicherzustellen. So wird erwartet, dass das Personal im Betreuungsbe-

reich über eine einschlägige (pädagogische) Qualifizierung verfügt. Ebenso werden 

Dienstleistungsangebote im Haushaltsbereich (z. B. Wäsche- oder Reparaturservice) 

mehrheitlich durch professionelle Kräfte erbracht, weil es sich um marktwirtschaftlich 

orientierte Dienstleistungen handelt, die langfristig für die Anbieter rentabel sein sollen. 

Auch wenn Freiwillige hier unterstützend einbezogen werden können, sind Angebote 

wie Vorlesen, Begleiten und Beraten besser für freiwilliges Engagement geeignet und 

werden auch unentgeltlich oder lediglich mit einer kleinen Aufwandsentschädigung 

erbracht. Ungeklärt ist, inwieweit die vorliegenden Bedarfe im Haushalts- und Betreu-

ungsbereich abgedeckt werden.

Die Freiwilligen wirken, über alle Typen von Mehrgenerationenhäuser verteilt, zu einem 

überwiegenden Teil an den hausinternen Angeboten mit, z. B. im Bereich Sport, Bildung, 

Betreuung (70 %). Dabei sind es vor allem die Erwachsenen im mittleren (30–50 Jahre) und 

höheren (50–65 Jahre) Alter, die sich besonders häufig engagieren (62 %). Sie sind gleich-

zeitig auch die größten Nutznießer der angebotenen Leistungen. Sozialstrukturelle 

Unterschiede werden dabei nicht vermutet. Sowohl jüngere als auch ältere Altersgrup-

pen sind allerdings weniger stark in die Mehrgenerationenhäuser eingebunden. Es ist 

jedoch nicht davon auszugehen, dass ihre Bedarfslage, z. B. im Pflegebereich, weitaus 

geringfügiger ausfällt.

Vor dem Hintergrund, dass sich die Hälfte der Besucher durch die Leistungen der Mehr-

generationenhäuser entlastet fühlt, diese als größte Innovations- und Experimentier-

plattform für bürgerschaftliches Engagement angesehen werden und Kommunen durch 

die Aufwertung von Nachbarschaftsstrukturen profitieren, sind die vorhandenen Förder-

strukturen zu überprüfen. Sowohl auf staatlicher als auch auf zivilgesellschaftlicher 

Ebene ist zu klären, inwiefern Grundstrukturen finanziert werden müssen und ob Gelder 

weniger zweckgebunden und stärker bedarfsorientiert zu verteilen sind.

Lokale Bündnisse
Mit den Lokalen Bündnissen für Familie (LBFF) wurden Zusammenschlüsse verschiedener 

gesellschaftlicher Akteure aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 

geschaffen, die die Lebens- und Arbeitsbedingungen für Familien vor Ort durch konkrete 

Projekte verbessern und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen sollen. Das 

zentrale Kapital der Kooperation besteht in der Bereitschaft zur Zusammenarbeit und in 

den speziellen Kompetenzen der Beteiligten. Dabei arbeiten in nahezu allen Lokalen 

Bündnissen (93 %) zivilgesellschaftliche Organisationen mit, z. B. Familienverbände, famili-

enorientierte Einrichtungen und Kirchen. Bereits der Siebte Familienbericht hebt die 

Bedeutung der Bündnisse für eine den lokalen Bezug aufnehmende Familienpolitik her-

vor und verweist auf den positiven Input für eine nachhaltige familienbewusste Zeitpoli-

tik. Die Bündnisse werden als eine moderne Form des familienpolitischen Engagements 

verstanden, in der verschiedene Handlungsfelder aufgegriffen werden (vgl. Abb. 3.4-3).



Seite 115 Kapitel III.

Abbildung 3.4-3: Handlungsfelder von Bündnissen

Quelle: eigene Abbildung auf Basis der Angaben nach Schaarschmidt (2007).

Die derzeit 563 Bündnisse sollen konkrete Bedürfnisse von Familien aufgreifen und  

regionale Lösungsansätze entwickeln. Das bürgerschaftliche Engagement spielt bei den 

Zielen, die die Lokalen Bündnisse verfolgen, eine besondere Rolle: Es wird in einem Netz-

werk initiiert, gefördert und ausgebaut. Für ein Drittel der Bündnisse ist die Aktivierung 

von bürgerschaftlichem Engagement ein Querschnittsziel (vgl. Deutscher Gewerkschafts-

bund 2005). Eine repräsentative Befragung des Deutschen Jugendinstituts von 69 Loka-

len Bündnissen zeigt, dass die Zusammenschlüsse eine Plattform für Bürgerinnen und 

Bürger darstellen, sich in familialen Angelegenheiten freiwillig zu engagieren (vgl. Heit-

kötter/Schröder 2006). Bevorzugte Handlungsfelder waren zum Untersuchungszeitpunkt 

bedarfsgerechte Kinderbetreuung (72,5 %), Beratung und Informationen für Familien 

(69,6 %) sowie die Vereinbarkeit von Familie und Arbeitswelt (66,6 %). Nach Angaben des 

BMFSFJ zählen heute zu den bevorzugten Handlungsfeldern im Rahmen der Lokalen 

Bündnisse Vereinbarkeit von Familie und Beruf (70 %), bedarfsgerechte Kinderbetreuung 

(67 %) und familienfreundliches Lebensumfeld (64 %).

Am Beispiel einzelner Modellprojekte in Hanau, Jena und Rügen, die zur Stärkung der 

Lokalen Bündnisse initiiert wurden, wird deutlich, wie das freiwillige Engagement von 

Privatpersonen Vereinbarkeitsprobleme erleichtert (vgl. BMFSFJ 2007): Freiwillige entlas-

ten hier Eltern und Pflegende. 

Weitere Analysen, die die Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements in Lokalen 

Bündnissen repräsentativ nachweisen, stehen noch aus.

Die Verbindung von bürgerschaftlichem Engagement und Familienbündnissen ist kein 

Selbstläufer, der für die Kommunen unbegrenzt zur Verfügung steht. Es bedarf einer 

aktiven Einbeziehung und Wertschätzung aller Freiwilligen durch die jeweiligen Träger. 

Einrichtungen der lokalen Infrastrukturförderung müssen die Bündnisse strategisch 

stärker in ihrer Arbeit berücksichtigen.

Generations
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Kindertageseinrichtungen und Einrichtungen  
der Kinder- und Jugendarbeit

Kindertageseinrichtungen und die Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit in öffent-

licher und freier Trägerschaft sind ein weiterer wichtiger organisatorischer Rahmen für 

familienunterstützendes Engagement.

In den Tageseinrichtungen für Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren liegt in einem 

umfangreichen Maße freiwilliges Engagement von Eltern und Großeltern vor (vgl. DJI 

2006: 14ff.). Obgleich es zur Kultur der Einrichtungen gehört, dass sich Eltern mit unter-

schiedlichen Aktivitäten engagieren, werden diese kaum öffentlich wahrgenommen und 

nicht als ehrenamtliches Engagement bewertet. Es fehlt demzufolge an einer systemati-

schen Bestandsaufnahme in diesem Handlungsfeld. Die ehrenamtliche Mitarbeit in 

Kindertagesstätten ist – außer im Land Brandenburg – nicht ausdrücklich in den Kinder-

gartengesetzen enthalten. Eine indirekte Erwähnung im Zusammenhang mit der Perso-

nalausstattung birgt wiederum die Gefahr, den Einsatz von Engagierten vordergründig 

unter Einsparungsgesichtspunkten zu sehen.

Zu den Kooperationsformen zwischen Freiwilligenarbeit und Kindertagesbetreuung 

zählen die Elternvertretung und die Elternmitarbeit, Ehrenämter bei kirchlichen Trägern 

und Erziehungspatenschaften, Elternvereine sowie Elterninitativen und Mütterzentren.

Die verschiedenen Potenziale des freiwilligen Einsatzes von Müttern und Vätern zeigen 

sich beispielsweise im Einbringen von handwerklichen Tätigkeiten, durch die Mitwir-

kung bei Festen und Veranstaltungen, die Teilnahme im Kindergartenbeirat oder auch 

durch Betreuungs- und Bildungsleistungen.68 Es wird davon ausgegangen, dass die Enga-

gierten zusätzliche Kompetenzen in die Einrichtungen bringen, wie es etwa im Rahmen 

der Sprachförderung durch Vorlesestunden geschieht. Projekte zur Mitarbeit von Freiwil-

ligen in Einrichtungen für Kleinkinder werden in der Regel nicht durch die Kindertages-

einrichtungen selbst initiiert (vgl. Institut für Soziale und Kulturelle Arbeit 2006: 27). 

Zumeist sind es Trägerverbände und vor allem die Einrichtungen der Freiwilligenarbeit, 

die die Modelle anregen und zur Umsetzung beitragen. Engagierte werden in Kindergär-

ten durch vorhandene Kontakte über Eltern, Nachbarn oder Freunde hereingeholt.

Allerdings stehen diesem Potenzial grundlegende Konflikte gegenüber. Jampert et al. 

(2003) weisen z. B. darauf hin, dass hinsichtlich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

beispielsweise Elterndienst/Elternarbeit eher kontraproduktiv sein kann. Eine freiwillige 

Verpflichtung von bis zu drei Werktagen pro Monat lässt sich nicht von jeder/-m in das 

vorhandene Zeitgefüge einbauen. Das Zusammenspiel von Familie, Beruf und Engage-

ment stößt hier an seine Grenzen.

Des Weiteren gibt es Auseinandersetzungen um die Professionalität der Engagierten im 

pädagogischen Bereich. Vor allem in den Kindertageseinrichtungen in öffentlicher Trä-

gerschaft stößt das Engagement deshalb häufig auf Skepsis und Konkurrenzdenken 

68  �In einer Elternbefragung in Rosenheim wurde ermittelt, dass rund 15 %, d. h. jede sechste Mutter, im Kinder-
garten engagiert ist. Demgegenüber gaben 53 % als einen Hinderungsgrund für ihr kinderbezogenes 
Engagement die fehlende Zeit an (vgl. Hilpert 2001).)
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seitens der dort beschäftigten Fachkräfte. Wenn es darum geht, das freiwillige Engage-

ment in die pädagogische Arbeit zu integrieren, ergeben sich auch in den Einrichtungen 

in freier Trägerschaft Konflikte. Aufgrund ihrer Struktur blicken diese jedoch bezüglich 

der Zusammenarbeit mit Freiwilligen häufig auf andere Erfahrungen zurück (vgl. 

Abschnitt 3.4.2). Deshalb sind entsprechende Rahmenbedingungen erforderlich, die das 

Verhältnis von Ehrenamtlichen und Fachkräften stärken. Es müssen Verantwortlichkei-

ten festgelegt sowie Fortbildungen und Ressourcen angeboten werden, die die Fachkräf-

te im Management der Freiwilligen entlasten.

Der Anteil der Kindertageseinrichtungen in freier Trägerschaft und der darin enthaltenen 

Plätze ist im Vergleich zu den Kindertageseinrichtungen in öffentlicher Trägerschaft 

zwischen den Jahren 1994 und 2006 kontinuierlich gestiegen69 (vgl. Abb. 3.4-1a und 3.4-1b). 

Sowohl die Einrichtungen als auch die hier vorhandenen Plätze dominieren im Zeitver-

lauf gegenüber den öffentlichen Einrichtungen (vgl. Kolvenbach et al. 2004; Statistisches 

Bundesamt 2007b).70 Während es im Jahre 1994 erst 21.515 Kinderbetreuungseinrichtun-

gen in freier Trägerschaft mit 1.401.994 Plätzen gab, waren es 2006 bereits 28.206 Einrich-

tungen mit 1.892.636 Plätzen.

Deutliche Unterschiede sind in Bezug auf die Trägerstrukturen in Ost und West festzustel-

len: Die Dominanz der freien Träger, insbesondere der kirchlichen, in Westdeutschland 

hat in Ostdeutschland keine Entsprechung.

Der Zwölfte Kinder- und Jugendbericht (2006) weist darauf hin, dass die freien Träger der 

Kinder- und Jugendarbeit familienunterstützende Leistungen auch in Form von Bildungs- 

und Freizeitaktivitäten erbringen (vgl. BMFSFJ 2006a: 148ff.). Es handelt sich hier um 

Aktivitäten, die von bürgerschaftlich Engagierten geleistet werden. Dabei ist zwischen 

der traditionsreichen Form der ehrenamtlich organisierten Jugendarbeit in den Jugend-

verbänden und dem Netz der beruflich organisierten Jugendarbeit zu unterscheiden. 

Kennzeichnend für Projekte, die sich ehrenamtlich organisieren, sind die Freiwilligkeit 

und die Mitwirkungsbereitschaft von Eltern und Jugendlichen. Beispielhaft hierfür sind 

institutionell organisierte Lernangebote (z. B. Musik, Computer). Die starke Nachfrage 

nach außerschulischem Zusatzunterricht trifft wiederum auf ein breites Spektrum an 

Angeboten, die sich u. a. mit Problemen von Schulmüdigkeit und Schulverweigerung 

beschäftigen.

Aber auch im Bereich der Freizeitaktivitäten sind die freien Träger der Kinder- und Jugend-

arbeit hervorzuheben. Kinder ab fünf Jahren gehen in einem hohen Maße Aktivitäten in 

den unterschiedlichsten Vereinen nach; man spricht in diesem Zusammenhang von einer 

„etablierten Vereinskindheit“. Sport-, Musik- und Tanzvereine sowie Gruppierungen der 

69  �Neu ist die Ausweisung der Rechtsform der freien Träger in der amtlichen Statistik, derzufolge im Jahre 2006 
38,5 % der Kindertageseinrichtungen in freier Trägerschaft als gemeinnütziger Verein gemeldet waren. Im 
Zuge einer zunehmenden Ökonomisierung erfährt auch die gGmbH Zuspruch. Privat-gewerbliche Anbieter 
und betriebliche Einrichtungen hingegen haben keine größere Bedeutung.

70  �Verantwortlich hierfür ist die deutsche Förderpolitik, die sich nach dem Subsidiaritätsprinzip richtet. Wie im 
KJHG (§ 3) festgehalten ist, sind Kommunen demnach erst dann zu einem eigenen Angebot verpflichtet, 
wenn die freien Träger kein bedarfsgerechtes Angebot zur Verfügung stellen können. Demnach fördern die 
Kommunen die freien Träger vorrangig.
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sozialen Bewegungen71 stehen an erster Stelle. Die Kinder können hier nicht nur Nutznie-

ßer des Angebots sein, sondern gleichzeitig auch bürgerschaftlich Engagierte.

In der Kinder- und Jugendarbeit wird die Bedeutung von Verantwortungsübernahme 

und Engagement im Verband betont.

Freiwilligendienste
Eine spezielle Form des Engagements bieten die Freiwilligendienste. Es sind vor allem das 

Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) und rückblickend die Generationsübergreifenden Freiwilli-

gendienste (GüF) sowie die neuen Freiwilligendienste aller Generationen, deren Tätig-

keitsfelder auch im Bereich Familie angesiedelt sind bzw. waren (vgl. Expertise zze/Stem-

mer).

Unterstützung im Bereich Fürsorge für Kinder leisten Engagierte im Rahmen des FSJ in 

den Bereichen Wohlfahrtspflege, Kinder- und Jugendhilfe und der außerschulischen 

Jugendbildung und Jugendarbeit. Zu den häufigsten Tätigkeiten zählen hier Anleitung 

und Betreuung (42 %)72 sowie die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen (36 %) (vgl. BMFSFJ

o. J.: 121ff.). Gemessen an den Einsatzstellen gehört die Kinder- und Jugendhilfe mit 2.169 

Plätzen zu den größten Bereichen.

Mit dem Generationsübergreifenden Freiwilligendienst (2005–2008) wurden zusätzliche 

Einsatzfelder erschlossen, um Familien und Kinder zu unterstützen. In der Begleitfor-

schung zum Modellprogramm ergab sich beispielsweise eine Beteiligungsrate unter den 

9.000 Freiwilligen von 26 % im Bereich Kinderbetreuung, 24 % im Bereich der Jugendar-

beit, 12 % im Bereich Unterstützung von Familien und 9 % im Bereich Soziale Stadtteilarbeit 

(Mehrfachnennung möglich; vgl. zze 2008).

Exemplarisch ist der Einsatz von Freiwilligen als „Familienassistenten“ durch einen Bre-

mer Jugendhilfeträger zu nennen, welche die professionellen Fachkräfte der sozialpäda-

gogischen Familienhilfe unterstützen (Hilfen bei der Haushaltsführung, Hilfe bei der 

Kinderbetreuung, Schulwegbegleitung). Ein anderes Beispiel sind die sozialräumlichen 

Unterstützungsnetzwerke für die Arbeit mit Familien im ländlichen Raum der Diakonie 

Sachsen, die überwiegend von ehrenamtlich getragenen Familienzentren organisiert 

werden. Hier engagieren sich Freiwillige z. B. bei der Hausaufgabenhilfe, bei Sport- und 

Freizeitaktivitäten oder durch die Vermittlung von Oma- und Opa-Patenschaften.

Selbsthilfe
Im Bereich der Familie ist Selbsthilfe eine unverzichtbare Form der gegenseitigen Unter-

stützung (vgl. DJI 1999; Gerzer-Sass 2003). Familienselbsthilfe ist einerseits als Reaktion 

auf gesellschaftliche Problemlagen zu verstehen, für die es keine oder noch keine ent-

sprechenden Lösungen gibt. Andererseits ist sie Ausdruck familialer Potenziale. Das 

Engagement von Familien hilft, hier Angebote für Familien zu schaffen, die über andere 

Bereiche (Staat, Markt) nicht oder nur unzureichend abgedeckt werden.

71	� Soziale Bewegungen sind seit den 1970er-Jahren Protestbewegungen, z. B. in den Bereichen Frauen, Ökolo-
gie, Frieden, die ihr Selbstverständnis aus der Erfahrung der enthumanisierenden und lebenszerstörenden 
Folgen des industriellen Wachstums beziehen (vgl. Brand 1982).

72	 Diese Angaben schließen die Betreuung von älteren Menschen mit ein.
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Zur Familienselbsthilfe werden u. a. die Elterninitiativen, die Mütterzentren/Familienzen-

tren/Vater-Mütterzentren, die Stieffamilienselbsthilfe und die freien Stillgruppen gezählt. 

Darüber hinaus gibt es Initiativen, die zu verschiedenen familienbezogenen Themen – 

von der Beziehungsabhängigkeit bis hin zur Zwangsadoption – arbeiten. Familienbezo-

gene Selbsthilfe kann auch im Rahmen von Elternmitarbeit im Kindergarten entstehen. 

Erzieherinnen und Erzieher haben hier die Möglichkeit, Kontakte zwischen Eltern zu 

fördern und zu gegenseitiger Unterstützung wie Nachbarschafts- und Familienselbsthilfe 

und zu sozialen Netzwerken anzuregen.

Eine Untersuchung zum Familienbezug von Selbsthilfegruppen aus dem Jahr 2004 weist 

auf eine ausgeprägte Familienorientierung hin (vgl. Möller 2005): 40 % der untersuchten 

Gruppen greifen in einem erheblichen Umfang familienrelevante Fragen auf. Der Famili-

enbezug wird als ein wichtiger Entlastungsmechanismus für Familien gewertet. Es sind 

aber nicht nur soziale Themenbereiche, die von den Gruppen aufgenommen werden, 

sondern auch Fragen zu Erkrankungen und Behinderungen sowie psycho-soziale Proble-

me. Spezielle Angebote für Familien, die als Unterstützungsformen angesehen werden 

können, sind z. B. Freizeitangebote für Familien, Hilfen im Alltag, Kinderbetreuung, 

Jugendarbeit sowie Kranken- und Hausbesuche. Die Leistungen stehen auch Nichtmit-

gliedern zur Verfügung. Zu einem überwiegenden Anteil (86,4 %) haben die befragten 

Organisationen den gemeinnützigen Verein als Organisationsform gewählt.

Im internationalen Vergleich nimmt die familiale Selbsthilfe unterschiedliche Funktio-

nen wahr (vgl. Notz 2006). So leisten z. B. Selbsthilfegruppen in Schweden, einem Land 

mit relativ gut ausgebauten Kinderbetreuungsmöglichkeiten, im Schwerpunkt Lobby-

arbeit (z. B. für Kinderrechte).

Am Beispiel der Elterninitiativen im Bereich der Kinderbetreuung wird deutlich, dass die 

hier stattfindende Form von Selbsthilfe, Freiwilligkeit und bürgerschaftlichem Engage-

ment nicht an Bedeutung verloren hat. Zwischen 1994 und 2008 ist bei den Elterninitia

tiven ein kontinuierlicher Anstieg von 3.005 auf 4.362 Initiativen zu verzeichnen (vgl. 

oben Abb. 3.4-1a). Elterninitativen sind vor allem in den alten Bundesländern stark vertre-

ten (3.576).

Heute werden durch Elterninitiativen im Betreuungsbereich 9 % der Tageseinrichtungen 

gestellt (1994: 6 %). Hier werden auch Personen und/oder Gruppen aufgenommen, für die 

kein ausreichendes öffentliches Betreuungsangebot vorliegt, oder es werden Betreuungs-

zeiten angeboten, in denen Betreuungslücken bestehen. Gleichzeitig verhelfen sie zur 

Bildung von Nachbarschaftsstrukturen und sozialen Netzwerken. Allerdings ist auf 

sozialstrukturelle Unterschiede im Rahmen der Familienselbsthilfe hinzuweisen. Häufig 

haben Selbsthilfegruppen ihren Ursprung in sozial und wirtschaftlich privilegierten 

Familien, woraus sich tendenziell ein Ausschluss der von Armut betroffenen Familien 

ergeben kann.

Einige Formen der Selbsthilfe sind in einem geringeren Maße formalisiert. Fasst man die 

Angaben aus dem Freiwilligensurvey 2004 zu den gering formalisierten Organisationsfor-

men Selbsthilfe (1 %), Initiative oder Projekt (4 %), sonstige selbstorganisierte Gruppe (6 %) 
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und Sonstiges (4 %) zusammen, erhält man den beachtlichen Wert von 15 % am Gesamt-

engagement (BMFSFJ 2005a: 126), das sich in diesem Bereich vollzieht. Wie eigene Berech-

nungen zeigen, engagieren sich über diese Organisationsformen die meisten im Bereich 

Schule und Kindergarten (24,4 %), gefolgt vom sozialen Bereich mit 14,4 %. Familienbezoge-

nes Engagement realisiert sich also stärker in schwächer strukturierten oder sogar organi-

sationsungebundenen Formen.

Unternehmen
Unternehmen stellen ein wichtiges und wachsendes Potenzial für das Engagement im 

Bereich der familiennahen Dienstleistungen und der Familien dar. Hier lassen sich zwei 

Perspektiven ausmachen, die mehr oder minder mit der Unterscheidung zwischen Cor-

porate Citizenship (CC) und Corporate Social Responsibility (CSR) zusammenfallen (vgl. 

Abschnitt 4.5). Der Begriff CSR bezieht sich auf die Ausgestaltung betrieblicher Prozesse 

und Strukturen, die über die gesetzlichen Erfordernisse hinausreichen. In dieser Dimensi-

on handelt es sich um Maßnahmen, die nach innen gerichtet sind, die beispielsweise 

Mitarbeiter, die Produkte und den Produktionsprozess betreffen. Mit CSR werden das 

darüber hinausgehende gesellschaftliche Engagement des Unternehmens und die Bezie-

hung zu seinem Umfeld bezeichnet. Beide Dimensionen gehören zusammen, denn „ein 

gesellschaftlich engagiertes Unternehmen kann nur dann mit gesellschaftlicher Akzep-

tanz rechnen, wenn es sich sowohl innerhalb als auch außerhalb seiner Betriebe enga-

giert“ (Backhaus-Maul et al. 2008: 20).

Die nach innen gerichteten Maßnahmen konzentrieren sich auf das Thema Personalent-

wicklung und sind sehr stark mit unternehmerischen Eigeninteressen verbunden. Nach 

außen gerichtete Maßnahmen hingegen beziehen die Stakeholder des Unternehmens 

aus dem lokalen und regionalen Umfeld in das unternehmerische Handeln ein und sind 

damit Teil der gesellschaftlichen Verantwortungsübernahme von Unternehmen.

Die Frage der Vereinbarkeit von Beruf und Familie hat sich jenseits von CC inzwischen zu 

einem klassischen Thema der Personalpolitik entwickelt. Es ist eng mit den betriebswirt-

schaftlichen Interessen der Unternehmen verknüpft, hat aber meist noch den Status von 

freiwilligen Leistungen. Unternehmen sind am Arbeitskräftepotenzial der – vielfach gut 

ausgebildeten – Frauen interessiert und möchten sich möglichst familienfreundlich 

zeigen (vgl. Expertise Wagner). Das Ziel, Beruf und Familie besser vereinbaren zu können, 

wird von den Unternehmen mit unterschiedlichen Maßnahmen zu erreichen versucht. 

Denn Deutschland hat nach wie vor eine der niedrigsten Erwerbsbeteiligungen von 

Müttern.

Die Ziele, die sich Politik, Unternehmen und Gesellschaft gesetzt haben, sind vor allem 

mit einem besseren Angebot an Betreuungsmöglichkeiten und einer neuen Zeitpolitik zu 

erreichen. Die Bundesregierung hat mit Unterstützung der Wirtschaftsverbände und der 

Gewerkschaften das Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ gestartet. Ziel 

dieses Programms ist es, die Umsetzung einer familienbewussten Personalpolitik zu 

fördern und Familienfreundlichkeit zu einem Kennzeichen der deutschen Wirtschaft zu 

machen.
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Das Thema Vereinbarkeit hat in zeitpolitischer Hinsicht aber eine dritte Dimension. Eine 

moderne Zeitpolitik umfasst auch das Thema „Zeit für Engagement“. Damit steigen die 

Anforderungen, und es ist ein „Balanceakt hoch drei“ (Expertise Zimmer/Wolf) von den 

Beschäftigten zu vollziehen. Viele Unternehmen unterstützen ihre Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter inzwischen darin, die zeitlichen Anforderungen unter einen Hut zu bringen. 

Tradierte und bewährte Mittel sind Freistellungen, die meist nur im Bereich der politi-

schen Interessenvertretung und der Rettungsdienste gewährt werden. Einige Unterneh-

men unterstützen generell das Engagement der eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter auch mit einer bestimmten Anzahl von freien Tagen im Jahr.

Unternehmen engagieren sich für Familien und eine bessere Zeitpolitik auch in einer 

nach außen, auf das gesellschaftliche Umfeld gerichteten Perspektive. Hier überschreiten 

die Unternehmen die engeren personalpolitischen Interessen und sehen sich als Teil der 

Gesellschaft und der lokalen Gemeinschaft und Ökonomie. Studien (vgl. Expertise Braun) 

belegen, dass vor allem kleine und mittlere Unternehmen intensiv in lokale Netze einge-

bunden sind und es kaum ein Unternehmen gibt, das sich nicht in der einen oder anderen 

Form bei der Lösung gesellschaftlicher Probleme engagiert.

In den inzwischen 563 Lokalen Bündnissen für Familie engagieren sich Unternehmen 

und Unternehmensverbände gemeinsam für eine bessere Kinderbetreuung und für 

familienfreundliche Bedingungen in den Kommunen und Regionen. Flankiert werden 

die Lokalen Bündnisse durch das Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“, das 

das BMFSFJ zusammen mit dem DIHK betreibt, dem inzwischen ca. 2.200 Unternehmen 

als Mitglieder angehören.

Unternehmen und Stiftungen von Unternehmen unterstützen das Ziel einer fami

lienbewussten Gesellschaft und einer Zeitpolitik, in der es auch gelingt, die Ansprüche 

von Familie und Beruf zu vereinbaren, mit weiteren Aktivitäten. Das Unternehmen Meste-

macher will mit der jährlichen Preisverleihung „Spitzenvater des Jahres“ dazu beitragen, 

dass die Themen Vereinbarkeit und Betreuung auch die Männer betreffen.

Die Hertie-Stiftung hat das Audit „Beruf und Familie“ zu einem der führenden Zertifizie-

rungsinstrumente und als Qualitätssiegel für familienbewusste Personalpolitik entwi-

ckelt. Mit der gGmbH „berufundfamilie“ versucht die Stiftung eine moderne fami

lienbewusste Personalpolitik zu unterstützen. Im Juli hat die Robert Bosch Stiftung das 

bundesweite Programm „Unternehmen Familie – Innovation durch familienunterstüt-

zende Dienstleistungen“ gestartet. Die Bertelsmann Stiftung hat geholfen, das Portal 

„Mittelstand und Familie“ zu entwickeln, mit dem familienbewusste Personalpolitik 

mittelständischer Unternehmen unterstützt wird. Sie hat auch die Marktplatzmethode 

als neuen Ansatz der Anbahnung von Kooperationen zwischen Unternehmen und zivil-

gesellschaftlichen Organisationen eingeführt.73 Im Rahmen der lokalen „Marktplätze“ 

kommt es zu Kooperationen zwischen Unternehmen und sozialen Einrichtungen, bei 

denen es um die Lösung sozialer Probleme und den gesellschaftlichen Mehrwert geht.

73  ��Vgl. Placke (2009), www.gute-geschaefte.org/uploads/tx_jpdownloads/Artikel_MP-Methode_ 081114. pdf 
(Zugriff am 14. Mai 2009).
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Wichtig für die Lösung gesellschaftlicher Probleme und die Förderung einer fami

lienfreundlichen Gesellschaft ist es, dass die Engagementbereitschaft der Unternehmen, 

die bei kleinen und mittleren Unternehmen wenig strategisch und zielgerichtet erfolgt, 

noch stärker durch übergeordnete Projekte fokussiert wird. Vielfach ist es auch ein Pro-

zess der Bewusstseinsbildung bei den Unternehmen. Denn eine familien- und engage-

mentfreundliche Zeitpolitik führt in Richtung einer Lebensverlaufspolitik, die den Anfor-

derungen der Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft gerecht wird.

3.5  Pflege

3.5.1  Herausforderungen im Bereich Pflege

Ein wachsendes und bedeutsames Feld bürgerschaftlichen Engagements stellt die 

Betreuung und Begleitung älterer Menschen74 dar. In welchem Umfang ein pflegebezo-

genes Engagement für Tätigkeiten außerhalb des eigenen Familienverbandes vorhanden 

ist und inwiefern man darauf vertrauen kann, konnte bisher erst ansatzweise geklärt 

werden. Das Zusammenspiel von Pflege und Engagement ist jedoch erst kürzlich wieder 

im Rahmen der Pflegereform thematisiert worden (vgl. BMG 2008a; BBE-Newsletter 

2009). Die Förderung von Engagement und Selbsthilfe im Pflegebereich steht demnach 

im Blickpunkt politischer Aufmerksamkeit.

Senioren sind verschiedenen Untersuchungen zufolge eine wesentliche Zielgruppe des 

bürgerschaftlichen Engagements. Die für sie erbrachten Leistungen sind vor allem in den 

Bereichen Soziales, Gesundheit und Pflege zu finden. Daten des Engagementatlas zeigen, 

dass derzeit 18,8 % der Engagierten hier engagiert sind (vgl. Prognos/Generali 2009). Es ist 

anzunehmen, dass Familien entlastet werden, wenn auch pflegebedürftige Menschen 

von bürgerschaftlichem Engagement profitieren.

Nach den gesetzlichen Bestimmungen (§ 14 SGB XI) ist eine Person pflegebedürftig, wenn 

sie dauerhaft aufgrund einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder 

Behinderung die wiederkehrenden Aufgaben des Alltags wie Essen, Besorgungen oder 

Hygienetätigkeiten nur mit Unterstützung bewältigen kann.

Der Begriff der Pflegebedürftigkeit wird in der wissenschaftlichen und politischen Dis-

kussion als zu eng und einseitig physisch in Bezug auf Altersgebrechen kritisiert (vgl. 

Institut für Pflegewissenschaft der Universität Bielefeld 2007). Vor diesem Hintergrund 

wurden im Rahmen der Pflegereform 2008 Empfehlungen ausgesprochen, die darauf 

ausgerichtet waren, das vorliegende Pflegeverständnis um Elemente wie demenzielle 

Erkrankungen und um Einschränkungen kognitiver, d. h. beispielsweise kommunikativer 

Fähigkeiten und sozialer Teilhabe, zu erweitern.

Unterschiedliche gesellschaftliche und soziale Wandlungsprozesse wie die demografi-

sche Alterung der Bevölkerung, die Veränderung der Haushalts- und Lebensformen, die 

74  �Der folgende Abschnitt bezieht sich weitgehend auf die Pflege Älterer. Die Pflege von Menschen mit Behin-
derung ist nur implizit enthalten; sie bedarf einer gesonderten Betrachtung, die an dieser Stelle nicht 
möglich ist.
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steigende Frauenerwerbsquote oder ein verändertes Pflegeverständnis führen zu einem 

sich wandelnden Pflegebedarf und haben die Frage danach, wer die Pflege leistet und 

leisten kann, zu einem zentralen gesellschaftspolitischen Thema gemacht. Lösungen für 

die zukünftige Versorgung hilfs- und pflegebedürftiger Personen können nur im Zusam-

menwirken von professionellen, familialen, informellen, bürgerschaftlichen75 sowie sons-

tigen Hilfen gesucht werden.

Der folgende Abschnitt konzentriert sich auf Einflussfaktoren, die einen Wandel im 

Pflegebedarf zur Folge haben, und beschreibt Defizite und Bedarfe in der öffentlichen 

Pflege sowie Potenziale unterschiedlicher Engagementformen in diesem Bereich.

Demografischer Wandel
Die Bevölkerungsentwicklung ist sowohl in der Vergangenheit als auch in Zukunft stark 

vom Altersaufbau abhängig (vgl. Statistisches Bundesamt 2007a: 19ff.). Die Verteilung der 

Bevölkerung wird sich künftig zugunsten derjenigen im Alter von 65 Jahren und älter 

entwickeln. Von 15,9 Mio. Menschen mit einem Anteil von 19 % an der Gesamtbevölkerung 

soll sich diese Gruppe bis in das Jahr 2030 auf 22,1 Mio., d. h. auf einen Anteil von 29 %, 

erhöhen.

Gleichzeitig wird von einem Geburtendefizit ausgegangen, das eine sinkende Bevölke-

rungszahl von 82,4 Mio. im Jahre 2005 auf 77,2 Mio. im Jahre 2030 zur Folge hat. Die 

zunehmende Alterung der Gesellschaft wird als determinierende Größe für eine Erhö-

hung des Pflegebedarfs gesehen.

Veränderung der Haushalts- und Lebensformen  
sowie des Familienstandes im Alter

Haushalts- und Familienstrukturen verändern sich. Diese Entwicklung wird sich zukünf-

tig ebenfalls auf den Pflegebedarf und die damit verbundene Frage seiner Deckung aus-

wirken. Die Verfügbarkeit eines belastbaren familiären Unterstützungsnetzwerkes ist 

eine Grundvoraussetzung zur Aufrechterhaltung der Lebensführung im Privathaushalt 

(vgl. Schneekloth/Wahl 2005).76

Trendberechnungen belegen, dass die Haushaltsgröße in Deutschland immer kleiner 

wird (vgl. Statistisches Bundesamt 2007a: 26ff.). Im Jahre 2005 belief sich der Anteil von 

Einpersonenhaushalten auf 39 % und soll bis in das Jahr 2020 auf 41 % steigen. Auch eine 

Prognose des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung über Lebensformen von Men-

schen im Alter von 65 und mehr Jahren zeigt, dass neben den in Partnerschaft lebenden 

Frauen und Männern die zweithäufigste und anteilig stärker ansteigende Lebensform 

alleinlebend im Einpersonenhaushalt sein wird (vgl. BMFSFJ 2001: 219f.).77 Aufgrund einer 

sinkenden Alterssterblichkeit und einer höheren Lebenserwartung der Frauen sowie der 

nachrückenden Männer werden folglich immer mehr ältere Personen allein leben.78

75  �Mitverantwortlich für die bis jetzt statistisch unterbelichteten Zusammenhänge von Pflege und Engagement 
ist die im November 1999 erlassene amtliche Pflegestatistik-Verordnung, die nicht vom in § 109 SGB XI 
festgehaltenen Absatz 2 einer „jährlichen Erhebung über die Situation Pflegebedürftiger und ehrenamtlich 
Pflegender“ Gebrauch macht (vgl. Backes et al. 2008: 14).

76  Siehe hierzu ausführlicher: Abschnitt 3.5.3.1.
77  Ausgenommen sind Frauen ab 80 Jahren, deren häufigste Lebensform alleinlebend ist.
78  Auch Zweipersonenhaushalte nehmen anteilsmäßig von 34 % (2005) auf 36 % (2020) zu.



Seite 124 Kapitel III.

Haushaltsformen hängen wiederum eng mit Lebensformen und dem Familienstand 

zusammen, die Hinweise auf Pflegeressourcen als auch -bedarfe geben (vgl. Ziegler/

Doblhammer 2007). Es sind vor allem Personen, die verwitwet, ledig oder geschieden und 

zusätzlich kinderlos sind, die in besonderem Maße auf andere Unterstützungsformen als 

die familiären angewiesen sind. Hochrechnungen auf Basis des Mikrozensus aus dem Jahr 

2002 zur Entwicklung des Familienstandes im Jahre 2030 prognostizieren, dass ein Rück-

gang des Anteils an ehelichen und nichtehelichen Lebensgemeinschaften in der Alters-

gruppe der 60- bis 69-Jährigen (von 81 % auf 65 %) als auch bei den 80-Jährigen (von 37 % 

auf 30 %) und Älteren (von 11 % auf 2 %) zu erwarten ist (vgl. Häcker/Raffelhüschen 2006: 4).

Neben einem Rückgang an Paarbeziehungen hat die Diskussion um Kinderlosigkeit für 

den Bereich Pflege künftig einen wichtigen Stellenwert (vgl. auch Abschnitt 3.4.1). Auch 

wenn die meisten Frauen in Deutschland Kinder haben, bleiben vor allem jüngere Frau-

en vermehrt kinderlos (vgl. Statistisches Bundesamt 2007b: 28f.).79 Frauen, die zwischen 

1931 und 1941 geboren sind, sind zu 14 % kinderlos, jene, die zwischen 1952 und 1961 gebo-

ren sind, zu 22 %, und zwischen 1962 und 1971 geborene Frauen haben zu 23 % keine Kin-

der.80 Verschiedene Schätzansätze zeigen, dass Kinderlosigkeit in Deutschland und hier 

vor allem in Westdeutschland an Bedeutung gewinnt (vgl. Dorbritz/Ruckdeschel 2007: 

50ff.). Mit einem Anteil von 46 % wollen Kinderlose in Westdeutschland auch ohne Kin-

der bleiben.

Kinderlosigkeit wird als ein neuer individualistischer Wert gesehen, der nicht mehr 

ausschließlich als Problem wahrgenommen wird (vgl. Burkart 2007). Die steigende Kin-

derlosigkeit in Deutschland gewinnt auch im europäischen Vergleich an Gewicht, in dem 

Westdeutschland und die Schweiz den sich auf unterschiedliche Länder niederschlagen-

den Trend anführen.81 Es wird angenommen, dass Kinderlosigkeit in den allermeisten 

Fällen mit verschiedenen Entscheidungen und Ressourcen verbunden ist, die im Lebens-

verlauf getroffen werden.82 Eine politische Situation, die die Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie nicht ausreichend fördert, gleichzeitig jedoch die Orientierung der Frauen auf 

die Erwerbstätigkeit unterstützt, führt im Ergebnis zur zunehmenden Entscheidung 

gegen Kinder. Wie an späterer Stelle allerdings noch gezeigt wird, gehören Kinder mit zu 

den Hauptpflegepersonen. Sollten in Zukunft weiterhin immer weniger Kinder zur Welt 

kommen, stehen diese später als pflegende Personen nicht mehr zur Verfügung, was sich 

gravierend auf den Pflegebedarf auswirken würde.

79	� Weitere amtliche Angaben zum Ausmaß von Kinderlosigkeit sowie zu deren Entwicklung und Ursachen in 
Deutschland sind lückenhaft und unzuverlässig. Schätzungen, vor allem zur Gruppe der Akademikerinnen, 
beziehen sich auf die Geburtenstatistik und den Mikrozensus. Beide Erhebungen bilden aufgrund bestimm-
ter Erhebungsmerkmale aber nur einen Teil der kinderlosen Bevölkerung ab (vgl. Konietzka/Kreyenfeld 
2007).

80	� Die Kinderlosigkeit von jüngeren Jahrgängen muss ebenfalls geschätzt werden, da sie ihre reproduktive 
Phase noch nicht abgeschlossen haben.

81  �	� Schätzungen des Bundesinstituts für Bevölkerung ergeben, dass in Westdeutschland der Anstieg der Kinder
losigkeit mit dem Geburtenjahrgang 1935 anzusetzen ist. Hier lag der Anteil kinderloser Frauen bei ca. 7 %, 
wohingegen er bei dem Geburtenjahrgang 1965 schon bei ca. 27 % liegt (vgl. Schweden ca. 13 %, Spanien ca. 14 %, 
Rumänien ca. 12 %).

82	�� Einfluss haben hier u. a. der Stand der Ausbildung, die Einbindung in das Erwerbsleben, die Frage der Mobili-
tät, die Ausrichtung der privaten Lebensform sowie strukturelle und institutionelle Kontexte.
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Frauenerwerbsquote
Mit dem anhaltendem Trend einer zunehmenden Erwerbsbeteiligung von Frauen ist 

davon auszugehen, dass das künftige weibliche familiale Pflegepotenzial eher ab- als 

zunehmen wird. Sowohl bei pflege- als auch hilfsbedürftigen Personen sind die privaten 

Hauptpflegepersonen zu über 70 % weiblich und zu mindestens 62 % im erwerbsfähigen 

Alter (vgl. Infratest Sozialforschung 2002: 20). Gleichzeitig haben Frauen mit Kindern und 

Pflegeaufgaben deutliche Schwierigkeiten, die Bereiche Beruf und Familie zu verbinden 

(vgl. Deutsches Jugendinstitut e. V./Statistisches Bundesamt 2005: 278).

Hinsichtlich der Fragen der Pflege und des hierfür notwendigen Unterstützungsbedarfs 

stellen die aufgezeigten Entwicklungen und Tendenzen sowohl Risikogrößen als auch 

Herausforderungen dar, wenn davon auszugehen ist, dass nicht nur der Pflege-, sondern 

auch der Hilfebedarf bei älteren Menschen in Zukunft steigen wird. Erforderlich ist des-

halb eine Auseinandersetzung um das Potenzial verschiedener Akteure und Formen der 

Pflege.

3.5.2  Defizite und Bedarfe in der öffentlichen Pflege

In Deutschland liegen verschiedene Untersuchungen zur Pflegebedürftigkeit älterer 

Menschen vor. Hierzu zählen vor allem auch die Angaben aus der gesetzlichen Pflegever-

sicherung, die derzeit wegen ihres Pflegebedürftigkeitsbegriffs tendenziell zu einer 

Unterschätzung des Bedarfs kommt.

Ergebnisse der amtlichen Pflegestatistik belegen, dass die Pflegebedürftigkeit zwischen 

den Jahren 1999 und 2007 von 2 Mio. auf 2,2 Mio. leicht zugenommen hat (vgl. Tab. 3.5-1).

Prognosen gehen jedoch davon aus, dass die Anzahl der Pflegebedürftigen in den nächs-

ten 40 Jahren deutlich steigen wird (vgl. Schulz 2008; vgl. auch BMFSFJ 2001: 86ff.). Ver-

antwortlich hierfür ist vor allem die demografische Entwicklung. Allerdings hat auch die 

begriffliche Abgrenzung der Pflegebedürftigkeit Einfluss auf die Zahl der Pflegebedürfti-

gen. Berechnungen des SOEP zeigen, dass allein aufgrund einer Verschiebung der Bevöl-

kerungsstruktur die Zahl der Empfänger von Leistungen aus der Pflegekasse von heute 

rund 2 Mio. bis in das Jahr 2050 auf 4,6 Mio. steigen wird.

Dies schließt die Zunahme von Demenzerkrankungen ein, die für einen erhöhten Betreu-

ungsaufwand spricht. Hier kann zukünftig ein größeres Feld für bürgerschaftliches Enga-

gement entstehen.83 Heute leben in Deutschland ca. 1 Mio. Menschen mit Demenz. Schät-

zungen gehen davon aus, dass sich deren Zahl bis 2030 auf ca. 1,5 Mio. und bis 2050 auf 

über 2 Mio. erhöhen wird (BAGSO 2003).

83  ��Gegenwärtig ist bürgerschaftliches Engagement im Bereich der Betreuung demenzerkrankter älterer 
Menschen jedoch nur sehr selten anzutreffen. In der Stadt Frankfurt a. M. werden z. B. nur 15 ältere demenz-
erkrankte Personen über die Freiwilligenagentur von Freiwilligen betreut, dies allerdings in der Regel sehr 
zeitintensiv und zu festen Zeiten sowie häufig über viele Jahre hinweg (vgl. Expertise Klocke).
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Tabelle 3.5-1: Pflegebedarf in Deutschland

1999 2001 2003 2005 2007

Ambulante Pflege (P und E)*

Staatlich 7.881 (P) 
213 (E)

8.568 (P) 
204 (E)

7.869 (P) 
183 (E)

8.685 (P) 
193 (E)

9.932 (P) 
191 (E)

Marktwirtschaftlich 148.608 (P) 
5.504 (E)

164.790 (P) 
5.493 (E)

187.168 (P) 
5.849 (E)

202.464 (P) 
6.327 (E)

227.799 (P) 
6.903 (E)

Gemeinnützig 260.253 (P) 
5.103 (E)

259.541 (P) 
4.897 (E)

256.872 (P) 
4.587 (E)

258.506 (P) 
4.457 (E)

266.100 (P) 
4.435 (E)

Gesamt 411.160 (P) 
10.820 (E)

434.354 (P) 
10.594 (E)

445.998 (P) 
10.619 (E)

472.011 (P) 
10.977 (E)

507.276 (P) 
11.529 (E)

Voll- und teilstationäre Pflege (P und E)

Staatlich 64.500 (P) 
750 (E)

62.916 (P) 
749 (E)

58.968 (P) 
728 (E)

56.160 (P) 
702 (E)

48.895 (P) 
635 (E)

Marktwirtschaftlich 145.324 (P) 
3.092 (E)

164.300 (P) 
3.286 (E)

187.720 (P) 
3.610 (E)

210.622 (P) 
3.974 (E)

287.388 (P) 
4.322 (E)

Gemeinnützig 366.241 (P) 
5.017 (E)

374.490 (P) 
5.130 (E)

394.565 (P) 
5.405 (E)

408.108 (P) 
5.748 (E)

431.112 (P) 
6.072 (E)

Gesamt 573.211 (P) 
8.859 (E)

604.890 (P) 
9.165 (E)

643.038 (P) 
9.743 (E)

677.560 (P) 
10.424 (E)

705.856 (P) 
11.029 (E)

Pflegebedürftige in 
familiärer Pflege 1.027.591 1.000.736 986.520 980.425 1.033.286

Pflegebedürftige  
insgesamt 2.016.091 2.039.780 2.076.935 2.128.550 2.246.829

* P = Pflegeempfänger, E = Einrichtungen. 
Quellen: Statistisches Bundesamt (2001, 2003a, 2005, 2007d, 2008c); eigene Berechnungen.

Bei voraussichtlich gleichbleibenden Beiträgen zur Pflegeversicherung steht ein rechne-

risch voraussagbar steigender Bedarf einem sinkenden Pflege- und Unterstützungspo-

tenzial gegenüber (vgl. Blinkert/Klie 2004). Dass der Pflegebedarf in offiziellen Statistiken 

bis jetzt unterschätzt wird, zeigen auch Angaben zu den Hilfsbedürftigen in Deutschland, 

die hier nicht enthalten sind.84

Gegenwärtig werden rund 3 Mio. Hilfsbedürftige in Privathaushalten versorgt, die keine 

Leistungen aus der Pflegeversicherung beziehen, sondern fast ausschließlich durch Fami-

lienangehörige und andere informelle Pflegekräfte betreut werden. Laut Vorausberech-

nung wird sich deren Anzahl bis zum Jahr 2050 ebenfalls auf 4,7 Mio. erhöhen (vgl. Schulz 

2008; Schneekloth/Wahl 2005).

Berechnungen mit SHARE 2004 machen auch für Deutschland deutlich, dass ein Großteil 

der älteren Menschen mit geringfügigen Einschränkungen keine gesetzlichen Leistun-

gen erhält (vgl. Keck 2009). Unter den über 70-jährigen Personen, die in Privathaushalten 

leben und eine Einschränkung85 haben, erhalten 65,4 % unterstützende Hilfeleistungen, 

wovon allerdings nur 0,9 % der Leistungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung stam-

men. Die Leistungsanteile steigen mit der Anzahl der Beeinträchtigungen. Das heißt, dass 

Hilfebedürftigkeit häufig schon besteht, bevor staatliche Unterstützung einsetzt, und 

andere Ressourcen wie die familiale Unterstützung notwendig machen.

84   Die Ausweitung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs zählt diese zukünftig zu den Pflegebedürftigen.
85  Einschränkungen beziehen sich auf das Ankleiden, Bewegen, Waschen, Essen, Medikamente einnehmen etc.
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Die Pflegebedürftigen sind zumeist älter als 80 Jahre und weiblich (BMG 2008b: 17f.). Von 

denen, die zu Hause betreut werden, leben die meisten allein und sind verwitwet (43 %; 

vgl. Statistisches Bundesamt 2004a). Weiterhin ist wichtig, dass der Hilfebedarf der zu 

Hause Betreuten sich überwiegend auf die Bereiche Körperpflege (72,2 %) und hauswirt-

schaftliche Versorgung (79 %) (Mehrfachnennung möglich) richtet. Letztgenannter 

Bereich ist aufgrund seiner Beschaffenheit (weniger emotional, keine medizinischen 

Kenntnisse erforderlich) für ein Engagement im Pflegebereich in Zukunft von Bedeu-

tung.

Öffentliche, marktwirtschaftliche und gemeinnützige Einrichtungen reagieren auf den 

Pflegebedarf mit der Bereitstellung von ambulanten und stationären Pflegeplätzen. Im 

Jahre 2007 wurden insgesamt 1.213.132 Plätze zur Verfügung gestellt, wobei ein leichter 

Anstieg des Angebots über die Jahre verzeichnet werden konnte (vgl. Tab. 3.5-1). Im Ver-

gleich der Einrichtungsträger stellen die gemeinnützigen Organisationen in der ambu-

lanten und stationären Pflege den größten Anteil an Plätzen.86 Somit gibt es nur für die 

Hälfte der insgesamt rund 2 Mio. Pflegebedürftigen Plätze, die übrigen sind auf familiale 

und andere Unterstützungsformen angewiesen.

Unter der Annahme einer demografisch bedingten Abnahme der familiären Pflegekräfte, 

die sich bis 2050 aufgrund der Stagnation der Geburtenraten sowie anderer Einflüsse 

(z. B. wachsende Frauenerwerbsquote, neue Formen des Zusammenlebens) um etwa  

30 % verringern wird, sind andere Akteure gefragt, die zu einer Kompensation der Defizite 

beitragen (vgl. Blinkert/Klie 2004). Bei einer gleichzeitigen Zunahme der Menschen mit 

Pflegebedarf ist es vorerst fraglich, inwieweit informelle Netzwerke und ein pflegebezo-

genes Engagement den Anforderungen gewachsen sind, die sich künftig im Bereich 

Pflege stellen. Dennoch werden die verschiedenen Formen von freiwillig getragenem 

Engagement im Pflegebereich als eine Möglichkeit gesehen, die den Pflegebedarf zu 

decken hilft. Nach den Ergebnissen einer Repräsentativbefragung von Infratest Sozialfor-

schung und dem Deutschen Zentrum für Altersforschung nehmen bis jetzt rund 11 % der 

Pflegehaushalte freiwillig erbrachte Betreuungsleistungen stundenweise, z. B. in Form 

von Besuchsdiensten, in Anspruch (vgl. Schneekloth/Wahl 2005: 80).

3.5.3  Potenziale des Engagements

3.5.3.1 Familiales und informelles Engagegement

Familiales Engagement
Es gibt eine starke Präferenz, auch im Alter zu Hause leben zu wollen: Für 48 % der Auskunft 

gebenden Angehörigen und für 38 % der Pflegebedürftigen kommt es auf gar keinen Fall 

infrage, in ein Heim zu gehen (vgl. Infratest Sozialforschung 2003: 34). Unterschiedliche 

Studien belegen, dass Familien auch weiterhin eine wichtige soziale Ressource sind und 

ihrer Funktion der familialen Solidarität nachkommen. Wie bereits Tabelle 3.5-1 zeigte, 

wurde nach Angaben der amtlichen Pflegestatistik zwischen 1999 und 2007 die Hälfte, 

d. h. gut 1 Million der Pflegebedürftigen, ausschließlich von der Familie gepflegt.87 Von den 

86  �In der ambulanten Pflege ist das Angebot dabei leicht rückläufig, wohingegen es im stationären Bereich 
deutlich zugenommen hat.

87  �Das deutsche Pflegearrangement ergibt sich aus der Konzeption der Pflegeversicherung, die auf Basis der 
familialen Pflegebereitschaft kalkuliert ist bzw. auf dieser aufbaut (vgl. § 3 SGB XI).
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hilfebedürftigen Personen erhalten 75 % rein private Unterstützung. Familienangehörige 

sind also fester Bestandteil der Unterstützungsstruktur für ältere Menschen.

Innerhalb der Generationenbeziehungen fließen überwiegend instrumentelle Unterstüt-

zungsleistungen, z. B. Betreuung (vgl. Kohli et al. 1999; Kohli/Künemund 2005; Szydlik 

2004). Eine Altersverschiebung in Richtung der Hochbetagten bedeutet wiederum, dass 

auch viele Pflegeleistungen für Menschen im Alter von über 80 Jahren häufig nicht mehr 

von den eigenen Kindern erbracht werden, da sie selbst im Alter von 60+ Jahren körper-

lich überfordert sein können. Hier stellt sich die Frage, ob in Zukunft zunehmend die 

Enkelgeneration bei der Pflege der Großeltern eine größere Rolle spielen kann.

Auch international ausgerichtete Untersuchungen (z. B. SHARE) zeigen, dass der Anteil, 

den ausschließlich familiale Pflegeleistungen am Pflegearragement bereits im Jahre 2003 

hatten, in Deutschland mit 60,5 % besonders hoch war (vgl. Blome et al. 2008: 202ff.). 

Hierbei erhalten 55,9 % Pflege durch den Partner, 43,1 % werden von ihren Kindern 

gepflegt und 13,8 % von ihren Schwiegertöchtern (Mehrfachnennung möglich). Im Fünf-

ten Altenbericht (BMFSFJ 2005b: 292) wurde ebenso darauf hingewiesen, dass mit rück-

läufiger Tendenz Ehepartnerinnen und Ehepartner die größte Gruppe an Hauptflegeper-

sonen von pflegebedürftigen Menschen, die in Privathaushalten leben, darstellen. Ältere 

Menschen ab 50 Jahren pflegen in Deutschland zu 8,5 % ihre Angehörigen. Der Anteil der 

Pflege durch Ältere fällt im Vergleich zu anderen unbezahlten Tätigkeiten (Netzwerkakti-

vitäten, Ehrenamt) eher gering aus; mit zunehmenden Alter spielt er nur noch eine mar-

ginale Rolle (vgl. Expertise Erlinghagen). Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP bestä-

tigen den hohen Stellenwert familialer Pflege auch auf Grundlage einer anderen wie in 

SHARE verwandten Methodik. Im Jahre 2007 lag der Anteil verwandtschaftlicher Pflege 

bei der Befriedigung des gesamten Pflegebedarfs demnach mit leicht rückläufigem Trend 

immer noch bei rund 73 % (vgl. Abb. 3.5-1).

Abbildung 3.5-1: Anteil der Verwandten an der Befriedigung des Pflegebedarfs, in %
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Datenbasis: SOEP 24, gewichtet; eigene Berechnungen.

Innerhalb von Partnerschaften leisten Frauen wie Männer einen ausgeglichenen Beitrag 

zur Pflege (vgl. Blome et al. 2008). Darüber hinaus kommen in Deutschland auf einen 

pflegenden Sohn mehr als drei Pflege leistende Töchter, und unter den Ehepartnern der 

Kindergeneration sind es überwiegend die Schwiegertöchter, die die Pflege erbringen. 
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Der Umstand, dass pflegende Angehörige zumeist Frauen sind, macht auch an dieser 

Stelle deutlich, dass innerfamiliale Arbeiten auf geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung 

basieren.

Die Stabilität der Versorgungsstruktur im Bereich Pflege ergibt sich folglich aus der Soli-

daritätsbereitschaft primärer Netzwerke (Familie). Familiale Netzwerke bestimmen in 

einem erheblichen Umfang die Versorgungssituation pflegebedürftiger Personen. Die 

Chancen für eine häusliche Versorgung sind jedoch in einem hohen Maße sozial verteilt 

(vgl. Blinkert/Klie 2008). Günstig für eine häusliche Versorgung durch Angehörige sind 

u. a. ein niedriger Sozialstatus der Hauptpflegeperson, der Wohnsitz in einer ländlichen 

Region und ein stabiles Unterstützungsnetzwerk (vgl. Abb. 3.5-2).

Abbildung 3.5-2: Soziale/familiale Netzwerke im Stadt-Land-Vergleich, in %
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Quelle: Blinkert/Klie (2008).

Während Pflegebedürftige im ländlichen Bereich, die mit Angehörigen in einem Haus-

halt zusammenleben, 84 Stunden Betreuung in der Woche erfahren, erhalten Pflegebe-

dürftige in urbanen Umgebungen in einer prekären Netzwerksituation lediglich rund 

neun Stunden Betreuung und Pflege (vgl. Expertise zze/Klie).

Berechnungen des Alterssurveys zeigen, dass der Umfang der erhaltenen und geleisteten 

Unterstützung von der Art der Unterstützung – emotional, kognitiv, instrumentell, finan-

ziell – abhängt (vgl. Hoff 2006: 275f.). Personen zwischen 70 und 85 Jahren erfahren zu 

63 % Trost und Anteilnahme, geben sie aber zu 74,2 % weiter. Auf instrumentelle Hilfe 

können demgegenüber unter den 70- bis 85-Jährigen 36,3 % zurückgreifen, wohingegen 

nur 15,5 % diese Unterstützungsform bieten. Die Mitverantwortungsbereitschaft familia-

ler Pflege ist zwar ungebrochen – die Bereitschaft, alleine Sorge zu tragen, schwindet 

allerdings (vgl. Blinkert/Klie 2004). Veränderungen, die den familialen Personenkreis 

betreffen, lösen wiederum Veränderungen in Bezug auf das familiale Pflegepotenzial 

und den Pflegebedarf aus.88 Neben den aufgezeigten demografischen Entwicklungen 

(sinkende Fertilität und Geburtenzahlen), soziostrukturellen Trends (Veränderung der 

88  �Auch wenn der Wandel von Lebens- und Familienformen in Bezug auf das familiale Pflegepotenzial eher 
negative Szenarien hervorruft, birgt er ebenso positive Aspekte, die die Bedeutung der Familie stärken. 
Hierzu zählen die Verlängerung der Lebenszeit und damit die Möglichkeit, dass Partner sich länger gegen-
seitig pflegen.
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Haushalts- und Familienstruktur) und sozioökonomischen Wandlungsprozessen (stei-

gende Erwerbsbeteiligung der Frauen) kann ein Rückgang familialer Pflegepersonen 

auch aufgrund der schwierigen Situation von pflegenden Angehörigen nicht ausge-

schlossen werden. Die erlebten Belastungen von pflegenden Angehörigen, die sich vor 

allem auf den zeitlichen, emotionalen und körperlichen Bereich beziehen, werden ent-

sprechenden Untersuchungen zufolge als sehr hoch eingestuft (vgl. Schneekloth/Wahl 

2005: 41).

Die besondere Qualität privater Pflege liegt in der wechselseitigen Verbindlichkeit. Es 

geht weniger um die Selbstständigkeit der zu pflegenden Personen, was für die Ausrich-

tung Professioneller kennzeichnend ist, sondern vielmehr um die bloße Steigerung des 

Wohlbefindens. Zur Stabilisierung privater Pflegeverhältnisse besteht deshalb ein Bedarf 

u. a. an ergänzender Kurzzeitpflege, mobilitätsfördender Hilfsmittel und Notruf

systemen. Die Anerkennung des familialen Pflegepotenzials erfordert es, andere Unter-

stützungsnetzwerke, z. B. informelle, zu fördern, die diese ergänzen können.

Informelle Netzwerke
Nichtfamiliale informelle Netzwerke (Freunde, Bekannte, Nachbarn) bieten ebenfalls 

Unterstützung für ältere Menschen. Ihre Bedeutung für Lebenslage und Lebensqualität 

im Alter wird sich vor dem Hintergrund der aufgezeigten Entwicklungen und Defizite 

verstärken. Die Rolle von Nachbarn wird bereits im Sozialrecht betont, indem es der 

Pflegeversicherung zuspricht, dass diese mit ihren Leistungen vorrangig die häusliche 

Pflege und die durch Nachbarn unterstützen soll (vgl. § 3 SGB XI).

Die aktuelle Datenlage zu den Unterstützungsleistungen nichtfamilialer privater Netz-

werke im Pflegebereich ist als unzureichend einzustufen. Zum Umfang ihrer Unterstüt-

zungsleistungen gibt es nur wenige aktuelle und belastbare Daten.89 Die Angaben der 

Zeitbudgeterhebung im Modellprojekt „Pflegebudget“, in der rund 800 Haushalte unter-

sucht wurden, weisen aus, dass durch Nachbarn und Ehrenamtliche durchschnittlich 

etwa eine Stunde pro Woche Unterstützung erfolgt (vgl. Expertise zze/Klie). Aktuelle 

Analysen des Alterssurveys zeigen, dass der Anteil derer, die nichtverwandte Personen 

pflegen, über die Altersgruppen zunimmt (vgl. Künemund 2006b: 305). So betreuen von 

den 70- bis 85-jährigen Pflegenden 32 % eine Person, mit der sie nicht verwandt sind.

Im Fünften Altenbericht (BMFSFJ 2005b: 314) wird darauf verwiesen, dass 8 % der Haupt-

pflegepersonen aus nichtfamilialen Netzwerken stammen. Eigene Berechnungen auf 

Basis des SOEP belegen, dass der Anteil von Freunden, Bekannten und Nachbarn an der 

Deckung des Pflegebedarfs im Jahre 2007 bei 15,4 % liegt (vgl. Abb. 3.5-3). Bemerkenswert 

ist ihre im Zeitverlauf zwar schwankende, aber seit 2003 steigende Bedeutung bei einem 

gleichbleibenden Pflegeaufkommen.

89  �Rechercheergebnisse ergaben, dass u. a. im Familiensurvey und im Mikrozensus keine weiteren Daten zur 
Verfügung stehen. Im Freiwilligensurvey wird das informelle Engagement in Bezug auf Pflegeleistungen 
nicht explizit erfragt.
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Abbildung 3.5-3: Anteil der Freunde, Bekannten und Nachbarn an der Befriedigung des Pflegebedarfs 1, in %
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1  Mehrfachnennungen möglich; durch Aggregation verringern sich die Fallzahlen. 
Datenbasis: SOEP 24, gewichtet; eigene Berechnungen.

Nichtfamiliale informelle Netzwerke tragen selten die Hauptverantwortung für Pflege 

und Betreuung, ihre Leistungen haben jedoch eine unverzichtbare und zu fördernde 

Ergänzungsfunktion. Von ihnen können temporär Aufgaben übernommen werden, 

wenn z. B. Familien als Unterstützung ausfallen. Das Tätigkeitsspektrum kann dann von 

einem Apothekengang bis hin zu einer kurzfristigen Betreuung reichen.

Ein regelmäßiger Umgang mit Freunden und Nachbarn erhöht die Chance für Unterstüt-

zungspotenziale in hilfebedürftigen Situationen im Alter. So haben die 70-Jährigen und 

Älteren in Westdeutschland zu 71 % und in Ostdeutschland zu 57 % regelmäßigen Kontakt 

zu Freunden und Nachbarn (vgl. Noll/Schöb 2002). Obgleich die Kontaktmöglichkeiten 

unter den jüngeren Älteren noch größer sind, ist ihre Intensität im höheren Alter noch 

stärker.

Die Ergebnisse des European Social Survey 2004/2005 zeigen, dass mit fortschreitendem 

Alter die Häufigkeit sozialer Kontakte kontinuierlich abnimmt (vgl. Statistisches Bundes-

amt 2008b: 377ff.). Gegenüber 79 % (West) bzw. 73 % (Ost) der 18- bis 34-Jährigen treffen 

sich ab dem 66. Lebensalter nur noch 40 % (West) bzw. 28 % (Ost) der Menschen wöchent-

lich mit Freunden, Verwandten und Arbeitskollegen. Die Integration durch soziale Kon-

takte erweist sich hier bei älteren Menschen als schwach. Tendenziell sind ältere Men-

schen sowohl in Westdeutschland als auch in Ostdeutschland über soziale Kontakte und 

verfügbare Hilfeleistungen weniger stark integriert als die jüngeren Generationen. 

Inwieweit dabei eine Gefahr der Vereinzelung älterer Menschen gegeben ist, bleibt weite-

ren Analysen vorbehalten.

Trotz eines wichtigen und teilweise auch erheblichen Anteils an familialen und nichtfa-

milialen privaten Pflegeleistungen können Bedarfe formuliert werden, die sich bei Men-

schen zwischen 50 und 79 Jahren nicht unbedingt ausschließlich auf den pflegerischen, 

sondern auf den hauswirtschaftlichen Bereich beziehen (vgl. Gesellschaft für Konsumfor-

schung 2002). Daneben sind kommunikative Angebote, Wohnungs- und Wohnrauman-

passung, Fahr- und Essensdienste sowie die Beratung von Pflegepersonen gefragt, die die 

Angehörigen und sozialen Netzwerke entlasten bzw. zu einer Entspannung der Pflegesi-

tuation beitragen (vgl. BMFSFJ 2005b: 317f.). Wenn keine Hilfe durch die Familie oder das 
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soziale Umfeld geleistet werden kann und/oder die sozioökonomische Lage es nicht 

zulässt, Unterstützung privat zu finanzieren werden zusätzliche organisationsbezogene 

Hilfen erforderlich.

3.5.3.2 Pflege durch organisationsbezogenes Engagement
Neben den durch Familien und ihren sozialen Netzwerkverbünden erbrachten Pflegeleis-

tungen sind Formen des Zusammenspiels von Pflege und Engagement in verschiedenen 

organisationsgebundenen Kontexten vorhanden. Wie bereits im Abschnitt 3.4.3.2 zu den 

Verbindungen von Fürsorge für Kinder und Engagement beschrieben, ist ein pflegebezo-

genes Engagement in den hier aufgezeigten Organisationsformen eher nachrangig. In 

kommunalen Ansätzen familienunterstützender Dienstleistungen, die in hohem Maße 

auf ein Engagement zurückgreifen, sind Maßnahmen zur „ergänzenden Pflege“ mit 12 % 

nur gering vertreten. Die repräsentative Befragung des Deutschen Jugendinstituts zu den 

Lokalen Bündnissen zeigte, dass auch dort bislang lediglich vereinzelt Projekte im Bereich 

der Unterstützung Pflegebedürftiger realisiert werden (14,5 %) (vgl. Heitkötter/Schröder 

2006).

Insofern sind die Empfehlungen sowohl des Fünften Altenberichts (BMFSFJ 2005b: 332f.) 

als auch der aktuellen MuG-IV-Repräsentativerhebung (Möglichkeiten und Grenzen 

selbständiger Lebensführung im Alter; vgl. Schneekloth/Wahl 2007) zu unterstreichen, 

engagementbasierte Pflege- und Hilfeleistungen noch stärker in die offene90 und statio-

näre Altenhilfe sowie auch insgesamt in die Infrastruktur des Engagements zu integrie-

ren. Die Möglichkeiten, Freiwillige in die Arbeit der Altenhilfe einzubeziehen, ist bis jetzt 

insbesondere dann gut, wenn die Einrichtungen im ländlichen oder kleinstädtischen 

Raum liegen, die lokalen Strukturen überschaubar sind, der Anteil der bürgerlichen 

Mittelschicht hoch und ein ausgeprägtes kirchliches Umfeld vorhanden ist (vgl. Strasser/

Stricker 2008).

Wie sehr mit Engagierten in Einrichtungen der Altenhilfe zusammengearbeitet wird, 

hängt darüber hinaus vor allem vom Grad ihrer Einbindung in die betrieblichen Struktu-

ren ab. Hierbei wirken systemische und langfristig angelegte Maßnahmen des Freiwilli-

genmanagements insofern unterstützend, als dass dauerhaft ausreichend Menschen für 

freiwillig zu übernehmende Aufgaben gefunden werden (vgl. Strasser/ Stricker 2008). 

Erwiesenermaßen verändert sich die Qualität der angebotenen Leistungen durch die 

Zusammenarbeit mit Freiwilligen in vielerlei Hinsicht positiv. Hierzu zählt auch die Ver-

besserung der Betreuungsleistungen, die zu einer höheren Lebensqualität und größerem 

Wohlbefinden bei den betreuten Personen führt.

Stationäre und ambulante Pflege
Bürgerschaftliches Engagement findet sowohl im Rahmen stationärer als auch ambulan-

ter Pflege statt. Das zivilgesellschaftliche Potenzial in vollstationären Einrichtungen für 

ältere Menschen in Deutschland liegt im Einsatz freiwillig Engagierter (vgl. Schneekloth/

Wahl 2007). Daneben sind auch Helferinnen und Helfer aus der Familie oder Bekannt-

90  �Als „offene Altenhilfe“ werden die Angebote bezeichnet, die sich nicht ausschließlich auf die Erbringung 
professioneller Pflegehilfen beziehen, sondern auch den Bereichen der allgemeinen Beratung, des Wohnens 
und der Freizeitgestaltung sowie der damit verbundenen Probleme und Hilfebedarfe der älteren Menschen 
zuzurechnen sind.
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schaft an Unterstützungsleistungen beteiligt. Ältere Menschen in Heimen erhalten von 

ihnen sowohl täglich als auch ab und zu in der Woche Unterstützungsleistungen (vgl. 

Tab. 3.5-2).

Tabelle 3.5-2: �Anteil der Personen, die Unterstützungsleistungen von freiwilligen Helfern erhalten, nach Ein-
schätzung der Mitarbeiter, in %

Verwandte Freunde/Bekannte Freiwillige Helfer

Täglich 9 2 2

Ab und zu in der Woche 27 9 14

Quelle: Schneekloth/Wahl (2007).

Obgleich Angehörige auch eine wichtige Gruppe sind, die ihre Kompetenzen in stationäre 

Alteneinrichtungen einbringen, wird im Folgenden ausschließlich auf die freiwillig Engagier-

ten eingegangen.91 Bemerkenswert ist, dass nach Einschätzungen der Heimmitarbeiterinnen 

und Heimmitarbeiter 14 % der älteren Menschen in Heimen ab und zu in der Woche durch 

bürgerschaftliches Engagement unterstützt werden. Diese Einschätzung zur Häufigkeit wird 

von den Engagierten geteilt und durch andere Untersuchungen bestätigt (vgl. Gensicke 

2005).92 Die eher lose terminliche Struktur des Engagements in stationären Pflegeeinrichtun-

gen macht bereits deutlich, dass ein pflegebezogenes Engagement das professionelle Perso-

nal nicht ersetzen kann. Bürgerschaftliches Engagement ist dort im Wesentlichen eine ergän-

zende Form der Unterstützung und erfolgt insbesondere durch persönliche Hilfeleistungen. 

Eines ihrer wesentlichen Merkmale besteht darin, dass sie zu jeder Zeit aufgegeben werden 

können.

Die regelmäßige Einbeziehung von Engagierten findet aber in 84 % der zumeist kirchli-

chen Einrichtungen statt (vgl. Schneekloth/Wahl 2007). Hier realisiert sich das Engage-

ment über feste Ehrenamtlichengruppen in Heimen, in Kooperationen mit Initiativen 

und in einigen Fällen auch ohne die Zusammenarbeit mit einer festen organisatorischen 

Struktur.

Das Engagement in stationären wie in ambulanten Pflegeeinrichtungen wird ganz über-

wiegend von Frauen im Alter von 60 Jahren und älter ausgeübt (vgl. Engels/Pfeuffer 

2007). Es handelt sich bei sämtlichen hier Engagierten um Angestellte oder Rentnerin-

nen, die ihre eigene wirtschaftliche Lage als besonders günstig beurteilen (vgl. Gensicke 

2005). Dennoch wird vor allem von den Engagierten in den ambulanten Einrichtungen 

ein Verbesserungsbedarf hinsichtlich materieller Fragen (Kostenerstattung, finanzielle 

Vergütung) gesehen. Derartige auf den ersten Blick widersprüchlich wirkende Sachver-

halte sind in Zukunft – in Bezugnahme auf Monetarisierungsfragen des Engagements – 

näher zu untersuchen.

91  � Diese Einschränkung resultiert aus dem in diesem Abschnitt zugrunde liegenden Engagementverständnis, 
das keinen familialen Charakter hat.

92  �Eine Betrachtung der zeitlichen Intensität ehrenamtlicher Tätigkeiten insgesamt bei Menschen im Alter von 50 
und älter zeigt, dass sich ältere Menschen sehr regelmäßig engagieren (vgl. Expertise Erlinghagen). In Deutsch-
land sind hier knapp 18 % täglich und 46 % wöchentlich bürgerschaftlich aktiv. Ein pflegebezogenes Engage-
ment, das zumeist von älteren Menschen ausgeübt wird, verlangt wiederum einen höheren zeitlichen Auf-
wand, was positiv mit der allgemeinen zeitlichen Tendenz korrespondiert.
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Obgleich sich 91 % der Engagierten in stationären Einrichtungen willkommen und in die-

sem Sinne unterstützt, gefördert und anerkannt fühlen, sehen sie sich weniger gut über das 

Heimgeschehen und/oder die Heimbewohnerinnen und Heimbewohner informiert. 

Zudem wird die öffentliche Wertschätzung als unzureichend eingestuft. Sowohl in der 

ambulanten als auch in der stationären Pflege gibt es kaum eine wirksame Öffentlichkeits-

arbeit, die auch darauf abzielt, mehr Engagierte für die Arbeit mit älteren Menschen zu 

begeistern (vgl. Gensicke 2005). Darüber hinaus mangelt es an der kommunalpolitischen 

Einbindung engagierter Pflegender, bzw. diese werden durch die Kommunen nicht genü-

gend angesprochen. Vor allem aber fehlt es an Qualifizierungsangeboten. Über keine 

entsprechenden Angebote verfügen 62 % der Einrichtungen (vgl. Schneekloth/ Wahl 2007). 

Insbesondere im Umgang mit demenzkranken Personen fühlen sich die Engagierten nicht 

genügend beraten. Ein Engagement in diesem sensiblen und anspruchsvollen Bereich der 

Betreuung verlangt ein hohes Maß an Erfahrung und Einfühlungsvermögen. Hierfür sind 

zukünftig Bedingungen zu schaffen, die die Herausbildung pflegerischer Kompetenzen im 

Rahmen bürgerschaftlichen Engagements verbessern. Bereits jetzt zeigt sich, dass Einrich-

tungen mit Qualifizierungsangeboten, die überwiegend in frei-gemeinnütziger Träger-

schaft sind, mehr Freiwillige in ihre Arbeit einbeziehen können. Qualifizierung steigert also 

das bürgerschaftliche Engagement im Pflegebereich. Gleichzeitig ist darauf zu achten, dass 

Professionalisierungsmaßnahmen nicht zu einer Verberuflichung, d. h. nicht zu einer 

Überforderung der Engagierten führen dürfen.

Bürgerschaftliche Unterstützungsleistungen sind für Heime insofern eine Bereicherung, 

weil sie zeitlich flexibler und inhaltlich gestaltungsoffener sind. Wie eine Zusatzuntersu-

chung im Rahmen der Studie „Möglichkeit und Grenzen selbständiger Lebensführung in 

stationären Einrichtungen“ zu den Potenzialen bürgerschaftlichen Engagements in 

Heimen zeigen konnte, erfolgt die als vielfältig zu bezeichnende Unterstützung vor allem 

in den Bereichen soziale Begleitung und kulturelle Angebote (vgl. Engels/Pfeuffer 2007: 

265ff.). Persönliche Besuche mit Gesprächen, Vorlesen, Basteln oder Hilfestellungen in 

Bankangelegenheiten sowie gemeinsame Unternehmungen in Form von Spielen und 

Gymnastik machen 53 % der Aktivitäten aus. Im Bereich der sozialen Außenaktivitäten 

wirken Freiwillige zu 18 % an Spaziergängen und Ausflügen mit. Kulturelle Angebote,  

z. B. eine Bücherei, ein Kiosk, eine Cafeteria oder Feste, machen 16 % aus. Nur 10 % der 

freiwilligen Aktivitäten fallen unmittelbar in die Pflege und Versorgung. Dies wird mit-

unter mit ihrer geringeren persönlichen Nähe der Engagierten begründet, die für eine 

körperbezogene Pflege oft erforderlich ist. Gleichzeitig aber wird dieser Bereich von den 

hier freiwillig Tätigen als besonders entlastend für die Mitarbeiter eingestuft.

Insgesamt zeigen diese Aktivitäten, dass der Beitrag der bürgerschaftlich Engagierten 

hauptsächlich in der Erhöhung der Lebensqualität älterer Menschen liegt.

Wohnen im Alter und Pflege in gemeinschaftlichen Wohnmodellen
Im Alter gewinnt das Wohnen an Bedeutung. Ältere Menschen sind weniger mobil und 

zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse auf ihr nahes Umfeld angewiesen. Gleichzeitig haben 

sie den Anspruch, ihr Leben möglichst sinnvoll zu gestalten, und bevorzugen es, in der 

eigenen Wohnung bleiben zu können. Sofern ihr Unterstützungsbedarf nicht allein 

durch familiale, privatwirtschaftliche oder öffentliche Akteure abgedeckt werden kann, 
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stellen Formen des gemeinschaftlichen Wohnens eine Alternative dar. Gemeinschaftli-

ches Wohnen im Alter kann als zusätzliche Unterstützungsform bürgerschaftliches Enga-

gement und Selbsthilfepotenziale aktivieren, die auf die Anforderungen und Bedürfnisse 

im Alter reagieren (vgl. Expertise CSI, Kehl/Then). Gegenüber traditionellen Formen des 

Wohnens im Alter93 konnte erstmalig durch eine Mehrwertanalyse des Netzwerkes „Sozi-

ales neu gestalten“ (SONG) nachgewiesen werden, dass in altersgemischten Wohnprojek-

ten, die mit den zentralen Ansätzen der Gemeinwesenarbeit94 arbeiten, ein sozioökono-

mischer Mehrwert95 geschaffen wird.96

Bewohner in gemeinschaftlichen Wohnprojekten sind gesünder. Dies gilt insbesondere 

für die über 50-Jährigen, bei denen sonst verstärkt gesundheitliche Beeinträchtigungen 

vorliegen. Von den Befragten dieser Altersgruppe sind in gemeinschaftlichen Wohnpro-

jekten 16 % und in traditionellen Wohnformen 33 % pflegebedürftig.97 Der bessere Gesund-

heitszustand hat wiederum einen geringeren Hilfebedarf zur Folge. Die Modellprojekte 

reduzieren also die Kosten für Unterstützungs- und Pflegebedarf gegenüber anderen 

Möglichkeiten der Lebensführung.

Die Ursachen hierfür sind vielschichtig. Fest steht jedoch, dass die Wohn- und Lebens

qualität sowie das soziale Zusammenleben von den Befragten in gemeinschaftlichen 

Wohnprojekten deutlich positiver empfunden werden. Deren Bewohner bewerteten ihr 

soziales Zusammenleben um fast eine ganze Schulnote besser (2,25) als die Bewohner 

traditioneller Wohnformen (3,08).

Die Bewohner gemeinschaftlicher Wohnmodelle stehen in einem engeren Kontakt mit 

ihren Nachbarn. Dies zeigt sich darin, dass sie mehr gemeinsam unternehmen, als dies in 

anderen Wohnformen der Fall ist. Die Aktivitäten beziehen sich insbesondere auf die 

Hausgemeinschaft, Feste, das Beisammensein mit Kaffee und Kuchen und einen erhöh-

ten Austausch in Form von Gesprächen. Über die gemeinsamen Aktivitäten hinaus entste-

hen Netzwerke, die ein Gefühl von Zusammengehörigkeit und Vertrauen entstehen 

lassen und dabei Vereinzelung bzw. einer anonymen Atmosphäre im Wohnumfeld ent-

gegenwirken.

93  ��Hierunter fallen Einrichtungen des betreuten Wohnens, Alten- und Pflegeheime sowie Wohnen im eigenen 
Haushalt mit ambulanter Versorgung.

94  �� Unter Gemeinwesenarbeit versteht man hier ein Strukturprinzip der Organisation von sozialen Diensten. In 
diesen Bereichen soll die Sozialraumorientierung von Einrichtungen der sozialen Arbeit und der Sozialpäda-
gogik, durch verstärkte Bürgernähe und -aktivierung, Partizipation der Betroffenen, Förderung von Nach-
barschafts- bzw. Stadtteilkulturen, Verbesserung der Wohnsituation und Transparenz sozialer Arbeit 
erreicht werden. Hingegen zielt das der Gemeinwesenarbeit in den vergangenen Jahren immer stärker 
innewohnende Konzept des „Quartiersmanagements“ neben der Steigerung von Selbsthilfekräften verstärkt 
auch auf die Vernetzung von Einrichtungen und die Stärkung der lokalen Ökonomie (vgl. Galuske 1998; 
Kreft/Mielenz 2005; Kremer-Preiß/Stolarz 2004).

95  �Sozioökonomischer Mehrwert meint hier einen neben dem ökonomischen Mehrwert (betriebswirtschaftli-
ches Ergebnis) entstehenden gesellschaftlichen Zusatznutzen im Sinne von monetär quantifizierbaren 
Zusatzkosten/-erträgen.

96  �Die Ergebnisse der Mehrwertanalyse des Netzwerkes „Soziales neu gestalten“ (SONG) zeigen zwar ausschließ-
lich eine Breitenwirkung (z. B. in Bezug auf soziodemografische Merkmale) der Wohnmodelle auf und sind 
von daher im strengen Sinne nicht repräsentativ. Einige Indizien (Einkommen, Ausbildung) deuten aber 
darauf hin, dass es sich bei den Bewohnern nicht um einen atypischen Personenkreis handelt. Die leichte 
Tendenz zu Mittelschicht der Anwohnerstruktur gibt vielmehr Anlass, über geeignete sozialpolitische 
Maßnahmen nachzudenken, wie andere Schichten in die Wohnmodelle integriert werden können.

97  �Vor dem Einzug in die gemeinschaftlichen Wohnmodelle lagen im Vergleich zu den Befragten traditioneller 
Wohnformen keine Unterschiede hinsichtlich des Pflegebedarfs vor.
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Dementsprechend zeigen sich auch höhere Engagement- und Beteiligungsquoten der 

Bewohner gemeinschaftlicher Wohnmodelle für ihre Nachbarn. Obwohl sowohl bei den 

gegebenen als auch bei den erhaltenen Hilfeleistungen (trotz eines geringeren Unterstüt-

zungsbedarfs) höhere Werte vorliegen, besteht ein signifikanter Unterschied zu traditio-

nellen Wohnformen in Bezug auf gegebene Hilfen. In gemeinschaftlichen Wohnformen 

sind es 51 % der Befragten gegenüber 34 % in anderen Wohnformen, die ihre Nachbarn 

durch Hilfeleistungen unterstützen. Wenn die Betrachtung auf die über 50-Jährigen 

beschränkt wird, ist der Unterschied in Bezug auf die erhaltene Nachbarschaftshilfe 

signifikant: Hier geben 43 % der Befragten in gemeinschaftlichen Wohnmodellen an, 

Hilfe erhalten zu haben. Ihnen stehen nur 26 % in anderen Wohnformen gegenüber. Die 

Unterschiede beziehen sich auf praktische Unterstützungsleistungen; hierzu zählen 

Handwerkstätigkeiten, Gänge zu Behörden, zur Post oder zum Arzt sowie Hilfen beim Ein-

kauf. Pflegeleistungen im Rahmen der Nachbarschaftshilfe spielen fast keine Rolle. Es ist 

aber vorstellbar, dass in diesem Bereich temporäre Aufgaben übernommen werden 

können, sofern hier eine Koordination von außen unterstützend eingreift.

In den gemeinschaftlichen Wohnmodellen sind es nicht nur die nachbarschaftlichen 

Beziehungen, die für ein besseres soziales Zusammenleben und unterstützende Leistun-

gen im Vor- und Umfeld der Pflege verantwortlich sind. Eine vertiefende Analyse zum 

gegenseitigen Nutzen von gemeinschaftlichen Wohnmodellen und dem sie umgeben-

den Quartier macht deutlich, dass eine Parallelvernetzung vorliegt. Sie bezieht sich einer-

seits auf die Ebene der Verwandten, Bekannten, Nachbarn sowie bürgerschaftlich Enga-

gierten und andererseits auf die Ebene der professionellen Pflegepersonen und der 

privaten Dienstleistungserbringer.98 Nur gemeinsam reagieren die an dem Netzwerk 

beteiligten Akteure auf die Bedarfslagen der Bewohner am effektivsten.

Die Analyse zeigt, dass gemeinschaftliche Wohnmodelle, die Hilfebedarf und Engage-

mentpotenziale in Einklang bringen, in der Lage sind, die institutionalisierte Pflege zu 

unterstützen. Dies betrifft praktische Unterstützungsleistungen im Alltag und bei der 

Lebensbewältigung, die Pflegetätigkeiten vorgelagert sind.

Die dafür mitverantwortlichen Engagementleistungen sind voraussetzungsvoll. Eine 

Schlüsselrolle, die für die konsequente Aktivierung des bürgerschaftlichen Engagements 

verantwortlich ist, liegt im Zusammenwirken verschiedener Akteure aus Kommunen, 

Gemeinden, öffentlichen sowie privaten Organisationen. Eine Wertschätzung des Enga-

gements impliziert Investitionen in die Gemeinwesenarbeit, d. h. in die sozialarbeiteri-

sche Betreuung, sowie bauliche Maßnahmen. Sofern man sich der Bedeutung von Enga-

gement im Pflegebereich bewusst ist, gilt es, die vorgestellten Ergebnisse längerfristig 

abzusichern und deren Repräsentativität zu erhöhen.

Das Konzept Wohnen und Pflege im Alter knüpft an Diskussionen um eine „Community 

Care“ an, in denen die Begleitung von Menschen mit Pflegebedarf nicht mehr als alleini-

ge Aufgabe von Institutionen und Professionen gesehen wird, sondern darüber hinaus 

98  �Auffällig ist, dass an den Netzwerken mehrheitlich Frauen beteiligt sind.
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u. a. freiwillig Engagierte und kommunale Akteure sowie jene der Wohnungsbaugesell-

schaften mit in der Verantwortung sehen, den zukünftigen Pflegebedarf aufzufangen. In 

diesem Kontext lassen sich auch die ambulanten Wohngruppen einordnen, von denen es 

derzeit in Deutschland etwa 500 gibt (vgl. Dörner 2008). Sie werden als versorgungsrele-

vant in Bezug auf die Betreuung und Förderung von Menschen mit Pflegebedarf einge-

stuft und binden das Engagement der Bürgerinnen und Bürger ein.

Zivilgesellschaftliche Organisationen im Pflegebereich
Neben dem Pflegeengagement in stationären und ambulanten Einrichtungen sowie in 

gemeinschaftlichen Wohnmodellen existiert ein breites Spektrum an pflegebezogenem 

Engagement, das zumeist in den Organisationen des Dritten Sektors, d. h. auch in der 

offenen Altenhilfe, stattfindet (vgl. Expertise zze/Klie). Dieses Spektrum wird nachfolgend 

exemplarisch aufgezeigt.

Die Wohlfahrtsverbände99 in Deutschland bieten zahlreiche Einrichtungen und Dienste 

an, in denen ein pflegebezogenes Engagement ausgeübt wird. Zu den vielfältigen For-

men zählen z. B. das Engagement in den stationären Einrichtungen und ambulanten 

Diensten, die in den Bereichen Alten- und Familienhilfe angesiedelt sind, die organisierte 

Nachbarschaftshilfe, das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) sowie ehemals das Modellpro-

gramm Generationsübergreifende Freiwilligendienste (GüF), das in Form der Freiwilli-

gendienste aller Generationen weiterbesteht, und die „Grünen Damen und Herren“. Sie 

stellen einen wichtigen und bewährten organisatorischen Rahmen für ein pflegebezoge-

nes Engagement dar.100 Wie an anderer Stelle gezeigt wurde, ist die Zahl der Einrichtun-

gen in der Familienhilfe rückläufig. Es fehlen für diesen Bereich separate Untersuchun-

gen zur Verbindung von Engagement und Pflege.

Die Altenhilfe zählt wie die Jugendhilfe zu den größten Arbeitsbereichen der frei-gemein-

nützigen Träger. Seit einigen Jahren ist hier ein Zuwachs an Einrichtungen und Diensten 

zu verzeichnen, im Jahre 2004 waren es insgesamt 15.796. Wie unterschiedliche Ergebnis-

se belegen, stehen im Bereich der Altenhilfe persönliche Hilfeleistungen im Mittelpunkt 

des Engagements (vgl. Gensicke 2005: 8). So haben bei der Caritas 73 % der hier Engagier-

ten direkt mit Hilfebedürftigen zu tun (vgl. Baldas/Bangert 2008: 43). 

Die organisierte Nachbarschaftshilfe ist vor allem in der Diakonie, beim Deutschen Roten 

Kreuz und bei der Caritas angesiedelt. Ein pflegebezogenes Engagement ist hier im Vor- 

und Umfeld häuslicher Pflege zu finden. Dabei handelt es sich insbesondere um eine Unter-

stützung im Haushalt oder um Begleitgänge; pflegerische Einsätze werden in der Regel 

nicht übernommen. Trotz des Einsatzes freiwilliger Mitarbeiter werden in der organisier-

ten Nachbarschaftshilfe Aufwandsentschädigungen gezahlt, die Übergänge des ursprüng-

lichen Engagements in den Niedriglohnsektor markieren.

99  �  �Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Diakonie, Deutsches Rotes Kreuz, Paritätischer Wohlfahrtsverband, Zentral-
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland.

100  ��Das Engagement in sozialen Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege wurde allgemein in Abschnitt 2.3.6 
abgebildet. Auf das Engagement in stationären Einrichtungen und ambulanten Diensten im Bereich Pflege 
wurde weiter oben eingegangen.
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Die Einsatzfelder des Freiwilligen Sozialen Jahres, die einen Pflegebezug aufweisen, sind 

Krankenhäuser, Sozialdienste sowie Alten- und Pflegeheime (vgl. Expertise zze/Stemmer). 

Gemessen an der Zahl der Einsatzstellen zählen zu den größten Einsatzbereichen Alten-

hilfe, Alteneinrichtungen (3.835 Plätze) und Krankenhäuser/Kliniken (2.230 Plätze) (vgl. 

BMFSFJ o. J.: 121ff.). Hier übernehmen die Freiwilligen am häufigsten Aufgaben in den 

Bereichen Pflege/Versorgung/Begleitung (66 %) sowie Anleitung und Betreuung (42 %).101 

Da im Bereich der Jugendfreiwilligendienste die Nachfrage seit Jahren das vorhandene 

Platzangebot überschreitet (ein Platz auf drei Bewerbungen), ist davon auszugehen, dass 

das Volumen der Plätze jenes der hier Engagierten widerspiegelt. Auch im Rahmen des 

GüF sind ältere Menschen eine Zielgruppe von Engagierten. In der Begleitforschung zum 

Modellprogramm ergab sich beispielsweise eine Beteiligungsrate unter den 9.000 Frei-

willigen von 22 % im Aufgabenfeld Seniorenarbeit, 9 % im Feld Pflege und Versorgung und 

7 %, die im Rahmen von Besuchsdiensten in Krankenhäusern und Alten-/Pflegeheimen 

aktiv waren (vgl. Expertise zze/Stemmer).

Die „Grünen Damen und Herren“ sind derzeit rund 11.126 (10.430 Frauen und 696 Männer) 

unabhängige Freiwillige, die der Arbeitsgemeinschaft Evangelische Krankenhaus-Hilfe 

EKH e. V. angehören.102 Sie nehmen sich vor allem Zeit für Gespräche oder kleine Erledi-

gungen und Hilfeleistungen, nicht aber für den konkreten pflegerischen Einsatz. Die 

Dienste der Evangelischen Krankenhaus-Hilfe werden in erster Linie in Einrichtungen 

evangelischer Träger geleistet. Er steht darüber hinaus aber auch allen anderen Kranken-

häusern und Altenhilfeeinrichtungen zur Verfügung.

Eine große Bandbreite pflegebezogenen Engagements findet sich in den in der Bundes­

arbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) zusammengeschlossenen Ver-

bänden und Vereinen.103 Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Nutzerinnen und Nutzer 

von Wohn- und Betreuungsangeboten im Alter und bei Behinderung104 setzt sich bei-

spielsweise für die Rechte pflegebedürftiger Heimbewohner ein; die Bundesarbeitsge-

meinschaft der Landesseniorenvertretungen105 unterstützt Heimbeiräte in ihrer Arbeit. 

Die Kirchen und Sozialstationen oder Beratungsstellen aus dem Bereich der Freien Wohl-

fahrtspflege engagieren sich mit Besuchsdiensten, die Landfrauen sind mit zum Teil als 

ehrenamtlich tätige Dorfhelferinnen aktiv. Bei den Besuchsdiensten handelt es sich um 

eine stundenweise, mit Aufwandsentschädigung vergütete Entlastung der pflegenden 

Angehörigen zu besonders strapaziösen Zeiten. Dorfhelferinnen versorgen vorüberge-

hend pflegebedürftige Personen, wenn die Angehörigen verhindert sind. Das Spektrum 

ist insgesamt sehr breit.

Pflegendes Engagement wird auch im Hospiz- und Palliativ-Bereich geleistet. Ein qualifi-

ziertes, zumeist geschultes ehrenamtliches Engagement liegt hier in der individuellen 

Sterbebetreuung und der Begleitung der Angehörigen. Die Helfer verbringen drei bis vier 

Stunden pro Woche mit den Betroffenen, wobei ihre Unterstützung auch durch kurzfristi-

101    Diese Angaben schließen die Betreuung von Kindern ein.
102  � �Angaben laut Expertise der Evangelischen und Ökumenischen Krankenhaus- und Altenheim-Hilfe, die in 

443 Krankenhäusern und 265 Alteneinrichtungen bundesweit tätig sind.
103  ��Es liegen hierzu weder übergreifend zusammengefasste Zahlen vor noch umfangreiche Angaben zu dem 

hier vielschichtigen Engagement.
104   BIVA, vgl. www.biva.de
105  BAG LSV, www.bag-lsv.de
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ge Sitz- und Nachtwachen erfolgt (vgl. Erven-Hoppe 2008). Ihr Engagement ist umfang-

reich: Sie schenken Aufmerksamkeit und hören zu, sind aber auch im Rahmen der Palliativ-

pflege tätig und in der Schmerztherapie geschult. Im Hospiz- und Palliative-Care-Bereich, 

der in 16 Landesarbeitsgemeinschaften mit ambulanten, teilstationären und stationären 

Hospizen, Palliativstationen sowie in überregionalen Organisationen im Deutschen Hos-

piz- und Palliativverband verfasst ist, sind 80.000 Menschen bürgerschaftlich engagiert.106

In Form einer rechtlichen Betreuung älterer und behinderter Menschen sind Freiwillige 

in Betreuungsvereinen engagiert. Nach Angaben des Bundesamtes für Justiz ist in Deutsch-

land für etwa 1,2 Mio. Menschen eine rechtliche Betreuung bestellt, die zu rund 70 % von 

Familienmitgliedern und ehrenamtlichen Betreuern wahrgenommen wird, davon knapp 

zwei Drittel Familienmitglieder und etwa 84.000 ehrenamtlich (vgl. Bauer/Klie 2008). Das 

verbleibende Drittel wird von Berufsbetreuern oder in geteilten Zuständigkeiten ver-

sorgt.

In den über 300 Alzheimergesellschaften und Alzheimer-Angehörigengruppen (Selbsthilfe-

gruppen) Deutschlands – allein die Anzahl der Allzheimergesellschaften wird 2009 mit 

112 angegeben – sind unterschiedliche Selbsthilfe- und Freiwilligenaktivitäten entstan-

den (vgl. BMFSFJ 2002: 212). Bürgerschaftliches Engagement ist hier auf zwei Ebenen zu 

finden: Auf der Ebene des Bundesverbandes, der Alzheimer Gesellschaft e. V., wird Öffent-

lichkeitsarbeit zur Unterstützung demenzkranker Personen überwiegend ehrenamtlich 

geleistet. Auf der Ebene der einzelnen Gesellschaften und Gruppen erfolgt bürgerschaft-

liches Engagement in Form von Beratung, Supervision, Betreuungsgruppen und neuen 

Wohnformen bis hin zu politischen Aktivitäten.

Im Umkreis von Pflegeheimen haben sich sog. Freundeskreise etabliert.107 Sie bilden den 

Rahmen für vielfältige Aktivitäten des bürgerschaftlichen Engagements, das sich in den 

Heimen und um die Heime realisiert. Die Tätigkeiten reichen vom Fundraising bis hin zur 

Planung und Durchführung von Besuchsdiensten oder dem Betrieb einer Cafeteria.

Seniorengenossenschaften (die allerdings in der Regel als Vereine verfasst sind) wurden mit 

dem Ziel des generationsübergreifenden Austauschs von Hilfe und Unterstützung, der 

Selbsthilfe sowie der Möglichkeit, sich gemeinschaftlich finanzielle Zugänge zu Versor-

gungsoptionen zu verschaffen, gegründet. Ein pflegebezogenes Engagement realisiert sich 

hier insbesondere in der Behindertenhilfe, wo die Einbeziehung bürgerschaftlich Engagier-

ter von einigen Verbänden in den letzten Jahren stärker betrieben wurde.

Auf Bundesebene werden überdies zahlreiche Modellprojekte zur Weiterentwicklung der 

Pflegeversicherung durchgeführt, die bürgerschaftliches Engagement als Thema aufgrei- 

fen.108 Die Modellprojekte machen deutlich, dass es bei der Einbeziehung bürgerschaftlich 

106  Vom DHPV erfasster Stand 2008, vgl. www.hospiz.net/bag/index.html
107  ��Der größte Freundeskreis in Deutschland ist der Freundeskreis Oberaltenallee e. V.;  

siehe: www. freundeskreis-oberaltenallee.de
108  ��Hier eine Auswahl von Projekten im Zeitraum 2000–2011: „Altenhilfestrukturen der Zukunft 2000–2003“; 

„Ehrenamt in der Pflege: Koordinierungsstelle zur Vermittlung ehrenamtlicher Mitarbeiter in der stationä-
ren und ambulanten Pflege 2004–2006“; „Ambulante Wohngemeinschaften für gerontopsychiatrische 
Erkrankte 2004–2006“; „Alt sein und nicht allein sein – Neue Wohnkonzepte für Pflegebedürftige 2003–
2007“; „Pflegebegleiter 2002–2008“; „Generationsübergreifende Freiwilligendienste (GüF) 2005–2008“; 
„Alter schafft Neues – Aktiv im Alter 2008–2010“; „Freiwilligendienste aller Generationen 2009–2011“.
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Engagierter für die Begleitung von Menschen mit Hilfe- und Pflegebedarf um eine teilhabe-

orientierte Pflege geht. Dabei unterscheiden sich solche Ansätze, die die Freiwilligen den 

Professionellen mehrheitlich unterordnen, von jenen, in denen bürgerschaftlich Engagier-

ten Professionelle als Unterstützung zur Seite gestellt werden. Engagement – und ein pfle-

gebezogenes Engagement im Speziellen – ist nicht umsonst zu haben. Unterstützende 

Rahmenbedingungen im Hinblick auf z. B. Koordination, Qualifikation und Anleitung der 

Engagierten sind auch hier von besonderer Bedeutung.

3.6  Geschlechterbezug des Familienengagements

Wie bereits an verschiedenen Stellen dieses Berichts aufgezeigt wurde, stehen Bedarfe für 

familienunterstützende Leistungen und die Möglichkeit ihrer Deckung durch Engage-

ment in einem unmittelbaren Gender-Zusammenhang. Zum einen sind Frauen und 

Männer in einem unterschiedlichen Maße auf familienbezogenes Engagement angewie-

sen. Zum anderen stellt sich das Angebot geschlechterdifferenziert dar. Im familienbezo-

genen Engagement werden vertraute traditionelle Formen weiblicher unbezahlter 

Arbeiten unter einem anderen Vorzeichen reproduziert: Unterschiede zwischen den 

Geschlechtern manifestieren sich somit auf der Ebene des Engagements.

Im privaten Bereich wird – aufgrund der Wirksamkeit traditioneller Geschlechtsrollenbil-

der – Familienarbeit in erster Linie von Frauen erfüllt. Nach Angaben aus einer Untersu-

chung des Instituts für Demoskopie Allensbach (2008c) erledigen 76 % der in einer Part-

nerschaft lebenden Mütter mit Kindern unter 16 Jahren persönlich „alles“ (4 %) oder „das 

meiste“ (72 %) der Familienarbeit (Erziehung der Kinder und Hausarbeit).109 Frauen werden 

in Familien auch als „kin-keeper“ bezeichnet, die die Kontakte zwischen den Familienmit-

gliedern aufrechterhalten (vgl. Rosenthal 1985). Infolge der ungleichen Einbindung von 

Frauen und Männern in das Familienleben sind verstärkt Frauen Empfängerinnen eines 

familienunterstützenden Engagements, da es sie im Bereich der Familienarbeit entlasten 

kann. Zugleich sind Frauen vor allem in jenen Bereichen engagiert, die einen Familien

bezug aufweisen (vgl. Abschnitt 2.2.4). Hier richtet sich ihr Engagement in erster Linie an 

einen Personenkreis, der für ein familienbezogenes Engagement steht. So kommen 54,6 % 

des weiblichen Engagements Kindern, Jugendlichen, Senioren und Familien zugute (vgl. 

Tab. 3.6-1).

Dagegen dient das Engagement der Männer häufiger keinem speziellen Personenkreis 

bzw. keiner bestimmten Zielgruppe. Das Engagement der Männer ist also deutlich stärker 

durch Eigeninteressen geprägt als das der Frauen.

Auch wenn die beobachtbare Geschlechterdifferenzierung im Engagement nicht 

zwangsläufig mit einer hierarchisierenden Dimension einhergehen muss, liegt hier eine 

engagementspezifische Arbeitsteilung vor. Diese fördert letztlich die Segregierung der 

Geschlechter (vgl. Krüger 2007).

109  �Diese Einschätzung wird von den Vätern geteilt, da 68 % von ihnen der Auffassung sind, von der anfallenden 
Arbeit den „kleineren Teil“ (61 %) oder „kaum etwas, gar nichts“(7 %) zu machen.
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Tabelle 3.6-1: Ausübung von Engagement für spezielle Personenkreise, 2004, in %

Frauen Männer Gesamt

Kinder/Jugendliche 36,3 30,4 33,1

Familien 5,6 3,8 4,6

Behinderte 1,8 0,9 1,3

Senioren 12,7 6,5 9,3

Migranten 1,1 0,7 0,9

Frauen 5,9 0,2 2,8

Andere 4,3 7,2 5,9

Kein spezieller Personenkreis 31,6 49,3 41,3

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Differenz zu 100: keine Angabe. 
Quelle: Freiwilligensurvey 2004; eigene Berechnungen.

Die Förderung eines familienunterstützenden Engagements darf letztendlich nicht zur 

Beibehaltung oder gar zum Ausbau überkommener Geschlechtsbilder und traditioneller 

Arbeitsteilung beitragen. Familienbezogenes Engagement hat unterschiedliche Zielgrup-

pen; eine davon sind Frauen, die auf diesem Weg bei der Familienarbeit entlastet werden 

und deren stärkere Integration in den Arbeitsmarkt gleichzeitig zu unterstützen ist. Ein 

entsprechendes Angebot an familienunterstützendem Engagement kann deshalb nicht 

geschlechtsblind gefördert werden. Damit soll verhindert werden, dass geschlechtsspezifi-

sche Diskrepanzen nicht unter anderen Vorzeichen ausgebaut werden.

Gerade das bürgerschaftliche Engagement, das dem Gemeinwohl verpflichtet ist und bei 

dem ein Miteinander in den Vordergrund gestellt wird, ist als eine Lernwelt für Geschlech-

tergerechtigkeit anzusehen (vgl. Schenk 2008).

3.7  Zusammenfassung: Engagement von und für Familien

Engagement von und für Familien findet in unterschiedlichen Bereichen statt. Neben der 

Fürsorge wurde die Pflege als Engagementfeld näher analysiert. Die Ergebnisse zum 

Engagement in diesen Bereichen lassen sich in den folgenden Punkten zusammenfassen:

I  �Familien gehören zu den Hauptakteuren des Engagements. Das Engagement von Fami-

lien weist einen starken Familienbezug auf, das heißt, dass Familien sich häufig in Berei-

chen engagieren, die im Familienkontext von Bedeutung sind. Ursächlich hierfür kön-

nen bestimmte Engagementgelegenheiten (z. B. Elternbeirat) sein, die sich für Eltern 

durch ihre Kinder eröffnen.

I  �Familien sind wichtige Empfänger von Engagement. Insgesamt 49 % des Engagements 

richten sich an Familien, Kinder und Senioren. Das informelle Engagement zwischen 

Nachbarn, Freunden und Bekannten ist dabei noch nicht berücksichtigt. Vom Sportkurs 

über andere Freizeitangebote bis hin zu Betreuung und Hilfen im Alltag sind die Leis-

tungen der Engagierten breit gefächert.

I  �Ein Engagement für Familien hat grundsätzlich – im Verhältnis zu öffentlichen und 

privatwirtschaftlichen Leistungen – ergänzenden Charakter. So findet es zumeist nicht 
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täglich statt, wie es die Bedarfe im familialen Kontext oft erfordern, sondern wird in der 

Regel nur ein- bis zweimal wöchentlich ausgeübt.

I  �Der gesellschaftliche Versorgungsbeitrag des Engagements für Familien bezieht sich 

auf ein Charakteristikum: Die vielfältigen Leistungen, die durch Engagement für Famili-

en erbracht werden, sind auf die Erhöhung der Lebensqualität gerichtet. Beispielsweise 

realisiert sich das Engagement für ältere Menschen überwiegend im Vor- und Umfeld 

der Pflege und hat keinen – im medizinischen Sinne – direkten Pflegebezug. Denn jene 

Arbeiten für Familien, die qualifizierte und entsprechend beruflich ausgebildete Kräfte 

in öffentlichen und anderen Einrichtungen erbringen, können durch das Engagement 

nicht geleistet werden.

I  �Es gibt vielfältige Formen des Engagements für Familien und ältere Menschen, mit 

denen ein erheblicher Innovationsgehalt verbunden ist. Neben den Tätigkeiten mit 

Organisationsbezug kommt dem informellen Engagement hier ein besonders hoher 

Stellenwert zu. Beim informellen Engagement handelt es sich um Hilfeleistungen von 

Freunden, Nachbarn und Bekannten, die für Familien eine wichtige unterstützende 

Funktion haben. Von den neuen individualisierten Formen, z. B. im Feld selbstorgani-

sierter Kinderbetreuung bis zu gemeinschaftlichen Wohnprojekten, sticht das Engage-

ment für Familien und ältere Menschen insgesamt als sehr facettenreich hervor.

I  �Das Engagement für Familien und ältere Menschen wird zu einem überdurchschnittli-

chen Anteil von Frauen geleistet; es ist also geschlechterdifferenziert. Die Förderung 

eines familienunterstützenden Engagements darf aber nicht zur Zementierung und gar 

zum Ausbau traditioneller Geschlechtsmuster beitragen.

I  �Die Bedeutung des Engagements für Familien und ältere Menschen schlägt sich nicht 

ausreichend in bislang durchgeführten Erhebungen und Statistiken nieder. Daher 

sollten insbesondere eine Bedarfsanalyse zur Nachfrage und eine Qualitätsbewertung 

von Engagement durch Familien erstellt werden.
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IV.
Engagementpolitik

4.1  Einleitung

Die Diskussion der letzten 15 Jahre um eine Neubestimmung der Verantwortungsbalance 

(vgl. Kap. I) zwischen Zivilgesellschaft, Unternehmen und Staat erfordert von allen Akteu-

ren zielgerichtetes Handeln. Das folgende Kapitel erkundet zunächst den Stand der Enga-

gementpolitik und präsentiert dann Handlungsempfehlungen zur Entwicklung des 

bürgerschaftlichen Engagements für die Akteure in diesem Politikfeld. Die Grundlage 

hierfür bilden u. a. die in Kapitel II und III herausgearbeiteten Tendenzen zur Lage des 

Engagements.

Die Herausbildung dieses Politikfeldes kann bereits auf einen längeren Werdegang 

zurückblicken. Praktischer und theoretischer Hintergrund ist der wachsende Stellenwert 

der Zivilgesellschaft in allen modernen Gesellschaften (vgl. Klein 2001) – neben der staat-

lichen Organisationsstruktur und den Leistungen des Marktes mit seinen Akteuren. Der 

Bedeutungsgewinn von bürgerschaftlichem Engagement in diesem Kontext hat mit 

gesellschaftlichen Wandlungsprozessen zu tun, die theoretisch unterschiedlich gedeutet 

werden.110 Im Ergebnis zielen die Veränderungen darauf ab, dass Ordnungs- und Wohl-

fahrtsleistungen in modernen Gesellschaften zunehmend von zivilgesellschaftlichen 

Akteuren und durch das bürgerschaftliche Engagement erbracht werden.

Im Mittelpunkt der Diskussionen der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaft-

lichen Engagements“ stand eine Neufassung der Rolle des Staates mit den Begriffen 

Aktivierung und Ermöglichung. Dabei kommt der politischen Dimension des bürger-

schaftlichen Engagements, wie sie mit dem Konzept der „kooperativen Demokratie“ 

(Holtkamp et al. 2006) herausgearbeitet wurde, eine zentrale Bedeutung zu.

Die hier vorgestellten Handlungsempfehlungen richten sich nicht nur an staatliche 

Akteure, sondern auch an zivilgesellschaftliche Organisationen und Unternehmen.

110  Modernisierung  , Differenzierung, Demokratisierung, Individualisierung etc. (vgl. dazu Beck 1996;  
Zapf 1994; Schimank 2007; Habermas 1992).
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4.2  Leitlinien für eine nachhaltige Engagementpolitik

Der Bedeutungsgewinn des Engagements in den letzten Jahren spiegelt sich in einer 

wachsenden Aufmerksamkeit der Politik für dieses Thema: Engagement wird zum 

Gegenstand der politischen Steuerung und Gestaltung – und Engagementpolitik zu 

einem neuen politischen Handlungsfeld.

Eine Engagementpolitik gibt es nicht aus einem Guss (vgl. Olk/Klein 2009; Embacher/

Lang 2008). Der Gegenstand selbst ist zu vielgestaltig, und die politischen Zuständigkei-

ten sind auf verschiedene Ebenen verteilt. Die unterschiedlichen, durch die Verfassung 

festgelegten Kompetenzen von Bund, Ländern und Kommunen können durch eine 

gezielte und kooperative Zusammenarbeit im Bereich des Engagements große Synergien 

erzeugen. Während beispielsweise der Bund vor allem über Modellprogramme und 

durch die Steuergesetzgebung neue Impulse setzt, sind es die Kommunen, die eher für 

die Infrastruktur des Engagements vor Ort zuständig sind.

Für die staatlichen Akteure auf den verschiedenen Ebenen wird Engagementpolitik 

angesichts ihrer Vielgestaltigkeit zu einer Herausforderung – und dieser Heterogenität 

muss sie Rechnung tragen: Eine erfolgreiche Engagementpolitik hat differenziert vorzu-

gehen und die Besonderheiten der Engagementbereiche und -formen zu berücksich

tigen. Engagement kann organisationsgebunden und ungebunden sein. Bürgerinnen 

und Bürger engagieren sich in ganz unterschiedlichen Organisationen wie in Sportverei-

nen und Stiftungen, aber auch von Individuen zu Individuen. Das Engagement hat häufig 

einen sehr starken Zeit- und Lebenslaufbezug; es kann kurz- und langfristiger Natur sein. 

Für dieses heterogene Feld hat Engagementpolitik zielgruppen- und bereichsspezifische 

Lösungen anzubieten.

Engagementpolitik zeichnet sich darüber hinaus durch das Zusammenspiel verschiede-

ner staatlicher und zivilgesellschaftlicher Akteure mit jeweils eigenen Absichten, Interes-

sen und Machtchancen aus. Dieses Regieren, das in zahlreichen, häufig wechselnden 

Konstellationen, Gremien, Systemen, Netzwerken etc. erfolgt, wird seit einiger Zeit als 

„Governance“ bezeichnet (vgl. hierzu Schuppert 2008; Benz et al. 2007).

Es gibt aber auch Grenzen von Engagementpolitik. Auf diesen Umstand hat Ernst-Wolf-

gang Böckenförde aufmerksam gemacht. Das inzwischen klassische „Böckenförde-Dilem-

ma“ beschreibt, dass der „freiheitlich, säkularisierte Staat von Voraussetzungen lebt, die 

er selbst nicht garantieren kann“. Er gewährt Freiheit, kann diese aber nicht sicherstellen, 

weil sie in die moralische Autonomie des Einzelnen fällt (Böckenförde 1976: 60). Der Staat 

könne daher – auch für die Förderung von Engagement und Gemeinsinn – nur eine „Poli-

tik der ‚Signale‘ (Offe 2008: 74) betreiben.

Engagementpolitik muss sich an bestimmten Leitlinien orientieren. Diese bestehen aus 

den im Folgenden aufgeführten Punkten.
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Zeitpolitik
Zeitpolitik gewinnt für das bürgerschaftliche Engagement immer größere Bedeutung. Sie 

ist zudem eine Aufgabe, die die ganze Gesellschaft betrifft. Politische Akteure auf allen 

Ebenen, zivilgesellschaftliche Institutionen, Unternehmen, Wirtschaftsverbände und 

Gewerkschaften sind aufgerufen, eine Zeit- und Lebenslaufpolitik als Zielperspektive zu 

entwickeln. In diesem Rahmen müssen Möglichkeiten geschaffen werden, mit denen die 

betrieblichen Erfordernisse mit den Versorgungszeiten der Familie, den Notwendigkei-

ten der Weiterbildung und den Realisierungschancen für bürgerschaftliches Engage-

ment besser in Einklang gebracht werden können.

Dies bedeutet, die Frage der Vereinbarkeit von Beruf und Leben („Work-Life-Balance“) 

umfassend zu thematisieren und zu einem gesellschaftlichen Thema zu machen (vgl. 

Abschnitt 2.2.5). Es reicht nicht aus, über die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 

sprechen – auch die zeitlichen Anforderungen für andere sinnstiftende Tätigkeiten wie 

bürgerschaftliches Engagement müssen miteinbezogen werden.

Darüber hinaus ist unter dem Gesichtspunkt der Geschlechtergerechtigkeit zu berück-

sichtigen, dass Männer und Frauen von Work-Life-Balance-Problemen unterschiedlich 

betroffen sind. So sinkt bei Frauen, die in Paarhaushalten mit Kindern leben, der zeitliche 

Umfang für ehrenamtliche Aktivitäten, wenn ihre wöchentlichen Arbeitsstunden stei-

gen; bei Männern verhält es sich genau umgekehrt. Teilzeitbeschäftigte Frauen haben 

höhere Engagementquoten, während bei Männern hohe Engagementquoten mit Voll-

zeitbeschäftigung einhergehen. Vielfach aber sind Teilzeitbeschäftigungen für die beruf-

liche Karriere nicht förderlich. Eine Zeitpolitik kann sich daher nicht nur darauf beziehen, 

Zeit für Engagement mit in den Blick zu nehmen, sondern muss auch der wachsenden 

Frauenerwerbstätigkeit Rechnung tragen und Teilzeitarbeit bei Frauen und Männern so 

gestalten, dass dadurch keine Nachteile für berufliche Karrieren entstehen. Hier eröffnen 

sich insbesondere für Unternehmen und die Tarifpartner neue Herausforderungen.

Eine veränderte Zeitpolitik muss mit Blick auf die Individuen auch darauf hinwirken, dass 

sich die starren Lebens- und Berufsverläufe (Ausbildung – Erwerbsarbeit – Rente) ändern 

und Engagement in den verschiedenen Lebensphasen einen festen Platz bekommt. In 

einer lebenslaufbezogenen Zeitpolitik geht es darum, die Freiheitsspielräume der priva-

ten Lebensführung zu sichern und zu erhöhen. Hier sind neue Passungsverhältnisse zu 

entwickeln.

Durch eine bessere Koordination der Zeitpolitik auf örtlicher und regionaler Ebene  

(Öffnungs-, Arbeitszeiten, Betreuung etc.) kann sichergestellt werden, dass Engagement 

besser mit den beruflichen und familiären Erfordernissen vereinbar wird. Auch Institutio-

nen wie Schulen und Bildungseinrichtungen müssen dazu beitragen, dass Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen genügend Raum für Engagement bleibt.

Zeitpolitik wird zudem zu einer Herausforderung, weil Engagement vielfach in verbind

lichen und verlässlichen Strukturen erfolgt (Unterstützungsleistungen für Familien, 

Hospizarbeit, Betreuung, Pflege, Feuerwehr, Hilfsorganisationen). Diese Verlässlichkeit 

wird durch betriebliche Anforderungen (Freistellungen, Abwesenheiten) und Präsenzzei-

ten (Bildungseinrichtungen) nicht immer gewährleistet.
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Freiwilligkeit des Engagements
Eine staatliche Politik der Engagementförderung auf Bundes-, Länder- und kommunaler 

Ebene hat immer im Auge zu behalten, dass bürgerschaftliches Engagement freiwillig 

geschieht. Und es ist selbst Ausdruck von Freiheit. Denn Freiheit bedeutet, Optionen, Hand-

lungsmöglichkeiten und -alternativen zu haben. Eine Engagementförderpolitik soll daher 

die Wahlmöglichkeiten erhöhen und gleichzeitig dafür sorgen, dass Engagementabsich-

ten realisiert werden können. Dies bedeutet, dass dafür Infrastruktur bereitzustellen ist.

Unentgeltlichkeit
Unter bürgerschaftlichem Engagement wird in der Regel ein individuelles Handeln 

verstanden, das sich durch Freiwilligkeit, fehlende persönliche materielle Gewinnabsicht 

und eine Ausrichtung auf das Gemeinwohl auszeichnet. Das schließt einen individuellen 

Nutzen in Form der Aneignung von Wissen und Kompetenz, das Knüpfen und die Pflege 

sozialer Beziehungen oder andere ideelle Erträge nicht aus.

Das Thema Unentgeltlichkeit des Engagements verdient eine stärkere Beachtung, da sich 

in den letzten Jahren Entgrenzungserscheinungen bemerkbar gemacht haben. Sie betref-

fen zum einen den Übergang zur Erwerbsarbeit und – damit zusammenhängend – zum 

anderen die Monetarisierung des Engagements. Aufwandsentschädigungen und geringe 

Entgelte für bestimmte Tätigkeiten können zwar Anreize schaffen, gleichzeitig aber zur 

schleichenden Herausbildung von Niedriglohnsektoren führen. Durch Niedriglöhne 

verschlechtert sich die soziale Absicherung. Menschen werden gezwungen, ihr Einkom-

men durch mehrere Jobs zu sichern. Dies kann das Engagementverhalten negativ beein-

flussen.

Vielfalt und Autonomie
Nachhaltige Engagementförderpolitik muss die Vielfalt des Engagements berücksich

tigen und die Autonomie der Organisationen respektieren. Die Vielgestaltigkeit des 

Engagements und der zivilgesellschaftlichen Organisationen sind Ausdruck einer gesell-

schaftlichen Entwicklung, in der Engagement zu einem selbstverständlichen Teil der 

Lebensführung wird und insgesamt zur gesellschaftlichen Integration beiträgt.

Bei der Entwicklung von Lösungs- und Fördermodellen sollte eine staatliche Politik der 

Engagementförderung stets die Vielfalt der Formen, der Organisationen sowie der 

Zugänge zum Engagement im Auge behalten.

Erhöhung der Selbststeuerungsfähigkeit, Selbstkoordination und 
Selbstkontrolle

Neben der Erhaltung der Vielfalt gilt es, die Fähigkeit zivilgesellschaftlicher Organisatio-

nen zur Selbststeuerung und Selbstkoordination zu stärken. Eine staatliche Politik der 

Engagementförderung muss dafür passende Voraussetzungen schaffen. Diese Leitlinie 

betrifft sowohl die Finanzierung zivilgesellschaftlicher Organisationen insgesamt als 

auch die Erschließung neuer Finanzquellen, um die bislang in Deutschland vorhandene 

Staatsabhängigkeit zivilgesellschaftlicher Organisationen zu reduzieren. Die gegenwär-

tigen staatlichen Finanzierungsmuster fördern nicht nur eine Abhängigkeit, sondern 

auch die Ausbildung bürokratischer Strukturen.
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Eine staatliche Engagementförderpolitik muss sich ferner daran orientieren, dass bei den 

zivilgesellschaftlichen Organisationen Transparenz und Rechenschaftspflicht zu verhal-

tensprägenden Leitlinien werden. Die Entscheidungsfreiheit der Organisationen muss 

respektiert werden; gleichwohl ist darauf zu achten, dass sie sich verstärkt in ihrem Han-

deln von zivilgesellschaftlichen Werten (Transparenz, Beteiligungsoffenheit, Rechen-

schaftspflicht und Toleranz) leiten lassen.

Die Selbststeuerungsfähigkeit ist kein Selbstzweck. Zivilgesellschaftliche Organisationen 

und Engagement insgesamt sind in die Lage zu versetzen, einen größeren Beitrag zur 

Lösung gesellschaftlicher Probleme zu leisten und zur sozialen Innovation beizutragen.

Sensibilität für gesellschaftlich relevante Fragen
Da zivilgesellschaftliche Organisationen Teil der Gesellschaft sind und sich die Probleme 

von sozialer Ungleichheit, mangelnder Gendergerechtigkeit, Exklusion und Mittel-

schichtszentriertheit in diesen Organisationen ebenfalls bemerkbar machen, ist eine 

Politik der Engagementförderung an ihrer Behebung auszurichten. Die Förderung der 

Zivilgesellschaft kann zwar staatliche Sozial- und Bildungspolitik nicht ersetzen, doch 

zivilgesellschaftliche Organisationen haben eine besondere Verantwortung gegenüber 

den beschriebenen gesellschaftlichen Problemlagen.

Staatliche Engagementförderung muss zur Lösung gesellschaftlicher Probleme beitra-

gen. Auch wenn sich in zivilgesellschaftlichen Organisationen Bürgerinnen und Bürger 

aus der Mittelschicht konzentrieren und wir beim Engagement somit einen Mittel-

schichtsbias feststellen, ist Engagementförderpolitik erforderlich.

Größere Beachtung des informellen Engagements
Die Bedeutung des informellen Engagements – nichtorganisiertes Engagement und 

Hilfeleistungen außerhalb der Kernfamilie im Rahmen von Netzwerken aus Nachbarn, 

Freunden und Bekannten – wurde bislang wenig beachtet. Wenn Engagement mit Blick 

auf soziale Dienstleistungen mehr an Bedeutung gewinnt, dann stehen Hilfeleistungen 

für Dritte als wichtige Form des Engagements im Mittelpunkt.

Engagementpolitik von allen Akteuren und auf allen Ebenen muss dieser Dimension 

höheres Gewicht beimessen; sie ist daran auszurichten, die Strukturen des informellen 

Engagements zu stärken. Denn informelle Netze sind auf eine förderliche Infrastruktur 

angewiesen. Dies zeigt sich besonders in den Bereichen der familiennahen Dienstleistun-

gen, der Pflege und der Fürsorge.

4.3  Engagementförderung des Staates

4.3.1 Engagementförderung auf der Ebene des Bundes

Der Bedeutungszuwachs des bürgerschaftlichen Engagements zeigt sich darin, dass der 

Staat auf den föderalen Ebenen des Bundes, der Länder und der Kommunen mit vielen 

verschiedenen Mitteln und Methoden Engagementförderung betreibt. Engagementpoli-
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tik ist in den letzten Jahren zu einem expandierenden Politikfeld geworden, in dem zahl-

reiche Ansätze, Initiativen, Projekte und Bestrebungen zu finden sind, die aber alle mehr 

oder minder nebeneinanderstehen und noch wenig miteinander koordiniert sind.

Gesetzliche Regelungen
Seit dem Bericht der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ 

des Deutschen Bundestages hat der Bund mit einer Reihe von Gesetzen und Modellpro-

grammen versucht, Anreize für Engagement zu schaffen und neue Felder für das Engage-

ment der Bürgerinnen und Bürger zu eröffnen.

Auf der finanziellen Ebene hat der Bund mit der Erhöhung der Übungsleiterpauschale im 

Jahre 2002 die Anreize für Übungsleiter im Sport sowie durch die Ausweitung der Pau-

schale auf den Kultur- und Umweltbereich und die politische Bildung verbessert. Die 

Reformen des Stiftungsrechts 2000 und 2002 haben, neben anderen finanzpolitischen 

Maßnahmen, zum Boom an Stiftungsgründungen beigetragen. Außerdem wurde eine 

Reihe von gesetzlichen Änderungen vorgenommen, so die zum Einsatz der umstrittenen 

1-Euro-Jobs im gemeinnützigen Bereich (§ 16 SGB II), die Verbesserung des bürgerschaft

lichen Engagements von Arbeitslosen (§ 118 a SGB III) und das Betreuungsrechtsände-

rungsgesetz, das die Aufwandspauschale für ehrenamtliche Betreuer steuerfrei stellt.

Seit der 15. Legislaturperiode ist es zu zahlreichen Verbesserungen beim unfall- und 

haftpflichtversicherungsrechtlichen Schutz von Engagierten gekommen (vgl. Tab. 4.3-1). 

Der Schutz bei Unfällen und Haftungsfällen wurde sukzessive auch auf Engagierte, die 

kein formelles Ehrenamt innehaben, ausgedehnt (Unfallversicherungsmodernisierungs-

gesetz).

Tabelle 4.3-1: Engagementgesetzgebung durch den Bund seit 2002 (15. und 16. Legislaturperiode)

Zeit Thema Zuständigkeit
Relevanz für bürgerschaftliches 
Engagement

1/2002 Pflegeleistungsergänzungsgesetz BMGS Förderung von „niedrigschwel-
ligen Betreuungsangeboten“ 
z. B. durch ehrenamtliche Helfer 
(Aufwandsentschädigung, Kosten der 
Koordination, Anleitung, Schulung/
Fortbildung)

Aufwandsentschädigung aus öffent-
lichen Kassen von der Lohn- und 
Einkommensteuer befreit

BMF Genaue Regelung unbekannt.  
Normale Richtlinien: Übungsleiter
pauschale (§ 3 Nr. 26 EStG) oder/und 
Aufwandspauschale bis 500 Euro 
steuerfrei (§ 3 Nr. 26 a EStG)

Erhöhung des Übungsleiterfreibetrags 
auf 1.848 Euro

BMF Bis 2006 – ab 2007 
Übungsleiterpauschale von 2.100 Euro

5/2002 Änderung des § 118 a SGB III: 
„Ehrenamtliche Betätigung“ und 
„Verordnung über die ehrenamtliche 
Betätigung von Arbeitslosen“

Anrechnungsfreie Höchstgrenze für 
eine Aufwandsentschädigung ist der 
Betrag von 154 €/Monat; 
berufliche Eingliederung des 
Arbeitslosen hat Vorrang

6/2002 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres und anderer Gesetze (FSJ – 
Förderungsänderungsgesetz)

BMFSFJ Zivildienst wird als FSJ/FÖJ anerkannt; 
neue Bereiche: Kultur, Sport, Ausland



Seite 149 Kapitel IV.

Zeit Thema Zuständigkeit
Relevanz für bürgerschaftliches 
Engagement

Fortsetzung

15. Legislaturperiode

2003 Freiwilligenagenturen erlangen den 
Gemeinnützigkeitsstatus

BMF Hohe Relevanz
BMF-Schreiben vom 15.9.2003, IV C 4 – 
S 0171 – 97/03, BStBl. 2003 I S. 446

2004 Umweltinformationsgesetz BM Freier Zugang zu Umweltinforma
tionen

2004 Gesetz zur Änderung der 
Abgabenordnung und weiterer 
Gesetze

BMF Steuerbegünstigung von Förder
vereinen, die gewerbliche Betriebe 
(mit gemeinnützigem Zweck) fördern

Neuregelung der Minijobs Mehr Spielraum für Sportvereine 
bei der Beschäftigung von 
Übungsleiterinnen und Übungsleitern

1/2005 Gesetz zur „Verbesserung des unfall-
versicherungsrechtlichen Schutzes 
bürgerschaftlich Engagierter und 
weiterer Personen“

BMF Unfallversicherung für weitere wich-
tige Personengruppen (über 2 Mio.  
Menschen betroffen); außerdem frei-
willige Versicherung ausgedehnt

2005 Informationsfreiheitsgesetz BMI Größere Transparenz des 
Verwaltungshandelns

1/2005 Rechtsdienstleistungsgesetz BMJ Möglichkeit der unentgeltlichen 
altruistischen Rechtsberatung

1/2005 Gesetzgebung zur Modernisierung 
der Arbeitsvermittlung (1-Euro-Jobs): 
Schaffung von Arbeitsgelegenheiten 
mit Mehraufwandsentschädigung im 
gemeinnützigen Bereich (§ 16 SBG II)

BMA Problematische Einführung von 
„1-Euro-Jobs“, u. a. auch für gemein-
nützige Tätigkeiten. Förderung von 
bürgerschaftlichem Engagement 
stand hier nicht im Vordergrund.

7/2005 Betreuungsrechtsänderungsgesetz. 
Die ab dem 1. Juli geltende Aufwands
pauschale von 323 Euro ist grundsätz-
lich steuerfrei.

Unbürokratische Aufwands
entschädigung für ehrenamtliche 
Betreuer, die keine Vergütung bekom-
men; bei mehreren Betreuungen 
auch mehrere Aufwandspauschalen 
möglich

2005 § 29 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Einordnung des Sozialhilferechts in 
das Sozialgesetzbuch (SGB) XII

Bedarfsdeckung durch Tafeln, die 
nicht angerechnet werden soll.

16. Legislaturperiode

8/2006 Reform des Genossenschaftsgesetzes BMJ Aufnahme sozialer und kultureller 
Zwecke, Verringerung von Bürokratie 
und Erleichterung der Gründung

10/2007 Gesetz zur weiteren Stärkung des bür-
gerschaftlichen Engagements

BMF Umfassende Verbesserung steuer-
rechtlicher Rahmenbedingungen

Gesetz zur Stärkung des Wett
bewerbs in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-WSG)

MBG Bessere Förderung der gesundheitsbe-
zogenen Selbsthilfe

Jugendfreiwilligendienstgesetz BMFSFJ Ausbau der Freiwilligendienste als 
Lerndienste; Flexibilisierung der 
Zeitstrukturen

11/2008 Unfallversicherungsmodernisierungs
gesetz

Ehrenamtliche, die in herausgeho-
bener Weise Verantwortung über-
nehmen, können den Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung in 
Anspruch nehmen.
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Zeit Thema Zuständigkeit
Relevanz für bürgerschaftliches 
Engagement

Fortsetzung

6/2008 Gesetz zur Förderung von 
Jugendfreiwilligendiensten

BMFSFJ Ausbau der Freiwilligendienste als 
Lerndienste; Flexibilisierung der 
Zeitstrukturen

2008 Neuer Freiwilligendienst des BMZ 
weltwärts

2008 sollen 3.000 junge Menschen in 
andere Länder geschickt werden und 
danach 10.000 für 6 bis 24 Monate.

2008 Gesetz zur Verbesserung der Rah
menbedingungen für die Absicherung 
flexibler Arbeitszeitregelungen und 
zur Änderung anderer Gesetze

BMAS Legaldefinition Freiwilligendienst 
aller Generationen

7/2008 Pflege-Weiterentwicklungsgesetz 30 Mio. Euro zur Förderung ehren-
amtlicher Strukturen, Selbsthilfe, 
Pflegestützpunkte

1/2009 Freiwilligendienste aller 
Generationen

BMFSFJ 46 „Leuchtturmprojekte“; 
24,75 Mio. Euro

2009 Jahressteuergesetz 2009 BMF Veränderung der Haftungsregelung 
bei Vereinen; Änderungen in der 
Abgabenordnung (§ 51 Abs. 2)

2009 Gesetz zur Änderung des Einkom
mensteuergesetzes

BMF Einführung einer verschuldensab-
hängigen Haftung bei zweckfremder 
Verwendung der Spendenmittel

2009 Gesetzentwurf des Bundesrates zur 
Begrenzung der Haftung von ehren-
amtlich tätigen Vereinsvorständen

Externes Haftungsrisiko begrenzen 
+ Haftung nur noch bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit

In der gegenwärtigen 16. Legislaturperiode wurden mit dem Gesetz zur weiteren Förde-

rung des bürgerschaftlichen Engagements das Spenden- und Gemeinnützigkeitsrecht 

vereinheitlicht, der Spendenabzug verbessert und eine Reihe von Vorschlägen der 

Enquete-Kommission umgesetzt. Mit diesem Gesetz aus dem Bundesfinanzministerium 

wurde gleichzeitig der Übungsleiterfreibetrag weiter angehoben und ein Freibetrag von 

500 Euro für ehrenamtliche Betätigung eingeführt. Durch die steuerliche Begünstigung 

von Spenden konnten die Zuwendungen in den Vermögensstock von Stiftungen verbes-

sert werden.

Modellprogramme
Mit einer Reihe von Modellprogrammen hat vor allem das BMFSFJ in der 16. Legislaturpe-

riode versucht, Impulse für eine Innovation durch Engagement zu setzen (vgl. Tabelle 

4.3.2). Die Modellprogramme konzentrieren sich auf die Ausweitung und die Neukonzep-

tion der Freiwilligendienste sowie auf die stärkere Einbeziehung Älterer in das Engage-

ment. Außerdem wurden die bestehenden Freiwilligendienste für weitere Personenkrei-

se erweitert, die Einsatzfelder ausgedehnt, die Zeitstrukturen flexibilisiert und schließlich 

auf eine einheitliche gesetzliche Grundlage gestellt (1. Juni 2008). Mit Modellprogram-

men (Generationsübergreifender Freiwilligendienst, Freiwilligendienste aller Generatio-

nen) wurde das Programm der Freiwilligendienste, das sich bislang an Jugendliche rich-

tete, auch auf andere Altersgruppen ausgedehnt.
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Tabelle 4.3-2: Modellprogramme des Bundes

Name und 
Kurzbeschreibung Ministerium Ziel Laufzeit

Generationsüber- 
greifende 
Freiwilligendienste

BMFSFJ Durch die Generationsübergreifenden 
Freiwilligendienste wurden neue Einsatzfelder 
und neue Engagementformen für Menschen aller 
Altersgruppen erprobt.

2005–2008

Initiative 
„ZivilEngagement“

BMFSFJ Rund 40 Projekte mit unterschiedlichen 
Aufgabenstellungen. Gesamtziel: umfassende 
Engagementpolitik

2007–

Bundesprogramm 
„VIELFALT TUT 
GUT. Jugend für 
Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie“

BMFSFJ Bekämpfung von Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus sowie 
Stärkung der bildungspolitischen und pädago-
gischen Arbeit in diesem Bereich durch lokale 
Aktionspläne und Modellprojekte

2007–

Initiative „Alter schafft 
Neues“

BMFSFJ Unter dieser Initiative bündelt das BMFSFJ drei 
zentrale Projekte des „NeuenAlters“.

Initiativprogramm 
„Wirtschaftsfaktor 
Alter“ 

BMFSFJ Die Initiative verknüpft Senioren-, Wirtschafts- 
und Verbraucherpolitik miteinander und 
beschleunigt die Entwicklung neuer attrak-
tiver Produkte und Dienstleistungen für alle 
Generationen.

2008–2010

Modellprogramm 
„Aktiv im Alter“

BMFSFJ Frauen und Männern jenseits der 50 soll es noch 
leichter gemacht werden, sich gesellschaft-
lich einzubringen. 150 geförderte Kommunen 
machen vor, wie die Beteiligung älterer Menschen 
aussehen kann.

2008–2009

Programm 
„Freiwilligendienste 
aller Generationen“

BMFSFJ Das Programm mit einem Budget von 24,75 Mio. 
Euro soll die in den Generationsübergreifenden 
Freiwilligendiensten entwickelten Engagement-
formen und -strukturen verstetigen und in 
die Fläche bringen. Es spricht Menschen aller 
Altersgruppen an. Besondere Schwerpunkte sind 
die Heranführung von Kindern und Jugendlichen 
an Freiwilliges Engagement sowie die Integration 
von Migrantinnen und Migranten. Es sieht neben 
dem Aufbau von sog. Leuchtturmprojekten den 
Einsatz mobiler Kompetenzteams vor, die bei der 
Organisation von Freiwilligenprojekten helfen. 
Zusätzlich werden 2.000 kommunale Internet-
plattformen eingerichtet, die als Marktplätze für 
freiwilliges Engagement dienen. Außerdem sieht 
das Programm Qualifizierungsmaßnahmen für 
Freiwillige und Koordinatoren vor.

2009–2011

Projekt „Bericht 
zur Lage und den 
Perspektiven des 
Zivilengagements in 
Deutschland“ (WZB)

BMFSFJ Beginn einer komplexen, regelmäßigen und wis-
senschaftlich fundierten Bestandsaufnahme zum 
Zivilengagement:
Handlungsempfehlungen für Politik, zivilgesell-
schaftliche Organisationen und Wirtschaft
Engagement als wichtiges Element familienunter-
stützender Leistungen

2008–2009

Programm 
„Freiwilligendienste 
machen kompetent“

BMFSFJ Ziel ist es, benachteiligten Jugendlichen bessere 
Zugänge zu gesellschaftlicher Teilhabe im freiwil-
ligen Engagement und zu kompetenzbasiertem 
Lernen im Freiwilligen Sozialen und Freiwilligen 
Ökologischen Jahr (FSJ/FÖJ) zu ermöglichen.

2007–

weltwärts BMZ Entwicklungspolitischer Freiwilligendienst 
des Bundesministeriums für wirtschaftiche 
Zusammenarbeit und Entwicklung

2008–2010

Partizipative 
Kommune

BMFSFJ Kooperationsnetzwerke und bürgerschaftliches 
Engagement als Erfolgsfaktoren für ostdeutsche 
Kommunen

2007–2008

Pilotprojekt FSJPlus BMFSFJ Junge Menschen können im Rahmen des 
Freiwilligen Sozialen Jahres die mittlere Reife 
erlangen.

2005–
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Parallel zu den Reformen der Freiwilligendienste durch das BMFSFJ haben andere Minis-

terien ebenfalls begonnen, Freiwilligendienste aufzubauen („weltwärts“, „kulturweit“).

Initiative ZivilEngagement
Die Initiative ZivilEngagement (IZE) des BMFSFJ versucht mit einer Fülle von Engagement 

fördernden Projekten und einer eigenen administrativen Einheit (Beauftragter des Minis-

teriums für Zivilengagement) eine Querschnittspolitik zu initiieren, die zunächst die 

administrative Versäulung des Ministeriums überwinden und darüber hinaus Ausstrah-

lungseffekte auf die gesamte Politik der Bundesregierung erzeugen soll.

Tendenzen auf Bundesebene
Auf der Bundesebene sind folgende Tendenzen der Engagementpolitik auszumachen:

I  �Der Staat macht starken Gebrauch von monetären Steuerungselementen: Aufwands-

pauschalen, Freibeträge, Steuerfreistellungen, Abzugsfähigkeit von Aufwendungen, 

Minijobs in zivilgesellschaftlichen Organisationen.

I  �Das Thema Engagement wird zunehmend in anderen Politikfeldern wahrgenommen 

und in die Gesetzgebung einbezogen: Pflege, Gesundheitsreform, Arbeitsmarkt, 

Informationsfreiheit, Rechtsberatung.

I  �Mit den neuen Freiwilligendiensten wird das bürgerschaftliche Engagement zum einen 

in verbindlichere Strukturen gebracht, zum anderen werden neue Bereiche sozialer 

Dienste (Pflege, Familie, Schule) damit gestützt.

Name und 
Kurzbeschreibung Ministerium Ziel Laufzeit

Fortsetzung

Lokale Bündnisse für 
Familie

BMFSFJ Gründung tragfähiger Netzwerke zwischen 
Politik, Wirtschaft, Verbänden, Kirchen, 
Elterninitiativen, die sich vor Ort für die Belange 
von Familien einsetzen.

2004–

Bundesinitiative „Wir 
… hier und jetzt“

BMFSFJ Ziel ist es, Jugendlichen in den neuen Ländern 
und Berlin Perspektiven zu eröffnen und der 
anhaltenden Abwanderung junger Menschen 
entgegenzuwirken.

2003–2004

Kampagne „FRAUEN 
MACHT KOMMUNE“

BMFSFJ Frauen werden ermutigt, sich stärker in die Politik 
einzumischen. Mehr Frauen sollen für kommunal-
politische Wahlämter gewonnen werden.

2008–2009

Aktionsprogramm 
Mehrgenerationen-
häuser

BMFSFJ Das Programm fördert das Miteinander und den 
Austausch der Generationen und schafft ein 
nachbarschaftliches Netzwerk familiennaher 
Dienstleistungen.

2006–2011

Modellprogramm 
„Erfahrungswissen 
für Initiativen: 
SeniorTrainerin“

BMFSFJ Nutzung des Erfahrungswissens Älterer 2002–2006

Programmplattform 
„Entwicklung und 
Chancen junger 
Menschen in sozialen 
Brennpunkten“ (E&C)

BMFSFJ Junge Menschen aus benachteiligten Sozial-
räumen sollen günstigere Bedingungen für ihre 
Entwicklung und bessere Voraussetzungen für ihre 
Zukunft erhalten. Mehrere Programm-Module/
Teilprojekte – nicht alle engagementspezifisch.

2000–2006

Initiative „Erfahrung 
ist Zukunft“

Diverse 
Ministerien 
und Verbände

Die Initiative will den demografischen Wandel 
bewusst machen und für ein neues Bild des Alters 
und des Alterns werben.

2006–

Initiative 
Bürgerstiftungen

Diese Initiative ist die unabhängige und zentrale 
Anlauf- und Beratungsstelle für Bürgerstiftungen 
und Gründungsinitiativen in Deutschland, geför-
dert u. a. vom BMFSFJ

2001–
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Handlungsempfehlungen für den Bund
Engagementpolitik ist gegenwärtig durch zahlreiche institutionelle Zuständigkeiten auf 

Bundesebene gekennzeichnet. Die dadurch erzeugte Vielfalt an Engagementpolitiken ist 

Ausdruck eines naturwüchsigen Prozesses der Ausdifferenzierung in der Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements. Diese Mannigfaltigkeit in den Programmen der einzel-

nen Ressorts entspricht der zivilgesellschaftlichen Vielgestaltigkeit. Sie hat ihre inhaltli-

che Begründung in den Zuständigkeitsbereichen der einzelnen Ministerien, die zugleich 

über spezielles Expertenwissen zu den jeweiligen Politikfeldern verfügen.

Eine solche Vielfalt hat aber auch Nachteile und erweist sich umso mehr als Hindernis, je 

mehr Engagementpolitik ins Zentrum rückt. Erste Schritte einer Koordination institutio-

neller Zuständigkeit auf der Ebene der Bundesregierung wurden bereits unternommen: 

Das BMFSFJ hat die Federführung bei der nationalen Engagementstrategie der Bundesre-

gierung. Hier wurde die Stelle eines Beauftragten geschaffen, der die Projekte der Initiati-

ve ZivilEngagement des Ministeriums koordiniert. Das Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales (BMAS) wiederum verantwortet die nationale Strategie im Bereich von Corporate 

Social Responsibility.

Die thematische Bündelung und Zusammenführung in den einzelnen Ministerien kann 

nur ein erster Schritt sein. Engagementpolitik, die nachhaltig sein will, ist als Quer-

schnittsaufgabe über die jeweiligen Ressortgrenzen hinweg zu realisieren. Gefordert ist 

deshalb ein nächster Schritt in der Neuregelung institutioneller Zuständigkeit. Denn die 

administrative Versäulung in und zwischen den Ministerien ist nach wie vor für dieses 

Politikfeld sehr stark. Hinzu kommen Konkurrenzen zwischen den einzelnen Ressorts, die 

politische Vorhaben eher verzögern als beschleunigen.

Für die Diskussion über eine adäquate institutionelle Gestaltung für eine nachhaltige 

Engagementpolitik werden folgende Vorschläge unterbreitet:

I  �Ministerium für bürgerschaftliches Engagement und Zivilgesellschaft

Es bietet sich eine Gestaltung nach dem Modell des Beauftragten für Kultur und Medien 

mit einer Staatsministerin oder einem Staatsminister für bürgerschaftliches Engagement 

und Zivilgesellschaft an. Sie hat Vor-, aber auch Nachteile. Eine herausgehobene Person 

würde dem Thema Aufmerksamkeit sichern, und mit einer zentralen Struktur könnten 

die Förderprogramme, die bislang auf verschiedene Ministerien verteilt sind, gebündelt 

werden. Damit könnte das Ziel einer Querschnittspolitik besser erreicht werden als mit 

Hilfe vieler anderer institutioneller Lösungsvorschläge. Die Bündelung in einem Ministe-

rium – wie aus anderen Ländern bekannt, z. B. Finnland oder Großbritannien – hätte den 

Vorteil, dass es eine direkte Ansprechpartnerin bzw. einen direkten Ansprechpartner für 

die zivilgesellschaftlichen Organisationen gäbe. Die institutionelle Zusammenführung 

der verstreuten Kompetenzen muss mit einem eigenen Haushalt und damit mit politi-

schen Gestaltungsmöglichkeiten einhergehen.

Eine solche herausgehobene Position birgt allerdings zugleich die Gefahr einer Staats-

dominanz. Das Problem der Steuerung der Zivilgesellschaft durch den Staat würde sich 
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damit verstärken, und zivilgesellschaftliche Organisationen könnten in ihrer Autonomie 

beeinträchtigt werden.

Dieser weitreichende Vorschlag umfasst die folgenden Handlungsempfehlungen, die 

jedoch auch unabhängig von ihm realisiert werden können.

I  �Koordinierungsinstanz innerhalb der Regierung

Eine Koordinationsinstanz in der Regierungspolitik für Engagement, die unterhalb eines 

eigenen Ministeriums oder einer Beauftragtenstelle angesiedelt ist, hätte vor allem die 

Aufgabe, die Zuständigkeiten der Ministerien miteinander zu vernetzen. Die einzelnen 

Engagementförderpolitiken blieben in der Zuständigkeit der jeweiligen Ministerien. Dies 

wäre die Mindestlösung für die Koordination der Freiwilligendienste der einzelnen Minis-

terien und für die Förderung der unternehmerischen Verantwortungsübernahme, die 

bislang auf das BMAS und BMFSFJ verteilt sind.

Bei der Umsetzung dieses Vorschlags sind weitere Ministerien einzubeziehen (u. a. Wirt-

schaftsministerium, Auswärtiges Amt, Innenministerium, Gesundheitsministerium).

I  �Unterausschuss „Bürgerschaftliches Engagement“

Für das Thema Engagementpolitik ist nach wie vor eine spezifische Verbindung zwischen 

den Ebenen der Regierung und des Parlaments notwendig. Der Unterausschuss „Bürger-

schaftliches Engagement“ hat sich in seiner Form bewährt und soll in der nächsten Legis-

laturperiode wieder eingesetzt werden. Es ist sicherzustellen, dass die im Bundestag 

vertretenen Parteien das Thema hoch einstufen, was bedeutet, dass es auch entsprechen-

de Arbeitsgruppen in den einzelnen Fraktionen gibt.

Allerdings ist zu überlegen, ob für die Aufwertung des bürgerschaftlichen Engagements 

ein eigenständiger Parlamentsausschuss die bessere Lösung darstellt, denn dadurch 

könnte das Thema insgesamt mehr Bedeutung in der Politik erhalten.

I  �Koordination zwischen Bund und Ländern

Da der Bund immer häufiger mit seiner Engagementpolitik in Länderkompetenzen 

eingreift, ist eine verbesserte Koordination zwischen diesen beiden politischen Ebenen 

erforderlich. Die gegenwärtige Form der Koordination auf der exekutiven Ebene mit 

Treffen der Referatsleiter für Engagementpolitik in den Staatskanzleien und den feder-

führenden Ministerien ist auszubauen.

Notwendig ist eine intensivere und dichtere Abstimmung in der Engagementpolitik 

bereits in der politischen Planung. Dazu ist eine Bund-Länder-Kommission zu schaffen, 

die das politische Handeln koordiniert und verlässliche Informationen zur Engagement-

politik (Infrastruktur, Programme, politische Vorhaben) bereitstellt.
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I  �Koordination der Freiwilligendienste

Eine effektivere Koordination auf der Ebene der Exekutive ist auch bei den Freiwilligendiens-

ten erforderlich. Da inzwischen Freiwilligendienste in den verschiedenen Ressorts entwickelt 

wurden, ist eine bessere Abstimmung zwischen diesen Freiwilligendiensten notwendig.

Bei den einzelnen Freiwilligendiensten ist nach wie vor die zivilgesellschaftliche Träger-

struktur von besonderer Bedeutung. Diese soll nicht geschwächt und die Freiwilligen-

dienste sollen nicht „verstaatlicht“ werden. Zudem sind Monetarisierungseffekte, die sich 

bei den neuen Freiwilligendiensten ergeben, kritisch zu prüfen.

I  �Engagement- und Finanzpolitik

Eine nachhaltige Engagementpolitik hat auch eine finanzpolitische Seite. Noch immer ist 

der Staat der Hauptfinancier der Zivilgesellschaft und steuert über fiskalpolitische Anrei-

ze (siehe Gesetz „Hilfen für Helfer“). Das Verhältnis des Staats zu den zivilgesellschaftli-

chen Organisationen ist unter folgenden Grundsätzen zu gestalten:

I  �dass das Subsidiaritätsprinzip beachtet wird,

I  �dass Private ihre Gemeinwohlbeiträge erbringen können

I  �und zivilgesellschaftliche Organisationen in ihrer Autonomie geschützt werden.

Für eine Förderpolitik aus einer Hand und eine gezielte Entwicklung der Engagement-

politik ist es notwendig, dass die Finanzströme zwischen Staat und zivilgesellschaftlichen 

Organisationen transparenter werden. Gegenwärtig gibt es kaum eine Übersicht – weder 

auf Bundes- noch auf Länderebene –, aus welchen Ressorts und in welcher Höhe zivilge-

sellschaftliche Organisationen finanziert werden. Ein erster Schritt in Richtung Transpa-

renz kann in einer Auflistung der Fördersummen und der geförderten Organisationen 

durch die Ministerien bestehen.

Um die Potenziale von zivilgesellschaftlichen Organisationen besser zu nutzen und sie in 

ihrer Unabhängigkeit zu stärken, müssen die finanziellen Beziehungen auf eine neue 

Grundlage gestellt werden. Folgende finanzpolitischen Vorschläge werden gegenwärtig 

von Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft diskutiert:

(a) Reform des Zuwendungsrechts

Die gegenwärtige Praxis entspricht nicht mehr dem neuen Verhältnis zwischen Zivilge-

sellschaft und Politik. Daher ist die finanzielle Unterstützung der zivilgesellschaftlichen 

Organisationen neu zu regeln. Die am weitesten gehenden Vorschläge zielen darauf, dass 

politische Entscheidungen und Finanzierung entkoppelt werden. Durch einen „Fonds 

Zivilgesellschaft“, der mit einer Kommission, die beim Bundespräsidenten angesiedelt ist 

und nach dem Modell „Deutsche Forschungsgemeinschaft“ (DFG) die Mittel vergibt, kann 

eine neue Form der Finanzierung gestaltet werden.

Vorschläge, die sich innerhalb des bestehenden Zuwendungsrechts bewegen, zielen auf 

die Neugestaltung von einzelnen rechtlichen Regelungen.111 Notwendig hierfür sind 

folgende Veränderungen:

111  ��Vgl. Deutscher Kulturrat 2008: Kultur-Enquete: Zuwendungsrecht und bürgerschaftliches Engagement. 
Projektgruppe „Reform des Gemeinnützigkeits- und Spendenrecht,“ BT-Drs. 16/10120.
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I  �Die Fehlbetragsfinanzierung ist durch eine Festbetragsfinanzierung zu ersetzen.

I  �Der Grundsatz der Jährlichkeit muss abgeschafft werden.

I  �Eine Übertragung für nicht verwendete Mittel muss ermöglicht werden.

I  �Das Besserstellungsverbot muss aufgehoben werden.

I  �Zeitspenden müssen generell anerkannt werden.

I  �Insgesamt sollte die Vergabe öffentlicher Gelder viel stärker an den Ergebnissen und 

nicht primär an der korrekten Verwendung der Mittel orientiert werden.

(b) Transparenz- und Rechenschaftspflicht

Im Gegenzug zu einer „freieren“ Verwendung der Mittel, bei der das Ergebnis und nicht 

die formale Korrektheit der Verwendung im Zentrum steht, ist von den zivilgesellschaftli-

chen Organisationen eine größere Transparenz und Rechenschaftspflicht zu fordern. In 

der Diskussion ist eine zentrale Datenbank für Vereine und Stiftungen sowie andere 

zivilgesellschaftliche Organisationen. In dieser Datenbank, die öffentlich barrierefrei 

zugänglich ist, sind Finanz- und Jahresberichte zu hinterlegen. Weiterhin sollen hier die 

Grunddaten aller gemeinnützigen Organisationen einsehbar sein.

I  �Infrastrukturförderung

Die Förderung der Infrastruktur für bürgerschaftliches Engagement ist eine wichtige 

Aufgabe der Politik auf der Bundesebene. Sie soll stützende und Engagement fördernde 

Strukturen schaffen. Diese Förderung muss in Abstimmung mit den zivilgesellschaft

lichen Organisationen erfolgen.

Eine künftige Förderstrategie, die heute erarbeitet wird, muss darauf achten, dass sie mit 

der differenzierten Förderpraxis der Länder und der Kommunen abgestimmt ist. Gleich-

wohl ist sicherzustellen, dass sich ein produktiver Wettbewerb zwischen den unterschied-

lichen Förderstrategien entwickelt. Der Bund soll sich intensiver auf die Förderung von 

Infrastruktureinrichtungen und Organisationen konzentrieren, die eine bundesweite 

Aufgabenstellung haben. Insbesondere ist auf Nachhaltigkeit, die mit der Projektförde-

rung nicht immer gewährleistet wird, und auf innovative Lösungen zu achten.

I  �Kultur der Anerkennung und Wertschätzung

Die Anerkennungskultur und die Wertschätzung des Engagements der Bürgerinnen und 

Bürger sowie die Leistungen der zivilgesellschaftlichen Institutionen bilden eine weitere 

zentrale Dimension staatlichen Handelns. In den letzten Jahren hat sich eine neue Kultur 

der Anerkennung bürgerschaftlichen Engagements herausgebildet. In dieser werden die 

traditionellen Formen der Ehrung durch eine Praxis der Anerkennung ergänzt, die die 

zeitlichen Veränderungen der Engagementverläufe berücksichtigt und auf die realen 

Bedürfnisse der Engagierten (Weiterbildung, Qualifizierung, Aufwandsentschädigung, 

Freistellung) eingeht.

Eine Kultur der Anerkennung und Wertschätzung hat vor allem in den zivilgesellschaftli-

chen Organisationen ihren Platz. Sie können durch Öffnung, den wertschätzenden 

Umgang der Hauptamtlichen mit den Ehrenamtlichen, durch Weiterbildungsmög

lichkeiten und andere Formen der Unterstützung konkrete Schritte einleiten.
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Um eine erweiterte Anerkennungskultur und eine Politik der Wertschätzung des Enga-

gements zu erreichen, werden folgende Vorschläge unterbreitet:

I  �Eine Kultur der Anerkennung und Wertschätzung muss wesentlich stärker als bisher 

auf die Bedürfnisse der Engagierten in den einzelnen Engagementbereichen eingehen. 

Da Wertschätzung im sozialen Bereich sich anders ausdrückt als im politischen oder 

kulturellen Bereich, haben Formen der Anerkennung von den jeweiligen Bedürfnissen 

der Engagierten auszugehen und sollen bereichsspezifisch entwickelt werden.

I  �Eine Kultur der Anerkennung durch staatliche Institutionen hat sich in sämtlichen 

staatlichen Vorhaben (Gesetzgebung, Modellprogramme, Zuwendungen) auszuprä-

gen. Beispielsweise können Elemente wie Qualifizierung und Kompetenzerwerb eine 

besondere Rolle spielen. Entscheidend dabei ist, dass die Autonomie der zivilgesell-

schaftlichen Organisationen gestärkt wird.

I  �Anerkennung und Wertschätzung dürfen nicht allein und primär vom Staat ausgehen. 

Vielmehr ist es Aufgabe der gesamten Gesellschaft, eine Kultur der Anerkennung zu 

entwickeln. Gefordert sind hier vor allem zivilgesellschaftliche Organisationen, Unter-

nehmen, Medien und das Bildungssystem.

4.3.2 Engagementförderung auf der Ebene der Länder

Das Thema Engagementförderung ist in den letzten Jahren auch von den Bundesländern 

aufgegriffen worden. Während der Bund über das Steuerrecht die Anreize und die Rah-

menbedingungen für bürgerschaftliches Engagement verbessern und mit Modellpro-

grammen neue Formen und Bereiche entwickeln kann, geht es bei den Aktivitäten der 

Länder darum, eine förderliche Infrastruktur zu schaffen. In dieser Perspektive sind es vor 

allem die koordinierenden und unterstützenden Maßnahmen, mit denen die Länder 

versuchen, das bürgerschaftliche Engagement der Bürgerinnen und Bürger zu fördern.

Als eines der wichtigsten Instrumente zur Engagementförderung auf Länderebene hat 

sich die landesweite Vernetzung erwiesen. Den Vorreiter machte hier Baden-Württem-

berg, das bereits in den 1990er-Jahren ein Landesnetzwerk auf der Basis der Kooperation 

zwischen dem Ministerium für Arbeit und Soziales und den kommunalen Spitzenverbän-

den gegründet hatte. Dieses Landesnetzwerk versteht sich als „Netz von Netzen“ und 

bietet den in ihm organisierten Gemeinde- und Landkreisnetzen (StädteNetzWerk) Fach-

beratung und eine Plattform für den Erfahrungs- und Wissensaustausch zu Themen, 

Programmen, Prozessen und Qualifizierungsangeboten. Von besonderer Bedeutung ist, 

dass mit dem Landesnetzwerk die Verbindung zur kommunalen Ebene hergestellt wer-

den kann, denn dort findet der überwiegende Teil des bürgerschaftlichen Engagements 

statt. Diese Struktur ermöglicht nicht nur eine vertikale Vernetzung, sondern auch eine 

horizontale zwischen den Gemeinden, Städten und Landkreisen.

Einer der wesentlichen Erfolgsfaktoren des Landesnetzwerks Baden-Württemberg fußt 

auf der Steuerung und Koordinierung durch die Stabsstelle „Bürgerengagement und 

Freiwilligendienste“ im Ministerium für Arbeit und Soziales. Dies erbringt den Vorteil der 

effektiven Ressourcenmobilisierung für das Netzwerk, birgt aber gleichzeitig die Gefahr 

einer direkten politischen Indienstnahme zivilgesellschaftlicher Strukturen.
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Den Aufbau eines Landesnetzwerkes haben inzwischen zahlreiche Bundesländer kopiert. 

Netzwerke auf Landesebene bestehen mittlerweile in Bayern, Hamburg und Berlin. Wei-

tere Gründungen sind in Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz geplant.

Die Steuerung der Netzwerke und der engagementpolitischen Aktivitäten erfolgt 

zumeist – Ausnahme: Bayern – mit Leitstellen, die entweder in den Staatskanzleien 

(Rheinland-Pfalz, Berlin, Hessen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg) oder in 

den Sozialministerien (Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Hamburg, Mecklen-

burg-Vorpommern) angesiedelt sind. Deutlich wird, dass der Anspruch besteht, eine 

ressortübergreifende Engagementförderpolitik betreiben zu wollen, dieser jedoch mit 

ganz unterschiedlichen institutionellen Settings einhergeht.

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Bundesländer liegen auf der Entwicklung einer Aner-

kennungskultur durch Ehrenamtscards, Kompetenz- und Landesnachweise, Bereitstel-

lung von Qualifizierungsangeboten, dem Ausbau von Information und Beratung sowie 

auf Programmen, mit denen Unternehmen in die Förderung von Engagement einbezo-

gen werden. Darüber hinaus haben inzwischen nahezu alle Länder mehr oder minder 

umfangreiche Webportale aufgebaut, mit denen Informationen zur Verfügung gestellt, 

Beratung geleistet, der Zugang zum Engagement erleichtert und die virtuelle Vernet-

zung befördert werden sollen.

Daneben betreiben zahlreiche Bundesländer Modellprogramme (vgl. Tab. 4.3-3) und 

fördern Infrastrukturprojekte in Bereichen, in denen der Bund ebenfalls aktiv ist. So 

werden beispielsweise in etlichen Ländern seit Längerem Familienzentren gefördert – ein 

Gebiet, auf dem auch das BMFSFJ mit seinem Modellprogramm Mehrgenerationenhäuser 

seit Kurzem aktiv ist. Die Koordination zwischen Bund und Ländern erfolgt auf der Ebene 

der Exekutive durch regelmäßige Bund-Länder-Treffen (zwei pro Jahr). Dies jedoch ist eine 

exekutive und keine politische Koordination – Letztere aber ist umso notwendiger, je 

umfangreicher staatliche Engagementförderung wird.

Tabelle 4.3-3: Modellprogramme zum freiwilligen Engagement in Bundesländern

Baden-Württemberg I  �Zusätzliche Unterstützung von den „Freiwilligendiensten aller Generationen“ 
mit 300.000 Euro

I  �Modellprojekt „Bürgerschaftliches Engagement von Unternehmen und 
Betrieben“

I  �Programme im Bereich Schule und ehrenamtliches Engagement
I  �„Schülermentorenprogramm“
I  �„TOP SE“: soziales Engagement in Realschulen, Engagementerfahrungen im 

Altersheim, durch Vorlesepatenschaft
I  �Projekt zum Thema Jugendbegleitung: Engagierte (von extern) gehen in die 

Schule und übernehmen die Betreuung des Nachmittagsbereiches sowie die 
Gestaltung des Unterrichts.

I  �Thema Anerkennung: 2–3 Regionalkonferenzen zum bürgerschaftlichen 
Engagement

Bayern I  �Förderung Landesnetzwerk; Anschubfinanzierung für lokale 
Koordinierungsstellen

I  �Ehrenamtsnachweis: Konzept zu dessen Einführung entwickelt
I  �Einführung Ehrenamtscard: Pilotprojekt im Landkreis Cham, später dann 

flächendeckend
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Fortsetzung

Berlin I  �Internetplattform für den Dritten Sektor mit Datenbank
I  �Projekt zur Förderung des Engagements von Migrantinnen und Migranten 

(Land Berlin, BMFSFJ, türkische Gemeinde)
I  �„Engagementwerkstatt“: bildet das Dach für 3 beteiligte Leuchtturmprojekte 

(Freiwilligendienst aller Generationen) aus den Bereichen Bildung, 
Pflegebegleitung, Kinder & Jugendliche ƒ Ziel: Serviceangebote und 
Netzwerkbausteine für alle Leuchtturmprojekte zu entwickeln

Brandenburg I  �Im Bereich Anerkennungskultur: „Ehrenamtler des Jahres“
I  �Projekt „Ranger-Hut II“: Modellprojekt zum Schutz von Naturschutzgebieten

Bremen I  �Ausbildung/Schule mit Engagementerfahrungen möglich
I  �Geplant: Einführung Ehrenamtscard

Hessen I  �Projekt „Ehrenamtscard“ (Testphase vorbei)
I  �Engagement-Lotsenprogramm (Start 2004, nach erfolgreicher Testphase 

seit 2008 Aufbau weiterer Teams von Engagement-Lotsen)

Niedersachsen I  �Seit 2007 Ehrenamtscard
I  �2007 Projekt: „Integrationslotsen“ (Umfang 700.000 Euro; Bürger mit Migra

tionshintergrund werden in 30 Kommunen zu Integrationslotsen ausgebildet.)

Nordrhein-Westfalen I  �Zentrales Projekt: Einführung der Ehrenamtskarte
I  �Engagementnachweis auf weitere Bereiche ausgeweitet
I  �Projekt zum Engagement von Unternehmen: ENTERPreis, Wettbewerb 

seit 2005
I  �Modellprojekt „AnJa“ (Aktivierung von Menschen mit Behinderung für bürger-

schaftliches Engagement)
I  �Projekt „Balu & Du“ (Förderung von benachteiligten Kindern im Alter 

von 6 bis 10 Jahren)

Rheinland-Pfalz I  �Antrag zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements im Landtag ein-
stimmig verabschiedet

I  �Metropolregion Oberrhein, u. a. mit einer Säule „Zivilgesellschaft“
I  �Verwaltungsreform mit Bürgerbeteiligung durch Regionalkonferenzen

Sachsen I  �Modellprojekt „Werkstatt Pflegestützpunkt“ (Pflegestützpunkt und 
Mehrgenerationenhaus gehen Hand in Hand)

Sachsen-Anhalt I  �Projektvorhaben: Einführung eines Engagement-Nachweisheftes
I  �Eigenarbeitsleistungen können als Eigenmittel bei Zuwendungen angerechnet 

werden.

Schleswig-Holstein I  �Kampagne zur Engagementförderung: „Ehrenamt erFahren“ (Präsentation der 
Engagementmöglichkeiten landesweit und über längeren Zeitraum)

 
Handlungsempfehlungen auf der Ebene der Länder

Die Bundesländer sind wichtige Akteure bei der Förderung des bürgerschaftlichen Enga-

gements; bestimmte Aufgaben wie die Bereitstellung von Infrastruktur hierfür können 

nur von ihnen übernommen werden. Die Länderebene ist für die Weiterentwicklung des 

bürgerschaftlichen Engagements daher unersetzlich.

Die Länder können noch stärker arbeitsteilig in die Engagementpolitik einbezogen wer-

den. Hierzu werden die folgenden Handlungsempfehlungen vorgeschlagen:

I  Bei der Förderung von Modellprogrammen seitens des Bundes kam es in let zter Zeit zu 

Konkurrenzsituationen (Mehrgenerationenhäuser und Familienzentren) hinsichtlich 

der Infrastruktureinrichtungen. Um solche Doppelstrukturen zu vermeiden, ist es sinn-

voll, dass die Bundesländer einen „Engagementatlas“ erstellen, der einen Überblick 

sowohl über die bereits bestehenden als auch die geplanten Einrichtungen der Engage-

mentförderung gibt. Dadurch kann zum einen eine Übersicht über die vorhandene 

Infrastruktur der Engagementförderung gewonnen werden, zum anderen werden 

hiermit Konkurrenzen in der Förderung vermieden.
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I  �Die Bundesländer können dem Beispiel Baden-Württembergs folgen und – wo es noch 

nicht geschehen ist – Landesnetzwerke aufbauen. Diese könnten beratende und koordi-

nierende Funktionen übernehmen.

I  �Die Landesregierungen können ressortübergreifende Arbeitsgruppen oder vergleich-

bare Strukturen zum bürgerschaftlichen Engagement einrichten. Diese hätten auch 

dafür Sorge zu tragen, dass sich ein gemeinsames Verständnis von Bürgergesellschaft 

und bürgerschaftlichem Engagement in allen Ressorts herausbildet.

I  �Die Länder können die Engagementförderung der Kommunen besser unterstützen und 

koordinieren. Bisher gibt es keine den Kommunen übergeordnete koordinierende 

Instanz, die Expertise bündelt und bereitstellt.

I  �Auf Länderebene kann in der Engagementpolitik ein Qualitätssprung durch die Einbe-

ziehung der kommunalen Spitzenverbände (Landkreistag, Städte- und Gemeindetag) 

erreicht werden. Diese hätten dann die Möglichkeit, Beratungsstrukturen aufzubauen 

und das Thema entsprechend den Bedürfnissen der Kommunen voranzubringen.

4.3.3 Engagementförderung auf der Ebene der Kommunen

Bürgerschaftliches Engagement findet zum überwiegenden Teil im sozialen Nahraum 

und auf der kommunalen Ebene statt. Die Politik der Engagementförderung konzentrier-

te sich deshalb in den vergangenen Jahren sehr stark auf die Verbesserung der Bedingun-

gen für bürgerschaftliches Engagement in den mehr als 12.000 Städten und Gemeinden 

in Deutschland. Neben den Kommunen in Baden-Württemberg haben sich in diesem 

Bereich in den letzten Jahren die ostdeutschen Bundesländer besonders hervorgetan 

(Dienel et al. 2008). Die Kommunen fördern hier das bürgerschaftliche Engagement mit 

der Unterstützung von Vereinen und Verbänden durch direkte und indirekte Zahlungen 

und weitere Maßnahmen. Es gibt heute kaum eine Kommune, die bürgerschaftliches 

Engagement nicht fördert. Doch es bestehen weiterhin deutliche Unterschiede zwischen 

den Kommunen in der Praxis der Engagementförderung (vgl. Expertise Jakob).

Die Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements ist vor allem in den folgenden zent-

ralen kommunalen Handlungsfeldern zu erkennen: Bildungseinrichtungen, Integration/

Migration, Soziale Dienste, Stadtentwicklung, Sport und im Bereich der politischen Parti-

zipation. Hier hat sich eine Vielfalt von Engagement fördernden Einrichtungen entwi-

ckelt, die teilweise in die kommunale Daseinsvorsorge, die zahlreiche Kommunen auf-

grund der Finanznot nicht mehr selbst erbringen können, eingebunden sind. Neben den 

traditionellen Strukturen des Engagements in den Bereichen Sport, Freizeit, Kultur, Bil-

dung und Soziale Dienste ist in den letzten 15 Jahren eine neuartige Infrastruktur lokaler 

Engagementförderung entstanden:
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Tabelle 4.3-4: Übersicht zu Einrichtungen auf der kommunalen Ebene

Einrichtungstypus Anzahl

Freiwilligenagenturen/-zentren ca. 300 1

Seniorenbüros ca. 250 2

Selbsthilfekontaktstellen 212 3

Lokale Bündnisse für Familie 563

Mehrgenerationenhäuser 500 4

Bürgerstiftungen 237 5

1	� Nach Auskunft der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen (bagfa) gibt es derzeit ca. 300 
Freiwilligenagenturen und -zentren; 102 dieser Einrichtungen sind Mitglied in der bagfa (vgl. www.bagfa.de; 
Zugriff am 27.2.2009).

2	 Vgl. www.seniorenbueros.org; Zugriff am 27.2.2008.
3	� Mit der Zahl 212 sind die Selbsthilfekontaktstellen erfasst, deren Hauptaufgabe in der Selbsthilfeunterstüt-

zung besteht. Darüber hinaus gibt es weitere 59 Einrichtungen, in denen die Selbsthilfeunterstützung ledig-
lich eine Nebenaufgabe darstellt (vgl. Thiel 2008).

4	 Vgl. www.mehrgenerationenhaeuser.de; Zugriff am 27.2.2009.
5	� Der Länderspiegel Bürgerstiftungen der Aktiven Bürgerschaft weist 237 Bürgerstiftungen mit einem Gesamt-

vermögen von rund 110 Mio. Euro aus, die den „10 Merkmalen einer Bürgerstiftung“ des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen entsprechen (vgl. Polterauer et al. 2008).

Quelle: Expertise Jakob.

Diese Einrichtungen spielen für die Förderung des Engagements im kommunalen Raum 

eine zentrale Rolle. Beratung und die Vermittlung neuer Engagementgelegenheiten sind 

zentrale Aufgaben. Hinzu kommen die kommunalen Anlaufstellen zur Engagementför-

derung direkt in den Kommunalverwaltungen. Bei den Lokalen Bündnissen für Familie 

und den Mehrgenerationshäusern ist das Engagement wiederum ein Mittel, um famili-

en-, generationen- und demografiepolitische Ziele zu erreichen.

Notwendig ist, dass sich intensivere Formen der Kooperation zwischen den Einrichtun-

gen der Engagementförderung entwickeln, da neben den genannten noch weitere 

(soziokulturelle Zentren, Stadtteilbüros, Nachbarschaftshäuser, Eltern-, Kind- und Famili-

enzentren, Lokale-Agenda-21-Initiativen) hinzukommen und viele davon ressourcen-

schwach sind.

Wie sich traditionelle Organisationen in Richtung verstärkter Förderung des Engagements 

verändern können, zeigt das Beispiel der Freiwilligen Feuerwehr. Als Teil der kommunalen 

Daseinsvorsorge engagieren sich in den Freiwilligen Feuerwehren mehr als 1,3 Mio. Mit-

glieder (2006). Aufgrund stetig sinkender Zahlen an aktiven Mitgliedern haben die Feuer-

wehren und vor allem die Feuerwehrverbände einen Prozess in Gang gebracht, mit dem 

die Modernisierungsrückstände der Freiwilligen Feuerwehren in Angriff genommen 

wurden. Im Zuge dieses Prozesses wurde ein neues Leitbild entwickelt und Leitsätze für 

eine moderne Engagementförderung wurden formuliert, zu denen in erster Linie die 

Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Engagement zählt. Besondere 

Anstrengungen wollen die Feuerwehren der Erhöhung des Frauenanteils in der traditio-

nell männerdominierten Organisation widmen. Zwischen 1995 und 2006 stieg der Anteil 

der aktiven Feuerwehrfrauen von 4 % auf über 7 %.
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Auch auf der Ebene der etablierten Kommunalpolitik ist Engagementförderung zu einem 

Thema geworden. Allerdings hat das Leitbild Bürgerkommune, das in den 1990er-Jahren 

vom Civitas-Netzwerk der Bertelsmann Stiftung entwickelt wurde, an Bedeutung verlo-

ren. An seine Stelle traten die Begriffe „bürgerorientierte Kommune“ und „kooperative 

Demokratie“ (Bogumil/Holtkamp 2006), um die Bemühungen um Demokratisierung zu 

kennzeichnen. Inzwischen hat sich eine Vielfalt an Formen der direkten und der koopera-

tiven Demokratie herausgebildet. Ein realistischer Blick zeigt, dass das Verhältnis von 

Bürgerschaft, Verwaltung und Kommunalvertretung nicht spannungsfrei ist. Zudem hat 

die Ausweitung der Partizipationsmöglichkeiten nicht dazu geführt, dass sich alle Bevöl-

kerungsgruppen gleichmäßig beteiligen: In den Kommunalvertretungen finden sich 

nach wie vor zu wenig Frauen, und die Quote der Bürgermeisterinnen liegt gerade mal 

bei 5 % (Lukoschat et al. 2009).

Die Kommunen sind zunehmend gezwungen, die Lücken in den kommunalen Haushal-

ten durch Zeitspenden ihrer Bürgerinnen und Bürger zu füllen und beziehen bürger-

schaftliches Engagement in verschiedenen Formen in die kommunale Daseinsvorsorge 

mit ein. Das wachsende Gewicht des Engagements bei sozialen Dienstleistungen und in 

der Bereitstellung öffentlicher Güter im kommunalen Raum erfordert eine stärkere 

Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger an kommunalen Entscheidungsverfahren.

Aber auch beim Aufbau einer Engagement fördernden Infrastruktur benötigen die Kom-

munen mehr Unterstützung. Vorbild kann hier Baden-Württemberg sein, das vor rund 

zehn Jahren begonnen hat, ein Städtenetzwerk mit heute 56 Kommunen, ein Gemeinde-

netzwerk mit inzwischen 21 Gemeinden und ein Landkreisnetzwerk mit heute 26 Land-

kreisen aufzubauen (vgl. hierzu Hoch et al. 2007: 197ff.). Da die Kommunen dies nicht von 

sich aus leisten können, ist es die Aufgabe der Länder, mit Netzwerkstrukturen den unte-

ren föderalen Gliederungen behilflich zu sein. In solchen Netzwerken werden nicht nur 

Informationen organisiert und distribuiert, ein wesentlicher Bestandteil ist professionelle 

Beratung beim Aufbau von Strukturen. Hier sind auch die kommunalen Spitzenverbände 

gefordert, durch mehr Beratungsleistungen ihre Mitglieder zu unterstützen und das 

Thema Engagementförderung offensiv zu vertreten.

Handlungsempfehlungen auf der Ebene der Kommunen
I  �Nach wie vor ist es wichtig, dass die politische Spitze (Bürgermeister, Dezernent) der 

Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in der Kommune aufgeschlossen 

gegenübersteht. Von ihr müssen positive Signale ausgehen, und sie muss Projekte 

vorantreiben, bei Konflikten schlichten und insgesamt dem Thema Engagement im 

kommunalen Raum einen hohen Stellenwert sichern.

I  �Engagementförderung muss von den Kommunen selbst forciert werden. Die Infrastruk-

tur kann nicht primär von den zivilgesellschaftlichen Organisationen bereitgestellt wer-

den. Finanzielle und personelle Ressourcen müssen von den Kommunen zur Verfügung 

gestellt werden.

I  �Mit Unterstützung der kommunalen Spitzenverbände können Kommunen lokale Netz-

werke organisieren, in denen sich zivilgesellschaftliche Organisationen, kommunale 

Einrichtungen und Unternehmen mit dem gemeinsamen Ziel zusammenfinden, das 

bürgerschaftliche Engagement und seine Leistungen zu einem wichtigen Standortfak-

tor zu machen.
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I  �Kommunen können ihre vielfältigen Möglichkeiten der Engagementpolitik besser 

nutzen, weil Engagement vor allem im lokalen Raum stattfindet. Sie können den Mitge-

staltungswünschen von Jugendlichen und Kindern stärker entgegenkommen und in 

Schulen und Kindertagesstätten entsprechende Angebote schaffen. Kommunen sind 

aber auch beim Thema Zeitpolitik aufgerufen, wenn es darum geht, Arbeits- und Öff-

nungszeiten mit den Bedürfnissen der Engagierten besser abzustimmen. Hier können 

auch Unternehmen stärker in Netzwerke eingebunden werden, da sie aufgrund ihrer 

Standortorientierung in der Regel solchen Anliegen gegenüber aufgeschlossen sind.

I  �Für Kommunen kann es lohnend sein, eine Kultur der Unterstützung zu entwickeln. 

Diese kann sich auf Nachbarschaften, Wohngebiete und die Unterstützung für Familien 

beziehen. Dazu notwendig ist aber der Aufbau einer Engagement stützenden Infra-

struktur unter Einbeziehung aller relevanten Akteure.

4.4  �Engagementpolitik auf der Ebene der  
zivilgesellschaftlichen Organisationen

Engagementförderung erfolgt durch eine Vielzahl zivilgesellschaftlicher Organisationen 

und in ganz unterschiedlichem Ausmaß. Ohne diese Organisationen kann sich eine Bür-

gergesellschaft kaum weiterentwickeln, und ohne das bürgerschaftliche Engagement 

würde es manche Organisationen überhaupt nicht geben. Im Bericht der Enquete-Kom-

mission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ lautete daher eine zentrale 

Forderung „Öffnung von Institutionen und Organisationen“ für bürgerschaftliches Enga-

gement nach innen wie nach außen. Diesem Postulat sind die meisten Organisationen 

nachgekommen, und es gibt heute kaum mehr eine zivilgesellschaftliche Organisation, 

in deren Selbstverständnis und Handeln bürgerschaftliches Engagement keine Rolle 

spielen würde.

In der vielfältigen und reichhaltigen Organisationslandschaft in Deutschland existieren 

diverse Typen von Organisationen, die in unterschiedlichen Graden, Intensitäten und 

Wegen bürgerschaftliches Engagement fördern.

Organisationen, die von bürgerschaftlich Engagierten  
getragen werden

Im sehr großen Engagementbereich Sport und Bewegung, in den breiten Engagementbe-

reichen Freizeit und Geselligkeit, Kultur und Musik, bei der Freiwilligen Feuerwehr, im 

Tier- und Umweltschutz sowie im Gesundheitsbereich (Selbsthilfe) sind die zivilgesell-

schaftlichen Organisationen überwiegend oder ausschließlich durch das Engagement 

von Ehrenamtlichen und Freiwilligen geprägt. Entsprechend wenig Hauptamtliche 

arbeiten in diesen Organisationen. Die maßgebliche Organisationsform ist der Verein. 

Engagementförderung geht hier von den Dachverbänden (z. B. Deutscher Olympischer 

Sportbund [DOSB], Deutscher Feuerwehrverband, Kulturverbände, Umweltverbände) 

aus, da die Vereine vor Ort in der Regel zu ressourcenschwach sind. Es gibt kaum einen 

Dachverband, der keine Anstrengungen in der Engagementförderung unternimmt und 

Impulse aussendet und Hilfestellungen bereithält.
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Organisationen, die Engagementgelegenheiten bieten
Anders sieht es bei jenen Organisationen aus, die Engagementgelegenheiten anbieten. 

Diese finden sich vor allem im Bereich der Freien Wohlfahrtspflege mit knapp 100.000 

Einrichtungen und Diensten. Engagementgelegenheiten bestehen hier in den Einrich-

tungen der Jugend- und Gesundheitshilfe, in Kinderbetreuungseinrichtungen, Alten- 

und Pflegeheimen, Krankenhäusern sowie bei Rettungs- und Pflegediensten. Auch um 

Schulen und Kindergärten organisiert sich Engagement, ebenso im kirchlichen Bereich 

in den Gemeinden. Organisationen und Einrichtungen der Jugend- und Bildungsarbeit 

bieten ebenfalls Engagementgelegenheiten.

Charakteristisch für solche Organisationen – vor allem im sozialstaatlichen Bereich – ist 

ihre vorherrschende hauptamtliche Struktur. Engagement ist zwar ein wesentlicher 

Faktor, aber der Kern der Organisation wird durch die Arbeit von Professionellen geprägt. 

Für Organisationen im sozialstaatlichen Bereich kommt ein weiteres Moment hinzu: 

Viele Einrichtungen und Dienste haben sich unter dem Druck politischer und anderer 

Vorgaben stärker betriebswirtschaftlich ausgerichtet. Gleichwohl sind sie aus unter-

schiedlichen Gründen an Engagement interessiert und versuchen durch zahlreiche 

Maßnahmen, Engagierte an sich zu binden. Organisationen in diesem Bereich können 

systematische Engagementförderung betreiben, da mehr Ressourcen vorhanden sind, 

und bei den meisten wird die Notwendigkeit erkannt, Engagierte in die eigene Organisa-

tion einzubinden. Allerdings sind diese Organisationen von unterschiedlichen Logiken 

geprägt, die bei der Förderung des Engagements berücksichtigt werden müssen. So 

vollzieht sich beispielsweise Engagement in Pflegeeinrichtungen im Kontext professio-

neller Strukturen und hauptamtlicher Pflegekräfte.

Engagementförderung durch spezielle Organisationen
Eine umfassende Förderung des bürgerschaftlichen Engagements erfolgt durch Organi-

sationen, die sich auf dieses Thema spezialisiert und selbst kaum oder überhaupt keine 

Freiwillige(n) in ihren Reihen haben. Professionalität und umfassende Erfahrung im 

engagementpolitischen Feld bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf der einen 

Seite und gezielte Weiterentwicklung des bürgerschaftlichen Engagements in neuen 

Feldern, mit innovativen Methoden, Formen, Themen, Allianzen und Bevölkerungsgrup-

pen auf der anderen Seite sind die zusammengehörenden Kennzeichen dieser Organisa-

tionen. Stiftungen wie die Bertelsmann Stiftung, die Körber-Stiftung, die Bosch-Stiftung, 

die Hertie-Stiftung oder die Freudenberg Stiftung entwickeln spezielle Förderprogram-

me und Handlungsanleitungen, sind aktiv im Agenda-Setting und sehen sich als Think-

Tanks für das Thema. Andere Organisationen wiederum – beispielsweise Aktive Bürger-

schaft, Stiftung Mitarbeit, Maecenata Institut, Vis-a-Vis, Centrum für Corporate 

Citizenship Deutschland (CCCD), Agentur mehrwert – verstehen sich als spezielle Bera-

tungseinrichtungen. Freiwilligenagenturen und Seniorenbüros erbringen vor Ort vielfäl-

tige Unterstützungsleistungen für Engagierte. Immer mehr größere Organisationen 

bieten, beispielsweise die Akademie für Ehrenamtlichkeit, ihren freiwillig Engagierten 

Möglichkeiten der Weiterqualifikation und des Kompetenzerwerbs an.

Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der Deutsche Bundesjugendring (DBJR), der 

Deutsche Olympische Sportbund, der Feuerwehrverband, der Bundesverband der Deut-
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schen Stiftungen sowie zahlreiche weitere Spitzenverbände und Bundesvereinigungen 

haben das Thema Engagementförderung aufgenommen. Mit Beauftragten, eigenen 

Abteilungen, Konferenzen und Publikationen wird dem Bedeutungszuwachs des Themas 

Rechnung getragen.

Netzwerke auf Bundes- und Länderebene
In den letzten Jahren hat sich ein spezieller Organisationstyp auf der Bundes- und Lan-

desebene herausgebildet und sich als überaus hilfreich für die Engagementpolitik 

erwiesen. Das Landesnetzwerk Baden-Württemberg, dessen Gründung in der Mitte der 

1990er-Jahre erfolgte, ist mit seinen kommunalen Netzwerken (Gemeindenetzwerk, 

Landkreisnetzwerk, StädteNetzWerk) Vorbild für diese Organisationsform (vgl. Hoch et 

al. 2007: 8ff.). Netzwerke zeichnen sich dadurch aus, dass Akteure unterschiedlicher Art 

in ihnen zusammenarbeiten und im Vergleich zu anderen Organisationen, beispielswei-

se Verbänden, eher schwache Bindungen ausbilden. Sie haben den Vorteil, dass sie quer 

zu den gewachsenen Strukturen arbeiten und neuartige Koalitionen ermöglichen. Ihr 

wichtigster Vorteil ist jedoch, dass sie in effektiver Weise Lernprozesse zwischen ganz 

verschiedenen Akteuren in Gang setzen können.

Das bedeutendste Netzwerk zum bürgerschaftlichen Engagement in Deutschland auf der 

Bundesebene ist das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE). Seine Grün-

dung erfolgte 2002 auf Vorschlag der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftli-

chen Engagements“ und auf Empfehlung des Beirates beim BMFSFJ zum „Internationalen 

Jahr der Freiwilligen“ im Jahre 2001. Seither hat sich das BBE als bundesweites, bereichs- 

und sektorenübergreifend arbeitendes Netzwerk mit mehr als 220 Mitgliedern entwickelt. 

Neben den bundesweit tätigen zivilgesellschaftlichen Organisationen112 sind auch staatli-

che Akteure – alle 16 Bundesländer, derzeit drei Bundesministerien (BMJ, BMFSFJ, BMI), 

zwei kommunale Spitzenverbände (Deutscher Städte- und Gemeindebund, Deutscher 

Städtetag) und zahlreiche Kommunen –, die Kirchen, Gewerkschaften und Unternehmen 

sowie Einzelpersonen Mitglieder. Das BBE arbeitet in zurzeit acht Arbeitsgruppen, in 

denen der fachliche Austausch, gemeinsame Projektplanungen und die Artikulation von 

Problemen der Engagementförderung in einer offenen Netzwerkarbeit stattfinden. Mit 

diesen thematischen Arbeitsgruppen werden die zentralen engagementpolitischen The-

men abgedeckt.

Nach außen wird das BBE durch den Sprecherrat vertreten, die interne Koordination 

erfolgt über den Koordinierungsausschuss. Mittlerweile hat sich das BBE eine maßgebli-

che Sprecherrolle für bürgerschaftliches Engagement auf der Bundesebene in allen, die 

einzelnen Engagementbereiche (Soziales, Kultur, Sport etc.) und die Sektoren Bürgerge-

sellschaft, Staat und Wirtschaft betreffenden Fragen erarbeitet.

Das BBE vertritt zunächst seine Mitglieder und darüber hinaus auch engagementpoliti-

sche Themen. Die Ergebnisse der Arbeit des BBE sind für alle zivilgesellschaftlichen Orga-

112  ��Unter anderem Deutscher Kulturrat, DOSB, Wohlfahrtsverbände, Deutscher Naturschutzring, Bundesver-
band Deutscher Stiftungen, Feuerwehrverband, die Dachverbände Deutscher Bundesjugendring, Deut-
scher Frauenrat, Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen, Bundesverbände der Freiwilli-
genagenturen und -zentren, der Seniorenbüros und Selbsthilfekontaktstellen.
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nisationen von Relevanz und werden von ihnen genutzt.113 Das BBE hat den Vorteil, 

keine Bereichsorganisation (wie der Deutsche Kulturrat oder der DOSB) zu sein, sondern 

Themen bereichsübergreifend vertreten zu können. Es wurde – und daraus erwächst ein 

Nachteil – unter den Bedingungen einer etablierten Verbändelandschaft gegründet, in 

der zahlreiche Zuständigkeiten und Positionen traditionell fest abgesteckt sind. Dies 

drückt sich beispielsweise darin aus, dass die Aktivitäten des BBE von anderen Verbänden 

zuweilen als Konkurrenz argwöhnisch beobachtet werden und Unternehmen immer 

noch mit nur wenigen Mitgliedern vertreten sind.

Nichtsdestotrotz ist das BBE zu einem Eckpfeiler der engagementpolitischen Infrastruk-

tur auf der Bundesebene avanciert. Es hat Aufgaben übernommen – wie die Ausrichtung 

und Koordination des Nationalen Forums für Engagement und Partizipation –, zu denen 

andere Organisationen nicht in der Lage sind. Neben seiner bundespolitischen Rolle hat 

das BBE eine wichtige Beratungsfunktion für die Bundesländer in Sachen Engagement-

politik. Durch seine hauptsächliche Finanzierung seitens des BMFSFJ ist es auf vielfältige 

Weise eng mit der Politik verbunden. Daher sollte sich das BBE nicht in eine Projektagen-

tur der Bundesregierung verwandeln, sondern muss den Weg in Richtung eines engage-

mentpolitisch tätigen Netzwerks und hin zu einem Kompetenzzentrum für die Praxis des 

bürgerschaftlichen Engagements auf Bundesebene konsequent weiterverfolgen.

Die Landesnetzwerke, die in der Zwischenzeit in einzelnen Bundesländern aufgebaut 

wurden, erfüllen ebenfalls eine unverzichtbare Rolle bei der Stabilisierung der Infrastruk-

tur. Bislang ist es nicht in allen Bundesländern gelungen, Netzwerke zu gründen und sie 

auch mit Leben zu füllen.

Insgesamt ist Engagementförderung durch zivilgesellschaftliche Organisationen nicht 

zuletzt auch eine Ressourcenfrage: Viele Organisationen sind nach wie vor auf staatliche 

Zuwendungen angewiesen, und nur wenige können Mittel von Stiftungen oder Privaten 

dafür in Anspruch nehmen.

Lobbying und Finanzierung
Neben der Bereitstellung von Engagementgelegenheiten haben zivilgesellschaftliche 

Organisationen vor allem die Aufgabe, das Thema Engagement in der Gesellschaft präsent 

zu machen und durch Lobbying auf Unterstützung der Politik zu dringen (Speth 2006).

Der Fülle von Organisationen und Einrichtungen, die Engagementgelegenheiten anbie-

ten, steht eine geringe Zahl von Organisationen gegenüber, die an der Weiterentwick-

lung des Themas und des Feldes arbeiten, Weiterqualifizierung betreiben, Expertise 

bereitstellen, neue Konzepte einbringen und Allianzen (vgl. von Münchow 2005) bilden. 

Bis auf wenige Stiftungen sind die Organisationen, die hauptsächlich Engagementförde-

rung betreiben, relativ ressourcenschwach. Eine finanzielle Engagementförderung 

durch zivilgesellschaftliche Organisationen ist daher, mit Ausnahme der Stiftungen, 

kaum existent.

113  ��Im BBE sind neben dem Bundesverband Deutscher Stiftungen u. a. Mitglied: Bertelsmann Stiftung, Bosch 
Stiftung, Stiftung demokratische Jugend, Stiftung Mitarbeit; Bürgerstiftungen sind auch Mitglieder.
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Auch wenn zahlreiche größere Verbände inzwischen die Bedeutung des bürgerschaftli-

chen Engagements für sich erkannt haben, sind es immer noch wenige, die eine bewusste 

und umfassende Politik der Engagementförderung betreiben. Man verlässt sich hier 

immer noch auf den Staat, und bei vielen Stiftungen ist das Bewusstsein der Zugehörig-

keit zur Zivilgesellschaft noch nicht sehr ausgeprägt.

Handlungsempfehlungen für zivilgesellschaftliche Organisationen
Die Zivilgesellschaft und ihre Organisationen vertrauen häufig noch zu sehr auf die 

Handlungsmacht der Politik und sind sich ihrer eigenen Fähigkeiten und Möglichkeiten 

noch nicht hinreichend bewusst. Sie haben es bislang nicht geschafft, die Idee der Bürger-

gesellschaft und die Ziele des bürgerschaftlichen Engagements so ins öffentliche 

Bewusstsein zu rücken, dass sie die großen Reformdebatten seit den 1990er-Jahren hätten 

prägen können. Bei den Themen Bildung, Gesundheit, Arbeitsmarkt, Familie und Pflege 

ist kein systematischer Zusammenhang mit bürgerschaftlichem und ehrenamtlichem 

Engagement hergestellt worden.

Entsprechend dieser Diagnose werden im Folgenden Vorschläge unterbreitet, um die 

zivilgesellschaftlichen Selbststeuerungs- und Innovationspotenziale zu erhöhen.

I  �Zusammenarbeit mit kommunalen Spitzenverbänden verbessern

Engagement findet zum überwiegenden Teil im kommunalen Raum statt. Deshalb sind 

kommunale Strukturen von besonderer Bedeutung. Dazu zählen auch die kommunalen 

Spitzenverbände, die sich allerdings zumindest auf Bundesebene dem Thema Engagement 

oft eher zögerlich genähert haben. Denn diese artikulierten die Befürchtungen vieler 

Kommunen, dass aus freiwilligen Aufgaben Pflichtaufgaben werden können. Landes- und 

Bundesnetzwerke sollten vermehrt mit den kommunalen Spitzenverbänden zusammenar-

beiten, weil sich dadurch Lerneffekte verstärken und der Erfolg von Engagementpolitik 

dann höher ist, wenn die Kommunen intensiver eingebunden werden können.

I  �Stärkung des BBE

Netzwerke – und vor allem das BBE – agieren in einer trisektoralen Struktur. Die Einbindung 

von Unternehmen ist für sie aus mehreren Gründen wesentlich: Unternehmen sind Finan-

ciers der Zivilgesellschaft, sie sind Kooperationspartner, und fast alle Unternehmen enga-

gieren sich in der einen oder anderen Form. Für nachhaltige Wirkungen, beispielsweise im 

Bereich der Zeitpolitik, der Bildung oder der Betreuung, ist die Zusammenarbeit mit Unter-

nehmen zudem unverzichtbar. Im BBE gibt es noch zu wenige Unternehmen als Mitglieder, 

und Unternehmensnetzwerke, die sich – auch mit Unterstützung des BMFSFJ – bilden, sind 

künftig stärker mit dem BBE und anderen Netzwerken zu verzahnen.

Das BBE ist nach wie vor sehr stark von den Zuwendungen des BMFSFJ abhängig. Bislang 

ist es nicht gelungen, die Mitglieder, darunter auch sehr viele große Verbände, zu höhe-

ren Mitgliedsbeiträgen zu bewegen. Für das politische Gewicht des BBE ist es wünschens-

wert, wenn seine Finanzierung vermehrt auch von den Mitgliedern wahrgenommen 

wird. Dadurch wird nicht nur eine größere Unabhängigkeit von der Ministerialverwal-
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tung erreicht, es verleiht auch der Stimme, die das BBE inzwischen hat, mehr Nachdruck. 

In der Diskussion ist der Aufbau einer Förderstiftung, selbst wenn sich der Bund auch in 

dieser Struktur nicht ganz aus der Finanzierung zurückziehen kann.

I  �Innovationspotenziale stärken: Social Entrepreneurship114

Das Innovationspotenzial von zivilgesellschaftlichen Organisationen und des Engage-

ments für die Gesellschaft kann mit einer gezielten Förderung nachhaltig erhöht werden. 

Durch eine bessere Selbstorganisation sowie die Entwicklung neuer Organisationsfor-

men und Lösungsansätze kann die Zivilgesellschaft ihre Potenziale für die Lösung von 

gesellschaftlichen Problemen ausbauen und die Erträge auch als sozialen Mehrwert 

sichtbarer machen. Beispielsweise kann durch die gezielte Förderung von „Social Entre-

preneurship“ die Bedeutung des Engagements für die Weiterentwicklung der Gesell-

schaft unterstrichen werden. Dabei sollte darauf geachtet werden, dass Einzelinteressen 

der Förderer nicht dominieren.

I  �Transparenz und Rechenschaftslegung

Für zivilgesellschaftliche Organisationen existieren kaum Publizitäts- und Transparenz-

pflichten. Für Nichtmitglieder (Spender von Zeit und Geld) ist es kaum nachvollziehbar, 

wofür die Mittel eingesetzt werden. Auch ist nicht ersichtlich, wer über die Verwendung 

der Mittel entscheidet und mit welchem Ergebnis sie eingesetzt werden. Die Mitglieder-

versammlung als Kontrollorgan bei Vereinen reicht nicht aus. Eine solche ist aber umso 

notwendiger, als die zivilgesellschaftlichen Organisationen gegenüber staatlichen und 

wirtschaftlichen Akteuren mit dem Anspruch auftreten, die Prinzipien Transparenz und 

Rechenschaftslegung einzuhalten. Unverzichtbar ist es daher, dass zivilgesellschaftliche 

Organisationen ihr Handeln gegenüber Mitgliedern und der Gesellschaft transparenter 

gestalten und Finanz- und Rechenschaftsberichte öffentlich zugänglich machen. Erfor-

derlich ist eine gesetzliche Publizitätspflicht für gemeinnützige Organisationen, wobei 

Anforderungen und Umfang mit steigender Organisationsgröße zunehmen. Diese Publi-

zitätspflicht umfasst auch moderne Standards der Rechnungslegung.

I  �Selbstevaluation und Wirkungsmessung

Die Zivilgesellschaft und ihre Organisationen können das Selbststeuerungspotenzial 

auch dadurch erhöhen, indem sie verstärkt von den Möglichkeiten von Wirkungsmes-

sung und Evaluation Gebrauch machen. Die Bewertung der Leistungen von Organisatio-

nen und die Wirkung von Maßnahmen und Projekten müssen nach bestimmten Kriterien 

erfasst werden. Ein Benchmarking über Best Practice, wie es vielfach angewandt wird, 

reicht nicht aus und bringt auch Probleme mit sich.

Für die Entwicklung der Selbstevaluation im zivilgesellschaftlichen Bereich gibt es ver-

schiedene Anknüpfungspunkte. Ende der 1990er-Jahre entwickelte der Roberts Enter- 

114  ��Der Begriff wurde von Bill Drayton, Gründer der Organisation Ashoka, geprägt. Social Entrepreneurs sind 
einzelne Personen, die in einem besonderen Maße sozialen Wandel anstoßen und gesellschaftlichen Nutzen 
stiften. Ihr Ziel ist es, soziale und nicht nur private Werte zu schaffen, diese zu erhalten sowie Lern- und 
Innovationsprozesse in Gang zu setzen (vgl. Achleitner et al. 2007: 6).
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prise Development Fund die Methode des „Social Return on Investment“ (SROI), die in 

Großbritannien von der New Economy Foundation weiterentwickelt und stark gefördert 

wird. Hier liegt ein mittlerweile gut bewährtes Instrument vor, aus dem Elemente über-

nommen werden können.115 In den Bereichen der Wirtschaft und Wissenschaft hat sich 

seit Längerem eine flächendeckende Audit-Kultur mit spezifischen Verfahren und For-

men entwickelt. Ratings, Audits, Leistungsindikatoren, Kennzahlen und Benchmarkings 

können auf die Evaluation von zivilgesellschaftlichen Organisationen teilweise übertra-

gen werden. Die vorhandenen, vor allem outputorientierten Ansätze sind um Methoden 

für die Messung des sozialen Mehrwerts oder des Public Value – allgemeiner gesagt: der 

gesellschaftlichen Wirkung („social impact“), den zivilgesellschaftliche Organisationen 

produzieren – zu ergänzen. Unabhängige Agenturen für die Evaluierung, das Rating und 

Benchmarking der Leistungen und Wirkungen von zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen sind zu schaffen. Mit ihren Ergebnissen und Empfehlungen kann die Wirkung zivil-

gesellschaftlicher Organisationen verbessert werden.

Für eine Mittelvergabe, die von der Politik entkoppelt ist, ist ein Reviewing-Verfahren 

notwendig, das Elemente des wissenschaftlichen Peer Reviewing116 aufnehmen kann.

I  �Kompetenzzentrum

Mit der Einrichtung eines Kompetenzzentrums für bürgerschaftliches Engagement, zu 

dem sich das BBE weiterentwickeln will, sind praktische Erfahrungen zu bündeln und 

entsprechend für die Politik bereitzustellen. Mit Hilfe einer solchen Einrichtung ist kon-

krete Beratung für die Politik zu erbringen. Das Kompetenzzentrum kann eine Verbin-

dungsstelle zwischen der wissenschaftlichen Zivilgesellschaftsforschung, den Bedürfnis-

sen der Politik und dem praktischen Wissen der Nonprofit-Organisationen bilden.

I  �Internationaler Erfahrungsaustausch und europäische Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Organisationen sind aufgerufen, viel intensiver als gegenwärtig 

den internationalen Erfahrungsaustausch zu pflegen. Über Konferenzen und ähnliche 

Formen des Austausches können Lern- und Innovationseffekte erzeugt werden. Es sind 

Formen dafür zu finden, wie dieser Erfahrungsaustausch auf Dauer gestellt werden kann. 

Die Europäisierung zivilgesellschaftlicher Organisationen ist ein dringendes Anliegen 

und wird von der Europäischen Kommission unterstützt. Auf der Seite der Politik sind die 

rechtlichen Rahmenbedingungen so anzupassen, dass gemeinnützige Organisationen 

europaweit tätig werden können.

I  �Stiftungen

Stiftungen sind Teil der Bürgergesellschaft, doch noch nicht alle Stiftungsleitungen han-

deln in diesem Bewusstsein. Dies gilt auch für das Thema Transparenz, für das bereits 

115  ��Erfahrungen des Heidelberger Centrums für soziale Investitionen und Innovationen (CSI) mit dem SROI-
Ansatzes belegen dessen prinzipielle Eignung für die Wirkungsforschung, wenn auch nur für ausgewählte 
Bereiche des bürgerschaftlichen Engagements.

116  ��Peer Review ist ein Kernelement der Selbststeuerung von Wissenschaft. Das Verfahren der Selbstkontrolle 
von wissenschaftlichen Fachgemeinschaften durch Peers wird bei der Begutachtung, der Mittelvergabe und 
der Rekrutierung angewendet (vgl. Bormann/Daniel 2003).
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Verbesserungsvorschläge vorliegen. Erfreulich ist die wachsende Zahl der Stiftungsneu-

gründungen. Sinnvoll wäre es hier, in einer gemeinsamen Anstrengung darauf hinzuwir-

ken, dass es zur Gründung von Stiftungen mit einer größeren Kapitalausstattung kommt, 

um ein gezielteres operatives Handeln zu ermöglichen.

Stiftungen sollten sich noch stärker für bürgergesellschaftliche Anliegen einsetzen: Dies 

kann von Finanzierung über Agenda-Setting bis hin zur Entwicklung von Themen und 

Konzepten reichen.

4.5  Engagementförderung durch Unternehmen

Die Engagementförderung durch Unternehmen ist in zweifacher Hinsicht von Bedeu-

tung: Zum einen sind Unternehmen selbst Akteure in der Bürgergesellschaft und enga-

gieren sich in bestimmten Bereichen, zum anderen fördern sie das Engagement von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Vereinen oder weiteren Nonprofit-Akteuren. Diese 

Perspektiven sind nur analytischer Natur, im realen Handeln der Unternehmen ver-

schränken sich diese Dimensionen.

Unternehmen sind heute wichtige Akteure der Engagementförderung, weil sie neben 

dem Staat und zivilgesellschaftlichen Organisationen Verantwortung für die Weiterent-

wicklung der Gesellschaft übernehmen. In welchem Maße die Unternehmen dieser Ver-

antwortung nachkommen, wie sie konzeptionell zu fassen und welchen Veränderungen 

eine solche Verantwortungsübernahme unterworfen ist, darüber gibt es in der Gesell-

schaft und in der Wissenschaft kontroverse Debatten.

Das Engagement der Unternehmen trägt vor allem einen freiwilligen Charakter. Es liegt 

allein in der Entscheidung des Unternehmens als eines korporativen Akteurs, sich zu 

engagieren; dieses Engagement ist gleichzeitig Ausdruck seiner gesellschaftlichen Ein-

bettung und Verantwortung. Der Begriff Corporate Social Responsibility (CSR) bezieht 

sich auf das betriebswirtschaftliche Handeln und Entscheiden von Unternehmen und hat 

seinen Fokus in der Binnenwelt des Unternehmens. CSR betrifft das nicht gesetzlich nor-

mierte und geforderte Handeln von Unternehmen. In Deutschland hat sich eine dichte 

und umfassende rechtliche Normierung unternehmerischen Handelns entwickelt 

(Arbeitsrecht, Betriebsverfassungsgesetz, Gesetzgebung zum Umwelt- und Verbraucher-

schutz etc.). Corporate Citizenship (CC) dagegen bezeichnet das über die eigentliche 

Geschäftstätigkeit hinausgehende Engagement von Unternehmen zur Lösung gesell-

schaftlicher Fragen (vgl. Backhaus-Maul et al. 2008a). Das Unternehmen wird hier in der 

Rolle des Bürgers wahrgenommen, und es geht vor allem um die Beziehung des Unter-

nehmens zu seiner Umwelt (vgl. Expertise zze/Wegner).

Die Begriffe CC und CSR, die zur Charakterisierung des unternehmerischen bürgerschaft-

lichen Engagements verwendet werden, stammen aus den USA – und somit aus einer 

anderen ordnungspolitischen Auffassung. Die Europäische Kommission fasst CSR als 

Konzept auf, „das den Unternehmen als Grundlage dient, auf freiwilliger Basis soziale 

Belange und Umweltbelange in ihre Unternehmenstätigkeit und in die Wechselbezie-
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hung mit Stakeholdern zu integrieren“ (Europäische Kommission 2001: 7). Aus mehreren 

Gründen ist der Begriff „gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen“ zu bevorzu-

gen. Viele kleinere und mittlere Unternehmen scheuen vor den amerikanischen Begrif-

fen zurück, weil damit ihr Engagement nicht hinreichend beschrieben wird, denn CC und 

CSR sind eher in der Welt der Großunternehmen zu Hause und in der internationalen 

Diskussion geläufig. Zudem sind die beiden Begriffe Ausdruck dafür, dass die Debatte um 

CC und CSR bislang sehr ahistorisch und unter Vernachlässigung von spezifischen natio-

nalstaatlichen Kontexten geführt wurde.

Auch wenn sich die gesellschaftliche Einbettung von Unternehmen verändert und sie 

sich tendenziell aus den spezifischen institutionellen Bindungen befreien, so ist dennoch 

die Tradition der sozialen Marktwirtschaft weiterhin von Bedeutung. Die Unterschiede 

zwischen amerikanischer und europäisch-kontinentaler Tradition liegen auf der Hand: In 

Deutschland gibt es nach wie vor eine Tradition weiter gehender Staatsaufgaben. Im 

kontinentalen Verständnis des Sozialstaates werden viele Bereiche als staatliche Aufga-

ben angesehen, die im amerikanischen Verständnis eher dem freiwilligen Engagement 

der Unternehmen, der Gesellschaft und der Einzelnen überlassen sind. Ebenso prägend 

ist in Deutschland die institutionalisierte Einbindung der Unternehmen und ihrer Ver-

bände in die soziale Marktwirtschaft in den Bereichen duale Berufsausbildung, Mitbe-

stimmung und Beteiligung an den Sozialversicherungen. In den korporatistischen Struk-

turen sind Unternehmen im Schatten staatlicher Hierarchie in Pflichten gegenüber 

Arbeitnehmern, Gewerkschaft und Gesellschaft eingebunden. Pflichten zur Nachhaltig-

keits- und Umweltberichterstattung sowie freiwillige Regeln der Unternehmensführung 

(Corporate Governance) sind weitere Elemente der rechtlich-kodifizierten und der frei-

willigen Einbindung von Unternehmen in die soziale Marktwirtschaft. Die gesellschaftli-

che Verantwortung von Unternehmen ist in Deutschland umfassend gesetzlich normiert, 

auch wenn für große, transnational tätige Unternehmen der Nationalstaat immer weni-

ger als wichtigster Handlungsrahmen gilt. Und so suchen sich Unternehmen staatsferne 

Handlungsfelder wie Sport, Freizeit, Bildung und Kultur.

Das Bild der gesellschaftlichen Verantwortung der Unternehmen ist einerseits von der 

Vorstellung geprägt, dass Unternehmen zu wenig machen und ihre Möglichkeiten nicht 

ausschöpfen. Die Politik vermutet ungenutzte Potenziale, und zivilgesellschaftliche Grup-

pen rechnen mit Fördermitteln für ihre Projekte. Aus diesem Grund bemüht sich die 

Politik, die Unternehmen mit zahlreichen Programmen in ihrer Verantwortungsüber-

nahme zu unterstützen. Auf der Seite der Zivilgesellschaft gibt es zahlreiche Mittlerorga-

nisationen und Methoden, mit denen Unternehmen und Organisationen zusammenge-

bracht werden sollen. Andererseits belegen empirische Erhebungen, dass 96 % der 

Unternehmen sich freiwillig gesellschaftlich engagieren (vgl. Expertise Braun). Das 

gesellschaftliche Engagement gehört bei mehr als 80 % der Unternehmen zum Selbstver-

ständnis und ist Teil der Unternehmenskultur und Ausdruck ihrer Traditionen und Werte 

(vgl. Bertelsmann Stiftung 2005: 14).

Charakteristisch für das Engagement der Unternehmen und unverzichtbar für zielge-

naue unterstützende staatliche Maßnahmen ist eine tendenzielle Zweiteilung. Kleine 

und mittlere Unternehmen (KMU) pflegen traditionell eine intensive gesellschaftliche 
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Verantwortungsübernahme und wenden dafür auch deutlich mehr finanzielle Mittel auf. 

Anders als bei den großen Unternehmen ist das Engagement der KMU eher spontan, 

zufällig, unkoordiniert und erfolgt auch eher personalisiert und informell; große Unter-

nehmen sind proaktiver und strategischer in ihrem Engagement. Unternehmerische 

Verantwortungsübernahme ist bei den meisten Unternehmen eher eine „beiläufige 

Selbstverständlichkeit“ und selten in das ökonomische Handeln des Unternehmens ein-

gebettet. Insofern sind auch die Kriterien, die aus der CC/CSR-Debatte zur Bewertung 

unternehmerischer Verantwortungsübernahme herangezogen werden, kaum weiter-

führend.

Für die überwiegende Zahl der Unternehmen sind Engagement und gesellschaftliche 

Verantwortung keine strategische Angelegenheit oder ein Fall ökonomischer Nutzenkal-

kulation („business case“). Diese Unternehmen gehören der Gruppe KMU an, deren 

gemeinwohlbezogene Aktivitäten sich überwiegend auf die lokale Zivilgesellschaft 

richten. Dieser Befund wird durch zahlreiche Untersuchungen und durch die Selbstein-

schätzung von Unternehmen gestützt (vgl. Braun/Kukuk 2007): Drei Viertel der gesell-

schaftlich engagierten Unternehmen konzentrieren ihr Engagement auf das lokale und 

regionale Umfeld ihres Unternehmenssitzes oder Betriebsstandorts. Nur ein geringer Teil 

engagiert sich auf nationaler (14,5 %) oder auf internationaler (13,6 %) Ebene (vgl. Expertise 

Braun). Je kleiner die Unternehmen, desto größer wird der Anteil des lokalen und regio-

nalen Engagements. Unternehmen stellen die Ressourcen ihres gesellschaftlichen Enga-

gements vor allem sport- und freizeitorientierten Bereichen, dem lokalen Vereinswesen 

und kulturellen Einrichtungen zur Verfügung.

Die häufigste Aktivität, in der sich das gesellschaftliche Engagement von Unternehmen 

ausdrückt, ist „Corporate Giving“ – das Spenden von Geld und/oder Sachen sowie die 

Durchführung von Spendenaktionen – mit 91 %. „Corporate Volunteering“ – die Unterstüt-

zung des freiwilligen Engagements der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – wird bei 

Befragungen zu 60 % genannt (Braun/Kukuk 2007). Kostenlose Dienste – Dienstleistungen 

und Geräte – werden von 54 % der gesellschaftlich engagierten Unternehmen bereitge-

stellt. Die Gründung und die Unterhaltung einer Stiftung werden von 3,8 % der Unterneh-

men angegeben – ein relativ geringer Wert angesichts der Bedeutung von Stiftungen in 

der öffentlichen Diskussion.

Tabelle 4.5-1: Formen und Instrumente des unternehmerischen Zivilengagements, in %

Corporate Giving

Geldspenden 83,4

Sachspenden 59,7

Durchführung von Spendenaktionen und Sammlungen 19,7

Stiftungsgründung bzw. -unterhaltung 3,8

Gesamt 91,0

Corporate Volunteering

Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 47,9

Bereitstellung von Unternehmensmitarbeiterinnen und -mitarbeiter für gesellschaftliches 
Engagement 32,3

Gesamt 60,5



Seite 173 Kapitel IV.

Kostenlose Dienste

Bereitstellung von Dienstleistungen 41,3

Nutzungsüberlassung von Betriebseinrichtungen, Geräten oder Räumen 31,4

Gesamt 54,1

Zusammenarbeit mit gemeinnützigen Organisationen 47,0

Anderes Engagement 2,6

Quelle: Expertise Braun117.

Unternehmen werden auch zunehmend in lokale und überregionale Netzwerke einge-

bunden und bilden selbst Arbeitskreise und Netzwerke. Organisationen wie UPJ und 

CCCD bauen Unternehmensnetzwerke und Plattformen auf. In runden Tischen auf der 

lokalen Ebene und in den Lokalen Bündnissen für Familie werden Unternehmen inte-

griert und Kontakte zu zivilgesellschaftlichen Organisationen hergestellt. Die Bertelsmann 

Stiftung hat die Marktplatzmethode (www.gute-geschaefte.org), mit der die Kooperation 

zwischen Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisationen befördert werden 

soll, in Deutschland bekannt gemacht. Zahlreiche andere Mittlerorganisationen betrei-

ben ähnliche Vernetzungsformen. Gerade kleine und mittlere Unternehmen sind im 

sozialen Nahraum aktiv und zeigen eine ausgeprägte Standortorientierung (Expertise 

zze/Wegner).

Mit dem Wandel der Staatlichkeit wächst die Bedeutung des unternehmerischen gesell-

schaftlichen Engagements. Zudem kommt den Unternehmen immer mehr Verantwor-

tung bei der Reproduktion der soziomoralischen Grundlagen der Gesellschaft und eines 

erfolgreichen wirtschaftlichen Handelns zu. Beim gesellschaftlichen Engagement von 

Unternehmen ist staatlicherseits Zurückhaltung angebracht – zumal die Förderung gesell-

schaftlicher Unternehmensverantwortung kein traditionelles Politikfeld ist. Staatliche 

Zurückhaltung drückt sich darin aus, dass auf Top-down-Strategien verzichtet wird und 

den Nonprofit-Organisationen, den Unternehmensstiftungen, Mittlerorganisationen und 

Protagonisten des unternehmerischen gesellschaftlichen Engagements mehr Möglichkei-

ten eingeräumt werden. Dies bedeutet auch, dass sich das Engagement von Unternehmen 

erst in einer entwickelten Engagementinfrastruktur optimal entfalten kann. Staatliche 

Politik kann eine unterstützende und fördernde Aufgabe übernehmen, wenn sie erkennt, 

dass die vorhandenen Akteure und Strukturen selbst tätig werden können.

Bislang fehlt es aber an einem etablierten Kanon von politischen Instrumenten. Außer-

dem gibt es keine gebündelte Ressortzuständigkeit, sondern vielmehr unterschiedlichste 

Politiken auf den Ebenen der Länder und vor allem in den Kommunen.

Aus der Perspektive der Nonprofit-Organisationen besteht die Herausforderung darin, 

die Zusammenarbeit mit den Unternehmen auszubauen und die latente Staatsorientie-

rung und Abhängigkeit von staatlichen Zuwendungen auszubalancieren.

117  ��Die Ergebnisse der empirischen Unternehmensbefragung, auf die in der Tabelle Bezug genommen wird, 
sind u. a. veröffentlicht worden in CCCD (2007) und Braun (2008).
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Handlungsempfehlungen für den Bereich des unternehmerischen 
Engagements

Die gesellschaftliche Verantwortungsübernahme von Unternehmen ist ein bedeutendes 

Feld für die Weiterentwicklung der Bürgergesellschaft. Die überwiegende Zahl der 

Unternehmen engagiert sich in vielfältigen Formen, und es gibt eine facettenreiche 

Zusammenarbeit von Unternehmen mit zivilgesellschaftlichen Gruppen.

Zur Verbesserung dieser Zusammenarbeit und zur Unterstützung der unternehmeri-

schen Verantwortungsübernahme wird Folgendes vorgeschlagen:

I  �Verbessert werden sollen die Koordination und die Bündelung der vorhandenen CSR-

Aktivitäten der verschiedenen Ressorts. Nur dann kann auf der Ebene der Bundesregie-

rung eine nationale CSR-Strategie erfolgreich umgesetzt werden. Als Querschnittspoli-

tik ist CSR-Politik stärker in die Engagementpolitik zu integrieren.

I  �Die Politik soll bei der Entwicklung einer nationalen CSR-Strategie auf gesetzliche Nor-

mierungen und Verbindlichkeiten verzichten. Vielmehr sollte sich die Politik darauf 

konzentrieren, an vorhandene Strukturen anzuknüpfen und diese zu unterstützen. Hier 

ist insbesondere über eine neue Begrifflichkeit für das Engagement von Unternehmen 

aufgrund der hohen Bedeutung von KMU in diesem Feld nachzudenken. Eine Top-

down-Strategie soll durch eine Bottom-up-Strategie ergänzt werden.

I  �Für den Bereich der unternehmerischen Verantwortungsübernahme soll mehr in die 

Forschung und in die Ausbildung investiert werden. Das Thema der gesellschaftlichen 

Verantwortungsübernahme von Unternehmen ist in die Lehrpläne der betriebswirt-

schaftlichen Fakultäten der Hochschulen zu übernehmen.

I  �Die Politik soll stärker darauf hinwirken, dass Unternehmen die Möglichkeit geboten 

wird, sich intensiver in regionalen Verbünden und lokalen zivilgesellschaftlichen Netz-

werken zu beteiligen. Im Rahmen solcher Verbünde können die Themen Vereinbarkeit, 

Freistellung, Engagementförderung und generell die Zeitpolitik mit allen relevanten 

Akteuren im lokalen oder regionalen Raum diskutiert und gelöst werden.

4.6  Empfehlungen auf der fachpolitischen Ebene: Familie

Familien erbringen Leistungen, von denen die gesamte Gesellschaft profitiert. Deshalb 

sind Familien auch durch das Engagement zu unterstützen.

Familien profitieren vom informellen Engagement. Durch die Förderung von Netzwerk-

strukturen und Nachbarschaften sollen jene Familien unterstützt werden, die nicht als 

Nachfrager auf dem Markt auftreten können. Ziel ist es, durch informelles Engagement 

Familien zu entlasten und gleichzeitig den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu festigen.

In der lokalen Infrastruktur, insbesondere in den Kindertageseinrichtungen, sind Enga-

gierte systematisch und professionell zu unterstützen. Kommunen sollten Engagement 

unterstützende Infrastrukturen und Netzwerke schaffen. So können Kommunen ihre 

familienfreundlichen Strukturen ausbauen und sie als Standortfaktor einsetzen. Dazu 

gehört auch, dass die Teilhabechancen (Vereinsmitgliedschaften) von Kindern und 

Jugendlichen verbessert werden.



Seite 175 Kapitel IV.

Auch die Freiwilligendienste (FSJ und Freiwilligendienste aller Generationen), die sich zu 

einem großen Teil auf die Arbeit mit Kindern und Senioren richten, können verstärkt als 

Ressource in Form eines Engagements für Familien genutzt werden.

Da familiennahes Engagement vor allem durch Frauen erfolgt, ist hier für Geschlechter-

gerechtigkeit im Sinne der Überwindung von tradierten Geschlechterrollen zu sorgen.

Die Pflege erfolgt in Deutschland überwiegend im familialen Kontext (Partner, Kinder, 

Schwiegertöchter). Mit informellen Netzwerken und kommunalen Strukturen können 

Familien durch Engagement Unterstützung erfahren. Um den wachsenden Bedarf in der 

Pflege insgesamt zu decken, sollten die Potenziale des Engagements besser erschlossen 

werden. Die Unterstützung in der Pflege durch Engagement mag zwar nur eine Ergän-

zung sein, um die Lebensqualität zu verbessern, sie kann aber helfen, kritische Situatio-

nen zu bewältigen.

Daneben sind engagementbasierte Pflege- und Hilfeleistungen stärker in die Strukturen 

der offenen und stationären Altenhilfe einzubauen. Engagierte können durch ein Freiwil-

ligenmanagement noch besser in die Strukturen der stationären Pflegeeinrichtungen 

eingebunden werden. Dafür fehlt es insbesondere an Qualifizierungsangeboten für 

Engagierte.

Zudem mangelt es an einer wirksamen Öffentlichkeitsarbeit für diese Form des Engage-

ments. Und nicht zuletzt muss darauf hingewirkt werden, dass sich der Anteil der Männer 

in diesem Bereich des Engagements erhöht.
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V.
Forschung für künftige  
Engagementberichterstattung

Beratung durch wissenschaftliche Expertise
Engagement hat in den letzten Jahren nicht nur mehr gesellschaftliche Aufmerksamkeit, 

sondern auch selbst einen zunehmenden Aufschwung genommen. Dies zeigt eindrucks-

voll der vorliegende Bericht. Eine künftige regelmäßige wissenschaftliche Berichterstat-

tung zum bürgerschaftlichen Engagement und zur Zivilgesellschaft dient mehreren 

Zielen. Sie versteht sich zunächst als wissenschaftliche Beratung der Politik und der zivil-

gesellschaftlichen Akteure. Ein wissenschaftlicher Bericht richtet sich auch an die Öffent-

lichkeit. Mit ihm soll der Diskurs über Engagement und Zivilgesellschaft befördert wer-

den. Die wissenschaftliche Berichterstattung ist zugleich mit einer Intensivierung der 

wissenschaftlichen Forschung zu diesem Thema verbunden.

Eine regelmäßige Berichterstattung zu bürgerschaftlichem Engagement und zur Zivilge-

sellschaft – wie sie etwa mit dem Landesbericht für Baden-Württemberg (Hoch et al. 2007) 

vorliegt – hat die Aufgabe, den wachsenden Bedarf bei politischen Entscheidungen nach 

wissenschaftlich gesichertem Wissen zu befriedigen. In diesem Sinne hat ein Bericht dazu 

beizutragen, dass politische Entscheidungen in diesem Politikfeld rational im Lichte des 

vorhandenen wissenschaftlichen Wissens sind. Eine solche institutionalisierte Form der 

wissenschaftlichen Berichterstattung für die Engagementpolitik existiert bislang nicht.

Weiteres Anliegen der Berichterstattung ist es, den Stand der Engagementpolitik zu 

erfassen und Linien einer nachhaltigen Engagementförderung zu verdeutlichen. Dazu 

gehört auch, dass die politischen, rechtlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingun-

gen untersucht werden.

Der Bericht hat die Aufgabe, wissenschaftliche Expertise zu gesellschaftlich relevanten 

Themen und Trends zur Verfügung zu stellen und den möglichen Beitrag des Engage-

ments zur Lösung gesellschaftlicher Probleme – aber auch die Grenzen – sichtbar zu 

machen. Die Erwartungshaltungen, die von Politik, Engagementpraxis und Wissenschaft 

an die Berichterstattung gestellt werden, lassen sich künftig nur durch eine wissenschaft-

lich fundierte und zugleich praxis- und realitätsnahe Reflexion und Analyse der Engage -

mentsituation erfüllen.

Das Handeln der Akteure auf den unterschiedlichen föderalen Ebenen – Bund, Länder, 

Kommunen – von Unternehmen und zivilgesellschaftliche Organisationen wird in die 

Analyse miteinbezogen. Ihnen wird im Gegenzug wissenschaftlich gesichertes Wissen 

für ihr Handeln und ihre Entscheidungen zur Verfügung gestellt.
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Ziel der wissenschaftlichen Forschung: Verbesserung der Datenlage
Eine künftige Berichterstattung zum bürgerschaftlichen Engagement und zur Zivilgesell-

schaft ist auf eine verbesserte Datenbasis angewiesen. Gegenwärtig gibt es nur unzurei-

chend zuverlässige und hinreichend differenzierte Ergebnisse zur Lage und Ausprägung 

des Engagements. Fundierte Vorschläge, wie die Daten- und Forschungslage allgemein 

und unter speziellen methodischen Gesichtspunkten zu verbessern ist, sind seit einiger 

Zeit unterbreitet worden (vgl. Kistler et al. 2000; Künemund 2006; Anheier et al. 2009). 

Eine elementare Aufgabe besteht darin, ausreichend zuverlässige, belastbare und relativ 

widerspruchslose Daten zu gewinnen. Diese müssen die aktuelle Engagementsituation 

abbilden und zugleich Entwicklungen und Veränderungen des Engagements differen-

ziert darstellen. Es ist nicht nur zu analysieren, inwiefern sich die einzelnen Untersuchun-

gen unterscheiden, sondern es gilt auch zu prüfen, welchen Einfluss die methodische 

Herangehensweise hat und welchen Kriterien die ihnen zugrunde liegenden Ansätze 

genügen.

Für die zukünftige Berichterstattung sind jedoch nicht nur vorhandene Angaben auf ihre 

Aussagekraft hin zu prüfen und vorhandene Datenlücken zu schließen (z. B. informelles 

Engagement, Vereinbarkeit Beruf–Familie–Engagement, Daten zu zivilgesellschaftlichen 

Organisationen). Außerdem ist die Engagementthematik stärker in das amtliche statisti-

sche System zu integrieren. Dadurch kann ein dauerhafter Grundstock gesicherter und 

belastbarer Daten zur Verfügung gestellt werden. Datendefizite sind durch spezielle 

empirische Erhebungen zu schließen.

Neue theoretische Modelle
Der Qualitätssprung in der Engagementforschung kann sich nicht nur auf Fragen der 

Datenerhebung und empirischen Beschreibung beschränken. Er muss auch mit der 

Erklärung von Zusammenhängen und der Entwicklung theoretischer Modelle des Enga-

gements einhergehen.

Eine wesentliche Ursache für den unbefriedigenden Kenntnisstand zum Engagement ist 

in der unzureichenden theoretisch-konzeptionellen Fundierung der Thematik zu sehen. 

Um diese Situation zu verbessern, muss eine kritische Auseinandersetzung mit den vor-

herrschenden Engagementkonzepten erfolgen. Besondere Aufmerksamkeit hat bei 

deren Weiterentwicklung die hohe Komplexität und Dynamik des Engagements zu 

finden. Gerade die in den letzten Jahren eingetretenen Veränderungen in der Engage-

mentpraxis, die auf tief greifenden Veränderungen in der Gesellschaft basieren, bedürfen 

dabei einer stärkeren Aufmerksamkeit. Die zu entwickelnden theoretischen Modelle 

müssen diesen Entwicklungen Rechnung tragen und neue gesellschaftstheoretische 

Konzepte mitaufnehmen.

Begriffe schärfen
Das Fehlen einer allgemeingültigen Definition und die vorhandene kategoriale Vielfalt 

erfordern eine weiterführende wissenschaftliche Klärung: Durch die synonyme Verwen-

dung von Bezeichnungen wie Ehrenamt, bürgerschaftliches Engagement, Freiwilligenar-

beit oder freiwilliges Engagement bestehen einschneidende begriffliche Unklarheiten. 

Bei den Akzentsetzungen bleiben die unterschiedlichen Diskurse, die die Engagement-
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thematik in einzelnen Feldern und Formen auszeichnet, weitgehend unberücksichtigt. 

Während beispielsweise der Begriff des bürgerschaftlichen Engagements die Teilhabe- 

und Demokratisierungsfunktion an prominente Stelle rückt, reicht eine solche Akzentset-

zung für das Engagement in seinen vielschichtigen Ausprägungen nicht mehr aus. Bei-

spielsweise steht eine solche politische Schwerpunktsetzung in einem Engagement, das 

auf die Erstellung von Leistungen im Kontext von Wohlfahrtsproduktion fokussiert ist, 

nicht im Vordergrund.

Um die nicht identischen Aspekte begrifflich stärker zu berücksichtigen, ist zu überlegen, 

inwiefern sich die übergreifende Kategorie „zivilgesellschaftliches Engagement“ besser 

eignet, das heterogene Engagementspektrum einzufangen. Es lassen sich nicht nur die 

unterschiedlichen Gesichtspunkte von Partizipation oder Leistungserbringung eher 

unter dieser Kategorie integrieren als unter jener des bürgerschaftlichen Engagements, 

sondern auch der Bereich der informellen Tätigkeiten ist hier einzubinden. Der Begriff 

des zivilgesellschaftlichen Engagements bietet außerdem gute Möglichkeiten der 

Anknüpfung an die internationale Diskussion und den internationalen Vergleich.

Eine Weiterentwicklung des Begriffsinstrumentariums bedeutet keinen Verzicht von 

bisher verwendeten Termini. Sie muss aber unter der Zielstellung erfolgen, dass sie 

sowohl den Gegebenheiten der Praxis entspricht als auch gleichzeitig präzisen wissen-

schaftlichen Ansprüchen gerecht wird. Letztlich sind dafür neue empirische Operationa-

lisierungen und eine eindeutigere empirische Vorgehensweise erforderlich.

Differenzierung der Engagementfelder
Engagement ist nicht gleich Engagement: Jedes Engagementfeld lässt sich eigenständig 

charakterisieren. Es ist in seiner spezifischen Beschaffenheit von anderen Feldern zu 

unterscheiden. Unterschiedliche Tätigkeiten, die verschiedene Herausforderungen in 

zeitlicher und praktischer Hinsicht mit sich bringen und in jeweils typischen Organisati-

onsformen ausgeübt werden, bestimmen die konkrete Struktur des Engagements in 

einem Bereich. Dies gilt es künftig methodisch bei der Datenerhebung und Analyse stär-

ker zu berücksichtigen.

Aus den Erfahrungen des vorliegenden Berichtes können für die methodische Her

angehensweise exemplarisch einzelne wichtige Aspekte hervorgehoben werden:

I  �Engagement findet nicht nur in formalen Zusammenhängen statt, es realisiert sich 

auch in geringer formalisierten Organisationsformen und informellen Kontexten. Diese 

Settings müssen in eine Datenerhebung miteinbezogen werden.

I  �Die zeitliche Gestalt des Engagements kann trotz regelmäßiger Ausübung im konkreten 

Umfang gering ausfallen. Fragestellungen, die das Ausmaß des Engagements insge-

samt abbilden, müssen einen detaillierten Zeitbezug haben, um auch kurzweilige 

Tätigkeiten zu erfassen.

I  �Die jeweiligen Tätigkeitsspektren in einzelnen Engagementfeldern sind sehr vielschich-

tig. Tätigkeiten sind deshalb nicht mit groben Kategorien zu umschreiben. Es sind 

jeweils eindeutige, auch kleinteilige Tätigkeitskategorien zu entwickeln, die dem Spekt-

rum des Engagements in einem Feld gerecht werden.
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Jedes Engagementfeld hat spezifische Eigenschaften, die methodisch zu beachten sind. 

Teilweise werden sich diese auf andere Felder übertragen lassen, mitunter ist ihre Ausprä-

gung aber lediglich in einem Feld besonders wichtig. Die empirische und wissenschaftli-

che Betrachtung des zivilgesellschaftlichen Engagements, die einer Berichterstattung zu 

diesem Thema zugrunde liegt, muss diese Besonderheiten berücksichtigen. Nur so kann 

die reale Bandbreite und Tiefe des zivilgesellschaftlichen Engagements vollständig abge-

bildet werden.

Kooperation mit der amtlichen Statistik
Eine Möglichkeit zur Verbesserung der Datenlage des Engagements stellt die Kooperati-

on mit der amtlichen Statistik dar. Auf der Ebene zivilgesellschaftlicher Organisationen 

bzw. zur Thematik des Dritten Sektors hat eine solche Kooperation im Rahmen des Projek-

tes „Zivilgesellschaft in Zahlen“ bereits Gestalt angenommen. An die dort gesammelten 

Erfahrungen kann angeknüpft werden.

Konkret ist daran zu denken, ein entsprechendes Frageprogramm in den Mikrozensus 

aufzunehmen oder ein gesondertes Modul anzufügen. Ein Vorbild hierfür bildet z. B. 

Österreich, das mit diesem Ansatz sehr gute Resultate erzielt hat. Dort wurde eine freiwilli-

ge Zusatzerhebung in den Mikrozensus aufgenommen. Das entsprechende Fragepro-

gramm wurde von der Wissenschaft entwickelt. Gefragt wurde sowohl nach dem formel-

len als auch nach dem informellen Engagement (vgl. Statistik Austria 2008).

Der Vorteil eines solchen Vorgehens wäre eine deutliche Anhebung des Stichprobenum-

fangs. Durch die Nutzung eines breiten Frageprogramms lässt sich die Aussagekraft der 

Daten zum Engagement auf individueller Ebene verbessern.

Dieses Vorgehen soll und kann Erhebungen wie den Freiwilligensurvey nicht ersetzen. 

Dessen spezifische Informationen sind für die Engagementforschung weiterhin unerläss-

lich. Vielmehr würde ein solches Vorgehen entsprechende Erhebungen von einem Teil 

des umfangreichen Untersuchungskonzepts entlasten.

Forschungsinfrastruktur
Der gegenwärtige Forschungsstand und die künftigen Ansprüche erfordern eine Verstär-

kung der Grundlagenforschung. Die Erstellung des Engagementberichts kann in dieser 

Hinsicht wichtige Impulse liefern.

Durch die Etablierung eines Forschungsverbundes sind die Koordination und die Abstim-

mung zwischen den verschiedenen Projekten zu verbessern. Der Auf- und Ausbau eines 

Forschungsnetzwerkes muss zu einer stärkeren Zusammenarbeit einschlägiger Wissen-

schaftler aus verschiedenen Disziplinen und zu einer netzwerkartigen Verknüpfung der 

Forschungsaktivitäten führen. Der Forschungspolitik auf Länderebene kommt dabei ein 

hoher Stellenwert zu. Die Kooperationen und Netzwerke sind auch auf internationaler 

Ebene auszubauen.

Die Forschungsförderungsorganisationen sind zu sensibilisieren, damit sie durch die 

Initiierung von Programmen und Projekten das Thema unterstützen. Um die anstehen-
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den Aufgaben zu lösen, sind darüber hinaus neue Formen der Forschungsförderung 

erforderlich. Durch die Zusammenführung von Mitteln aus unterschiedlichen Quellen 

(Stiftungen, Bundes- und Länderministerien, zivilgesellschaftliche Organisationen) ist  

die Forschung weiter auszubauen. Diese Form trägt zudem dazu bei, dass neben rein 

wissenschaftlichen Zielstellungen Fragen der praktischen Gesellschaftspolitik und die 

Interessenlagen von Ländern, Kommunen, Stiftungen und weiteren Organisationen 

Berücksichtigung finden.

Des Weiteren kann die Einrichtung eines gesonderten Fonds auf der Grundlage eines 

Forschungsprogramms bei der DFG eine wichtige unterstützende Funktion haben. Um 

neben der Forschung die Lehre auszubauen, sind an Hochschulen spezielle Lehrstühle 

einzurichten.
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WZB Projektgruppe Zivilengagement

Bericht zur Lage und zu den Perspektiven des  
bürgerschaftlichen Engagements in Deutschland

– Kurzfassung –

In unserer Gesellschaft bringen Bürgerinnen und Bürger in einem beachtlichen Umfang 

Geld, Zeit, Energie und Ideen für gemeinschaftliche Belange auf. Der Stellenwert dieses 

Engagements wird durch verschiedene Gesellschaftsentwicklungen noch verstärkt: 

Neben bereits bestehenden Tendenzen zunehmender Individualisierung, sozialer Des-

integration, von geringer werdendem Interesse an Politik und des Schwindens der Leis-

tungsfähigkeit traditioneller Sozialsysteme sind inzwischen auch die Auswirkungen der 

gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaftskrise zu spüren.

Eckpunkte und Grundlinien des Engagements
Unter bürgerschaftlichem Engagement wird in der Regel ein individuelles Handeln 

verstanden, das sich durch Freiwilligkeit, fehlende persönliche materielle Gewinnabsicht 

und eine Ausrichtung auf das Gemeinwohl auszeichnet. Das schließt auch einen individu-

ellen Nutzen in Form der Aneignung von Wissen und Kompetenz, das Knüpfen und die 

Pflege sozialer Beziehungen oder andere ideelle Erträge mit ein. Wesentliches Merkmal 

des Engagements ist, dass es durch gesellschaftliche Verantwortung mit unterschiedli-

cher Reichweite – vom internationalen humanitären Einsatz bis hin zu alltäglichen 

Unterstützungs- und Hilfeleistungen – geprägt wird. Diese Tätigkeit findet weitgehend 

im öffentlichen Raum statt und sichert Teilhabe und Integration .

Um die umfassenden Potenziale des bürgerschaftlichen Engagements für die Gesell-

schaft noch besser zu nutzen, ist ein kooperatives Zusammenwirken von Staat, Wirtschaft 

und Zivilgesellschaft erforderlich.

In Deutschland engagieren sich nach Angaben aus dem Freiwilligensurvey 2004  

23 Mio. Menschen. Sie tun dies in zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen 

unterschiedlicher Rechtsformen, beispielsweise in den rund 600.000 eingetragenen 

Vereinen und über 16.000 Stiftungen. Gleichzeitig wird immer deutlicher, dass es neben 

einem politischen, sozialen, kulturellen oder auf Geselligkeit ausgerichteten Engage-

ment in zivilgesellschaftlichen Organisationen oder staatlichen Institutionen zahlrei-

che informelle Tätigkeiten in Formen des nichtorganisierten Engagements gibt. Diese 

werden im Rahmen von Netzwerken, die aus Nachbarn, Freunden und Bekannten beste-

hen, geleistet.

Das bürgerschaftliche Engagement in Deutschland hat bereits einen hohen Entwick-

lungsstand erreicht. Im europäischen Vergleich liegt es zwar nicht an der Spitze (skandi-

navische Länder, Niederlande), es nimmt aber einen guten Mittelplatz ein. Nach Angaben 
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aus dem Engagementatlas 2008 engagieren sich rund 34 % der Bürgerinnen und Bürger 

und damit mehr als jede bzw. jeder Dritte.

Zu vergleichbaren Ergebnissen kommen andere Untersuchungen wie der Freiwilligen-

survey oder das Sozio-oekonomische Panel (SOEP). Nach den Angaben des SOEP, die eine 

langfristige Analyse des Engagements ermöglichen, ist der Anteil der Engagierten von 

22 % im Jahre 1985 auf 30 % im Jahre 2007 gestiegen (vgl. Abb. 1).

Abbildung 1: �Entwicklung der Engagementquote in Deutschland, 1985–2007 (1985–1988 nur alte Bundes-
länder), in %
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Datenbasis: SOEP 24; eigene Berechnungen.

Dabei weist das regelmäßige Engagement, das mindestens einmal im Monat ausgeübt 

wird, eine beachtliche Stabilität auf. Es ist seit 1998 gestiegen und traf 2007 für 17 % der 

Bevölkerung ab 16 Jahren zu. Der Anteil der wöchentlich Engagierten liegt 2007 bei  

9 % und hat seit 1998 geringfügig zugenommen. Gerade die regelmäßig Engagierten 

erreichen mit ihrem zeitlichen und kontinuierlichen Einsatz eine hohe Wirksamkeit. Das 

Engagement, das seltener, d. h. in größeren Zeitabständen, erbracht wird, unterliegt im 

Zeitverlauf stärkeren Schwankungen.

Insgesamt ist ein Teil des Engagements durch einen begrenzten Zeitraum und durch 

relativ kurzfristige Ein- und Austritte gekennzeichnet. Hierfür gibt es unterschiedliche 

Gründe, so die engen Bindungen des Engagements an bestimmte lebensbiografische 

Phasen (z. B. das Zusammenleben mit Kindern und daraus resultierende Engagementge-

legenheiten), Veränderungen von Lebenslagen (z. B. Verschlechterung der Einkommens-

situation infolge von Arbeitslosigkeit) oder der Charakter des Engagements selbst (z. B. 

die zeitliche Begrenzung einer Wahlperiode). Austritte können mehr oder weniger 

unfreiwillig erfolgen, wenn sie etwa durch erwerbsbedingte Zwänge (z. B. geringe zeitli-

che Flexibilität) hervorgerufen werden. Für bestimmte Engagementbereiche (wie Pflege 

und Betreuung) können sich aus dem häufigen Wechsel der Engagierten durchaus Pro

bleme ergeben.
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Es ist fraglich, ob die Engagementquote auch in Zukunft auf dem hohen Niveau bleibt, 

denn die Engagementbereitschaft wird von vielfältigen Faktoren beeinflusst. Hierzu 

zählen u. a. die Entwicklung der wirtschaftlichen Situation, der Wertewandel oder demo-

grafische Veränderungen.

Engagement hat Geschlecht
Die traditionelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im privaten und beruflichen 

Bereich reproduziert sich in einem hohen Maße im Engagement.

Frauen engagieren sich zum einen weniger als Männer – 2008 waren es 32 % der Frauen 

gegenüber 38 % der Männer. Dies liegt auch daran, dass sie stärker von Vereinbarkeitspro-

blemen der drei Bereiche Beruf, Familie und Engagement betroffen sind. Ein Indikator 

hierfür ist, dass ihr Engagement bei sinkender Arbeitszeit zunimmt.

Zum anderen sind Frauen in jenen Feldern überdurchschnittlich engagiert, die eine Nähe 

zum Sozialen und auch zur Familie aufweisen. Der Frauenanteil im Engagement für Kin-

der und Jugendliche liegt 2008 bei 62 % (Männer: 38 %) und im Bereich Soziales, Gesundheit 

und Pflege bei 63 % (Männer: 37 %). Häufig üben Frauen und Männer ihre Engagementtä-

tigkeiten auf unterschiedlichen Hierarchieebenen aus: Leitende Funktionen werden 

deutlich weniger von Frauen übernommen.

Engagement von Jugendlichen: eigenorientiert und selbstorganisiert
Immer wieder wird kritisch festgestellt, dass das Interesse von Jugendlichen an etablier-

ter Politik, anderen gesellschaftlichen Themen und am bürgerschaftlichen Engagement 

stark gesunken ist.

Der Freiwilligensurvey 2004 – eine Befragung, die auf einer anderen methodischen Grund-

lage als das SOEP basiert und das Engagement differenzierter erfasst – ermittelte eine 

Engagementquote bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 14 und 29 Jahren 

von 35%. Sie entsprach fast dem Gesamtniveau (36 %) und blieb gegenüber 1999 unverän-

dert (vgl. Abb. 2).

Abbildung 2: Engagementquoten nach Altersgruppen in Deutschland, 1999 und 2004, in %
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Die SOEP-Daten belegen, dass seit Mitte der 1990er-Jahre der Anteil der selten Engagier-

ten in dieser Altersgruppe sehr hoch ist.

Bei den Jugendlichen handelt es sich um ein Engagement, das auf eigene Interessen und 

auf den Kreis Gleichaltriger gerichtet ist. Dies zeigt sich darin, dass der größte Engage-

mentbereich der Jugendlichen Sport und Bewegung ist. Hingegen spielt das Engagement 

von Jugendlichen im sozialen Bereich, bis auf die Rettungsdienste, kaum eine Rolle.

Ein Drittel der Jugendlichen engagiert sich informell in ihrem unmittelbaren Umfeld. 

Informellen Organisationsformen im schulischen Bereich kommt ein besonderer Stellen-

wert zu: 1999 waren 18 % der im schulischen Kontext engagierten Jugendlichen in Projek-

ten, Initiativen und selbstorganisierten Gruppen tätig, 2004 ist ihr Anteil mit 32 % fast 

doppelt so hoch. Die Verdichtung der Schul- und Studienzeiten bringt jedoch die Gefahr 

mit sich, dass nicht mehr ausreichend Zeit für Engagementtätigkeiten bleibt.

Auch Bildung und soziale Einbindung hat in dieser Altersgruppe einen großen Einfluss 

auf die Engagementbereitschaft. Das bedeutet, dass sich sozial benachteiligte Jugendli-

che deutlich weniger engagieren.

Zunahme des Engagements von Älteren
Im Vergleich der Jahre 1999 und 2004 sind die Engagementquoten älterer Menschen 

überdurchschnittlich gestiegen (vgl. Abb. 2). Anhand der SOEP-Daten ist diese Entwick-

lung bereits seit Mitte der 1990er-Jahre nachzuweisen. Der Trend lässt sich nicht auf eine 

bestimmte Generation, beispielsweise die sog. 68er, begrenzen. Die Zunahme des Enga-

gements älterer Menschen ist jedoch eine noch junge Tendenz: Fast ein Drittel der über 

60-Jährigen gibt an, das Engagement erst innerhalb der letzten fünf Jahre aufgenommen 

zu haben.

Ausgeweitet hat sich das Engagement der Älteren vor allem in den Bereichen Kirche und 

Religion, Soziales sowie Sport und Bewegung. Ebenso wie bei den Jugendlichen konzen

triert sich das Engagement der Älteren in einem starken Maße auf die eigene Altersgruppe.

Zukünftige Engagementpotenziale
Bevölkerungsdiagnosen gehen davon aus, dass die Alterung der Bevölkerung das Enga-

gementpotenzial in einzelnen Bereichen unterschiedlich beeinflusst. Einige werden 

demnach Zuwächse verzeichnen, andere Rückgänge: Der geringere Anteil von Kindern 

und Jugendlichen kann künftig zu einem starken Rückgang des Engagements im Bereich 

Kindergarten und Schule führen. Auch Sport und Bewegung sowie die außerschulische 

Jugendarbeit könnten einen Bedeutungsverlust erfahren.

Hingegen ist in jenen Bereichen, bei denen es um die Belange der Älteren geht, mit einem 

verstärkten Bedarf und Zuspruch zu rechnen. Es werden in Zukunft vermehrt Einsatzfel-

der nachgefragt, die sich auf eine Kurzzeitpflege, das kommunikative und soziale Mitei

nander, die hauswirtschaftliche Unterstützung, die Gewährleistung und Sicherung von 

Mobilität und auf die Beratung von pflegenden Angehörigen beziehen. Damit sind Poten-

ziale und Bedarfe in der ambulanten Pflege und auch in Bezug auf die Begleitung von 
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Personen mit Demenz angesprochen. Der Hospizbereich stellt künftig ebenfalls ein wich-

tiges Engagementfeld dar.

Bisher wird das Engagement für ältere Menschen vor allem von Personen ab dem 60. Le- 

bensjahr ausgeübt. Der bessere Gesundheitszustand wird für diese Gruppe künftig län-

gere Aktivitätsphasen, auch hinsichtlich des Engagements, erlauben. In naher Zukunft 

wird dennoch der Einsatz der jüngeren Generationen gefragt sein, sich der vielfältigen 

Aufgaben anzunehmen.

Die Möglichkeiten, die Engagement für ein lebenslanges Lernen bietet, kann die Engage-

mentbereitschaft dabei positiv beeinflussen.

Engagement durch Spenden
Den Deutschen kann durchaus eine „Kultur des Gebens“ bescheinigt werden. Die jährli-

che Gesamtsumme der Spenden wird auf 2,1 bis 4,5 Mrd. Euro geschätzt. Jeweils 40 % der 

Bevölkerung ab 14 Jahren spendet jährlich (vgl. Abb. 3). Die Spenderquoten sind relativ 

stabil, lediglich im Zusammenhang mit besonderen Katastrophenfällen wie der Elbe-Flut 

oder der Tsunami-Katastrophe sind sie spürbar angestiegen.

Abbildung 3: Entwicklung der Spenderquote und der Spendenhöhe in Deutschland, 1995–2008
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Datenbasis: TNS Infratest 2008; eigene Darstellung.

Die durchschnittliche jährliche Summe, die je Spender zur Verfügung gestellt wird, ist 

von 78 Euro im Jahre 1995 auf 102 Euro im Jahre 2008 und damit auf 131 % angewachsen 

(vgl. Abb. 3). Die Spendenbeteiligung liegt bei den Frauen etwas höher als bei den Män-

nern, und sie steigt mit dem Alter an. Beamte und Selbstständige nehmen Spitzenpositio-

nen bei der Spendenbeteiligung ein.

Zivilgesellschaftliche Organisationen als Orte des Engagements
Engagement erfolgt zu einem wesentlichen Teil in zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen. Besonders die Anzahl der eingetragenen Vereine ist über einen längeren Zeitraum 

dynamisch gewachsen (vgl. Abb. 4). Im Jahre 2008 waren 674 Vereine je 100.000 Einwoh-

ner in die Vereinsregister eingetragen.
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Abbildung 4: �Anzahl der Vereine insgesamt sowie der Sport- und Gesangsvereine je 100.000 Einwohner, 
1960–2007*
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Die Frage, ob der Rückgang der aktuellen Vereinszahlen auf eine Trendwende zurückzu-

führen ist, kann gegenwärtig noch nicht eindeutig beantwortet werden. Zumindest 

deuten sinkende Mitgliederzahlen auf zunehmende Probleme dieser Organisationsform 

hin.

Stiftungsboom mit geringem Vermögen
Stiftungen haben in den vergangenen Jahren eine besonders dynamische Entwicklung 

erfahren. Nach Angaben des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen existierten zu 

Beginn des Jahres 2009 mit 16.406 rechtsfähigen Stiftungen bürgerlichen Rechts rund  

6 % mehr als im Vorjahr. Die Hälfte dieser Stiftungen wurde in den letzten zehn Jahren 

gegründet. Im Jahre 2008 wurden über 1.000 Stiftungen neu errichtet, 2007 waren es 

über 1.100. Eine dynamische Entwicklung verzeichneten bis 2006 auch die Bürgerstiftun-

gen. Zu befürchten ist, dass die Finanzkrise nicht nur das Vermögen der Stiftungen 

schmälert, sondern sich auch negativ auf die Zahl der Stiftungsgründungen auswirkt.

Nicht in gleicher Weise wie die Anzahl der Stiftungen nahm das Stiftungsvermögen zu. 

Der überwiegende Teil der Stiftungen hat nur einen geringen Vermögensstock, der durch 

die Möglichkeit der Zustiftung allerdings wächst. Mehr als die Hälfte der Stiftungen (54 %) 

kann bis zu 50.000 Euro im Jahr ausgeben und nur 10 % mehr als 2,5 Mio. Euro.

Neue Organisationsformen nutzen: Internet
Zu den neuen Organisationsformen des Wissenstransfers und der Kommunikation zählt 

das Internet. Es bietet für gemeinnützige Organisationen, Initiativen und einzelne Enga-

gierte vielfältige Nutzungsmöglichkeiten, beispielsweise kann es den Zugang zum 

Engagement erleichtern. Organisationen können durch eine internetgestützte Öffent-

lichkeitsarbeit mehr Engagierte gewinnen. Die Engagierten wiederum können sich 

ausführlich über Engagementmöglichkeiten informieren. Bis jetzt nutzen durchschnitt-

lich 43 % der Engagierten das Internet hauptsächlich, um Informationen zu beschaffen. 

Vor allem Jugendliche (49 %) und junge Erwachsene (56 %) greifen stärker als Ältere im 

Rahmen ihres Engagements auf das Internet zurück.
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Das Internet schafft neue Engagementformen, die von einfacher Unterstützung durch 

Mentoring über Bereitstellung von Wissen in Form von Engagement-Wikis (Wissen zu 

Engagementthemen in Form der Online-Enzyklopädie Wikipedia) bis hin zu Online- 

Campaigning reichen.

Insgesamt ist das Internet als Engagementort noch nicht erschlossen. Die aktive Nutzung 

durch Web-2.0-Formen ist wenig entwickelt, und viele Aktivitäten im Internet, z. B. Online-

Gaming, sind eher dem Freizeitbereich zuzuordnen.

Engagement für und von Familien
Familien gehören einerseits zu den Hauptakteuren des Engagements und sind anderer-

seits ein wichtiger Empfänger der Leistungen von Engagement.

Insgesamt 49 % des Engagements richten sich an Familien, Kinder und Senioren. Das 

informelle Engagement zwischen Nachbarn, Freunden und Bekannten ist dabei noch 

nicht berücksichtigt. Vom Sportkurs über andere Freizeitangebote bis hin zu Betreuung 

und Hilfen im Alltag sind die Leistungen der Engagierten breit gefächert.

Das Engagement von Familien zeigt sich in ihrer überdurchschnittlichen Engagementquo-

te: Paare mit Vorschul- und Schulkind(ern) bis 14 Jahre sind beispielsweise zu 66 % enga-

giert. Ursächlich hierfür können bestimmte Engagementgelegenheiten (z. B. Elternbeirat) 

sein, die sich für Eltern durch ihre Kinder zusätzlich eröffnen.

Breite Organisationslandschaft des Engagements für Familien
Die Engagementlandschaft im Bereich der Unterstützung für Familien unter Einschluss 

älterer Menschen ist durch eine große organisatorische Formenvielfalt gekennzeichnet. 

Das Engagement findet sowohl in Großorganisationen als auch in zahlreichen Verbän-

den, in Vereinen und Netzwerkstrukturen, aber auch in geringer bis nicht formalisierten 

Strukturen, d. h. auf informeller Ebene, statt.

So verfolgen die Netzwerkstrukturen der 563 Lokalen Bündnisse den Ansatz eines koope-

rativen Engagements durch Akteure aus Politik/Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesell-

schaft. Das zentrale Kapital der Kooperationen besteht in der Bereitschaft zur Zusammen-

arbeit und in den speziellen Kompetenzen der Beteiligten. Dabei arbeiten in fast allen 

Lokalen Bündnissen (93 %) zivilgesellschaftliche Organisationen, z. B. Familienverbände, 

familienorientierte Einrichtungen und Kirchen, mit. Wichtige Handlungsfelder der 

Bündnisse sind die Kinderbetreuung sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Eine weitere wichtige Organisationsform für familienunterstützendes Engagement 

stellen die 500 Mehrgenerationenhäuser (MGH) dar. In den serviceorientierten Häusern, 

in denen haushaltsnahe Dienstleistungen und Kinderbetreuung angeboten werden, sind 

Engagierte neben den Festangestellten und Selbstständigen mit einem Anteil von 48 % ak- 

tiv. Sie tun dies vor allem in Bezug auf Aktivitäten, die keine Regelmäßigkeit erfordern 

oder nicht in den hygienischen Bereich fallen (z. B. Vorlesen oder Beratung). Da das Enga-

gement in den serviceorientierten Häusern im Vergleich zu anderen MGH-Typen aber 

einen eher geringen Stellenwert hat, ist es in diesen Häusern künftig noch stärker zu 

entfalten.
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Auch durch die Generationsübergreifenden Freiwilligendienste (GüF) wurden verstärkt 

Potenziale im Bereich familienunterstützender Maßnahmen durch Engagement erschlos-

sen. Insgesamt waren hier rund 70 % der Teilnehmer in den Bereichen Kinderbetreuung, 

Familienunterstützung, Seniorenarbeit und Pflege tätig.

Engagement für Familien und ältere Menschen findet ebenfalls in öffentlichen Einrich-

tungen statt. So erhalten Heimbewohnerinnen und Heimbewohner in stationären Pflege-

einrichtungen zu 14 % ab und an in der Woche Unterstützung durch Engagierte. Es sind 

allerdings weniger die konkreten Pflegemaßnahmen als vielmehr kulturelle und soziale 

Aktivitäten, die hier zusätzlich angeboten werden. Pflegebedürftige Personen in Privat-

haushalten erhalten zu 11 % Unterstützung durch Engagierte.

Zu den geringer formalisierten Organisationsformen, in denen ein Engagement für 

Familien stattfindet, zählen bestimmte Initiativen und Formen der Selbsthilfe sowie 

selbstorganisierte Gruppen. Die meisten der hier Engagierten (39 %) sind dabei in den 

familiennahen Bereichen Schule und Kindergarten sowie Soziales aktiv. Allein am Bei-

spiel der Elterninitiativen im Bereich Kinderbetreuung, die seit 1994 kontinuierlich auf 

derzeit rund 4.362 Initiativen (Anteil 9 % an allen Kindertageseinrichtungen) gestiegen 

sind, wird deutlich, wie durch Engagement verstärkt Formen der Selbstorganisation 

entstehen. Elterninitiativen stellen hier mittlerweile 137.358 Betreuungsplätze (Anteil 4 %) 

und tragen aktiv zur Gestaltung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten bei.

Informelles Engagement reicht über organisierte Strukturen hinaus
Familien erfahren durch informelles Engagement wichtige ergänzende Unterstützung. 

Durch Kontakte zu Nachbarn, Freunden und Bekannten bilden sich persönliche Netzwer-

ke, die Grundlage für gegenseitige Hilfeleistungen sind und das Gefühl von Zusammen-

gehörigkeit und Solidarität untereinander stärken. Berufstätige Eltern greifen beispiels-

weise wegen nicht ausreichender Kinderbetreuungsmöglichkeiten zu 13 % auf die 

unentgeltliche Betreuung ihrer Kinder durch Verwandte, Nachbarn und Freunde zurück.

Abbildung 5: �Anteil der Freunde, Bekannten und Nachbarn an der Befriedigung des Pflegebedarfs,  
1985–2007, in %
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Datenbasis: SOEP 24, gewichtet; eigene Berechnungen.

Noch ausgeprägter ist das informelle Engagement bei der Befriedigung des Pflegebe-

darfs. Trotz eines gleichbleibenden Anteils von Personen mit Pflegebedarf ist der Anteil 
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an Hilfeleistungen durch Freunde, Bekannte und Nachbarn in den letzten Jahren gestie-

gen (vgl. Abb. 5). Sie helfen mittlerweile zu 15 %, den Pflegebedarf abzudecken.

Ein Plus an Lebensqualität
Engagement für Familien hat grundsätzlich – in Relation zu öffentlichen und privatwirt-

schaftlichen Leistungen – ergänzenden Charakter. So findet es zumeist nicht täglich statt, 

wie es die Bedarfe im familialen Kontext oft erfordern, sondern wird in der Regel nur 

ein- bis zweimal wöchentlich ausgeübt. Durch ihren zusätzlichen Charakter erhalten die 

Angebote eine besondere Eigenschaft: Gewinn an Lebensqualität. Es sind jene Leistungen 

der emotionalen Zuwendung wie Zuhören, Vorlesen, Hände halten, Basteln und vieles 

mehr, für die anderenorts nicht immer die nötige Zeit zur Verfügung steht, die durch 

Engagement erbracht werden. Ein solches Engagement zielt vor allem auf eine Steige-

rung des Wohlbefindens und auf soziale Einbindung. Deshalb ist eine weitere Unterstüt-

zung des Engagements für Familien und ältere Menschen erforderlich.

Da der Umgang mit Menschen sowohl in physischer als auch psychischer Hinsicht voraus-

setzungsvoll ist, kann dies in einzelnen Feldern (z. B. im Umgang mit dementen Personen) 

eine bessere Qualifizierung erfordern. So arbeiten öffentliche Träger im Pflegebereich, 

die Qualifizierungsmaßnahmen anbieten, nachweislich intensiver mit Engagierten 

zusammen als andere Einrichtungen.

Engagementpolitik
Engagementpolitik findet auf der Ebene des Bundes, der Länder und der Kommunen 

statt. Das größte Defizit besteht darin, dass die politischen Akteure wenig voneinander 

wissen. Daher ist ein systematischer Austausch von Informationen über Vorhaben, Maß-

nahmen, Fördereffekte und vorhandene Strukturen erforderlich. Es wird deshalb vorge-

schlagen, dass die Koordination auf den föderalen Ebenen verbessert wird.

Engagementpolitik sollte dabei vermeiden, dass sie zu einer Top-down-Strategie wird. Sie 

muss die Freiwilligkeit des Engagements anerkennen und Strukturen fördern, die eine 

freie Wahl des Engagements ermöglichen.

Engagementpolitik ist zukünftig in zweifacher Hinsicht zu verbessern. Sie ist zum einen in 

den einzelnen Ressorts als Querschnittsaufgabe zu behandeln und zum anderen innerhalb 

der Bundesregierung und der Landesregierungen ressortübergreifend zu koordinieren.

Netzwerke sind sowohl auf der Ebene des Bundes (BBE) als auch – allerdings noch nicht 

durchgehend – auf der Ebene der Länder zu finden. Die Vernetzung ist vor allem zwi-

schen gleichartigen Organisationen auszubauen. Thematische und strukturelle Gemein-

samkeiten fördern den Austausch von Erfahrungs- und Lösungswissen.

Engagementförderung durch den Bund erfolgte in den vergangenen Jahren vor allem 

durch die Begünstigung des individuellen Engagements in Form steuerrechtlicher Anreize 

(steuerfreie Aufwandspauschalen, Freibeträge, Versicherungsleistungen). Sie privilegiert 

dabei Gutverdienende und größere Organisationen, die Aufwendungen ersetzen können. 

Zu verstärken ist deshalb künftig die Förderung von Infrastruktur für das Engagement wie 

internetgestützte Informationsplattformen und lokale Kontakt- und Anlaufstellen.
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Mit dem Ausbau der infrastrukturellen Förderung ist die Selbststeuerungsfähigkeit der 

zivilgesellschaftlichen Organisationen zu optimieren. Diese kann einen Beitrag zu einer 

gleichberechtigten Beziehung zwischen Staat und Zivilgesellschaft leisten. Möglich ist 

dies durch mehr Transparenz, u. a. in Form einer zentralen Datenbank für Vereine, Stif-

tungen und andere zivilgesellschaftliche Organisationen. In ihr können Organisationen, 

abgestuft nach ihrer Größe, Finanz- und Jahresberichte hinterlegen.

Zeitpolitik
Das Thema Zeitpolitik gewinnt für das bürgerschaftliche Engagement immer größere 

Bedeutung. Zeitpolitik ist eine Aufgabe, die die ganze Gesellschaft betrifft.

Eine veränderte Zeitpolitik muss mit Blick auf die Einzelne bzw. den Einzelnen darauf 

hinwirken, dass sich die starren Lebens- und Berufsverläufe (Ausbildung – Erwerbsarbeit –  

Rente) ändern und Engagement in den verschiedenen Lebensphasen einen festen Platz 

bekommt. Hier sind neue Passungsverhältnisse zu entwickeln.

Auf der lokalen Ebene ist zu Vereinbarungen zu gelangen, mit denen die zeitlichen Erfor-

dernisse von Beruf, Familie und Engagement besser aufeinander abgestimmt werden 

können. Dies betrifft vor allem die Regelung von Arbeits- und Öffnungszeiten. Auch 

Institutionen wie die Schulen und Bildungseinrichtungen müssen sicherstellen, dass 

Jugendlichen Raum für Engagement bleibt.

Informelle Netzwerke und Nachbarschaften stärken
Die Bedeutung von Netzwerken für das Engagement wird zunehmend sichtbar. Netz

werke fördern die soziale Einbindung. Sie sind sowohl auf der individuellen als auch auf 

der gesellschaftlichen Ebene wertvoll. Die Entwicklung von Netzwerken ist daher stärker 

zu fördern und etablierte Netzwerke sind wirksam zu unterstützen. Im lokalen Raum sind 

besonders Nachbarschaftsstrukturen sowie neue Wohn- und Pflegeformen in der Alten-

politik zu entwickeln, und bei Jugendlichen ist die Bedeutung von Patenschaften und 

Mentoring bewusst zu machen.

Engagement in Organisationen stärken
Organisationen haben sich in den letzten Jahren stark verändert (Professionalisierung, 

Ökonomisierung). Engagierte müssen durch ein Freiwilligenmanagement aktiv einge-

bunden werden. Insbesondere muss hier das Verhältnis von Hauptamtlichen und Ehren-

amtlichen verbessert werden.

Das Freiwilligenmanagement umfasst auch bessere Angebote an Weiterbildung und 

Anerkennung. Organisationen haben darüber hinaus für einen geschlechtergerechten 

Aufbau zu sorgen, vor allem in den Leitungspositionen.

Jugendliches Engagement stärker motivieren
Frühe Erfahrung mit Engagement ist für die Entwicklung von Engagementbiografien 

und -karrieren besonders wichtig. Zudem sind Jugendliche unabhängig von Herkunft 

und Bildungsstand zum Engagement zu führen. Kindern und Jugendlichen sollen bessere 

Möglichkeiten gegeben werden, mit anderen zusammen etwas zu machen und gemein-

same Projekte durchzuführen.
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Durch Orte für gemeinsame Projekte können Kommunen junge Menschen stärker bin-

den und damit attraktiver werden. Auch Kindertageseinrichtungen, Schulen und andere 

Bildungsstätten sollen Kindern und Jugendlichen mehr Mitwirkungsmöglichkeiten 

bieten. Durch soziales Engagement als Teil des Projektunterrichts kann Verantwortungs-

übernahme bei Schülerinnen und Schülern eingeübt werden. Insgesamt ist gesellschaftli-

ches Engagement als Bildungsziel in den verschiedenen Einrichtungen stärker in den 

Mittelpunkt zu stellen.

Stiftungen sind Teil der Zivilgesellschaft
Stiftungen müssen noch stärker als Financiers und Innovatoren der Zivilgesellschaft 

fungieren. Nach wie vor gibt es sehr viele kleine Stiftungen. Durch die Möglichkeit der 

Zustiftung sollen Stiftungen wachsen, um die neuen Aufgaben besser bewältigen zu 

können. Hierfür sind gemeinsame Anstrengungen des Stiftungssektors erforderlich.

Internet stärker nutzen
Der Zugang zum Engagement erfolgt gegenwärtig überwiegend über den Freundes- und 

Bekanntenkreis. Weitere Einflussfaktoren für das Engagement sind die Einkommenshö-

he, das Vorhandensein eines starken Interesses an Politik und am öffentlichen Leben 

sowie die kirchliche bzw. religiöse Bindung. Das Internet wird für das Engagement noch 

viel zu wenig genutzt – und wenn doch, dann eher in der passiven Form zur Gewinnung 

und Verbreitung von Informationen.

Die Organisationen sind aufgerufen, das Internet mit seinen interaktiven Möglichkeiten 

(z. B. Web-2.0-Formen) stärker zu nutzen. Sie können damit Interessierte – ohne eine 

formale Mitgliedschaft – an sich binden. Darüber hinaus ist bei der Engagementförde-

rung darauf zu achten, dass auch bildungsferne Schichten mit den Nutzungsmöglichkei-

ten des Internets vertraut werden.

Engagement für und von Familien stärken
Familien erbringen Leistungen, von denen die gesamte Gesellschaft profitiert. Deshalb 

sind Familien auch durch das Engagement zu unterstützen.

Familien profitieren vom informellen Engagement. Durch die Förderung von Netzwerk-

strukturen und Nachbarschaften sollen diejenigen Familien unterstützt werden, die 

nicht als Nachfrager auf dem Markt auftreten können. Ziel ist es, durch informelles Enga-

gement Familien zu entlasten und gleichzeitig den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 

festigen.

In der lokalen Infrastruktur, insbesondere in den Kindertageseinrichtungen, sind Enga-

gierte systematisch und professionell zu unterstützen. Kommunen sollten Engagement 

unterstützende Infrastrukturen und Netzwerke schaffen. So können Kommunen ihre 

familienfreundlichen Strukturen ausbauen und sie als Standortfaktor einsetzen. Dazu 

gehört auch, dass die Teilhabechancen (Vereinsmitgliedschaften) von Kindern und 

Jugendlichen verbessert werden.
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Auch die Freiwilligendienste, die sich zu einem großen Teil auf die Arbeit mit Kindern und 

Senioren richten, können verstärkt als Ressource in Form eines Engagements für Familien 

genutzt werden.

Da familiennahes Engagement vor allem durch Frauen erfolgt, ist hier für Geschlechter-

gerechtigkeit im Sinne der Überwindung von tradierten Geschlechterrollen zu sorgen.

Engagementforschung ausbauen
In der wissenschaftlichen Forschung sind Engagement und Zivilgesellschaft immer noch 

randständige Themen. Engagementpolitik benötigt wissenschaftliche Expertise und 

Beratung – nicht nur für staatliche Akteure, sondern auch für zivilgesellschaftliche Orga-

nisationen. Deshalb bedarf es des Ausbaus der Forschungsinfrastruktur. Fundament der 

Forschung ist eine verbesserte Datenlage. Die Engagementthematik muss stärker in das 

amtliche statistische System integriert werden.

Auch die Datenlage zum Engagement für Familien ist zu verbessern. Insbesondere sind 

eine Bedarfsanalyse zur Nachfrage und eine Qualitätsbewertung von Engagement durch 

Familien zu erstellen.

Ebenso notwendig sind weitere theoretisch-konzeptionelle Überlegungen zum bürger-

schaftlichen Engagement, die den neueren Entwicklungen und Tendenzen im Engage-

ment gerecht werden. Des Weiteren besteht Bedarf zum Ausbau der Infrastruktur der 

Engagementforschung. Ziel sollte die Schaffung einer breit vernetzten, kooperativen und 

stärker koordinierten Forschungslandschaft sein, durch die Forschungsleistungen und 

Impulse für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Wissenschaft erbracht werden.

Durch größere Stiftungs- und DFG-finanzierte Programme sind sowohl die quantitative 

und die qualitative als auch insbesondere die interdisziplinäre Forschung zu verstärken.
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